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Der Bezug 


über mangelhafte Suſtellung ſind bei Poſtbezug ausſchließlich bei der Poſt anzubringen. 


Anzeigen 


Geſetzgebung 


I. 


die Allgemeinen deutſchen Spediteurbedin- 
gungen vom 7. Juli 1927, feſtgeſtellt von dem 
deutſchen Induſtrie und Handelstag, dem neichsver. 
Fend der deutſchen Induſtrie, dem Reichsverband des 
eutſchen Groß: und Überſeehandels, der Haupt: 
demeinſchaft des deutſchen Einzelhandels, dem Deutſchen 
serfiherungs-Schugverband und dem verein Deuticher 
pediteure e. U., Reichsverband des deutſchen Spedi- 
tionsgewerbes. 


Von Rechtsanwalt Dr. Martin Iſaac, Berlin. 


„Nach achtmonatigen Verhandlungen iſt ein Werk zum 
Rn ſchluß gelangt, das in der deutſchen Rechts⸗ und Wirt⸗ 
ſihatsgeſchichte, abgeſehen von den Allgemeinen deutſchen Ver⸗ 

erungsbedingungen von 1919, ohnegleichen ift. 

St Deutſchlands Produktion und Handel und damit ſeine 
genug im Weltverkehr ift ohne ein blühendes Verkehrs⸗ 
e nicht denkbar. Dank Deutſchlands zentraler Lage hat 
ei Speditionsgewerbe hier ſchon ſeit den Zeiten der Hanſa 
0 beſondere Bedeutung erlangt. Dies änderte ſich aller⸗ 
nn mit dem Verfall durch den Dreißigjährigen Krieg, und 
be das Jahr 1800 war, namentlich im Binnenverkehr, nicht 
ten Spediteur, ſondern der Kärrner der Träger des Ver⸗ 
5 13. Das Allgemeine Landrecht kennt nur Reeder, Schiffer, 
leute, aber keine Spediteure. Der Code de Commerce 
Fr andelt den Transportkommiſſionär gänzlich als Abart des 
de achtführers, und in den angelſächſiſchen Rechten verſchwin⸗ 
bed er in dem Sammelbegriff des agent. Das deutſche HGB 
ja utete demgegenüber einen gewiſſen, aber noch recht dürf⸗ 
Wet Fortſchritt. Seine ken Paragraphen geben von dem 
denſen des Speditionsgewerbes nur eine ſkizzenhafte An⸗ 
die dung. Nicht nach der Eigenart ſeines Betriebes werden 
on Rechte und die Pflichten des Spediteurs gekennzeichnet, 
Die De mit dem Hinweis auf das Kommiſſionsgeſchäft ($ 407). 
zunel erpflichtung, die Intereſſen des Auftraggebers wahr⸗ 
nick men und ſeine Weiſungen zu befolgen (8408), bedeutet 
ge für den Spediteur Eigentümliches. Gewiſſe Beſtimmun⸗ 

Bi den Spediteur je nach der Art der Vergütung oder der 
länaags ausführung als Frachtführer behandeln ($ 413), find 
Sit nicht mehr innerlich begründet. 

So hatten denn die Geſchäftsbedingungen der Spediteure 


von j 0 
on jeher eine weit größere Bedeutung als die Bedingungen 


die 6 geſpaltene Millimeterhöhe 22 pf., für den Stellenmarkt 17 pf., ), Selte N. 300.—, ½ Seite M. 160.—, ¼ Seite M. 85.—. Der Anzeigenraum wird in 
der Höhe von Trennungsſtrich zu Trennungsſtrich gerechnet. Die Größe der Anzelge ift bei der Beſtellung in Millimetern anzugeben. 
eigen kommen noch 75 Pf. Gebühren hinzu. Zahlungen ausnahmslos auf Poſtſcheckkonto W. Moejer Buchhandlung, Leipzig 63673, bei Beſtellung erbeten. 


Bei Chiffre» 


ohne Geſetz. 


des Warenhandels. Letztere brauchten die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über Kaufverträge nur für die Bedürfniſſe der 
betreffenden Branche zu ergänzen; die Spediteurbedin⸗ 
gungen dagegen mußten ein wirkliches Spedi⸗ 
teurrecht überhaupt erſt ſchaffen. 

Der moderne Speditionsbetrieb wird charakteriſiert: 

a) durch die Vielſeitigkeit der im Betrieb vorkommenden 
Geſchäfte; f 

b) durch ſeinen Zweck als Maſſenverkehrsunternehmen. 

Zu a) Ein moderner Schriftſteller n) hat darauf hin⸗ 
gewieſen, daß es bei der Schaffung eines modernen Handels⸗ 
rechtes weſentlich darauf ankomme, nicht bloß das Recht ein⸗ 
zelner Handelsgeſchäfte zu kodifizieren, ſondern vor allem das 
Recht des kaufmänniſchen Unternehmens, in welchem die ge⸗ 
famte kaufmänniſche Tätigkeit zuſammengefaßt iſt. Ob ein 
beſtimmtes Rechtsgeſchäft im Rahmen eines kaufmänniſchen 
Unternehmens vorgenommen werden foll. oder in einem an⸗ 
deren Rahmen, bedeute einen großen Unterſchied. Ob dies 
für alle Handelszweige Geltung hat, mag dahingeſtellt ſein; 
für den Speditionsbetrieb gilt es ſicherlich. Für die äußerſt 
mannigfaltigen Haupt⸗ und Nebengeſchäfte des Spediteurs 
muß der Juriſt zahlreiche Vertragstypen, wie Speditions⸗, 
Fracht⸗, Verſicherungs⸗, Werkvertrag, Auftrag uſw., anwen⸗ 
den, die durch keinen einheitlichen Geſichtspunkt zuſammen⸗ 
gehalten werden. Die teilweiſe Unterſtellung unter Kom⸗ 
miſſions⸗ und Frachtrecht ſteigert die Zerriſſenheit noch mehr. 

Aufgabe der Speditionsbedingungen war es daher, zu⸗ 
nächſt ein einheitliches Spediteurrecht zu ſchaffen, 
und dieſe Aufgabe haben ſie erfüllt. Die ſeit etwa 20 Jahren 
beſtehenden Geſchäftsbedingungen gelten für ſämtliche Ver⸗ 
richtungen des Spediteurs. Gleichzeitig mußten die ſchemen⸗ 
haften Beſtimmungen des Geſetzes durch eine wirklich de⸗ 
taillierte Regelung erſetzt werden, um das ganze kom⸗ 
plizierte Getriebe eines modernen Speditionsunternehmens 
zu erfaſſen. Wer in den Bedingungen zu leſen verſteht, vor 
dem rollt ſich — ähnlich wie in der Eiſenbahn Verk. — 
das ganze Schickſal des Gutes ab; man erlebt die Auftrags⸗ 
erteilung, die Abholung, den Kutſcher auf dem Rollwagen, 
den Expedienten beim Ausſchreiben der Begleitpapiere, den 
Bodenmeiſter auf dem Speicher, alle Gefahren der Straße, 
Eiſenbahn, Gewäſſer, und erhält ſo ein lebendiges Bild von 
dem Getriebe des ganzen Unternehmens. 


1) Luigi Lordi, sul progetto del nuovo c. com. Riv. del Dir. 
Com. 24 (1926) I, 271 ff., zitiert nach Ztſchr. f. ausl. u. internat. 
PrivR. 1, 134. 
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8 Größere Aufſätze (Juriſtiſche Wochenschrift 


Zu b) Der Spediteur ſoll nicht Einzel⸗, ſondern Maſſen⸗ 
arbeit leiſten und dieſe zu den denkbar billigſten 
Preiſen; denn „teure Transporte ſind Bleigewichte der Volks⸗ 
wirtſchaft“ 2). 

Aus dieſem Charakter des Unternehmens ergeben ſich: 
1. gewiſſe Rechte des Spediteurs, ähnlich denen 
der Eiſenbahn und Reedereien, ſo bezüglich der Art der 
Übergabe der Güter, der Verpackung, der Beachtung gewiſſer 
formaler, für den Maſſenverkehr unentbehrlicher Vorſchriften. 
Klarheit und Genauigkeit aller Weiſungen, weitgehendes Er⸗ 
meſſen des Spediteurs in der Auftragserfüllung, Gewähr⸗ 
ausſchluß für Friſten und Verkehrshinderniſſe u. dgl. 

2. Damit eng verknüpft iſt die Haftungsfrage. Wenn 
der römiſche Patrizier ſich bei einem Handwerker eine gut be⸗ 
zahlte Einzelarbeit beſtellte, und der Prätor für derartige In⸗ 
dividualleiſtungen eine ſtrenge Haftung für erforderlich hielt, 
ſo paßt eine ſolche Haftung für ein modernes Verkehrsunter⸗ 
nehmen, das gegen möglichſt geringes Entgelt Maſſenarbeit 
zu verrichten hat, nicht mehr. Die Notwendigkeit, ſich auf 
zahlreiche Angeſtellte und vor allem auf dritte Unternehmer 
(Bahnen, Reedereien, Frachtführer, Zwiſchenſpediteure, Ban⸗ 
ken uſw.) verlaſſen zu müſſen; die Schwierigkeit, das ein⸗ 
zelne Gut auf Zuſtand, Verpackung, natürliche Fehler uſw. 
zu prüfen; dazu die Anhäufung rieſiger Warenmengen inner⸗ 
halb eines einzelnen Betriebes und die ins ungemeſſene ge⸗ 
ſtiegenen Werte, die durch die Hände eines modernen Ver⸗ 
kehrsunternehmens gehen, laſſen die römiſch⸗- rechtliche In⸗ 
dividualhaftung als untragbar, ja häufig geradezu als gro⸗ 
tesk erſcheinen. Es iſt weder Zufall noch Ausfluß bösartiger 
„Monopole“, daß gerade das Transportgewerbe zu Waſſer 
und zu Lande in allen Erdteilen ſeit mehr als 100 Jahren 
auf Beſchränkung ſeiner Haftung drängt. Der Juriſt muß 
endlich erkennen, daß es ſich hier um ein tief⸗ 
liegendes wirtſchaftliches Problem handelt, das 
man mit dem Schlagwort der Monopolaus⸗ 
nutzung nicht abtun kann. Dies um ſo weniger, ſeit 
durch das neue internationale Übereinkommen über Fracht-, 
Perſonen⸗ und Gepäckverkehr von 1924 die Geſetzgebungen der 
meiſten Kulturſtaaten, einſchließlich Deutſchlands, 
dem größten Monopolunternehmen der Erde, dem internatio⸗ 
nalen Eiſenbahnverband, das Recht zugeſtanden haben, die 
Haftung ſelbſt bei Vorſatz und grober Fahrläſſig⸗ 
keit zu beſchränken. Damit iſt endgültig anerkannt, daß es 
nicht auf das Monopol ankommt, ſondern nur darauf, wie 
weit einem Unternehmer eine Haftung wirtſchaftlich zuzu⸗ 
muten iſt. Was der reichlich ſolventen Eiſenbahn recht iſt, iſt 
den anderen Verkehrsunternehmern billig, um ſo mehr als 
ihre Gefahrzone viel weiter reicht, als die der Bahn. 

Die ungünſtige individualiſtiſche Einſtellung des RG. zu 
den Geſchäftsbedingungen einerſeits und die ſteigenden Ver⸗ 
kehrsgefahren und Schadensſummen andererſeits haben in den 
letzten Jahren ſowohl bei Spediteuren wie bei ihren Auftrag⸗ 
gebern ein ſolches Gefühl der Rechtsunſicherheit erzeugt, daß 
auf beiden Seiten der lebhafte Wunſch zutage trat, dieſem 
Zuſtand ein Ende zu bereiten. Die dazu berufene Stelle, der 
Deutſche Induſtrie- und Handelstag, nahm die 
Sache in die Hand und berief, nach Anhörung von 
51 Induſtrie⸗ und Handelskammern, eine Kommiſ⸗ 
ſion, die aus den in der Überſchrift genannten Vertretern der 
Spitzenverbande der deutſchen Wirtſchaft einerſeits und 
Vertretern des Spediteurgewerbes andererſeits beſtand. An 
ihrer Spitze ſtand als unparteiiſcher Obmann der Vize⸗ 
präſident der Berliner Induſtrie⸗ und Handelskammer. Die 
Kommiſſion hat in acht Monaten mit vorbildlicher Gründ⸗ 
lichkeit gearbeitet. Das Ergebnis ſind die neuen „Allgemeinen 
Deutſchen Spediteurbedingungen“. Ihre wichtigſten Neuerun⸗ 
gen ſind folgende: An der Spitze ſteht der Grundſatz, daß der 
Spediteur alle Verrichtungen mit der Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmanns auszuführen und hierbei das Intereſſe des 
Auftraggebers wahrzunehmen hat. Die zahlreichen örtlichen 
Geſchäftsbedingungen werden, ſoweit ſie von den Allgemeinen 
Bedingungen abweichen, aufgehoben. Das Verbot, Anſprüche 
gegen den Spediteur abzutreten (insbeſondere an den Ver⸗ 


2) Gildemeiſter, ſtellvertr. Vorſitzender d. VerkAusſch. des 
RT., in den Mitteil. d. Handelskammer Bremen v. 17. Mai 1927. 


ſicherer), wird erheblich eingeſchränkt. Wiltenserflärumgen de 
Spediteurs reifen nicht mehr auf Gefahr des Auftraggebe 
Das Ermeſſen des Spediteurs wird eingeſchränkt durch Sei 
Pflicht, die Intereſſen des Auftraggebers zu wahren. 1 
Sammelladungen muß der Auftraggeber einen entſpreche hic 
Frachtvorteil bekommen. Vereinbarte Gebühren erhöhen en 
nicht mehr, wenn ſich die ortsüblichen Sätze, die Arbeitsle e 
Gehälter und Arbeitsverhältniſſe ändern. Eine Pflicht zur nicht 
wachung und Sicherung von Lagerräumen, die früher ende 
beſtand, wird eingeführt. Das über das Geſetz hinausgehen 
vertragliche Pfandrecht beſteht nicht mehr gegenüber a Sie 
Spediteuren an Gütern, die dem Auftraggeber gehören. np? 
Verjährung beginnt ftet3 erft von der Kenntnis des Auſt 
gebers von ſeinem Anſpruch. per 
Was die eigentlichen Haftungsbeſchränkungen i 
trifft, fo wurden zwar die ziffernmäßigen Grenzen er9 
gleichzeitig aber allſeitig anerkannt, daß die geſethei⸗ 
Haftung untragbar ſei und der Ausgleich der 
derſeitigen Intereſſen nur auf dem Wege der > oe 
ſicherung vorgenommen werden könne. Schon er 
jeher ift im Verkehrsgewerbe die Transport» und Lager! 
ſicherung üblich, die jedoch in der Regel bei Verſchulden u 
Verſicherten, des Abladers oder des Empfängers nicht 15 = 
greift. Die Kommiſſion hat nun eine völlig neue war, 
ſicherung geſchaffen, die ſogenannte „Spebitionäl 
ſicherung“, die die Transport» und Lagerverſicherung erg die 
und die Haftung des Spediteurs entbehrlich machen jo ger 
neue Speditionsverſicherung, die von einem Pool erſter die 
ſicherungsgeſellſchaften übernommen wurde, deckt nicht, 1 
Transportverſicherung, das gewöhnliche Warenriſiko, ſſen 
nicht, wie die Haftpflichtverſicherung des Spediteurs, DE 
Haftpflichtriſiko, ſondern ſie deckt diejenigen Schäden, die auf 
Auftraggeber erwachſen, und wegen welcher der Spediteur 
Grund eines Verkehrsvertrages geſetzlich in muſpen a 
nommen werden kann. Verſichert iſt nicht bloß der Auftr 
geber des Spediteurs, ſondern alle diejenigen, in deren Jun gz 
eſſe oder für deren Rechnung der Auftraggeber handelt 5 
der Empfänger des Gutes). Die Prämie iſt fo gering gar 
meſſen (10 Pfennig für 10000 4), daß fie kaum füh 
werden wird. . 
Die hauptſächliche Bedeutung der neuen Bedingunh 
liegt darin, daß fie nicht mehr einſeitig von einer „monte, 
artigen Intereſſengruppe“ aufgeſtellt ſind, ſondern eine Vi en 
einbarung zwiſchen Wirtſchaft und Spediter ii 
darſtellt. Dieſer Vorgang hat, abgeſehen von den. Tar. 
verträgen, im deutſchen Wirtſchaftsleben nur ein Bor, 
die Allgemeinen Deutſchen Seeverſicherungsbedingungen, det 
in ähnlicher Weiſe durch Vereinbarung der Verſicherer u 65 
Wirtſchaft, unter Führung der Hamburger Handelskan ge 
zuſtande gekommen ſind. Die Wirtſchaft hat durch dieſe 
einbarung die Unzulänglichkeit der Speditionsgeſetzgebung er 
der bisherigen Rechtſprechung ſowie die Notwendigken um 
Spediteurbedingungen, insbeſondere der Haftungsbeſchr ii ice 
gen, anerkannt, während auf der anderen Seite die W 0 
der Wirtſchaft in weitem Umfange berückſichtigt worden gu 
Damit ift der Kampfeinſtellung vieler Gerichte gegen die rd 
dingungen der Boden entzogen, und einer einheitlichen . 
ſtetigen Rechtſprechung der Weg geebnet. Auf einem pur, 
tigen Gebiete des deutſchen Wirtſchaftslebens wurde ſo und 
freie Vereinbarung freier Berufszweige ein Friedens 5. n 
geſchaffen, ohne daß es notwendig war, den Geſetzgeber 5 Ge⸗ 
mühen. Es iſt zu erwarten, daß dieſer neue Gedanke der des 
ſetzgebung ohne Geſetz“ ſich auch auf anderen Gebieten 
Wirtſchaftslebens als fruchtbar“ mriſen wird. 


II. 


verſicherung des Speditionsgutes und Spediteur“ 
verſicherung. 
Von Prof. Dr. E. Bruck, Hamburg. den 
Am 10. Aug. 1927 find neue, dieſes Mal zwiſchen fein 
Spitzenverbänden von Handel und Induſtrie und det EZ 


Deutſcher Spediteure vereinbarte Allgemeine Deutſch ie 
diteurbedingungen (SpB.) in Kraft getreten, die auch di 
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berungsrechtlehen Fragen teilweiſe unter neuen Geſichts⸗ 
8 {ten insbeſ. durch Einführung der Speditionsverſicherung 
pVerſ.) zu löſen verſuchen. 
Ah I. Der Spediteur ift weder geſetzlich (88 407 Abſ. 2, 390 
7 2 HGB.) noch vertraglich ohne weiteres zur Ver⸗ 
berſeer un des Speditionsgutes) verpflichtet. Er 
ht etzt feine Sorgfaltspflicht ſelbſt dann nicht, wenn er feinen 
um raggeber über den Wert. einer Verſicherung aufzuklären 
Anörläßt ). Auch zukünftig tritt in dieſer Hinſicht keine 
Derung ein. 
fo il; Verzichtet der Verſender auf Verſicherung des Gutes, 
ann er Schadenserſatz von dem Spediteur nur im Rah⸗ 
N der beſtehenden Spediteurhaftung verlangen. 
S. 2. Verſichert der Verſender ſelbſt das Gut und iſt der 
gebediteur für den eingetretenen Schaden verantwortlich, ſo 
ht der Anſpruch des Verſenders gegen den Spediteur auf 
Er Verſicherer über, ſoweit dieſer dem Verſicherungsnehmer 
% Schaden erſetzt (88 67, 148 VVG., § 45 NDS.) ). Der 
Srrſicherer kann aber nicht weitergehende Rechte gegen den 
un iteur erlangen, als dem Verſender auf Grund der SpB. 
In sen (8 3 Sp.). Die Entgegennahme des Verſicherungs⸗ 
bn ſeitens des Spediteurs läßt das Verſicherungsverhältnis 
hi rührt (8 36c Sp.). Vor allem ſchuldet der Spediteur 
fülle die Prämie und hat nicht die Obliegenheiten zu er⸗ 
benen. Inwieweit die Nichterfüllung von Obliegenheiten durch 
I pediteur dem Verſicherungsnehmer zuzurechnen ift, be⸗ 
mit ſich nach den allgemeinen verſicherungsrechtlichen 
undſätzen 9. 
den 3. Der Verſender kann die Verſicherung des Gutes durch 
b Spediteur vornehmen laſſen. Dieſer Tatbeſtand hat in 
gu neuen Sp. eine eingehende, mit den früheren Bedin⸗ 
(68 den im weſentlichen übereinſtimmende Regelung gefunden 
\83 36—39 Sp B.). 
Apr Die SpB. ſprechen trotz des guten Vorbildes in 8 390 
ie HGB. nicht gerade glücklich von dem „Auftrag“ zur Ver⸗ 
erung, obwohl der Spediteur für Beſorgung der Verſiche⸗ 
lien eine beſondere Vergütung erhält (§S 39 Sp.). Rechtlich 
ich eine Weiſung des Verſenders vor, zu deren Befolgung 
Wader Spediteur ausdrücklich in den Sp. verpflichtet. Die 
erklaung zur Verſicherung iſt eine empfangsbedürftige Willens⸗ 
ürung, die keiner Annahme bedarf. In der Annahme des 
zeditionsauftrags auf Grund der SpB. liegt zugleich die 
im Pflichtung, auf Weiſung hin Verſicherungsſchutz zu ver⸗ 
ſſen. Unterläßt der Spediteur ſchuldhaft die Verſicherung, 
ng wird das Gut beſchädigt, ſo iſt er dem Verſender nur 
wen Maßgabe der 88 54 ff. Sp B. zum Erſatz verpflichtet, 
bit keine SpVerſ. (II) beſteht, anderenfalls trägt der Spe⸗ 
laſſunsverſicherer den Schaden auch dann, wenn die Unter⸗ 
eng durch Vorſatz des Spediteurs, ſeiner geſetzlichen Ver⸗ 
oder Angeſtellten oder ſonſtigen Erfüllungsgehilfen entſtanden 
den mitentſtanden iſt (58 3 Nr. 6, 4b SpVerſ.). Verſichert 
ſein pediteur ohne ausdrückliche Weiſung, ſo kann er Erſatz 
er Aufwendungen (verauslagte Prämie, Nebengebühren) 
enttangen (8 683 BGB.) 6). Verſichert der Spediteur trotz 
fo gegenſtehender Weiſung, die Verſicherung zu unterlaſſen, 
entfällt ſein Erſatzanſpruch. 
Anweiſender iſt der Verſender, mag er Eigentümer des 


bezei 1) Der Ausdruck „Speditionsgut“ iſt kaum mißverſtändlich. Er 
übe chnet zunächſt das dem Spediteur zur Beſorgung einer Verſendung 
Tgebene Gut, befaßt ſich der Spediteur wie üblich auch mit Lage⸗ 
Üben und Aufbewahrung, auch das zur Lagerung und Aufbewahrung 
Nes gebene Gut. Sind daher „Speditionsgüter für eigene oder fremde 
sehen ung verſichert, ſo hat der Verſicherer auch den Schaden zu er⸗ 
19160 der an eingelagerten Gütern entſtanden iſt (RG. v. 4. April 
„I 443/15). 
y D86. Hamburg: Hanſchg. 1901, 304 Nr. 129. 
ſprl ge Anders nach den älteren Bedingungen, denen zufolge An⸗ 
eigen au den Spediteur nur der Auftraggeber und dieſer nur im 
insbef Namen und für eigene Rechnung geltend machen konnte, 
und ſ. war eine Abtretung der Rechte an den Verſicherer verboten 
. 285 67 Abſ. 1 Satz 1 VSG. aufgehoben. Hierzu OLG. Frankfurt 

„Mai 1924: Jur. Roſch f. Privatverſ. 1924, 30. 

00 Bruck: 8. f. d. gel. VerſWiſſenſchaft 1926, 180, 197, 206. 
5390. ROHS. 7, 361; RG. 99, 56; Staub 12,18 Anm. 13 zu 
einen anders Ritter, Anm. 2 zu 8390 HGB., der dem Spediteur 
ſtänd Erſatzanſpruch nur zufpricht, wenn er die Verſicherung den Um⸗ 

en nach für erforderlich halten darf. 
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Gutes ſein oder nicht. Nur ihm gegenüber hat ſich der Spe⸗ 
diteur in Ergänzung des von ihm angenommenen Speditions 
auftrags zur Verſicherung verpflichtet. Fordert ein anderer, 
ſelbſt wenn er ein verſicherungsfähiges Intereſſe an dem 
Gut hat (z. B. der Empfänger), den Spediteur zur Verſiche⸗ 
rung auf, ſo kann dieſer den Antrag auf Geſchäftsbeſorgung 
annehmen oder ablehnen. 

Bisher wurde die Anſicht vertreten, daß ſich die Ver⸗ 
pflichtung des Spediteurs zur Verſicherung auch ſtillſchweigend 
aus dem Handelsgebrauch s), den Umſtänden, insbeſ. aus der 
Tatſache, daß in früheren gleich oder ähnlich gelagerten Fällen 
zu verſichern war?), ergeben kann. Nach den neuen Sp. 
iſt ſtets eine ausdrückliche, ſchriftliche Erklärung notwendig, 
wobei die bloße Wertangabe nicht als Weiſung anzuſehen iſt. 
Wird die ſchriftliche Form nicht beobachtet, ſo kann der Spe⸗ 
diteur bei unterbliebener Verſicherung nicht verantwortlich ge⸗ 
macht werden, ſofern nicht die mündliche oder telefoniſche Er⸗ 
klärung von einer Seite ſchriftlich beſtätigt worden iſt (8 7b 
Sp.). Die Gefahr des Zugehens der Erklärung trägt der 
Erklärende, auch wenn er ſich des Kutſchers oder eines anderen 
gewerblichen Angeſtellten des Spediteurs als Bote bedient 
(8 7b Sp.). 

Aus der Weiſung hat hervorzugehen, daß, in welcher 
Höhe und gegen welche Gefahren der Spediteur zu verſichern 
hat. Die Sp. ſtellen die Höhe der Verſicherung (Verſiche⸗ 
rungsſumme) auf den Verſicherungswert — den Wert des 
verſicherten Intereſſes zur Zeit der Erteilung der Weiſung —, 
deſſen Angabe ſie vorſehen, ab, indem ſie anſcheinend von der 
auch regelmäßig zutreffenden Annahme ausgehen, daß Voll⸗ 
wertverſicherung gewünſcht wird. Keineswegs aber muß es 
der Fall ſein, ſondern der Anweiſende kann ſich auch mit teil⸗ 
weiſer Verſicherung begnügen wollen, weil für den anderen 


Teil bereits Verſicherung vorhanden iſt. Es wäre daher beſ⸗ 


ſer, wenn bei einer Neufaſſung der Bedingungen „Verſiche⸗ 
rungswert“ durch „Verſicherungsſumme“ erſetzt wird. — Als 
Verſicherungsarten kommen Transport⸗ oder Lagerverſiche⸗ 
rungen in Betracht. — Natürlich kann der Anweiſende dem 
Spediteur vorſchreiben, bei wem er zu verſichern hat. 

Der vollſtändigen und ausführbaren Weiſung hat der 
Spediteur unverzüglich Folge zu leiſten. Führt er ſie aus, 
ſo haftet er grundſätzlich nicht, wenn dem Verſicherten ein 
Schaden erwächſt, etwa weil der von ihm angegebene Ver⸗ 
ſicherer zahlungsunfähig iſt oder weil die Verſicherung auf⸗ 
tragsgemäß nicht gegen die Gefahr genommen worden iſt, die 
ſich tatſächlich verwirklicht hat. Zur Abweichung von der 
Weiſung iſt der Spediteur berechtigt (88 407 Abſ. 2, 385 
Abſ. 2 HGB.), wenn er den Umſtänden nach annehmen darf, 
daß der Anweiſende bei Kenntnis der Sachlage die Ab⸗ 
weichung billigen würde. Da hinſichtlich des Verſicherungs⸗ 
abſchluſſes ſtets Gefahr im Verzuge iſt, ſo braucht der Spe⸗ 
diteur vor der Abweichung keine Anzeige zu erſtatten und die 
Entſchließung des Anweifenden abzuwarten (§ 665 BGB.). 
So iſt der Spediteur als befugt anzuſehen, mit einem anderen 
Verſicherer abzuſchließen, wenn berechtigte Bedenken gegen 
den angegebenen Verſicherer beſtehen, oder den Verſicherungs⸗ 
vertrag anders zu geſtalten, wenn die vorgeſchlagene Geſtal⸗ 
tung den Bedürfniſſen des Anweiſenden nicht genügen würde. 
Iſt der Spediteur aber auch zur Abweichung verpflichtet, 
wenn er Bedenken perſönlicher oder ſachlicher Art hat? Die 
Frage iſt zu bejahen, da er auch die Weiſung zur Verſiche⸗ 
rung mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auszu⸗ 
führen hat (8 408 Abſ. 1 HGB.). Der Verſender muß damit 
rechnen können, daß der Spediteur das zur Erfüllung der von 
ihm übernommenen Verpflichtungen erforderliche Maß von 
Kenntniſſen beſitzt. Allerdings dürfen die zu ſtellenden An⸗ 
forderungen nicht überſpannt werden, da der Verſicherungs⸗ 
abſchluß nicht die Hauptverpflichtung, ſondern nur eine Neben⸗ 
verpflichtung des Spediteurs iſt und bei ihm nicht dieſelben 
Kenntniſſe und Erfahrungen wie bei einem Aſſekuranzmakler 
vorauszuſetzen find, Immerhin werden die Spediteure ihre 
Sorgfaltspflicht auch hinſichtlich des Verſicherungsabſchluſſes 
nicht leicht nehmen dürfen. Erwächſt durch ihre Verletzung 
dem Verſicherten ein Schaden, ſo deckt ihn der Speditions⸗ 


6) Ritter, Anm. 2 zu 8 390 HGB. 
) ROHG. 7, 356, 361; JW. 1889, 290 25. 
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verſicherer (S 3 Nr. 6 Sp%erf.), wenn eine SpVerſ. beiteht, 
anderenfalls haftet der Spediteur nach Maßgabe der Sp. 
Ebenſo auch, wenn der Spediteur ohne zwingenden Grund 
von der ihm erteilten Weiſung abweicht, beiſpielsweiſe das 
Gut bis zur Ablieferung an den Empfänger verſichern ſoll, 
aber nur zeitlich beſchränkt verſichert und infolgedeſſen ein 
Anſpruch gegen den Verſicherer ausgeſchloſſen iſt s). 

Iſt die Weiſung ungenau oder unausführbar, ſo hat der 
Spediteur nach pflichtgemäßem Ermeſſen über Art und Um⸗ 
fang der Verſicherung zu entſcheiden ?). Er genügt feiner 
Sorgfaltspflicht, wenn er die herkömmliche Verſicherung 
nimmt 10), den Wert des Gutes verſichert; Verſicherung des 
imaginären Gewinns kann regelmäßig nicht gefordert wer⸗ 
den 11). Die Verſicherungsdauer hat den ganzen Zeitraum zu 
umfaſſen, während deſſen ſich das Gut unterwegs befindet. 
Trotz entgegenſtehendem Wortlaut der Bedingungen, nach 
denen bei ungenauen Aufträgen nur Art und Umfang der 
Verſicherung dem Ermeſſen des Spediteurs anheimgeſtellt 
werden, hat der Spediteur Entſcheidungen auch über die Per⸗ 
ſon des Verſicherers zu treffen. Iſt ihm die Auswahl des 
Verſicherers überlaſſen, ſo hat er ihn mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns auszuwählen 12), eine Haftung für 
deſſen Zahlungsfähigkeit übernimmt er jedoch nicht. Selbſt⸗ 
verſicherung ſeitens des Spediteurs iſt keine Verſicherung 15). 
Im übrigen entſcheidet ſich die Frage, ob der Spediteur 
pflichtgemäß gehandelt hat, nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles. Die Bedingungen beſchränken ſich darauf, in wenigen 
Beziehungen ein für allemal feſtzulegen, wann er pflicht⸗ 
gemäß gehandelt hat. Einmal braucht er nur zu den an 
ſeinem Erfüllungsort üblichen Verſicherungsbedingungen ab⸗ 
zuſchließen. Da Erfüllungsort der Ort der Niederlaſſung des 
Spediteurs iſt, in deren Geſchäftsbetrieb die Verſicherung ab⸗ 
geſchloſſen wurde (8 71a Sp.), fo muß ſich unter Um⸗ 
ſtänden der Verſicherte mit einer Police abfinden, auch wenn 
ſie nicht reſtlos ſeinen Anſprüchen genügt. Maßgebend müßte 
das Recht am Orte der Ankunft des Gutes ſein, obſchon nicht 
zu verkennen iſt, daß dieſes Recht dem Spediteur fremder ſein 
kann als das Recht ſeiner Niederlaſſung. Ferner braucht der 
Spediteur ohne weiteres nicht gegen Bruch, und Gegenſtände 
mit überwiegendem Kunſt⸗ oder Liebhaberwert nur gegen 
gänzlichen Verluſt zu verſichern — beide Beſtimmungen be⸗ 
rückſichtigen einſeitig das Intereſſe des Verſicherers, nicht das 
des Verſicherten. 

Die häufigſte Form, in der die Verſicherung zuſtande 
kommen wird, iſt die Verſicherung für fremde Rechnung, bei 
der das Intereſſe des Verſicherten von dem Spediteur als 
Verſicherungsnehmer verſichert wird. Die Mehrzahl der Spe⸗ 
diteure hat laufende Verſicherungen. Durch Deklaration auf 
Grund dieſer Police genügt der Spediteur ſeiner Verſiche⸗ 
rungspflicht. Nimmt er die Verſicherung für ſeinen Auftrag⸗ 
geber, ſo iſt, auch wenn dieſer genannt wird, im Zweifel an⸗ 
zunehmen, daß der Spediteur nicht als Vertreter, ſondern im 
eigenen Namen für fremde Rechnung handelt (8 74 Abſ. 2 
VVG., 8 52 Abſ. 2 A DS.). Die Stellung des Verſicherten zu 
dem Verſicherungsnehmer und Verſicherer und die des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers zu dem Verſicherer ergibt ſich aus den be⸗ 
kannten Rechtsſätzen über die Verſicherung für fremde 
Rechnung. 

Der Spediteur kann den Verſicherungsauftrag auch da⸗ 
durch ausführen, daß er den Verſicherungsvertrag im Namen 
und für Rechnung ſeines Auftraggebers abſchließt. Der Spe⸗ 
diteur iſt Bevollmächtigter oder — wenn er ohne Anweiſung 
gehandelt hat — Geſchäftsführer ohne Auftrag. Das Rechts⸗ 
verhältnis wird durch verſicherungsrechtliche Sondernormen 
(58 2 Abſ. 3, 19 VVG., 855 Abſ. 2, 22 ADE. u. a.) beein⸗ 


&) OLG. Hamburg: Hanſch Z. 1922, 105 Nr. 53. 

9) ROG. 2, 267; RG. 6, 114. 

10) Beiſpiel: Verſicherung von Angorawolle „frei von Beſchä⸗ 
digung außer im Strandungsfalle“ (RG. 6, 114). 

11) ROG. 21, 173. Beſteht für einen Handelszweig der Ge⸗ 
brauch, daß imaginärer Gewinn mitzuverſichern iſt (ſo im Zucker⸗ 
handel), ſo hat der Spediteur auch ohne beſonderen Auftrag außer 
dem Werte den imaginären Gewinn zu verſichern (RG. v. 17. Jan. 
1917, 1101/16). 

12) ROG. 25, 73. 

18) Anders Ritter, Anm. 2 zu 8396 HGB. 


Der Spediteur haftet mit der Sorgfalt eines ordentliche 
Kaufmanns nicht nur für den Abſchluß des Verſicher den 
vertrags, ſondern auch für ſein Wirkſamwerden. Infolgedeſ i 
hat er die vorvertragliche Anzeigepflicht zu erfüllen, Prüm 
und Nebengebühren zu bezahlen. Seine Auslagen ſind M 
durch Pfand⸗ und Zurückbehaltungsrecht ſichergeſtellt 6 
Sp.). Wird durch das Verhalten des Anweiſenden der de 
tragsabſchluß (z. B. durch verſpätete Erledigung von wii 
fragen über anzeigepflichtige Umſtände) oder der materie 
Beginn der Verſicherung verzögert, jo iſt für einen Schar 
der hierdurch dem Verſicherten erwächſt, der Spediteur 2 
verantwortlich, andererſeits haftet der Spediteur — „g 
gebenenfall3 unter Abwälzung auf die Speditionsverſiche 
rung —, wenn er durch ordnungswidrigen Geſchäftsgang her 
Inkrafttreten der Verſicherung verhindert. Das nur kann a. 
Sinn des unglücklich gefaßten Satzes der Bedingungen er 
„die Verſicherung tritt erſt in Kraft, ſobald der Spediteur iR 
ordnungsmäßigem Geſchäftsgang in der Lage geweſen 
die Verſicherung abzuſchließen“. 9 

Der Auftraggeber kann niemals einen Erſatzanſpruch er 
den Spediteur ſtellen, der über das hinausgeht, was 1 
von dem Verſicherer nach Maßgabe der Verfiherungsbed, 
gungen erhalten hat. Mit der geldlichen Leiſtung des Be. 
ſicherers iſt im Regelfall der Anſpruch gegen den Spedi, 
abgefunden. Deckt die Leiſtung infolge eines Verſehens „ 
Spediteurs nicht in vollem Umfange den eingetretenen = als 
den, jo greift die Speditionsverſicherung Platz, anderen! gi 
haftet der Spediteur in dem von den Bedingungen geſteg g 
Rahmen. Der Spediteur befreit fi) von ſeinen Verpſn 
tungen gegenüber dem Auftraggeber durch Abtretung ur 
Anſpruchs an den Verſicherer. Zur Verfolgung des Anfpr ber 
iſt er nur nach ſchriftlicher Einigung mit dem Auftragen 
und nur für deſſen Rechnung und Gefahr verpflichtet. Si 
Einziehung der Verſicherungsſumme und Bemühungen dere 
Schadensregulierungen erhält der Spediteur eine beſon 
Vergütung. MN 

U. Die bisherige im Wege vertraglicher Vereinbart 
vorgenommene weitgehende Beſchränkung der Haftpflicht 10 
Spediteure iſt vielfach für unverbindlich erklärt worden 5, 
Ob die gegenwärtige Regelung unbeanſtandet bleiben MW 
mag hier dahingeſtellt bleiben, jedenfalls werden die wi ch 
ſtreitenden Intereſſen der Parteien auf eigenartige Weiſe 1 
Einführung einer Speditionsverſicherung aus 
gleichen verſucht. 

Die SpVerſ., deren Bedingungen einer Reviſion u 
zogen werden ſollen, wenn ſie ſich als den praktiſchen nder 
dürfniſſen nicht ausreichend erweiſt 15), iſt ein integriere jr 
Beſtandteil der SpB., mit deren Haftungsſyſtem fie in 4 
ſtem Zuſammenhang ſtehen. Sind die SpB. lex contra“ 
ſo hat der Auftraggeber des Spediteurs Anſpruch auf den er 
ſonders ausgeſtalteten, durch keine andere Verſicherung zu der 
ſetzenden Verſicherungsſchutz, ſofern der Spediteur von ein 
Verſicherungsmöglichkeit Gebrauch macht. Da der Venn 
Deutſcher Spediteure beabſichtigt, eine Liſte ſeiner verſiche a 
Mitglieder herauszugeben, damit ſich der Auftraggeber fen 
vergewiſſern kann, ob der von ihm beauftragte Spebl fir 


„ter? 


verſichert iſt oder nicht 16), fo iſt anzunehmen, daß das ird 
kum den verſicherten Spediteuren den Vorzug geben für 
Iſt nämlich der Spediteur nicht verſichert, ſo haftet er det 


eingetretene Schäden nur in dem beſchränkten Umfange 
Spediteurbedingungen. Ebenſo iſt die Rechtslage, wenn ji 
Spediteur ſchriftlich angewieſen wird, keine Verſicherung 
nehmen 1). 


14) Staub 12 1s Anm. 25 zu 8 408. 5 

15) Mitteilungen der Handelskammer Hamburg 1927, 29% 

16) Ebenda 292. , 

17) Die Angabe „Verſicherung decken wir ſelbſt“ oder „ine 
ſicherung iſt von Ihnen nicht zu decken“ wird als Verbot, h., 
Transport⸗ und / oder Lagerverſicherung zu nehmen (oben un ſaſſen 
nicht als Verbot, die Speditionsverſicherung zu nehmen, auiall 
fein. — Der Auftraggeber kann gegen den Abſchluß der Spedt 
verſicherung, aber für den Abſchluß einer Transport- und/ oder Tuer 
verſicherung ſein und umgekehrt. Die Stellungnahme zu der einen 
ſicherungs möglichkeit präjubigiert nicht die zu der anberem- 


* 


56. Jahrg. 1927 Heft 48 
— — 


Su Die Speditionsverſicherung iſt keine Verſicherung der 
a ang des Speditionsgutes gegen irgendwelche Gefahren. 
L laß der Schäden, die das Speditionsgut als ſolches treffen, 
ann ſtets nur von dem Transport⸗ und / oder Lagerverſicherer 
a langt werden. Gelbft wenn eine Transport⸗ oder Lager⸗ 
abtſicherung nicht abgeſchloſſen iſt, aber „üblicherweiſe“ hätte 
ö geſchloſſen werden können, deckt die SpVerſ. nicht die Sub⸗ 
Anzihäden des Gutes ($ 40e Sp., § da SpVerſ.). Beide 
15 Gen von Verſicherungen mögen ſich im einzelnen Falle deut⸗ 
ich von einander abheben, wenn tatſächlich eine Transport⸗ oder 
langerverſicherung beſteht: der Transport- oder Lagerverſicherte 
m jederzeit feſtſtellen, gegen welche Gefahren er verſichert 
tio Dagegen verwiſcht ſich die Grenzlinie, wenn das Spedi⸗ 
ſichesgut nicht verſichert iſt, aber „üblicherweiſe“ hätte ver⸗ 
ei ert werden können. Wann und inwieweit die Verſicherung 
mes Transportes oder einer Lagerung üblich iſt, ergibt ſich 
io ar aus den Gepflogenheiten ordentlicher Kaufleute, aber 
eiß auch jeder Kaufmann oder gar jeder Nicht⸗Kaufmann bei 
R ſchluß der SpVerſ., wie weit ſich eine Transport- oder 
agerverſicherung üblicherweiſe erſtrecken ſollte? 
7 Auf die Eingruppierung der SpVerſ. in die geſetzlich ge⸗ 
„Selten Verſicherungszweige kann nicht verzichtet werden, da 
pfl ihr auch abhängig iſt, ob die SpVerſ. zu den auſſichts⸗ 
iötigen oder aufſichtsfreien Verſicherungszweigen gehört 
1 6 VerſAufſch.) und welche Verſicherungsſteuer zum Anſatz 
ommt (85 VerſStG.). 
4 Man kann daran denken, die SpVerſ. als Transport⸗ 
miſſcherung mit der Eigentümlichkeit aufzufaſſen, daß ſie nur 
bir elbare Schäden deckt, welche durch ein Verſehen des Spe⸗ 
eurs (Lagerhalters, Frachtführers) dem Intereſſenten zu⸗ 
1 ügt werden, wenn das Speditionsgut bewegt wird oder ſich 
fi Bewegungsbereitſchaft befindet. Obſchon dieſe Anſicht für 
1 geltend machen kann, daß die Transportverſicherung ſeit 
N. ers her teilweiſe Haftpflichtverſicherung iſt (ſo namentlich in 
waſehung des mittelbaren Kolliſionsſchadens), entſpricht ſie 
8510 Kn Zweck und der wirtſchaftlichen Bedeutung der 
erſ. 


de Die SpVerſ. ſtellt einen Verſuch dar, die widerſtreiten⸗ 
Su Intereſſen des Kunden des Spediteurs mit denen des 
er teur3 auszugleichen. Sie dient zur Beſeitigung der aus 
gelenſtarken Beſchränkung der Haftung des Spediteurs her⸗ 
de eiteten Bedenken gegen die Verbindlichkeit der SpB. In⸗ 
Spe fie die Lücke ausfüllt, welche dieſe über die Haftung des 
die dlteurs aufweiſen, iſt fie wirtſchaftlich nichts anderes als 
di, Albwälzung der Haftung des Spediteurs auf den Spe⸗ 
dütonsverſicherer (8 3 Abſ. 1 S. 1 SpVerſ.). Da der Spe⸗ 
dittonsverſicherer den Vermögensſchaden erſetzt, der dem Spe⸗ 
Nizar dadurch erwächſt, daß er dem Intereſſenten haftpflichtig 
rl ſofern die Haftung rechtsverbindlich ausgeſchloſſen 
in I iſt die SpVerſ. Haftpflichtverſicherung, wenn ſie auch 
weiciner von der herkömmlichen Haftpflichtverſicherung ab⸗ 
ichenden Form genommen wird. 
zichte da die SpvVerſ (sofern nicht ausdrüclich auf fie ver⸗ 
0 tet wird) einen integrierenden Beſtandteil der SpB. bildet, 
„alte der Beginn der Verſicherung mit der Annahme des 
rags auf Abſchluß eines Verkehrsvertrags durch den Spe⸗ 
ur zuſammen. Eine Unterſcheidung zwiſchen formellem 
ein materiellem Beginn erübrigt ſich, weil der Verſicherer 
zeit Leiſtungspflicht nicht von der vorherigen oder gleich⸗ 
Meer Entrichtung der Prämie abhängig macht. Die An⸗ 
er ung der Verſicherung durch den Spediteur begründet nicht 
& das Verſicherungsverhältnis, wie auch aus § 5 Nr. 3 
der er. hervorgeht, ſondern dient Kontrollzwecken. Verletzt 
auf pediteur ſeine Anmeldepflicht, ſo kann der Verſicherer 
der Erfüllung klagen und gegebenenfalls Schadenserſatz for⸗ 
n (§ 13a SpVerſ.). 


di 
u 


ſchen Verſicherungsnehmer und Verſichertem zu unterſcheiden. 
trags erſicherungsnehmer iſt der Spediteur. Er hat als Ver⸗ 
Pra gegner des Verſicherers ihm gegenüber alle Pflichten — 
heitenienzahlungspflicht (8 13b SppVerſ.) 1s) und Obliegen⸗ 

n — zu erfüllen, ohne daß ihm die Rechte aus dem 


ertrag zuſtehen. Er hat weiterhin an beſtimmten Ter⸗ 


Die Prämie einſchließlich Verficherungsſtener beträgt 1 Reichs⸗ 


0 
p 17 5 
fennig für 1000 AM Verſicherungsſumme, mindeſtens 10 Reichspfennig. 
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ie bei jeder Verſicherung für fremde Rechnung it zwi⸗ 
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minen die Zahl der verſicherten Verkehrsverträge und die 
dafür zu entrichtenden Prämien einer beſtimmten Adreſſe 
anzugeben und den ihm aufgegebenen Verſicherungswert in 
das Speditionsbuch einzutragen. Ohne beſondere ſchriftliche 
Aufgabe gilt jeder Verkehrsvertrag als mit 10000 AN Ver⸗ 
ſicherungsſumme verſichert (58 5—7 SpVerſ.). Geht aus den 
Begleitpapieren oder ſonſtigen Umſtänden hervor, daß das 
Speditionsgut einen höheren Wert hat, ſo iſt der Spediteur 
auch ohne beſondere Aufgabe zu einer höheren Verſicherung 
verpflichtet (5 665 BGB.). 

Verſicherter iſt der Auftraggeber des Spediteurs oder 
derjenige, in deſſen Intereſſe oder für deſſen Rechnung er 
handelt, wie z. B. der Empfänger oder der Kommiſſionär, 
Makler uſw., der im Falle der Ankunft der Güter am Be⸗ 
ſtimmungsort Proviſion verdient, ohne daß der Spediteur 
irgendwelche Verpflichtungen ihnen gegenüber übernimmt 
(S 40 b Sp.). In jedem Fall beſtimmen ſich die Rechte und 
Pflichten des verſicherten Intereſſenten nur nach dem Spe⸗ 
ditionsverſicherungsſchein. Der Verſicherte hat von vornherein 
alle Rechte aus dem Vertrag. Inwieweit er die Obliegenheiten 
zu erfüllen hat, beſtimmt ſich nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen 1s). Ausdrücklich iſt ihm zur Pflicht gemacht, jeden 
Schaden unverzüglich, ſpäteſtens jedoch innerhalb eines Monats 
nach Kenntniserlangung anzuzeigen ($ 41 Sp., 8 10 Nr. 1 
SpVerſ.). Wenn die Anzeige von anderer Seite, insbeſ. von 
dem Spediteur, gemacht wird und rechtzeitig zur Kenntnis 
des Verſicherers oder ſeines Vertreters gelangt, ſo kann ſich 
dieſer auf die Unterlaſſung der Anzeige durch den Verſicherten 
nicht berufen (8 33 Abſ. 2 VVG.). Die Auszahlung der 
Schadensſumme erfolgt an den Verſicherten oder deſſen Be⸗ 
auftragten (58 10 Nr. 2 SpVerſ.), als ſolcher kommt auch der 
Verſicherungsnehmer in Betracht. Der Verſicherer kann gegen 
die Entſchädigungsforderung eine Forderung an den Ver⸗ 
ſicherten unbeſchränkt aufrechnen, eine Forderung an den 
Verſicherungsnehmer nur, ſoweit ſie auf der für den Ver⸗ 
ſicherten genommenen Verſicherung beruht, alſo namentlich 
für die Prämie ($ 78 VVG., 8 56 A DS.). Die Aufrechnung 
iſt nicht zuläſſig gegen ſonſtige Forderungen an den Verſiche⸗ 
rungsnehmer, z. B. gegen Forderungen, die aus einem ande⸗ 
ren Verſicherungsvertrag herrühren oder die durch kein Ver⸗ 
ſicherungsverhältnis begründet ſind 20). Der Verſicherte kann 
über die Rechte aus der Verſicherung nicht durch Abtretung 
verfügen (5 10 Nr. 3 SpVerſ.). Fällt unter das Verbot auch 
die Abtretung an den Spediteur? Wortlaut und Zweck der 
Beſtimmung ſprechen dagegen. Inſoweit die Abtretung aus⸗ 
geſchloſſen iſt, iſt auch die Verpfändung der Rechte unmöglich 
(8 1274 Abſ. 2 BGB.). Wohl aber können die Rechte von 
den Gläubigern des Verſicherten gepfändet werden (8 851 
Abſ. 2 ZPO.), und fie gehören zu ſeiner Konkursmaſſe (8 1 
KO.). Die Geltendmachung des Anſpruchs iſt befriſtet. Sie 
hat innerhalb Jahresfriſt, vom Eintritt des Schadens an ge⸗ 
rechnet, vor dem in dem Verſicherungsſchein vereinbarten 
Schiedsgericht zu erfolgen, anderenfalls der Anſpruch er⸗ 
loſchen iſt. 

Im Verhältnis zwiſchen Verſicherungsnehmer und Ver⸗ 
ſicherten hat der Verſicherte die Vertragsprämie zu bezahlen; 
auf Rabatte (Proviſion), die dem Verſicherungsnehmer ge⸗ 
währt werden, hat er keinen Anſpruch. Ob in ſeiner Weige⸗ 
rung zu zahlen die Anweiſung an den Spediteur liegt, auch 
zukünftighin keine SpVerſ. zu nehmen, iſt Auslegungsfrage. 
Ratſam iſt, daß der Spediteur mit ſeinem Kunden hierüber 
in Verhandlungen eintritt. Hat der Spediteur für ſeine An⸗ 
ſprüche gegen den Verſicherten aus dem Verkehrsvertrag ein 
Pfand⸗ und Zurückbehaltungsrecht auch an der Forderung des 
Verſicherten gegen den Verſicherer? Kraft Geſetzes (§ 410 
HGB.) iſt Gegenſtand des Pfandrechts nur das Gut, kraft 
Vereinbarung (8 53 Sp.) find dem Pfand⸗ und Zurück⸗ 
behaltungsrecht außerdem noch „ſonſtige Werte“ unterworſen. 
Da aber der Anſpruch aus der Verſicherung nach der Auf⸗ 
machung des Speditionsverſicherungsſcheins von vornherein 
dem Verſicherten zuſteht, ſo gehört er nicht zu den in der 
Verfügungsgewalt des Spediteurs befindlichen ſonſtigen Wer⸗ 
ten. Dieſelbe Erwägung ſpricht auch gegen die Anwendung 


19) Bruck a. a. O. 
20) Bruck VVG. S. 259. 
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des 877 VVG., 855 ADS. Der Spediteur wird nur in 
Verbindung mit dem Verſicherer (Abtretung ſeiner Anſprüche 
an den Verſicherer, Aufrechnung ſeitens des Verſicherers gegen⸗ 
über dem Verſicherten) Befriedigung erlangen können. 

Der Speditionsverſicherer erſetzt alle Schäden, die dem 
Verſicherten 21) durch den Verſicherungsnehmer in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Spediteur, Frachtführer oder Lagerhalter bei Aus⸗ 
führung eines Verkehrsvertrags zugefügt werden und wegen 
welcher der Verſicherte den Verſicherungsnehmer in Anſpruch 
nimmt und geſetzlich in Anſpruch nehmen kann, wobei unter 
Verkehrsvertrag jeder Speditions⸗, Fracht⸗, Lagervertrag und 
jeder übliche Nebenauftrag allein oder im Zuſammenhang 
mit einem Speditions-, Fracht⸗, Lagervertrag wie Nachnahme⸗ 
erhebung, Verwägung, ſonſtige Mengefeſtſtellung, Verpackung, 
Muſterziehung, Verladung, Ausladung, Verzollung, Verſiche⸗ 
rungsauftrag zu verſtehen iſt (88 2, 3 Nr. 6 Sp%erf.). Er⸗ 
wächſt dem Verſicherten beiſpielsweiſe ein Schaden, weil der 
Spediteur ſchuldhaft das Gut fehl leitet, Ausfuhrverbote, Ein⸗ 
fuhrbeſchränkungen nicht beachtet, von Wegeanweiſungen des 
Auftraggebers abweicht, das Gut ohne Einziehung der Nach⸗ 
nahme oder Vorlegung gewiſſer Urkunden aushändigt, Fak⸗ 
turen falſch ausſtellt oder weil der Spediteur als Lagerhalter 
bei Aushändigung des Gutes eine Weiſung des Einlagerers 
nicht beachtet hat, ſo haftet der Speditionsverſicherer. 

Die Verſicherung deckt ferner die Schäden, die durch 
fehlerhafte Auswahl eines Zwiſchenſpediteurs verurſacht wer⸗ 
den, wobei dieſem jeder Dritte gleichſteht, der an der Aus⸗ 
führung des Auftrags, namentlich an der Verſendung, Be⸗ 
förderung, Lagerung beteiligt iſt oder deſſen ſich der Spe⸗ 
diteur zur Erfüllung ſeiner Verrichtung bedient, insbeſondere 
Frachtführer, Eiſenbahn, Schiffer, Güterſammelſtelle, Unter⸗ 
ſpediteur. Sie deckt weiterhin die Schäden, deren wegen der 
Zwiſchenſpediteur und die gleichgeſtellten Dritten in Anſpruch 
genommen werden und rechtlich in Anſpruch genommen wer⸗ 
den können ohne Rückſicht darauf, ob der Zwiſchenſpediteur 
und der gleichgeſtellte Dritte ſelbſt eine SpVerſ. genommen 
hat oder nicht (8 3 Nr. 2, 3, 4 SpVerſ.). Wenn daher der 
Binnenſpediteur (Verſicherungsnehmer) einen Hafenſpediteur 
zuzieht oder der Hauptſpediteur (Verſicherungsnehmer) einen 
Zwiſchenſpediteur beauftragt, das Gut vom Frachtführer oder 
Verfrachter abzunehmen und es dem Empfänger zuzuführen, 
ſo haftet der Speditionsverſicherer auch für das Verſehen des 
Hafenſpediteurs und des Zwiſchenſpediteurs. 

Die SpVerſ. deckt ſchließlich auch die dadurch verurſachten 
Schäden, daß die von dem Verſicherten ordnungsgemäß ab⸗ 
geſchloſſene Transport⸗ und / oder Lagerverſicherung durch 
fehlerhafte Maßnahmen des Spediteurs unwirkſam wird ($ da 
SpVerſ.). Iſt der Transport⸗ oder Lagerverſicherer bei Ein⸗ 
tritt des Verſicherungsfalls von der Verpflichtung zur Lei⸗ 
ſtung frei, etwa weil die Prämie nicht rechtzeitig gezahlt oder 
eine Obliegenheit nicht erfüllt iſt, und hatte der Spediteur 
gegenüber dem Verſicherer die Bezahlung der Prämie und die 
Erfüllung der Obliegenheiten übernommen, ſo haftet dem 
Verſicherten der Speditionsverſicherer. Führt der Spediteur 
den Verſicherungsfall ſchuldhaft herbei, ſo kann ſein Verhalten 
dem Verſicherten nicht zugerechnet werden. Vertritt man die 
„Repräſentantentheorie“, ſo hat der Speditionsverſicherer ein⸗ 
zuſtehen. 

Die Haftung des Speditionsverſicherers iſt ausgeſchloſſen, 
wenn der Schaden durch Vorſatz des Verſicherten oder ſeiner 
Angeſtellten entſtanden oder auf Vereinbarungen zwiſchen Spe⸗ 
diteur und Verſicherten zurückzuführen iſt, die nicht üblich ſind, 
wie Vertragsſtrafen, Lieferfriſtgarantien, oder über die ge⸗ 
ſetzliche Haftpflicht des Spediteurs hinausgehen. Dagegen ſind 
eingeſchloſſen vorſätzliche Handlungen des Spediteurs, ſeiner 
geſetzlichen Vertreter, Angeſtellten oder ſonſtigen Erfüllungs⸗ 
gehilfen (8 4b, e SpVerſ.). 


21) Der Schaden, der einem dritten Unbeteiligten durch den 
Spediteur, z. B. ſein Fahrzeug, zugefügt wird, fällt nicht unter die 
Speditionsverſicherung. Hiergegen könnte ſich der Spediteur durch 
eine Betriebshaftpflichtverſicherung ſchützen. 


Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen über die Haftung des 
Spediteurs, Frachtführers, Lagerhalters (8 3 Nr. 1 Sp Belle, 
Der Verſicherte erhält alſo mehr von dem Spe 
verſicherer, als er ohne Beſtehen einer SpVerſ. auf Grund 
vertraglichen Haftung von dem Spediteur bekommen mi 15 
Die Grenzlinien für die geldliche Leiſtung des Spedition 
verſicherers ziehen einmal der Erſatzwert, als ſolcher gilt ur 
gemeine Handelswert bzw. gemeine Wert, den das Gut 3 
Zeit der Erteilung des Verkehrsauftrags an dem Orte ha 
an dem es abzuliefern war, unter Berückſichtigung entftande 
oder erſparter Barauslagen, oder, falls das Gut von de 15 
Verſicherten zur Zeit der Erteilung des Verkehrsauftrah 
verkauft war, der Verkaufspreis unter Berückſichtigung 15 
ſtandener oder erſparter Barauslagen wie Fracht, Zoll uf ei 
(8 8 Nr. 1, 2 SpVerſ.). Die zweite Grenzlinie bildet die a 
gemeldete Verſicherungsſumme; in dieſem Sinne iſt der v 
dem Speditionsverſicherungsſchein verwendete Begriff „ in 
ſicherungswert“ (§ 8 Nr. 3) zu verſtehen. Für alle auf, = 
Schadensereignis angemeldeten Anſprüche haften die * 
ſicherer zuſammen bis zum Höchſtbetrage von zwei iron 
Reichsmark. Iſt unterverfichert, fo tritt verhältnismäß® 
Haftung ein. fr 

Der Verſicherer verzichtet grundſätzlich auf Rückgriff geg 
den Spediteur, ſeine Angeſtellten oder ſonſtige Erfüllun 1 
gehilfen (8 11 Nr. 1 SpVerſ.). Zu den Erfüllungsgehilhe 
kann auch der Zwiſchenſpediteur gehören. Mithin ii ehr 
Spediteur, unbehindert durch die Sorge eigener Regie 
pflicht, in der Lage, die Intereſſen des Verſicherten gegend pt 
dem Verſicherer wahrzunehmen. Ein Rückgriffsrecht bee 
nur, wenn der Spediteur in böswilliger Abſicht den Scha 
herbeigeführt hat (5 11 Nr. 2 SpVerſ.), und ferner in 5, 
Fällen (§ 13 SpVerſ.): wenn er vorſätzlich ſeine Anmeldung 
pflicht verletzt, wenn er mit einer fälligen Prämienzahlun 
länger als zwei Wochen nach empfangener Mahnung bel 
Verzuge iſt, wenn ein Schaden dadurch entſteht, daß er 
Ausführung eines ihm erteilten Transport» oder gi . 
verſicherungsauftrags feine Sorgfaltspflicht fahrläſſig ver 425 
In dem letzten Falle kann der Spediteur dem Ver ich n 
gegenüber nicht zu einer höheren Leiſtung verpflichtet f 
als gegenüber feinem Auftraggeber; auch im Verhältni 57 
dem Verſicherer wirkt die Haftungsbeſchränkung des 9795 
SpB. Der Rückgriff gegen andere an der Ausführung 5 
Speditionsauftrags beteiligte Dritte beſteht unbeſchränkt, 
fern ſich dieſe nicht auf ihre Geſchäftsbedingungen, Han 0 
oder Verkehrsgebräuche berufen können (8 11 Nr. 1 Sr 

Hat der Spediteur die SpVerſ. für den Auftrage 
oder ſonſtigen Intereſſenten genommen, fo iſt er von en 
Haftung für jeden Schaden, der durch die SpVerſ. gegen 
wird, frei, fo namentlich dann, wenn infolge fehlender P 42 
ungenügender Wertangabe Unterverſicherung vorliegt 5 m 
Sp.). Iſt die ihm erteilte Anweiſung ungenau oder ofen 
ausführbar, fo hat er nach eigenem pflichtgemäßem Erme 
die Verſicherung abzuſchließen (8 43 Sp.). 0 

HI. Es iſt nicht der Zweck dieſer Ausführungen, Baß 
ſchläge de lege ferenda zu machen, aber auf zweierlei 112 
hingewieſen werden: Das Nebeneinanderbeſtehen von hie 
Verſicherungen bei verſchiedenen Verſicherern gegen ver) der 
dene Gefahren wird auch hier öfters dazu führen, daß ſich e 
Verſicherte zwiſchen zwei Stühle geſetzt hat, weil jeder den 
ſicherer allzu leicht behaupten kann, der eingetretene © * 
falle dem anderen zur Laſt. Die in den Spediteurbedingun 
vorgenommene Abgrenzung reicht jedenfalls nicht aus, um aber 
Bedenken zu beſeitigen. Das Ungereimteſte beſteht an 
darin, daß der Kunde die Koſten der Verſicherung zu tea 
hat, die der Spediteur nimmt, um ſich gegen Haften agen 
anſprüche des Kunden zu ſichern. Man kann den Anw 
und Notaren nur den Rat geben, dasſelbe zu tun. Ob 9 
dings ihre Klienten hiermit einverſtanden ſein werden, 10 * 
bezweifeln. Das Problem der Spediteurhaftung läßt ſich. es 
leicht im Wege der Verſicherung löſen, aber nicht ſo, wi 
geſchehen ift. 


jr 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
Der Speditionsverſicherer vergütet den Schaden nach 
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Schrifttum. 


Das deutſche Eiſenbahnrecht. Grundriß des deutſchen und 
preußiſchen Rechts. Von K. Fritſch, Wirkl. Geh. Rat. 
472 S. Din⸗Format. Berlin 1927. Verkehrswiſſen⸗ 
ſchaftliche Lehrmittelgeſellſchaft m. b. H. bei der deutſchen 
Reichsbahngeſellſchaft. Preis 15 . 

Das Eiſenbahnrecht umfaßt, wie der Verf. in der Einleitung 
bemerkt, „alle Rechtsvorſchriften, die mit beſonderer Beziehung auf 
de Etſenbahnen ergangen find, die alſo ausſchließlich oder haupt⸗ 
ſächlich die Eiſenbahnen betreffen“. Die Darſtellung beſchränkt ſich 
aher nicht auf die öffentlich⸗rechtlichen Beſtimmungen, ſondern auch 
auf die dem Privatrecht mehr angehörigen. Der Verf. behandelt 
mu, a. W. die Eiſenbahnen nicht nur als öffentlich⸗rechtliche Inſtitute, 
bei denen, feien es Staats-, ſeien es Privatbahnen, für deren Bau, 
eren Betrieb, Verwaltung, Organiſation, deren Beamte und Arbeiter 
tach ihrer Natur eigenartige, dem öffentlichen Recht angehörige Be⸗ 
ſcummungen getroffen find, ſondern auch — allerdings vornehmlich für 
die Eiſenbahn in Betracht kommende — das Enteignungsrecht, das 
aftpflichtrecht, das Frachtrecht. Dieſe letzteren Beſtimmungen ſcheidet 
leim, den der Verf. in dankbarer Anhänglichkeit ſeinen Lehrer 
nennt, vom Eiſenbahnrecht aus. Man kann verſchiedener Anſicht 
arüber fein, ob eine derartige Trennung der beiden Gebiete begriff⸗ 
lich richtig und zweckmäßig iſt. Für ein Lehrbuch, wie es der Verf. 
ſchreiben will, it es jedenfalls erwünſcht, wenn der Lernende den 
ganzen Stoff in einem Buch zuſammengefaßt vor ſich hat. 

* Ein derartiges Lehrbuch, deſſen Stoff ſich bis zur unmittel⸗ 

ten Gegenwart, d. h. die Geſetzgebung des Jahres 1924 über die 

Meichsbahngeſellſchaft, erſtreckt, beſitzen wir bis jetzt nicht. Die älteren, 

zum Teil überaus wertvollen, ſind faſt völlig überholt. Ich hebe aus 

den vom Verf. aufgezählten heraus das ausgezeichnete, für jene Zeit 

‚uftergüftige Werk von Dr. Wilh. Koch: Deutſchlands Eiſenbahn 

860) nebſt der Fortſetzung: Das Eiſenbahntransportrecht (1866), 

worin beſonders auch ein erſchöpfendes, heute zum Teil nur ſchwer 

zugängliches Quellenmaterial zuſammengetragen iſt. Ferner Das Recht 
er Eiſenbahnen in Preußen von W. Gleim, von dem leider nur 
in Band, Das Eiſenbahnbaurecht, i. J. 1893 erſchienen iſt. 

Ker Abſchnitt über Eiſenbahnbau uſw. in dem uns vorliegenden 
erk ſteht, wie der Verf, auch bemerkt, durchweg auf dem Boden 

bei Gleim ſchen Darſtellung, an der auch, abgeſehen von den 

eit 1893 eingetretenen Neuerungen, kaum etwas geändert werden 

Onnte, Der Verf. hat, der Anlage feines Buches entſprechend, ſich 

ieferen Eingehens auf die geſchichtliche Entwicklung der Rechtslehren 

enthalten, fo anziehend eine ſolche Darſtellung z. B. für das Kon⸗ 
Honsrecht, das Frachtrecht, auch fein möchte. Er gliedert feine 

Sarſtellung im Anſchluß an die Entwicklung der Eiſenbahnen (vgl. 
32 ff.), Staatsbahn, Privatbahn, Beziehungen der Eiſenbahn zur 

trolldei, zur Poſt, Telegraphie und Zollverwaltung. Bei dem Be⸗ 

5 wird auch das Verkehrsrecht und das Tarifrecht behandelt, und 

I kurzer Auszug aus der Eiſenbahnverkehrsordnung gegeben. Einer 

*londeren Behandlung werden die Kleinbahnen und Privatanſchluß⸗ 

nunen nach dem Ges. v. 28. Juli 1892 unterzogen. — Dieſe Angaben 

Mn gen genügen, um dem Leſer zu zeigen, daß der Verf. feinen Gegen⸗ 

zand erſchöpft hat und daß man keine der zum Eiſenbahnrecht ge» 

Prigen Angelegenheiten vermiſſen wird. 

0 Die Schreibweiſe des Verf. iſt klar und lebendig, was wohl 

uch damit zuſammenhängt, daß ſein Buch aus Vorleſungen hervor⸗ 

langen iſt, die er zuerſt an der Berliner Univerfität und ſpäter 

& verſchiedenen Eiſenbahndirektionen gehalten hat. Wenn man 
ellung zu dem ganzen Werke nehmen will, ſo muß man ſich ver⸗ 

negenwärtigen, daß es in allererſter Linie für die Praxis beſtimmt iſt, 

m nicht nur zur Einführung in den praktiſchen Dienſt der Eiſen⸗ 

b anverwaltung iſt es geeignet, ſondern es wird auch den Eiſenbahn⸗ 

leis ten bei Bearbeitung aller hierher gehörigen Fragen gute Dienſte 

Da en. Außerdem aber iſt eine ſolche erſchöpfende und überſichtliche 

Juſſſellung der Eiſenbahnrechtsfragen auch für die Verwaltungs⸗ und 

uu ſtizbehörden, für wirtſchaftliche Körperschaften und Geſchäftsleute 
zweifelhaft von großem Werte. 

Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin. 


Dr, Fritz Müller, Geh. Regierungsrat, Miniſterialrat im 
Reichsverkehrsminiſterium: Juriſtiſches Automobil⸗Lexi⸗ 


kon. Berlin - Wilmersdorf. 
239 S. Preis 7,50 . 


Der Verf. will mit dem Buche dem Juriſten, der techniſcher 
Laie ift, dem Techniker, der juriſtiſcher Laie tit, und dem auf beiden 
Fachgebieten nicht bewanderten gebildeten Intereſſenten das Auto⸗ 
mobilrecht in überſichtlicher Form näherbringen. Dieſer Plan iſt ihm 
zweifellos trefflich gelungen. Wie das „Automobilrecht“ von Ober⸗ 
länder⸗Bezold (vgl. JW. 1927, 157) iſt das Buch in der 
Buchſtaben⸗Reihenfolge abgefaßt. Es unterſcheidet ſich von dieſer 
Darſtellung des geſamten Automobilrechts leinſchl. des Kraftfahrzeug⸗ 
Steuerrechts) inſofern, als es feiner anderen Zweckbeſtimmung ent⸗ 
ſprechend auf ausführlichere und eingehendere Rechtserläuterungen 
verzichtet, dagegen in weſentlich weitergehendem Maße techniſche Be⸗ 
griffe unter Beifügung von Skizzen erörtert. Wem es darum zu 
tun iſt, ſich über Fragen des Automobilrechts raſch einen Überblick 
zu verſchaffen, wird in dem Buche ein vorzügliches Hilfsmittel 
finden. Die Anordnung des Stoffes innerhalb der einzelnen, nach 
Stichwörtern geordneten Darſtellungen iſt außerordentlich klar und 
überſichtlich; für erſchöpfende Behandlung und Zuverläſſigkeit bürgt 
die tiefgründige Sach⸗ und Rechtskenntnis des Verf., die ſich in 
deſſen Komm. zum Automobilgeſetz offenbart. 

Das Buch wird insbeſ. auch dem Kraftfahrer ſelbſt, der ſich 
über ſeine beſonderen, durch die verkehrspolizeilichen Vorſchriften 
begründeten Pflichten unterrichten und dadurch Unannehmlichkeiten 
entgehen will, treffliche Dienſte leiſten. 

Rat am BayObLG. Dr. Bezold, München. 


Dr. Ernſt Valentin Verlag 


Dr. Fritz Müller, Geh. Regierungsrat, Miniſterialrat im 
Reichsverkehrsminiſterium: Automobilgeſetz nebſt den ein⸗ 
ſchlägigen Nebenbeſtimmungen. Stilkes Rechtsbibliothek 
Nr. 44. 2. vermehrte Auflage. 879 S. Preis geb. 20 . 


Was ich bei der Beſprechung des Buches in ſeiner erſten Auflage 
(JW. 1927, 642) andeuten zu dürfen geglaubt habe: das Buch 
werde ſeinen Platz in der Rechtswiſſenſchaft behaupten, ſcheint ſich 
bereits zu bewahrheiten. Nach nicht viel mehr als Jahresfriſt iſt 
das Buch ſchon in zweiter Auflage erſchienen. Es mag allerdings 
die unterdeſſen erfolgte Abänderung der KraftfahrzVerkVO. vom 
28. Juli 1926 einen beſonderen Anlaß zu Neuherausgabe geboten 
haben, aber das Werk muß ſich doch ſchon in der erſten Auflage 
ſehr gut eingeführt haben, wenn nach ſo kurzer Zeit ſchon an die 
Neubearbeitung herangetreten werden konnte. Sicherlich werden alle, 
die das Buch in ſeiner erſten Auflage kennengelernt und benützt haben 
und die dadurch Freunde des Werkes geworden fein miüfjen, dem 
Verf. und dem Verlag aufrichtigen Dank wiſſen, daß der wertvolle 
Komm. auf den neueſten Stand der Geſetzgebung und Rſpr. ge⸗ 
bracht wurde. 

Das Buch hat rein äußerlich eine beträchtliche Erweiterung 
erfahren (von 777 auf 879 Seiten). Aber auch inhaltlich weiſt es 
weſentliche Veränderungen und Verbeſſerungen auf. Es wurde nicht 
bloß durch Hinzufügung von Erläuterungen zu den neueſten Vor⸗ 
ſchriften, beſonders der VerkVoO., ergänzt, ſondern in allen feines 
Teilen gründlich überarbeitet und mehrfach umgearbeitet. Dazu iſt 
noch im Anhang die neue Straßen VerkO. und die preuß. Polizei O. 
über Garagen gekommen. Das Werk gibt demnach Aufſchluß in 
allen Fragen des einſchlägigen Rechtsſtoffes. 

Über die Güte und den Wert des Buches brauche ich denen 
nichts zu ſagen, die es bereits ſelbſt kennengelernt haben; alle anderen, 
die ſich irgendwie mit dem Kraftfahrzeugrecht zu befaſſen haben, kann 
ich nur dringend empfehlen, das Buch kennenzulernen. Sie werden 
alsbald den einen feiner vielen Vorzüge merken, daß der Verf., ſich 
den Gedanken „relata refero“ nicht zum Leitſatz genommen hat. 
Überall entwickelt er, geſtüßt auf tiefgründiges Wiſſen und umfang⸗ 
reichſte Kenntniſſe, ſeine eigenen Anſichten, ohne es aber dabei zu 
verſchmähen, die wertvollen Ergebniſſe der Rechtslehre und der 
Rſpr. heranzuziehen, mitzuteilen und zu verwerten. Das Buch iſt 
ein wiſſenſchaftliches Werk, das zugleich den Bedürfniſſen 
der Praxis nach jeder Richtung zu dienen vermag. Wer immer ſich 
auf dem Gebiete des Automobilrechts zu beſchäftigen hat, wird an 
ihm nicht vorübergehen können. 

Rat am BayobsGG. Dr. Bezold, Münden. 


Comité Maritime International. 
Tagung in Amſterdam 1.— 4. Auguſt 1927. 


Alle zwei Jahre pflegt das O. M. I. feine Mitglieder zu⸗ 
ſammenzuberufen zur Beratung beſtimmter international⸗ſeerecht⸗ 
licher Fragen, nachdem vorher die nationalen Zweigvereine ſich 
mit denſelben beſchäftigt haben. Auf die Genueſer Tagung des 
Jahres 1925, über welche in der JW. 1926, 342 berichtet iſt, 
folgte in dieſem Jahre die von Amſterdam, gleichfalls ſtark be⸗ 
ſucht und vorzüglich geleitet. 

An erſter Stelle wurde erneut verhandelt die Zwangs⸗ 
verſicherung der Paſſagiere, und zwar auf Grund des Berichtes 
einer in Genua eingeſetzten Kommiſſion. Dieſe hat an dem Grund⸗ 
gedanken zwangsweiſer Verſicherung aller über See fahrenden 
Paſſagiere gegen die Gefahren des Todes und körperlicher Beſcha⸗ 
digung durch den Reeder oder Charterer des befördernden Schif⸗ 
fes feſtgehalten und ausgeſprochen, daß es ſich gegebenenfalls nicht 
um einen Anſpruch aus geſetzlich feſtgelegter Haftung, ſondern um 
einen Verſicherungsanſpruch gegen den Transportunternehmer han⸗ 
deln würde, der auch dann gegeben ſei, wenn fehlerhaftes Handeln 
oder Mangel an gehöriger Sorgfalt auf ſeiten des Paſſagiers den 
Schadensfall verurſacht habe; Vorſatz und unentſchuldbares Ver⸗ 
ſchulden müßten allerdings den Verſicherungsanſpruch ausſchließen. 
Im übrigen hebt der Kommiſſionsbericht noch ſchärfer hervor, daß 
der Verſicherungsanſpruch in keiner Weiſe berühre die vom Befdr- 
derungsvertrag unabhängigen Rechte Dritter gegen den Unter⸗ 
nehmer und die durch den Verſicherungsanſpruch nicht gedeckten 
Rechte des Paſſagiers gegen Dritte, indem er in letzterer Beziehung 
den Dritten ausdrücklich das Recht einräumt, in Abzug zu bringen, 
was ſie ſelbſt dem aus abgeleitetem Rechte des Paſſagiers etwa 
ae Unternehmer wegen des Schadensfalles haben zahlen 
müſſen. 


Der Kommiſſionsentwurf rief in Amſterdam die alten Geg⸗ 
ner der Paſſagierzwangsverſicherung, die letzten Endes nichts an⸗ 
deres darſtelle als eine anderweitige Regelung der Reederhaftung, 
wieder auf den Plan. Deutſchland, die nordiſchen Staaten, die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika ſowie die Niederlande. Sie 
wieſen wiederholt darauf hin, daß ſolche Haftungsfälle verhält⸗ 
nismäßig ſelten ſeien und durchſchnittlich nicht erhebliche Laſten 
für die Reedereien mit ſich brächten, daß die Durchführung des 
Gedankens eine z. Z. unerwünſchte Erhöhung der Paſſagepreiſe 
mit ſich bringen, auch einen umſtändlichen Apparat erfordern und 
die Zahl der Prozeſſe gewiß nicht vermindern würde, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß noch nicht einmal die in Betracht kommenden 
Verſicherungsſummen feſtſtünden. Ebenſo energiſch traten die 
Freunde des Planes, Frankreich, Italien, Japan und namentlich 
England (Sir Norman Hill iſt der Vater und energiſche Verfechter 
der Zwangsverſicherung) für ihn ein. Von engliſcher Seite wurde 
ſogar angeregt, den verſicherten Paſſagieren kein Klagerecht gegen 
dritte Schiffe zu geben, alſo alle anderen Schiffe der Welt durch 
a der edges abſeiten des Vefördernden zu 
efreien. 


Entſcheidend für die Weiterbehandlung der Frage war ſchließ⸗ 
lich eine von Herrn Geheimrat Stimming, Generaldirektor des 
Norddeutſchen Lloyd, abgegebene Erklärung des Inhaltes, daß die 
deutſchen Reeder, die vor weiterer Klärung des ganzen Fragen⸗ 
komplexes eine Abſtimmung über die grundſätzliche Seite nicht 
wünſchen könnten, im Prinzip bereit ſeien zu loyaler Mitarbeit 
auch im Intereſſe der Paſſagiere. Im Anſchluß an dieſe Erklärung 
wurde einſtimmig folgendes beſchloſſen: „Die Konferenz beauftragt 
ihre Unterkommiſſion, weiterzuarbeiten unter Berückſichtigung der 
von der Verſammlung und dem Genfer Internationalen Arbeits⸗ 
amt zu dem Gedanken der Zwangsverſicherung geäußerten Mei⸗ 
nungen und einen dem C. M. I. vorzulegenden Konventionsent⸗ 
wurf ſo abzufaſſen, daß ſeine Grundzüge die Billigung der Reeder 
und Paſſagiere finden können. Da einige Delegationen weder be⸗ 
reit noch ermächtigt ſind, für das Zwangsverſicherungsſyſtem als 
ſolches ihre Stimme abzugeben, ſoll zunachſt außerhalb einer Kon⸗ 
ferenz nach Fertigſtellung des neuen Entwurfes durch die Untere 
kommiſſion die Stellungnahme der Länder zum Prinzip eingefor⸗ 
dert werden. Alsdann iſt eine Sonderkonferenz des C. M. I. ein⸗ 
zuberufen.“ 

Die Weiterführung der Arbeiten auf dieſem Gebiete durch 
das C. M. I. iſt damit gewährleiſtet, ein Gebiet, welches an und 
für ſich auch das Internationale Arbeitsamt, das auf der Kon⸗ 
ferenz vertreten war, zu dem Seinigen zählt. Das ſchwere Unglück, 
welches jüngſt den italieniſchen Dampfer „Principessa Mafalda* 


Vereinigungen 


Vereinigungen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


betroffen hat, wird ſicherlich dem Gedanken der Paſſagierzwangs 
verſicherung einen weiteren Impuls geben. g 
Die zweite Frage, die auf der Konferenz behandelt wurde, 
betraf die ſog. Garantiebriefe (letters of indemnity, lettres de 
guarantie). Das ift auch eine viel erörterte und umſtrittene Ma; 
terie. Häufig kommt es vor, daß der Kapitän eines Seeſchiffe? 
angeſichts äußerlich beſchädigter, insbeſ. hinſichtlich der Verpackung 
anſcheinend nicht ganz einwandfreier Güter oder wenn weg 
Menge oder Gewicht derſelben zwiſchen ihm und dem Ablader keine 
Übereinſtimmung beſteht, 
weigert, reine Konnoſſemente zu zeichnen. Solche Konnoſſemenle 
werden aber vom Bankier des Käufers der Waren verlangt. "e 
Kapitän verſteht ſich dann wohl dazu, das Konnoſſement ohn 
einen Vorbehalt wegen Beſchädigung, Gewichtsdifferenz und der 
zu zeichnen, aber nur gegen die ſchriftliche Verpflichtung des abe 
laders, den Reeder ſchadlos zu halten, falls im Beſtimmungs 
hafen der Konnoſſementsinhaber, ſich berufend auf das reine Kon 
noſſement, Anſprüche gegen das Schiff erheben ſollte. Oft ge 
die Sache glatt. Der Empfänger der Ware hat keine Veranlaſſung⸗ 
den Reeder aus dem reinen Konnoſſement in Anſpruch zu nehmen, 
Im anderen Falle muß der Ablader auf Grund des Garantiebriefe® 
dem Reeder das erſtatten, was dieſer dem reklamierenden Emp' 
fänger hat zahlen müſſen. Mit derartigen Garantiebriefen wird aller“ 
orten gearbeitet. Sie ſind unbedenklich, wenn Geber und Nehmer 
frei von betrügeriſcher Abſicht ſind. Die Anſicht iſt jedoch ME 


feiner Verpflichtung entſprechend ich. 


verbreitet und ſie wurde auf der Konferenz auch von Frankreich, 


Belgien, Griechenland, Schweden und Japan vertreten, daß Ga 
rantiebriefe, weil gegen den wichtigen Grundſatz der Wahrheit 1 
Konnoſſements verſtoßend, abſolut und zwar durch ein internationg 
gültiges Geſetz zu verbieten ſeien. Von deutſcher, italieniſcher, eng 
liſcher und norwegiſcher Seite wurde der Standpunkt vertreten, 
daß es dem Handel zu überlaſſen ſei, Mittel gegen Mißbräuche in 
der Ausſtellung von Garantiebriefen evtl. unter Zuhilfenahme 
Juriſten zu finden. R 
Das Problem ift auch juriſtiſch äußerſt intereffant. Es ließe 
ſich leicht ein Buch darüber ſchreiben. Hier ſei nur darauf * 
gewieſen, daß, wenn Geber und Nehmer eines Garantiebrbeſe, 
böſen Glaubens ſind, nach deutſchem Rechte mit Nichtigkeit un 
Schadenserſatzpflicht zu rechnen fein würde. Bei einem gutgläub! 
gegebenen und genommenen Garantiebriefe werden die Dinge mel 
wie folgt verlaufen: Wird dem Empfänger beſchädigte Ware = 
geboten und liegt ein dem Empfänger nicht bekannter Rever 
vor, dann wird der Reeder zunächſt verſuchen, Erſatzleiſtung ug 
vermeiden unter Bezugnahme auf die Konnoſſementsklauſeln. Ge 
lingt ihm das nicht, dann iſt er durch den Revers gedeckt, wen 
deſſen Ausſteller zahlen kann. Im Zweifel wird der verſchenf 
Empfänger ſich zunächſt an ſeinen Verſicherer wenden, geſtützt au 
das reine Konnoſſement und die Tatſache, daß die Ware nach 7 
endigung der Seereiſe Schaden gezeigt hat. Der Aſſekuradeut 2 
dann meiſtens zahlen müſſen. In der Regel iſt alſo der Asset, 
deur der Leidtragende und es iſt daher verſtändlich, wenn die Af 8 
kuradeure wünſchen, jeweils über das Vorhandenſein eines den 
verſes unterrichtet zu ſein. In dieſer Hinſicht beſteht für — 
Reeder des Schiffes keine Offenbarungspflicht den Aſſekuradeuren 
gegenüber, wohl aber für den Warenempfänger, doch wird Diele” 
nur ſelten über das Vorliegen eines Reverſes unterrichtet fein. e 
wird gegenwärtig verſucht, eine den Intereſſen der Aſſekurademe 
gerecht werdende Verſtändigung mit den Reedern in dieſer Frag 
zu erzielen. & 
In Anıfterbam ift beſchloſſen worden, daß das Bureau Pe 
manent bes C. M. I. angeſichts der Notwendigkeit, die Natur jr 
Konnoſſements als Warenſurrogat im internationalen Kreditverle 
zu bewahren, die Angelegenheit im Auge behalten und falls en 


Intereſſenten eine befriedigende Löſung der Frage nicht gend 
follte, einen Unterausſchuß beauftragen ſoll, der nächſten Verse og 


lung des C. M. I. Bericht zu erftatten, insbeſ. daruber, ob ger 
eine internationale Konvention wegen der Garantiebriefe anzuſt 
ben iſt. ont 
Die Konferenz endete mit einigen bedeutſamen Gerttellung, 
bez. der folgenden der Initiative des C. M. I. entſprungenen ! 
nationalen Vereinbarungen. ic 
I. Immunität von Staatsſchiffen. Geſetz geworden in Deugeſ, 
land ſowie in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. In vier 
gien, England, Frankreich, Dänemark, Schweden, Norwegen, lich 
chenland, Italien und Japan wird die Vereinbarung vorausſich 
in abſehbarer Zeit Geſetz werden. ‚ 
II. Beſchränkung der Reederhaftung. Schiffsgläubig 
und Schiffshypotheken. Einleitende Schritte zur Einführung 


erte 


* 
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dieſe Gegenſtände betr. Vereinbarungen ſind unternommen von 
elgien und den anderen gleichzeitig mit dieſem Staate unter I 
genannten Staaten. Die Niederlande, in denen erſt kürzlich ein 
zeues Seerecht in Kraft getreten iſt, verhalten ſich noch abwartend. 
Wie Vereinigten Staaten von Nordamerika ſcheinen an Einführung 
nicht zu denken. Deutſchland hat die Vereinbarung betr. Schiffs⸗ 
gläubiger und Schiffshypotheken gezeichnet. Vor Zeichnung der 
Vereinbarung betr. Beſchränkung der Reederhaftung muß noch eine 
klarheit in dem Entwurfe beſeitigt werden. 
N Wegen der ſog. Haager Regeln (Konnoſſementsrecht), die von 
ber International Law Association ausgearbeitet ſind, wurde dar⸗ 
auf hingewieſen, daß hier die Dinge nicht ſo einfach lägen. Die 


Kleinere 
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Regeln ſind ſchon vor längerer Zeit Geſetz geworden in England 
und in einigen engliſchen Dominien und Kolonien. Geſetzentwürfe 
liegen vor in Belgien, Japan und Frankreich, im letzteren Lande 
allerdings mit materiellen Anderungen der beſchloſſenen Regeln. 
Die Niederlande verhalten ſich aus dem oben angegebenen Grunde 
abwartend. Die Vereinigten Staaten von Nordamerika lehnen ab. 
Deutſchland hat bei Zeichnung der Konvention den Vorbehalt ge⸗ 
macht, daß auch die nordiſchen Länder zeichnen müßten. 

Abſchließend ſei geſagt, daß die Beratungen der Konferenz, 
deren Ergebniſſe allſeitig befriedigt haben, denkbar angenehm ver⸗ 
liefen. Die Hollander waren vorbildliche Gaſtfreunde. 

RA. Dr. Schulze⸗Smidt, Bremen. 


Neuere Rechtſprechung 
mm Kraftfahrzenggeſetz und den einſchlägigen Geletzen. 
Gortſetzung aus JW. 1927, 163, Stand vom 1. September 1927.) 

A. Bürgerliches Geſetzbuch: 

. 1. 8 823. Die Verletzung eines Schußgeſetzes ſchafft noch Reine 
Vermutung des urſächlichen e ne mit dem Unfall (JW. 
1926, 2533). 

2. § 839. Unter welchen Vorausſetzungen iſt eine militäriſche 
Kraftwagenfahrt zur Heranſchaffung von Sachgütern als Ausübung 

2727 Gewalt anzuſehen? (Rch.: Recht 1927, Nr. 1187 — Bay. 
3. 8 904. Hat der Kraftwagenführer zur Rettung eines Menſchen 
ſein Fahrzeug zur Seite gelenkt und dadurch nicht abſichtlich, aber 
doch mit Eventualvorſatz eine fremde Sache beſchädigt, fo haftet er 
nach 8 904 B00 B. dem Eigentümer direkt. Der Geſchädigte braucht 
ch nicht mit ſeinen Erſatzanſprüchen an den Geretteten verweiſen zu 
laſſen (OLG. Düſſeldorf: JW. 1927, 922). 

B. Preuß. Eiſenbahngeſ. v. 3. Nov. 1838. 

Welche Sicherungsmaßnahmen ſind bei weniger verkehrsreichen 
Nebenſtrecken erforderlich? (OLG. Hamm: JW. 1927, 923). 

C. Eiſenbahnbau⸗ u. Betriebsordnung. 

8 74. Das Gebot, daß Fuhrwerke an den Warnungstafeln an⸗ 
zuhalten haben, bedeutet nur, daß ſie halten müſſen, wenn der Führer 
das Herannahen des Zuges unmittelbar wahrgenommen hat oder 
durch Lichtſignal oder ſonſtwie davon Kenntnis erlangt. Außer 8 74 
= 4. O. kann aber auch 8 18 III KraftfahrzWO. Platz greifen, falls 
urch Übergang von Bahnſtrecken durch die Landstraße Hinderniſſe in 
die Fahrbahn gelangen können (NG.: Recht 1927 Nr. 1538). 

D. Strafgeſetzbuch (88 222, 230). 

1. Schon nach allgemeiner Sorgfaltspflicht haben Kraftfahrer 
285 zu vermeiden, ſcharf an zu überholenden Fahrzeugen oder Per⸗ 
ſonen vorüberzufahren (RG.: Furt. III, 83). 

2. Wann darf der Führer den Verkehrsvorſchriften zuwiberhan⸗ 
deln? (Rh.: Recht 1927 Nr. un 

3. Wer ift Kraftfahrer von Beruf? Abhandlung von Bezold, 
StW. 47, 203; jedoch RGSSt. 59, 269; DR. 1926 Nr. 1076 (In⸗ 

Uateur); Recht 1927 Nr. 472 (Arbeiter); HöchſtRR. III, 3 (Metzger⸗ 
meiſter, Vergnügungsfahrt); JurR. II, 1783 (Beamter, der Dienſt⸗ 
zeſſen mit Auto ausführt); JurR. II, 1784 (Wettfahrer); Zur. 
UN, 84; Bang. 1927, 262; JW. 1927, 194 (gKundenbeſuch; 1927, 
88 (Architekt). „Von Beruf Kraftfahrer ift nicht ohne weiteres der⸗ 
lenige, der ſich im Beſitze eines polizeilichen Führerſcheines befindet 
a feinen Kraftwagen ſelbſt fteuert, erforderlich ift vielmehr, daß 
Les Kraftwagenfahren für ihn einen, wenn auch nicht den einzigen 
ebenszweck bildet“, JW. 1927, 2028 (Fabrikdirektor). 
be 4. Den Fahrſchüler trifft nicht die erhöhte Verantwortlichkeit des 
berufsmäßigen Fahrers (RGB.: JurR. II, 2397). 
un. Schon die erſtmalige Fahrt als berufsmäßiger Kraftfahrer 
iunterſteht der erhöhten Sorgfaltspflicht MG.: Zur, II, 2303). 

1 6. Geſälligkeitsfahrt ſchließt ſtrafrechtliche Haftung des Führers 

icht aus (Bayo5LG.: JW. 1927, 460). 

7. Der Führer kann ſich bei einem Unfall auf ſeine Ungeübtheit 
bei Fahren dann nicht berufen, wenn er, um der Lage, in der er ſich 
befand, Herr zu werden, keiner längeren Erprobung als Kraftfahrer 
durfte (Rh.: JW. 1927, 2030). 
den . Der Kraftfahrer kann ſich in der Regel auf ein Mitverſchul⸗ 
Un. des Verleßten nicht berufen und muß mit Unbeſonnenheiten und 
zaufmerkſamkeiten des Publikums rechnen. Allein wenn das mit- 
15 bende Verſchulden oder unbedachte Verhalten des Verletzten der⸗ 
für 8 iſt, daß es außerhalb aller menſchlichen Berechnung liegt und 
8 r den Fahrer nach den Erfahrungen des täglichen Lebens nicht vor⸗ 
usſehbar iſt, fo unterbricht ſein Eingreifen die Kette des natür⸗ 


lichen Kauſalzuſammenhangs, und an ihm endigt das Verſchulden des 
Führers (Bahob s.: JW. 1926, 185). 

9. Wenn ein Unfall durch mangelnde Straßendiſziplin ber Be⸗ 
völkerung verurſacht wird, ſo haftet der Führer, falls ihm jener Um⸗ 
ſtand bekannt war (NG.: HöchſtgtR. II, 258). 

10. Für die ſachgemäße Führung iſt der Führer, nicht der 
Mitfahrer oder der Bremſer des Anhängewagens veranlwortlich (KG.: 
JW. 1927, 926). 

11. Bei der Beurteilung des Kauſalverlaufs und ſeiner Vorher- 
ſehbarkeit muß der konkrete, nicht der abſtrakte Erfolg zugrunde ge⸗ 
legt werden. Auf die Vorausſehbarkeit aller Einzelheiten des kon⸗ 
kreten Verlaufs kommt es allerdings nicht an. Jedoch müſſen ſich 
auch die unbekannten Einzelheiten des vorl. urſächlichen Verlaufs 
innerhalb des Rahmens der gewöhnlichen Erfahrung halten (RG. : 
JW. 1927, 904). 

8 360 Nr. 11: Baydb s.: JW. 1926, 2765 = Jur. II, 1995; 
an der bisherigen Rſpr., wonach leichtfertiges Beſpritzen der Straßen⸗ 
paſſanten mit durch die Räder aufgeworfenem Straßenkot als grober 
Unfug angeſehen werden kann, wird feſtgehalten, ebenfo ſpäter Rev⸗ 
Reg. 1 Nr. 171/27; a. A. Dresden: HÖHERN. III, 146; KG. ebd. 
III, 156 Recht 1927 Nr. 654 = Zur. 1927 Nr. 678: Das Bo 
ſpritzen ſei nach 8 18 1 VerkVorſchr., 8 21 KraftfahrzGG. zu beſtrafen. 

$ 366 Nr. 1: Überführungsfahrten an Sonntagen ſtellen eine 
Übertretung der Sonntagsruhe dar (BayObLG., RevReg. II Nr. 
398/26). 

8366 Nr. 10: 

1. Der Verkehr mit Kraftfahrzeugen iſt im KraftfahrzG. und in 
der VerkVo. erſchöpfend geregelt, ſoweit nicht ebenda Ausnahmen 
zugelaſſen ſind; Begriff des „in Verkehr befindlichen Wagens“ (Bay⸗ 
Obs GG.: IW. 1926, 1996). 

2. Verbietet eine Straßen PolVO. das Überholen von Straßen⸗ 
bahnzügen an den Halteſtellen der Straßenbahn durch andere Fahr⸗ 
zeuge, ſo hat der Führer des Fahrzeuges ſchon dann zu halten, 
wenn die Bremſe des Straßenbahnwagens in Tätigkeit geſetzt wird, 
um den Wagen zum Halten zu bringen (KG.: JurR. I, 1496 Höchſt⸗ 
RR. I, 321). 

E. Kraftfahrzeuggeſetz. 

8.1: Fahrtenbücher für Kraftfahrgeſchäfte: Polizeilicher Zwang 
zur Führung derſelben nicht zuläſſig (Hanſ VGH. : JW. 1926, 2320). 

8 2 Polizeiliche Erforderniſſe bei Zulaſſung von Kraftomnibus⸗ 
linien. Die Polizeibehörde darf nach ihrem Ermeſſen die Genehmi⸗ 
gung auch von dem Vorhandenſein eines Bedürfniſſes oder von der 
Leiſtungsfähigkeit des Unternehmers abhängig machen, aber nicht 
aus Willkür oder Schikane die Genehmigung verſagen (Pro. v. 
29. April 1926: GewArch. XXIV, 64). Konkurrenz der neuen Linie 
gegenüber der ſtädtiſchen Straßenbahn iſt kein Verſagungsgrund (ebd.). 

83: 1. Wird die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit des Fahrlehres 
durch unzuläſſige Anweiſungen des die Prüfung abnehmenden polizei⸗ 
lichen Sachverſtändigen an den Prüfling beſeitigt? (KG.: Goltd Arch. 
69, 418 [wird verneint! ). 

2. Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit des den Wagen ſteuern⸗ 
den Fahrſchülers wird durch 9 3 Ul nicht ausgeſchloſſen, falls dieſem eine 
eigene Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt (RGB.: DRZ. 1926 Nr. 1088 — 
Jurgt. II, 2397). 

3. 8 3 begründet keine ſtrafrechtliche Haftung des Fahrlehrers 
für Zuwiderhandlungen von Fahrſchülern gegen 8 366 Nr. 10 StGB. 
Dagegen kann, wenn der Fahrlehrer bei wahrgenommenen Zuwider⸗ 
handlungen des Schülers nicht eingreift, ſeine Verantwortlichkkeit nach 
allgemeinen Grundſäten begründet fein (Bayob GG., Slg. XXVI, 
188 = Bay}. 1927, 126). 

4. Der Prüfling, der nach abgelegter Prüfung in Begleitung des 
Fahrlehrers nach Hauſe fährt, darf das Fahrzeug nicht ſelbſt lenken 
(Weitz: JW. 1926, 2166). 

5. Als Begleiter i. S. des $3 hat nur zu gelten, wer ſich fo 
nahe bei der das Steuer führenden übenden Perſon befindet, daß 
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ein unmittelbares und fofortiges Eingreifen durch Bedienen der 
Maſchinerie möglich iſt. Davon kann keine Rede ſein, wenn der 
Lehrer mit einem anderen Wagen vorausfährt. Der durch den Lehr⸗ 
auftrag begründete Pflichtenkreis des Fahrlehrers iſt aber keines⸗ 
wegs derart abgegrenzt, daß darunter nur die Begleitung fiele; es 
gehört dazu vielmehr auch die ſachgemäße Belehrung und Anweiſung 
BaydbsG., Slg. XXVI, 96 = Jur. III, 192). 

8 4: Die Entziehung der Erlaubnis zum Führen von Kraft⸗ 
fahrzeugen iſt nicht nur bei Verfehlungen gerechtfertigt, die während 
der Ausübung der Führertätigkeit begangen worden ſind oder un⸗ 
mittelbar mit dieſer zuſammenhängen; ſie kann unter Umſtänden auch 
auf ein Verhalten geſtützt werden, das der Führer eines Kraftfahr⸗ 
zeuges außerhalb der Ausübung ſeines Berufes an den Tag gelegt 
hat (Sächſ OVG. v. 16. Dez. 1922; Reger 44, 232). 

85a: Nichterfüllung der Pflicht zur Kennzeichnung gefährlicher 
Wegſtrecken durch die Wegepolizei zieht Haftung des Fiskus nach 
ſich (RG.: JW. 1927, 1265). 

8 7, III: Haftung des Halters für Schwarzfahrt des Chauffeurs 
(Nö.: JurR. III, 41; KG.: JW. 1927, 9214 1a Düſſeldorf, ebd. 922). 

8 8: Der Mitfahrer bei einer Gefälligkeitsfahrt verzichtet nicht 
ohne weiters auf Schadenserſatzanſprüche aus Verſchulden des Wagen⸗ 
lenkers (N®.: JW. 1926, 2534; ähnl. Baydb sc.: JW. 1927, 460). 

8 10: In 8 10 II Kraftfahrzcß. wird der überlebenden Ehefrau 
eine Entſchädigung (Rente) für den ihr durch den Tod des Ehemannes 
entgehenden Anſpruch auf Unterhalt nicht für ihre eigene Lebens⸗ 
zeit, ſondern durchaus folgerichtig nur für die mutmaßliche Lebens⸗ 
zeit des Getöteten eingeräumt (R.: JurR. 1927 Nr. 1420). 

8 17 II: 1. Haftung aus Zuſammenſtoß zwiſchen Eiſenbahn und 
Kraftfahrzeug bei ſchrankenfreiem Bahnübergang? (OLG. Köln: JW. 
1926, 2305) 

2. Die Anſprüche gegen die Eiſenbahn bei Autounfällen auf 
Schienenkreuzungen (Aufiag dv. Eger: 28. 1927, 1302). 

3. Werden nach einem Unfall ſowohl der Fahrzeughalter als 
ſein Führer vom Verletzten auf Entſchädigung belangt, ſo kann aus 
817 Abſ. 1 Satz 2 weder eine Befreiung der Bekl. von der ſie nach 
58 7 II, 181 Satz 2 treffenden Beweislaſt, noch von der den 8 9 
KraftfahrzG., § 254 BGB. entſprechenden Beweispflicht dafür her⸗ 
geleitet werden, inwieweit bei dem Unfall ein Verſchulden des Ver⸗ 
letzten oder die von ſeinem Kraftfahrzeug ausgehende Betriebsgefahr 
mitgewirkt hat (RG. 114, 73 = JW. 1927, 891). 

8 21: 1. Zwiſchen einem Vergehen der fahrläſſigen Tötung und 
einer Übertretung nach 8 21 Kraftfahrz®. iſt Tatmehrheit anzuneh⸗ 
men, wenn der Täter durch zu große Geſchwindigkeit, Linksfahren 
u. dgl., gegen die Vorſchriften über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
verſtößt und nur gelegentlich dieſer Verfehlung und unabhängig 
hiervon durch eine anderweite Unvorſichtigkeit den Unfall herbei⸗ 
geführt hat, Tateinheit dagegen, wenn der Unfall gerade durch die 
vorſchriftswidrige Art des Fahrens verurſacht worden iſt (RG. v. 
1. Okt. 1926, 1503/26 — Recht 1926 Nr. 2301 JW. 1927, 905; vgl. 
RGSt 59, 318). 

2. Von Kraftfahrern iſt nicht zu verlangen, daß ſie ſich vor ihren 
Ausfahrten über die, ſei es auch nur in ihrem Bezirk, Sonntags 
geſperrten Straßen unterrichten. Eine Fahrläſſigkeit liegt höchſtens 
dann vor, wenn ſie die auf die Sperrung hinweiſenden Warnungs⸗ 
tafeln an den Straßen nicht leſen (Dresden: JW. 1927, 2068 [anders 
die bay. Rſpr.]). 

822: 1. In hilfloſer Lage kann der Verletzte auch dann ſein, 
wenn ſich ſchon Leute an der Unfallſtelle eingefunden haben, da es 
vom Zufall abhängt, ob jene dem Verletzten helfen können oder wollen 
(RG.: HöchſtgtR. II, 183). 

2. Entziehen durch die Flucht liegt nicht vor, wenn der Führer 
von dem Unfall erſt nachträglich Kenntnis erhält und es unterläßt, 
zur Feſtſtellung ſeiner Perſon an die Unfallſtelle zurückzukehren 
(RGB.: Recht 1927 Nr. 1481 — Juri. III, 1494). 

8 24: 1. Abſ. 1 iſt auch anwendbar, wenn ein Führerſchein er⸗ 
teilt, aber abhanden gekommen war und der Führer dann ohne 
Doppel fährt (Bayob eG. Slg. XXVI, 167 = JW. 1926, 2768). 

2. Zu Abſ. 2: Die Ermächtigung zur Führung kann auch ſtill⸗ 
ſchweigend geſchehen (RG.: Sur. 1927 Nr. 1001). 

F. Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr: 

82: Wenn ſtraßenpolizeiliche Vorſchriften durch Kraftfahrzeuge 
übertreten werden, jo iſt 8 366 Nr. 10 Stch B., nicht 8 21 Kraft⸗ 
fahrz®. die einſchlägige Strafvorſchrift (Bayobech.: Revgeg. I 
Nr. 57/26, 519/26 — Slg. XXVI, 188). 

8 4: 1. Die vorgeſchriebenen Laternen an einem Kraftrad mit 
Beiwagen müſſen feſt angebracht fein (BayObLG.: Revgieg. I Nr. 
225/26 = Zur, II, 2004 = Sig. XXVI, 205). 

2. Beruhen Rauch⸗ und Geruchentwicklung bei einem Kraft⸗ 
fahrzeug auf vorſchriftswidrigem Bau, ſo iſt der Eigentümer ſtraf⸗ 
rechtlich haftbar, beruhen ſie auf nachläſſiger Behandlung des Fahr⸗ 
zeuges durch den Führer, iſt dieſer haftbar (KG.: HöchſtgiR. III, 155). 

3. Nach Eintritt der Dunkelheit bedarf gem. 88 4, 11 auch das 
ſtehende, aber noch im Betrieb befindliche Kraftfahrzeug der Beleuch⸗ 
tung (Naumburg: HÖHER. II, 352). 
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4. Die Beleuchtung von Kraftfahrzeugen während der Dunkel 
heit ift nicht nach den PolVO. über den ZFuhrwerkäverkeht au 
öffentlichen Straßen zu beurteilen, ſondern nach den einſchl 
Beſtimmungen der Reichs BO. über den Kraftfahrzeugverkehr. Dur 
§ 16 ReichsBO., der die Verantwortlichkeit des Führers fur u 
Beleuchtung des Kennzeichens feſtſetzt, it die Haftung des Eigen 
tümers des Kraftfahrzeuges im Falle des Mangels der erforderlichen 
Sorgfalt nicht aufgehoben (NÖ. v. 22. Okt. 1926, Kchc. V. 158). 

5. Ob die Kraftwagen auf den Aufſtellungsplätzen beleuchtet ſein 
müſſen, richtet fi) nach den örtlichen Pol O. (OLG. Hamburg: 5 
1927, 937 Goltd Arch. 71, 183). 

9 5 III: Die gelegentliche Benutzung eines Laſtkraftwagens zur 
Perſonenbeförderung enthalt keinen Verſtoß gegen die Zulaſſun 
bedingungen (Jena: Zur. II, 1594). 

86: Die durch 86 V Satz 1 dem Eigentümer auferlegte Ber 
pflichtung, die Herausziehung eines Fahrzeugs auf dem öffentlichen 
Verkehr der zuftändigen Verwaltungsbehörde mitzuteilen, ſowie di 
Zulaſſungsbeſcheinigung und das Kennzeichen abzuliefern, bildet 1 
ſtrafrechtlichen Tatbeſtand. Dagegen bezieht ſich 8 6 % Saß 4 nur — 
das innere Verhältnis zwiſchen Verwaltungsbehörde und Steuer 
behörde (OLG. Karlsruhe: Recht 1927 Nr. 976). 

2. Eigentümer i. S. des 8 6 VI if} der Eigentümer i. ©. des 
bürgerl. Rechts. Dies gilt auch bei Eigentumsvorbehalt. Wird alſo 
ein Kraftwagen unter Eigentumsvorbehalt verkauft, ſo tritt die ur 
pflichtung, die erneute Zulaſſung zu beantragen, erſt ein, wenn de 
Eigentumsvorbehalt erliſcht (BayObLG.— Bay. 1927, 19). 

8 14: Übungsfahrten mit Fahrſchülern in verkehrsreichen Straßen 
unſtatthaft (Königsberg: JurR. II, 1808). 

8 15: Ideal⸗ und Realkonkurrenz bei Nichtmitführen ber bot“ 
geſchriebenen Papiere durch den Führer (Uhlemaher: VBayg 
1927, 37). 


räumen Nachſchau nach den Kennzeichen halt und jie erforderliche 


Perſonen zugleich aus 
Führer haben; bei Wechſel zweier Perſonen in der Führung 1 
jedoch hinſichtlich ſtrafbarer Handlungen Mittäterſchaft oder * 
ſtiftung vorliegen (Bayobec G. Slg. XXV, 141 JW. 1926, 2201 


1927, 
ORG. Slg. XXV, 52 = JW. 192 1579 


1926, 901 — Höchst R. II, 234; Gele: Höchster. Ii, 355; Karlsruße⸗ 


3. Jr 847 1 eine felänbige eafrittice Norm? 8 197 


4. Einzelfälle: Annäherung an Straßenkreuzung (JW. 1226, 
(JW. 1927, 769); Überficht den, 
Planwagen verdeckt (LZ. 1926, 176); Verpflichtung des Kraftfahrer 


817 I: 1. Der Führer haftet, wenn er durch falſche Vediegſe⸗ 
oder Unterlaſſung rechtzeitiger Beſeitigung von Störungen des er 
chanismus übermäßige Rauchentwicklung verurſacht, dagegen holte. 
nicht dafür, daß die Maſchine dem neueſten Stande der Technik © 
ſpricht (Darmſtadt: Jurgf. II, 1595). it, 

2. Zur Strafbarkeit genügt es, daß der Rauch geeignet 
Perſonen zu beläſtigen; der tatſächliche Eintritt der Beläſtigung pra 
nicht nachgewieſen zu werden (Jena: HöchſtRR. III, 153). 

3. Beruhen Rauch- und Geruchentwicklung bei einem 
fahrzeug auf vorſchriftswidrigem Bau, ſo iſt der Eigentümer per 
rechtlich haftbar, beruhen fie auf nachläſſiger Behandlung des 
zeuges durch den Führer, tft dieſer haftbar (KG.: HöchſtRR. III, 

4. Durch die Neufaſſung des 8 17 II iſt eine geſetzliche FT pie 
präſumtion nicht aufgeſtellt worden. Da es jedoch techniſch möglich il, bei 
Kraftfahrzeuge ſo einzurichten, daß die Entwicklung von Ran cr 
gehöriger Bedienung ausgeſchloſſen wird, ſo muß nach dem den 
mäßigen Verlauf der Dinge angenommen werden, daß eine 15 
eintretende Rauchbeläſtigung durch eine Pflichtwidrigkeit des Fang, 
verurſacht iſt, ſei es, daß er ein vorſchriftswidriges Fahrzeug pen 


. 
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In es, daß er ein ordnungsmäßiges Fahrzeug vorſchriftswidrig be⸗ 
deut hat. Dem Angekl. bleiben offen, beſondere, die Schuldbejahung 
gusſchließende Umſtände geltend zu machen (BayObesG., Nevfteg. 1 

57/27; vgl. für das frühere Recht, Darmſtadt: HöchſigtR. II, 353). 

5. Der Führer eines beim Fahren ungewöhnlich ſtarken Rauch 

zütwickelnden Kraftwagens kann ſich nicht damit entſchuldigen, daß 
ver Motor, weil er die Nacht über im Freien geſtanden habe, zu kalt 
geworden ſei (Dresden: JW. 1927, 2067). 
„ 6. Verurſacht der Motor infolge eines Mangels des Kraft⸗ 
Innäcuges außergewöhnlichen Rauch und Lärm, fo muß der Wagen⸗ 
lührer den Mangel an einem Orte, wo durch das Weiterlaufen des 
Motors niemand beläſtigt werden kann, abzuhelfen ſuchen (Dresden: 
JW. 1927, 2067). 

un 
Höchſtgt. II, 356). 

2. 8 17 iſt eine ſelbſtändige Strafnorm; die bisherige Rſpr. 
Wird aufgegeben (OLG. Dresden: 2 08t 155/26 v. 25. Jan. 1927 — 
DR. 1927, 159 Nr. 446; kontra Karlsruhe: Recht 1937 Nr. 978). 

8. Der Begriff des ſtark wirkenden Scheinwerfers iſt in den 
Ausführungsvorſchriften zu § 17 erſchöpfend beſtimmt (OLG. Dresden: 
3. 1927, 1167; vgl. auch JW. 1927, 2057). 

4. Ein „beleuchteter Ortsteil“ iſt dann anzunehmen, wenn die 
Jahrbahn und ihre nächſte Umgebung, aus der plötzlich ein Hinder⸗ 
nis in die Fahrbahn gelangen kann, infolge der Beleuchtung ſo er⸗ 
hellt iſt, daß der Kraftfahrer auch bei abgeblendeten Scheinwerfern 
mit angemeſſener Geſchwindigkeit ohne Gefahr für ſich und ſein Fahr⸗ 

ug ſowie für andere Perſonen und fremde Sachen fahren, ſeinen 

erpflichtungen genügen und Unfälle vermeiden kann (Baydbs G., 

eofeg. I Nr. 11/27). 

„ 5. Die polizeiliche Abſtempelung der Scheinwerfer befreit den 
Führer nicht von ſelbſtändiger Prüfung derſelben (Bay ob. Slg. 
XXVI, 215 — Goltd Arch. 71, 229). 

818 1: Die Vorſchrift des 8 18 bildet eine ſelbſtäudige ſtraf⸗ 
Schtliche Norm (Stuttgart: HöchſtgR. II, 150; a. A. Baydbs. 
Slg. XXV, 91). 

8 18 II: 1. Tachometer, Berufung auf dieſen, 
(Bay Sbech.: FW. 1927, 803.) 

2. „Behinderter Überblick.“ Unüberſichtlich iſt ein Weg nicht 
nur dann, wenn er infolge ſeiner natürlichen Beſchaffenheit dauernd 
unüberſichtlich iſt, ſondern auch dann, wenn feine überſichtlichkeit 
durch auf der Fahrbahn befindliche feſte oder bewegliche Sicht⸗ 
hinderniſſe vorübergehend ganz oder zum Teil aufgehoben iſt (Bay⸗ 
Obe. Slg. X, 238, Revgeg. 1 Nr. 359/13, Nr. 14/25, Nr. 165/27; 
ogl. auch unter § 21 b Bem. 3). 

3. Das Vorfahrtsrecht ſchützt nicht vor Haftung, wenn der Vor⸗ 
ſahrtsberechtigte den Unfall durch Nichtausübung des Vorfahrtsrechtes 
ſatte vermeiden können (RG.: JW. 1926, 1192; BaydbsG., Rev⸗ 

eg. 1 Nr. 622/26: Slg. XXVI, 284; RevReg. I Nr. 631/26). 
5 4. Die Abgabe von Warnungsſignalen befreit den Führer von 
er Verpflichtung zum Langſamfahren oder Anhalten nur dann, 

un der Führer aus dem Benehmen der gewarnten Perſon beſtimmt 
ersieht, daß dieſe das Signal bemerkt hat und daß ſie ſich nunmehr 
gemäß verhalten wird (RG.: JW. 1927, 1523). 

8 18 III: „Geſchloſſener Ortsteil“: 1. Der Begriff ſetzt eine 
geioiſſe Ausdehnung voraus, es darf ſich nicht nur um einzelne 
Ning zuſammenhängende Häuſer handeln, wie das bei einem Gute 
ie Regel iſt (OLE. Kiel: Goltd Arch. 71, 118). 

Bar. „Geſchloſſener Ortsteil“ iſt nicht dasſelbe wie „Ortſchaft“; 
haften auf dem Lande können, wenn die Häuſer und Gehöfte 
gleſtreut liegen, ſehr wohl nicht geſchloſſene Ortsteile enthalten; das 
Zeiche kann für Teile von Städten zutreffen, in denen lediglich 
Gonebergärten oder ausgedehnte Parkanlagen liegen (OLG. Kiel: 

oltd Arch. 71, 119). 

* 3. Irrtum über Begriff des geſchloſſenen Ortsteils iſt Straf⸗ 

echtsirrtum, nicht Tatſachenirrtum (Dresden: HöchſtaR. II, 358). 
. 819 1: Unüberſichtlichkeit der Fahrbahn für ſich allein begrün⸗ 
€ nicht die Pflicht zur Abgabe von Warnungszeichen; es muß nach 
ab lage eine Gefährdung anderer Verkehrsbeteiligten von der Nicht⸗ 
gu sabe zu befürchten ſein (BayObLG.: 28.1927, 1030 — Goltd⸗ 
ch. 71, 261; etwas abweichend KG.: Fur. II, 2418). 

—_ m 320: KraftfahrzVO. i. d. Faſſ. v. 5. Dez. 1925 (RG Bl. S. 439). 
102k pold O. des Oberpräf. für die Rheinprovinz v. 15. Dez. 

„ (Amtsbl. Düſſeldorf 1923, 95). § 20 KraftfahrzBO. über die 
; zpflichtungen des Kraftfahrers, welcher merkt, daß durch das Vor⸗ 

ten mit dem Kraftfahrzeuge Menſchen oder Tiere in Gefahr ge⸗ 
Din werden, legt nur das Mindeſtmaß desjenigen feſt, was 
Kr ° Ruckſicht auf die örtlichen Bedürfniſſe regelmäßig von einem 
0 aftfahrzeugführer verlangt werden muß. Durch örtliches Polizei⸗ 


Begriff des beleuchteten Ortsteiles (Stuttgart: 


wann zuläſſig? 


ht können ſtrengere Anforderungen an den Kraftfahrer geſtellt wer⸗ 
den 1 — Recht 1927 Nr. 1748). 
21: Das Verbot des Schneidens der Kurve iſt zwingend (RG.: 
Wurst II. 1598), TR 
. 821 a: Wer auf der falſchen Straßenſeite fährt und einem ent⸗ 
3 "kommenben Wegbenützer das Rechtsausweichen unmöglich macht, 
un nicht verlangen, daß der andere anhält und den erſten an ſich 


vorüberfahren läßt, ſondern muß geſtatten, daß der andere nach 
links ausweicht (Bayob sc., RevReg. 1 Nr. 327/27). 

8 21 b: 1. Von 8 21 b abweichende Polizeivorſchriften, betr. das 
Überholen der Straßenbahn durch Kraftfahrzeuge, find ſeit der VO. 
v. 28. Juli 1926 nicht mehr gültig, wenn ſie ſich auf das ganze Ge⸗ 
biet einer Stadt beziehen. Die Frage, ob für einzelne Straßen ſolche 
Vorſchriften rechtswirkſam erlaſſen werden können, wird offen⸗ 
gelaſſen (BayOpLG., RevReg. I Nr. 220/27 = Bayg. 1927, 269). 

2. Pflichten beim Überholen (BayObL®.: JurR. III, 902). 

3. Begriff der „unüberſichtlichen Wegſtellen“. Der Begriff hat 
eine geringere Ausdehnung als jener des „behinderten Überblicks“ 
(ſ. oben 8 18 JI Bem. 2). Unüberſichtlichkeit einer Wegſtelle kann 
nur angenommen werden, wenn dieſe nach ihrer natürlichen 
objektiven Beſchaffenheit es ausſchließt, daß ein Kraftwagen⸗ 
führer, auch wenn er gem. § 18 II VO. langſam fährt, den Ablauf des 
Verkehrs ſo vollſtändig überblickt, daß er alle Hinderniſſe und Ge⸗ 
fahren rechtzeitig bemerken und ihnen ſicher begegnen kann. Eine 
wichtige Rolle ſpielt hierbei die Einmündung anderer öffentlicher 
Wege in die fragliche Wegſtelle. Sind dieſe nicht derart zu überſehen, 
daß ein Kraftwagenführer aus ihnen herauskommende und in ſeine 
Fahrbahn gelangende Wegbenützer eine genügende Zeit vorher wahr⸗ 
nehmen kann und dieſe Wegbenützer ſelbſt das herannahende Kraft⸗ 
fahrzeug rechtzeitig erblichen können, ſo beſteht immer die Gefahr, 
daß ein Zuſammenſtoß und damit eine Beſchädigung von Leib, Leben 
oder Vermögen von Menſchen entſteht, die eben durch die Vorſchrift 
des 8 21 b IV VO. verhütet werden fol (BayObsG., Nevfen. I 
Nr. 165/27). 

§ 216: Maßgebend für die Beurteilung eines Weges als 
„Hauptverkehrsweg“ oder „Seitenweg“ iſt feine Verkehrsbedeutung, 
und dieſe wieder hängt in erſter Linie davon ab, welche der beiden 
Straßen den ſtärkeren Verkehr aufweiſt. Bei gleicher Verkehrsſtärke 
kann als weiteres Merkmal in Frage kommen, ob von den beiden 
Wegen der eine den Durchgangsverkehr zwiſchen wichtigen Verkehrs⸗ 
punkten vermittelt, während der andere zu verkehrsarmen Ortsteilen 
führt. Auch der Umſtand, daß der eine Weg mit Trambahnverkehr 
belegt iſt, der andere dagegen nicht, und andere verkehrstechniſche 
Geſichtspunkte können bei der Beurteilung der Frage herangezogen 
werden. Nicht von ausſchlaggebender Bedeutung dagegen ift gegenüber 
den angegebenen Geſichtspunkten die räumliche Breite der Straßen 
(BayoSbe G. Slg. XXVI, 284). 

2. § 210 KraftfahrzVerkVO. v. 5. Dez. 1925 (RGBl. I, 439) 
i. d. Faſſ. v. 28. Juli 1926 (RGHBl. I, 425) enthält, im Gegenſatz 
zu 8817 Abſ. 1 und 18 Abſ. 1 keine bloße Verhaltungsvorſchrift für 
den Kraftfahrzeugführer, ſondern einen im Verletzungsfall zur Be⸗ 
ſtrafung nach 8 21 KraftfahrzG. ausreichenden, hinreichend umriſſenen 
Tatbeſtand (OSG. Karlsruhe: Recht 1927 Nr. 1749). 

8 21 f: Als rechtswirkſames Haltezeichen eines Verkehrsſchutz⸗ 
manns iſt jedes verſtändliche Zeichen, nicht bloß das vorgeſchriebene 
Zeichen, anzuſehen (Bayobech., RepReg. I Nr. 409/26). 

821 g: 1. Begriff des „Sichentfernens“ (OLG. Roſtock: Höchſt⸗ 
RR. II, 354). 

2. Die für den Kraftfahrzeugverkehr allein maßgebliche Reichs⸗ 
VO. kann durch örtliche PolVO. derart ergänzt werden, daß dieſe be⸗ 
ſtimmt, was „verkehrshindernd“ i. S. des § 21 g iſt (OSG. Ham» 
burg: JW. 1927, 2069). 

8 22: 1. Die Polizeibehörde wird nach bay. Recht durch Be⸗ 
ſtehen von Fahrtrechten nicht gehindert, einen Feldweg als Fußweg 
zu erklären und die Benützung durch Kraftfahrzeuge zu verbieten 
(Baydb eG. Slg. XXVI, 255 JW. 1927, 1433 = 93. 1927, 257). 

2. Die Verurteilung aus § 22 Satz 1 VerkVoO. mit 8 21 Kraft⸗ 
fahrzG. ſetzt voraus, daß zunächſt Rlargeitellt wird, daß der befahrene 
Weg kein Fahrweg iſt. Der Begriff „Fahrweg“ läßt ſich nicht aus 
der Vorſchrift der VerkO. entnehmen. Er iſt nach rechtlichen Ges 
ſichtspunkten zu gewinnen, die ſich aus anderen Rechtsgebieten, ins⸗ 
beſ. aus dem öffentlichen Wegerecht, ergeben. Hierbei ſpielt, ſoweit 
es ſich um Gemeindewege handelt, die Beſtimmung oder Widmung 
der Gemeinde als der verfügungsberechtigten Inhaberin und Ver⸗ 
walterin des Weges die ausſchlaggebende Rolle. 8 21 KraftfahrzG. 
und § 22 VerkD. erfordern nicht das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit 
(Bayobdoch.: JW. 1927, 2057 Jur. III, 903 = 23.1927, 326). 

8 23 J, II: 1. Nur die höhere Verwaltungsbehörde kann für 
Straßen mit Durchgangsverkehr das Befahren mit Kraftfahrzeugen 
verbieten; das gilt auch für Kleinkrafträder (OLG. Hamburg: Goltd⸗ 
Arch. 70, 346). 

2. Durch eine PolVO., durch welche beſtimmte öffentliche Wege 
zeitweiſe für den Kraftfahrzeugverkehr geſperrt werden, dürfen auch 
die Anwohner der geſperrten Wege während der Sperrzeit an der 
Benützung ihrer Kraftfahrzeuge behindert werden (KG. III, 356 — 
Reger 47, 84). 

3. Zur Sperrung oder Anordnung der Geſchwindigkeitsbeſchrän⸗ 
kung bei Durchgangsſtraßen ift, auch wenn dieſe Maßnahmen nur 
vorübergehend wegen Beſchädigung der Straße durch Unwetter erfolgen 
oder wenn ſie nicht ausſchließlich für Kraftfahrzeuge, ſondern für alle 
Fahrzeuge getroffen werden, nur die höhere Verwaltungsbehörde 
zuſtandig (BayO5LG., RevReg. I Nr. 317/27). 
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4. Die Sperrung beſtimmter Straßen nur für den Sonntags» 
verkehr ift durch 823 den Polizeibehörden der einzelnen Länder ge⸗ 
ſtattet (Dresden: HöchſtRR. II, 235). 

5. Unterſchied zwiſchen Durchgangsverkehr und Lokalverkehr. 
Ein Durchgangsverkehr iſt anzunehmen, wo ſich zwiſchen den ent⸗ 
fernten Orten von nicht untergeordneter Bedeutung ein größerer, 
unmittelbarer Verkehr entwickelt hat (Celle: Jur RR. II, 2003). 

6. Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden darüber, ob eine 
Wegſtrecke dem Durchgangsverkehr dient oder nicht, unterliegen der 
Nachprüfung der Gerichte (HöchſtgR. III, 147). 

7. Eine Polizeivorſchrift, welche für Kraftfahrzeuge in gewiſſen 
Straßen „Schrittfahren“ vorſchreibt, entbehrt der ziffernmäßigen Be⸗ 
grenzung der zuläſſigen Fahrgeſchwindigkeit und iſt daher ungültig 
(BayobsG., Revgteg. Nr. 122/27), 

8 23 III: 1. Die Pflicht zur Aufſtellung von Warnungstafeln be⸗ 
zieht ſich nur auf Wegſperren nach § 23 Abſ. 1—3, nicht auf Sperr⸗ 
rung einer Straße wegen Pflaſterarbeiten u. dgl. Das Fehlen 
der Tafeln kann aber das Verſchulden nach $ 59 StGB. ans 
ee (KGG. 3. Sen. v. 15. April 1926 (3 8 55/26) — Recht 1926, 
2605). 

2. Das Erfordernis der Warnungstafeln bezieht ſich nur auf 
Vorſchrift, die ausſchließlich den Kraftfahrverkehr betteffen, nicht auch 
auf ſolche, die den Verkehr der Fuhrwerke im allgemeinen regeln 
(Dresden: HöchſtRR. II, 358). 

3. Die Aufſtellung von Warnungstafeln iſt eine Bedingung der 
Strafbarkeit (Dresden: HöchſtRR. II, 235; a. A. Roſtock: Höchſt⸗ 
RR. III, 153), es genüge, daß der Führer auf andere Weiſe Kennt⸗ 
nis von der Sperre und ihrem Umfang erhalten habe. Über die ganze 
Streitfrage und über die abweichende Anſicht des Bay obs. vgl. die 
vorige Zuſammenſtellung. 

4. Die Rechtsgültigkeit einer die Sperrung einer Straße für 
Kraftfahrzeuge anordnenden Pol BO. hängt nicht davon ab, ob gem. 
8 23 Abf. 4 KraftfahrzVO. auf die Sperrung durch Warnungstafeln 
hingewieſen iſt. Irrtum über das Beſtehen der Pol BDO. iſt Straf⸗ 
rechtsirrtum und entſchuldigt nicht (KG.: DIZ. 1927, 1107). 

5. Die als Ausführungsanordnungen zur Kraftfahrz Verk. v. 
15. Marz 1923 ergangenen VO. oberſter Landesbehörden, die für das 
Befahren gewiſſer Durchgangsſtrecken eines Stadtgebietes die Höchſt⸗ 
geſchwindigkeit für jeden Fuhrwerksverkehr einſchränken, beſtehen 
für den Kraſtfahrzeugverkehr auch angeſichts der neuen reichsgeſetz⸗ 
lichen Regelung dieſes Verkehrs noch zu Recht (Dresden: SEE 
1927, 2068). 

825: 1. Anhängewagen ift jeder angehängte Wagen, nicht nur 
bie am Schleppen beſonders gebauten Wagen (Hamburg: JW. 1927, 

13). 

2. Ein zweirädriger Anhängekarren ift eine Anhängeachſe i. S. 
des 825 Abſ. 4 (Celle: HöchſtgtR. III, 150). 

844: 844 iſt rechtsgültig (Bayobsch.: IW 1927 2058 = 
DJ. 1927, 891 Bay. 1927, 267; ebenſo Dresden: Id. 1927, 931; 
Hamburg: Höhen. III, 48) hinſichtlich der nach 8 6 V0. erlaſſenen 
Polizeivorſchriften. 

G. Kraftfahrliniengeſetz: 

1. Die VO. v. 24. Jan. 1919 iſt rechtsgültig (BayobeG., Rev⸗ 
Reg. I Nr. 643/25, Slg. XXVI, 12 = JW. 1927, 801). 

2. Zum Betrieb einer Kraftfahrlinie iſt weder die Aufſtellung 
eines Fahrplanes mit Bindung an vorher feſtgeſetzte Abfahrts⸗ und 
Ankunftszeiten, und allenfalls mit Einſchaltung von Zwiſchenhalte⸗ 
ſtellen, noch die Feſtſetzung eines beſtimmten Preistarifs, noch beim 
Vorhandenſein mehrerer Wagen die dauernde Beſtimmung eines 
Wagens für eine gewiſſe Strecke unbedingt erforderlich. Es genügt, 
daß der Unternehmer nicht bloß auf Beſtellung fährt, ſondern ſeiner⸗ 
ſeits Fahrten nach beſtimmten Orten einrichtet, die ſich häufig und 
mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit wiederholen und daß er dieſe Be⸗ 
förderungsgelegenheit dem in Betracht kommenden Perſonenkreiſe 
zur Verfügung ſtellt (Bayobs GG.: JW. 1927, 801; ähnlich Dresden: 
JW. 1927, 2068). 

3. Erforderlich iſt, daß der Betrieb auf einer „beſtimmten 
Strecke“ ſtattſindet. Dieſer Ausdruck iſt örtlich zu verſtehen und be⸗ 
zeichnet einen Weg. Doch iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der Angel. 
auf mehreren „beſtimmten Strecken“ etwa abwechſelnd Kraftfahr⸗ 
linien betrieben hat (KG.: Zur. III, 906 = DRZ.1927 Nr. 341 
Recht 1927 Nr. 980). 

H. Finanzausgleichs geſetz v. 10. Aug. 1925; Brücken⸗ 
geldfrage: 

1. Brückengeld von Kraftfahrzeugen in Preußen: Abhandlung 
von Krebs: LZ. 1927, 369. 

2. Ob eine Brücke ſelbſtändige Verkehrsanlage iſt, beſtimmt das 
Landesrecht oder die Widmung (AG.: Surt. II, 1596; ſ. auch KG.: 
Goltd Arch. 69, 292; 71, 38). 

3. Seit 1. Okt. 1925 können in Bayern für die Benützung von 
Brücken, die ſelbſtändige Verkehrsanlagen ſind, Brückenzölle von 
Kraftfahrzeugen erhoben werden (Bay obs. Slg. XXVI, 100 JW. 
1926, 2707). 

OSt A. Dittmann, München. 


Zum Begriff des Vorſaßes im Rechte der gaftyflcht⸗ 
verſicherung. 
IK, 

Deckt fi der Vorſatzbegriff des 8 152 BIO. 
mit dem Vorſatzbegriff des außer vertraglichen 
Schadenrechtes? 

8152 VVG. verſagt den Verſicherungsſchutz, „wenn ber Ver⸗ 
ſicherungsnehmer vorſätzlich den Eintritt der Tatſache, für die * 
dem Dritten verantwortlich iſt, wiederrechtlich herbeigeführt hal 
Nach dem Wortlaut würde der Vorſatzbegriff des 8 152, jedes eige 
nen Merkmals entkleidet, Licht und Schatten allein von der © 
Haftpflicht auslöſenden Tatſache empfangen. Bei Haftpflichtfällen an 
8823 Abſ. 1 BGB. wird dieſe Auffaſſung zu Schwierigkeiten ti 
führen. Denn hier erfordert die (unter Ablehnung der Willens“ 
theorie zur Herrſchaft gelangte) Vorſtellungstheorie als Tatbeſtands 
merkmal auch das Bewußtſein des Täters, es wer 
feine Handlung oder Unterlaſſung irgend einen 
ſchädigenden Erfolg haben. Dieſes Bewußtſein ö 
ſich dann zwanglos auch in den Rahmen des 8 152. 

Die Reibung beginnt erſt bei Betrachtung der Schutzgeſetze aus 
8 823 Abſ. 2. In dieſem Rahmen hat RG. 66, 255 „im Einklang 
mit der Rechtslehre ausgeſprochen, daß es nicht darauf ankomme 
ob der das Schutzgeſetz Verletzende beſtimmte Folgen ſeines Verhalt 
vorausſehen mußte, ſondern nur darauf, ob er ſchuld hafte 
weiſe das Geſetz übertreten hat“. In den (vgl Sage 
C. Anm. 4 zu 8 823) faſt unabſehbaren Bereich der Schupgeleh® 
fällt die große Mehrzahl der typiſchen Haftpflichtfälle: z. B. Anſpruche 
aus Kraftfahrzeugrecht; Anſprüche aus der den Grundſtückseige! 
tümer bei Winterglätte zum Streuen verpflichtenden Obſervanz; U 
ſprüche aus Verlegung zahlreicher baupolizeilicher und ſtrafrechtliche 
Normen uſw. uſw. 7 

Auf dieſem Boden ſtoßen ſich die herkömmlichen Vorſaßzbegriffe. 
Wer nämlich den „Vorſat“ des 9 152 ſchlechthin als Reſleß 
des haftpflich trechtlichen Begriffs nimmt, müßte folgerichtig 
Anſprüche aus 8823 Abſ. 2 BGB. das Bewußtſein möglicher S it 
densfolgen auch aus dem Tatbeſtand des 8 152 ausſchalten. Dam 
würde man gerade die im Verkehrsleben bedeutſamſten Haftpfteggel 
aus der Verſicherung ausſcheiden. Der Hauseigentümer, der 5 
eis beobachtet, aber das Streuen unterläßt, bliebe ebenſo unge 
ſchützt wie der Kraftfahrer, der vorſchriftswidrig zu raſch sähe 
oder auf der falſchen Seite überholt. Es iſt klar, daß Hiermit den 
Verſicherungsnehmern ein ſchlechter Dienſt erwieſen wäre! 
ein noch ſchlechterer den Verſicherern, deren Arbeitsgebiet 
den wichtigſten Verkehrsbelängen abgegraben würde. 

Weiſt ſchon dieſe Konſequenz auf die Unhaltbarkeit jener = 
griffsbeſtimmung hin, fo führt zum gleichen Ergebnis die Vorgeſchich 
des § 152. In der älteren Praxis bezweifelte niemand die 
beziehung auch der Verſtöße gegen Schußzgeſetze in den Verſicherungs⸗ 
bereich. Die Geſetzesbegründung zu § 152 aber läßt deutlich gen 
erkennen, daß man an die bisherige Praxis anßnüpfen wollte, , 
Unzuträglichkeiten nicht ergeben habe. Auch der tragende Zwe 
gedanke der Haftpflichtverſicherung würde nur bei zwingender 
weisführung die Ausſchließung der Schußgeſetzverſtöße und die 8 
ſplitterung eines geſetzlich verankerten Grundbegriffs geſtatten. 2 
aller Abhängigkeit von der Geſtaltung des jeweilig zugrunde = 
genden Haftpflichtfalles ſtellt ſich nach alledem der „Vorſaßz“ ve 
8152 dar als ein vom Bewußtſein möglicher Folge 
niemals zu trennender Rechtsbegriff eigener Ark. 

Freilich ſteht nichts im Wege, den Vorſaßbegriff durch = 
ſicherungsbedingung vom Erfolgsbewußtſein ganz zu löſen. Gr 
dahingehende Regelung findet ſich in der Haſtpflichtverſicherung IF 
Beamte und Rechtsanwälte. Daß zur Begründung ber Beam) 
pflicht gem. 8 839 BGB. (vgl. Komm. zu g 839 und Reimer — 
ſchon der bewußte Verſtoß gegen die Amtspflicht ausreicht, wi 
nach obigen Darlegungen noch nicht den Verſicherungsſchutz beleuig 
Indeſſen ſchließen hier die Verſicherungsbedingungen „Anſprü 
wegen Schadenshaftung aus einem geſetz⸗ oder vorſchriftswidri 
Verhalten ausdrücklich aus“. Der Notar aljo, der in ſelbſtverſtändl! 
Kenntnis der Erforderniſſe einer Namensbeglaubigung unzuläſſi der 
weiſe ſeine auf unbeſchriebenem Blatt vollzogene Unterſchrift aus det 
Hand gibt (RG. 86, 103 = JW. 1915, 276), oder der Notar, 
trotz Kenntnis der Pflicht, den wahren Willen der Vertragſchlis 
den perſönlich feſtzuſtellen, dieſe Erforſchung dem Bürovorſteher ü uch 
läßt (JW. 1914, 354; Oberneck S. 239), haftet, mag er 2 
ſelbſt noch fo ſehr durch die Schadensfolgen überraſcht geweſen, 2 
dem Geſchädigten wegen Vorſatzes und findet (Ztſchr. des 1 
Notarvereins 1914, 343; ABB. 9, 70) keinen Schutz bei er 
Haftpflichtverſicherung. Immerhin klingt auch bei die 
Strenge die Note des Erfolgsbewußtſeins durch Zulaſſung ger ren 
Ausnahmen: „wenn der Verſicherungsnehmer nach den beſonder e 
Umſtänden des Falls hinreichenden Grund zu der Annahme 9 im 
hat, die Zuwiderhandlung werde keinen Nachteil für den Dritten 
Gefolg haben“. urn 

Aber auch bei Haftpflichtanſprüchen auf Grund des Nahru n 
mittelgeſetzes oder wegen ſolcher Schäden, die durch Mängel DER 
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Verſicherungsnehmer gelieferten Waren oder Arbeiten veturſacht find, 
iſt der Vorſatzausſchluß erweitert: Hier ſteht meiſt „die Kenntnis von 
der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit der Waren oder Arbeiten 
dem Vorſatz gleich“. 
II. 
Zum Begriff des bedingten Vorſatzes im Gebiet 
der Haftpflichtverſicherung. 

RG. deutet nur in JW. 1914, 678 einen leiſen Zweifel 
an, hält indes in alter wie neuer Praxis an der Zulaſſung des Ein⸗ 
wandes bedingten Vorſatz feſt. Rſpr. und Rechtslehre folgen. Ehren⸗ 

erg⸗Hagen meint freilich (Abt. II S. 286), daß das KG. den 
Eventualdolus ganz ausſcheide. Aber das von ihm zit. Urt. (APV. 14, 
44) lehnt die Möglichkeit der Bedingtheit nur deshalb ab, weil die 
dortigen Bedingungen von abſichtlicher Ermöglichung ſprachen; 
Es erblickt gerade im Eventualdolus diejenige Erſcheinungsform, 
welche die Verſchiedenheit zwiſchen „Vorſatz“ und „Abſicht“ auf⸗ 
deckt. — Hatte ſchon die ältere Praxis an der Zulaſſung des be⸗ 
dingten Vorſatzes nie gezweifelt, ſo wäre doch ſicherlich die ſach⸗ 
undige Geſetzesbegründung zu 8 152 an einer etwa gewollten Ande⸗ 
derung des bisherigen Rechtszuſtandes nicht ohne ein Wort der Er⸗ 
Auterung vorbeigegangen. 

In der Tat erſcheint die Berückſichtigung des bedingten Vor⸗ 
ſatzes unentbehrlich für das ſchmale Grenzgebiet zwiſchen den Fällen 
unmittelbaren Vorſatzes und denjenigen großer Fahrläſſigkeit; ein 
zebiet, gekennzeichnet durch die antiſoziale Geſinnung des Täters, 
die hinter dem unmittelbar auf das Ziel gerichteten dolus nicht gar 
zu weit zurückbleibt. 

Nach dem Vorbild des RG. (JW. 1914, 678 uſw.) ſoll es ent⸗ 
ſcheidend darauf ankommen, ob der Täter mit dem als möglich er⸗ 
kannten Erfolge ſeiner Tat einverſtanden geweſen ſei, ihn gebilligt 
habe, oder ob er die eingetretene Rechtsverletzung nicht einmal evtl. in 
einen Willen aufnahm. Dieſe wiſſenſchaftlich unbeſtreitbare Unterſchei⸗ 
Lung erſcheint als Leitfaden für die Praxis zu ſubtil, zu ſehr auf die 
Seele des Täters abgeſtellt. — In dem lehrreichen Falle JW. 1914, 678 
hatte der Verſicherungsnehmer 1910 auf ſeinem Grundſtücke Abtragungen 
vorgenommen, die zu Rutſchungen auf dem Nachbargrundſtück, dem⸗ 
nächſt zu einem Haftpflichtprozeß führten. Im Hinblick auf gleiche 
Vorkommniſſe 1898 hatte der Verſicherer wegen bedingten Vorſatzes 


abgelehnt. RG. verurteilt, weil dem Verſicherungsnehmer nach⸗ 
weisbar höchſtens nur die Möglichkeit einer Wiederholung 
von Erdrutſchen bewußt geweſen ſei; für eine, wenn auch nur even⸗ 
tuelle, Mitaufnahme in den Willen fehle der Anhalt. Rechtsgedanken 
dieſer Art ſetzt Peterſen (Referent im Aufſichtsamt) in Ztſchr. 
für Privatverſ. 1915, 345 das Bedenken entgegen, ob nicht auf die⸗ 
ſem Umwege typiſche, von vornherein in die Berechnung einzube⸗ 
ziehende Betriebsſchäden auf den Verſicherer abgewälzt würden. 
Aber jenes Urteil bietet immerhin eine Grundlage für die konſtruktive 
Betrachtung, wie wohl NG. geurteilt haben würde, wenn jene 
Erdrutſchungen ſich etwa in jedem zweiten Jahr, oder gar Jahr für 
Jahr, ſchon zuvor wiederholt haben würden? 

Man wird nach einem objektiven Maßſtab forſchen müſſen. 
Man glaubte, einen ſolchen ſchon in der größeren Erfolgs⸗ 
wahrſcheinlichkeit gefunden zu haben. Aber damit wäre in 
das unter allen Umſtänden ſchonungsbedürftige Gebiet der Haftpflicht⸗ 
fälle mit dem Einſchlage nur grober Fahrläſſigkeit Breſche gelegt. 
Geiſt und Zweck des 8 152 laſſen doch wohl den Tatbeſtand be⸗ 
dingten Vorſatzes erſt da als erfüllt gelten, wo der Verſicherungs⸗ 
nehmer durch eine Handlung oder Unterlaſſung trotz nachweis⸗ 
bar erkannter oder offen zutage liegender Gefahr 
bewußt gegen eine Rechtspflicht verſtieß. Zur Beweis⸗ 
führung würde je nach den Umſtänden ſchon ein Prima-facie-Beweis 
genügen. Mag dann der verſicherte Schadenſtifter gegenbeweislich das 
Fehlen des Bewußtſeins dartun. Steht es doch auch auf anderen 
Rechtsgebieten (z. B. JW. 1927, 2501) der Kenntnis gleich, wenn man 
gefliſſentlich die Augen verſchließt. Für extravagante Fälle dieſer 
Art ein Muſter: 

Ein Autohalter findet bei Schluß eines Feſtes ſeinen 
Fahrer ſchwer betrunken. Er benutzt daher zum Heimweg für ſich 
und ſeine Angehörigen eine Autodroſchke; dem Fahrer aber befiehlt 
er, das Auto in die Garage zurückzubringen. Auf dem Heimweg 
durch belebte Großſtadtgegend überfährt das Auto einen ſchuldloſen 
Fußgänger. — 

In ſo eng geſteckten Grenzen ſollte auch das durch Unfallerleb⸗ 
niſſe des neuzeitlichen Verkehrs geſteigerte Rechtsgefühl der Allge⸗ 
meinheit mit der Zulaſſung des Einwands bedingten Vorſatzes ein⸗ 


verſtanden ſein. 
IR. Dr. Mühſam⸗ Werther, Berlin. 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 
les Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.]; 

I. Materielles Recht. 

„1. 8361 BG B.; 8376 HG B. Beim Fixgeſchäft 
an nach Verſäumung der Frift die Zuläſſigkeit 
es Rücktritts gleichwohl nach 8 242 BGB. zu be⸗ 

urteilen.] f) 

Kl. verfrachtete am 28. Dez. 1925 ſeinen Dampfer 
6 Hanſa“ für eine Ladung Roggen von Stettin nach einem 
aniſchen Hafen. Nach einer in die Chartepartie aufgenom⸗ 
menen Klauſel hatte der Befrachter das Recht zur Aufhebung 
es Vertrages, wenn der Dampfer nicht ſpäteſtens am 30. Dez. 
mittags 12 Uhr ladebereit ſein würde. Nach Behauptung des 
K. hat die „Hanſa“ an dieſem Tage ſpäteſtens bis 12 Uhr 
20 Min. ladebereit gelegen, nach Behauptung der Bekl. erſt 


— 


8 Zu 1. Auch das Firxgeſchäft (8 361 BGB.) unterliegt nach 
85 vorſtehenden Urteil, insbeſondere hinſichtlich der Bedeutung des 
Aberſchreitens der Erfüllungszeit, „der für das geſamte Gebiet der 
Schuldverhältniſſe maßgebenden Norm des 8 242 BGB.“. Unter 
em Geſichtspunkte kann das Rücktrittsrecht wegfallen, wenn „die 
erſpätung nicht nur an ſich ganz geringfügig iſt, ſondern auch unter 
Dürdigung des Intereſſes des Berechtigten an der Einhaltung der 
riſt fo unweſenklich erſcheint, daß ihre Berücksichtigung zwar dem 
uchſtaben des Vertrages gerecht werden, aber unter einer Würdigung 


Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


zwiſchen 12 ½ und 1 Uhr nachmittags. Bekl. hat durch Schrei⸗ 
ben v. 2. Jan. 1926 den Rücktritt vom Vertrage erklärt. Ob 
dies auch bereits telephonifch am 30. Dez. 1925 geſchehen iſt, 
iſt ſtreitig. Kl. hält den Rücktritt der Bekl. für unberechtigt 
und verlangt / der bedungenen Fracht als Fautfracht. LG. 
und OLG. haben dem Klageantrage entſprochen. Das BG. 
nimmt an, es handele ſich bei dem Frachtvertrage um ein 
Fixgeſchäft i. S. des 8 361 BGB. Es hat jedoch, indem es 
davon ausgeht, daß die Hanſa mit nur halbſtündiger Ver⸗ 
ſpätung ladebereit geweſen ſei, den Rücktritt der Bekl. als mit 
§ 242 BGB. unvereinbar und daher unberechtigt bezeichnet. 
Als maßgebend für dieſe Stellungnahme hat es drei Geſichts⸗ 
punkte hervorgehoben, von denen jeder allein bereits von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung ſei. Die geringfügige Überſchreitung des 
für die Ladebereitſchaft feſtgeſetzten Zeitpunktes ſei für die 
Bekl. ohne jede Bedeutung geweſen; dieſe habe auch gar nicht 
wegen der ſachlichen Folgen der Friſtüberſchreitung, ſondern 
aus anderen Gründen die Befreiung vom Vertrage geſucht; 
ſie habe ſchließlich die Rücktrittserklärung nicht alsbald, ſon⸗ 
dern erſt nach 3 Tagen gegeben, nachdem ſie bis dahin nach 
ihren Maßnahmen den Kl. in dem Glauben gelaſſen habe, ſie 
werde aus der Friſtüberſchreitung keine Rechte herleiten. Aus 
dem letzteren Verhalten der Bekl. entnimmt es auch deren, 
Verzicht auf das Rücktrittsrecht. Die Rev. macht geltend: 


der Erfüllungshandlung nach billigem Ermeſſen und den Anforde⸗ 
rungen von Treu und Glaube unvereinbar ſein würde“. 

Damit iſt auch für das Fixgeſchäft der Rechtsgedanke angewendet, 
den wohl RG. 85, 108 am umfaſſendſten dahin ausgedrückt hat: 

„Das Syſtem des BGB. wird durchdrungen von dem Grund⸗ 
fage von Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte und 
von dem Grundſatze der Zurückweiſung jeder Argliſt im weiteſten 
Sinne. Die 88157, 226, 242, 826 erſcheinen als beſondere Aus⸗ 
prägungen eines allgemeinen Prinzips. Die 88242 und .. ſtehen 
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Das BG. habe bei Zulaſſung der Friſtüberſchreitung die Be⸗ 
ſonderheiten des Fixgeſchäftes verkannt. Es habe bei der 
Prüfung der Sachlage aus dem Geſichtspunkt des 8 242 
BGB. auch überſehen, daß die Gründe, welche den aus der 
Friſtüberſchreitung Berechtigten dazu veranlaßten, die Fol⸗ 
gerung aus ſeiner Berechtigung zu ziehen, für die Be⸗ 
urteilung dieſer Berechtigung nicht von Bedeutung ſein dürf⸗ 
ten. Schließlich habe es die Vorausſetzungen verkannt, unter 
denen ein ſtillſchweigender Verzicht der Bekl. auf den Rücktritt 
angenommen werden könne, insbeſondere auch inſoweit, als es 
nicht beachtet habe, daß für die Bekl. eine Verpflichtung zur 
ſofortigen Erklärung des Rücktritts nicht beſtanden habe. Die 
Entſch. des BG. iſt jedoch von Rechtsirrtum nicht beeinflußt. 
Wie das angef. Urt. feſtgeſtellt hat, war der Zweck der Rück⸗ 
trittsklauſel, ein fo rechtzeitiges Eintreffen des Dampfers in 
Stettin zu gewährleiſten, daß es der Bekl. möglich war, die 
vorgeſehene Ladung noch als Dezemberladung zur Verladung 
zu bringen. Es handelt ſich bei dieſer Vereinbarung um ein 
im Seefrachtverkehr vielfach übliches vertragliches Rücktritts⸗ 
oder Kündigungsrecht (Pappenheim, Handbuch des Seerechts 
1918, III, 164, 619; Carver, Carriage by Sea sect. 219, 
221). Die beſondere Eigenart eines mit dieſer Klauſel ver⸗ 
ſehenen Frachtvertrages beſteht darin, daß der Einhaltung des 
für eine Erfüllungshandlung des Verfrachters vorgeſehenen 
Zeitpunktes nach dem Willen der Parteien eine derartige Be⸗ 
deutung beigemeſſen iſt, daß der Verſtoß hiergegen die Gegen⸗ 
feite zur Auflöfung des Vertrages berechtigt, auch ohne daß 
die Vorausſetzungen des Verzuges vorliegen. Inſoweit weiſt 
eine Abrede dieſer Art die auch für das Firxgeſchäft be⸗ 
zeichnenden Merkmale auf. Die Einhaltung der Erfüllungs⸗ 
zeit iſt aber nicht ſo weſentlich für den Beſtand des Vertrages, 
daß dieſer bei ihrer Verſäumung auch ohne Rücktritts⸗ 
erklärung hinfällig wird und Erfüllung auch von dem Nicht⸗ 
ſäumigen nur noch begehrt werden kann, wenn er dies ſofort 
anzeigt, wie dies beim Fixhandelskauf des § 376 HGB. vor⸗ 
geſehen iſt. Auch eine Abrede dieſer Art unterliegt der für das 
geſamte Gebiet der Schuldverhältniſſe maßgebenden Norm des 
8 242 BGB. Bei Würdigung des Inhalts der Verpflichtungen 
der Parteien und ihres Verhaltens bei deren Erfüllung nach 
den Anforderungen von Treu und Glauben iſt aber die be⸗ 
ſondere Bedeutung, welche nach dem ausgeſprochenen Partei⸗ 
willen der Einhaltung der bedungenen Erfüllungszeit bei⸗ 
gelegt iſt, angemeſſen zu berückſichtigen. Eine Überſchreitung 
der bedungenen Friſt wird daher nur in ganz beſonders ge⸗ 
lagerten Ausnahmefällen das Rücktrittsrecht nicht auslöſen. 
Es kommen dabei ſolche Fälle in Betracht, in welchen die Ver⸗ 
ſpätung nicht nur an ſich ganz geringfügig iſt, ſondern auch 
unter Würdigung des Intereſſes des Berechtigten an der Ein⸗ 
haltung der Friſt ſo unweſentlich erſcheint, daß ihre Berückſich⸗ 
ſichtigung zwar dem Buchſtaben des Vertrages gerecht werden, 
aber mit einer Würdigung der Erfüllungshandlung nach 
billigem Ermeſſen und den Anforderungen von Treu und 
Glauben unvereinbar ſein würde. In ſolchen Fallen muß auch 
eine Berechtigung, welche aus der Verletzung einer dem Zeit⸗ 
punkt und den Wirkungen ihrer Nichteinhaltung nach genau 
bezeichneten Verpflichtung entſpringt, dem Grundſatz des $ 242 
BGB. weichen. Nach unbeſtritten gebliebener Behauptung des 
Kl. iſt die auf den vertragsmäßigen Zeitpunkt zu erwartende 
Ladebereitſchaft der „Hanſa“ dem Schiffsmakler des Kl. am 
29. Dez. mitgeteilt und dieſe Mitteilung an den Stettiner Ver⸗ 
treter der Bekl. weitergegeben worden. Die Bekl. war daher in 
der Lage, alle für die Beladung der Hanſa gebotenen Vor⸗ 
kehrungen rechtzeitig zu treffen. Daher kann die Entſch. dar⸗ 
über, ob die Verſpätung der „Hanſa“ für die Verladungs⸗ 
abſichten der Bekl. unerheblich war, auf den Zeitpunkt ab⸗ 
geſtellt werden, in welchem der Dampfer tatſächlich ladebereit 
war. Der Zeitpunkt, in welchem dieſe Ladebereitſchaft nach 
Eintreffen des Dampfers dem Vertreter der Bekl. gemeldet 


ſich nicht als zwei gleich zwingende und gleich kräftige Rechtsſätze 
gegenüber, in deren Zuſammentreffen 8 .. als die lex specialis bie 
Oberhand behalten müßte; ſondern das allgemeine Prinzip beherrſcht 
alle Einzelbeſtimmungen und muß gerade in ihnen lebendige Wir⸗ 
kung üben, zur Klärung, Erweiterung, Ergänzung oder Beſchränkung 
des vereinzelten Wortlautes... 

Die Würdigung (der exceptio doli generalis) muß ihrer Natur 
nach dem völlig freien Ermeſſen des Richters überlaſſen bleiben. Ihre 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


worden iſt, welcher andernfalls bei Beurteilung der Bedeutung 
der Verſpätung für die Durchführung der Abladung von Dr 
deutung fein könnte, ift für die Würdigung der Sachlage nach 
8 242 BGB. vorliegendenfalls ſomit unerheblich. Es iſt daher 
unweſentlich, daß das BG. eine genauere Feſtſtellung über 
den Zeitpunkt, in welchem der Schiffsmakler des Kl. die Lade⸗ 
bereitſchaft der „Hanſa“ gemeldet hat, nicht getroffen hat. E 
iſt alfo bei Beurteilung der Sachlage nach 8 242 BGB. davon 
auszugehen, daß die „Hanſa“ ½ Stunde ſpäter, als vertrag? 
lich zugeſichert, ladebereit geweſen iſt. Dieſe Verſpätung war 
nach tatſächlicher Feſtſtellung des BG. für die Durchführung 
der Abladung noch im Dezember, welcher die Rücktrittsklauſel 
dienen ſollte, ohne jede Bedeutung. Eine Einhaltung der 
Ladebereitſchaft auf die Minute ift beim Abſchluß des Ver 
trages nicht ausdrücklich als weſentlich hervorgehoben worden, 
mag auch im übrigen die Notwendigkeit der präziſen Erfüllung 
des Vertrages betont worden ſein. Unter dieſen Umſtänden 
ſteht es mit den für den Vertrag maßgebenden Rechtsgrund⸗ 
ſätzen nicht in Widerſpruch, wenn der BR. eine nach dem 
Buchſtaben des Vertrages zwar begründete Inanſpruchnahme 
des Rücktrittrechtes bei der feſtgeſtellten Sachlage als mit den 
Grundſätzen des § 242 BGB. nicht vereinbar bezeichnet hat, 
Es iſt weiter auch dagegen nichts einzuwenden, daß das a 
gefochtene Urt. zur Unterſtützung feines aus den vorſtehenden 
Gründen bereits gerechtfertigten Standpunktes ferner heran, 
gezogen hat, die Bekl. habe durch Maßnahmen, welche ſie als 
zur Aufrechterhaltung des Vertrages gewillt erſcheinen ließen, 
und durch die Hinzögerung der Rücktrittserklärung zu erkennen 
gegeben, wie bedeutungslos die Verſpätung der „Hanſa“ an 
und für fi für ihre Entſchließungen geweſen ſei. Ein 
näheres Eingehen auf dieſe Punkte und die Ausführungen det 
Bekl. hierzu erübrigt ſich jedoch, da die obigen Erwägungen 
die Entſch. des BG. bereits tragen. 
(U. v. 29. Juni 1927; 34/27 I. — Stettin.) 


52. 88 7, 15 Miet Sch. Gegenüber dem auf 
Grund der Vertragsbeſtimmung, daß der Ber’ 
mieter ſofortige Aufhebung des Vertrags ver“ 
langen könne, beim 
verlangen wird durch den Einwand des Beil, 
daß es ſich um einen Mietvertrag handle, nich 
die Zuſtändigkeit des LG., ſondern die ſach liche 
Begründetheit der Klage in Frage geſtellt.] 

Der Bekl. erhebt gegen die Klage auf Räumung un 
Rückgabe des Inventars die Einrede der ſachlichen Unzuftä” 
digkeit des von der Kl. angerufenen LGG. Der zwiſchen den 
Parteien geſchloſſene Vertrag ſei kein Pacht-, ſondern ein 
Mietvertrag, da er, Bekl., das ſog. kleine Inventar (Eß⸗ 
Trink⸗ und Küchengeſchirr), ohne das ein Wirtſchaftsbetrie⸗ 
nicht möglich ſei, ſelbſt beſchafft habe. Für die Klage ſei des“ 
halb das Amtsgericht (Mietſchöffengericht) ausschließlich zu 
ſtändig. Die Vorinſtanzen haben die Einrede der Unzuſtändig 
keit verworfen. Die Reviſion des Bekl. iſt zurückgewieſen, 
Das BG. hat feine Annahme, daß der zwiſchen den Parteien 
geſchloſſene Vertrag kein Miet⸗, ſondern ein Pachtvertrag 
damit begründet, daß die Kl. dem Bekl. ein nach Anlage 1 
Bauart zum Betriebe einer Gaſtwirtſchaft geeignetes Lol! 
mit einem großen Mobiliarbeſtande überlaſſen habe; alle, 
dings habe der Bekl. das Eß⸗, Trink- und Küchengeſchirr, ohn 
das der Gaſtwirtſchaftsbetrieb nicht zu führen geweſen ſei, a 
geſchafft; die mit dem fog. großen Inventar bereits ausge 
ſtatteten, nach baulicher Eigenart und innerer Einrichtung far 
eine Gaſtwirtſchaft beſtimmten Räume überwögen aber na 
ihrer Bedeutung dem vom Bekl. eingebrachten ſog. kleine 
Inventar gegenüber ſo ſehr, daß mit letzterem nur noch ein 
Ergänzung und Vervollſtändigung der Ausſtattung des = 
kals vorgenommen fei, durch die der Charakter des Vertrag 
als Pachtvertrag nicht berührt werde. Wenngleich dieſe Au 


Zulaſſung oder Ablehnung kann immer nur aus den im voraus nicht 
überſehbaren, individuellen Umſtänden des Einzelfalles gefolgert wen, 
den; die Grenzen laſſen ſich rein theoretiſch überhaupt nicht ziehe 
Wie vorſtehend für das Fixgeſchäft iſt auch für den Tatbeſtaud . 
8326 trotz Nichteinhaltens der Friſt das Rücktrittsrecht, weil nach 20h, 
des Falles im Widerſpruche mit Treu und Glaube, verſagt w 147. 
z. B. Warn. 1909 Nr. 196; Warn. 1915 Nr. 228; Seuff Arch. 79,1 
Siehe auch RG. 109, 187. RA. Dr. Plum, Koln 


LG. geſtellte Raumungs“ 
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Einklange ſtehen, ſo erübrigt ſich doch ein näheres Eingehen 
auf fie. Denn auf die Behauptung, der Vertrag der Parteien 
ei ein Miet⸗, kein Pachtvertrag, kann der Bekl. die von ihm 
erhobene Einrede der ſachlichen Unzuſtändigkeit überhaupt 
nicht gründen. Wenn die Auffaſſung des Bekl. richtig, der 
Vertrag ein Mietvertrag wäre, ſo würde für die Klage nicht 
9 80 an Stelle des LG. das AG. zuſtändig ſein. Sie wäre 
dann vielmehr ſachlich unbegründet. Die Kl. ſtützt ſich auf das 
in 8 15 des Vertrags ihr eingeräumte Recht, bei Vertrags⸗ 
verletzungen durch den Bekl. von ihm ſofortige Räumung 
zu verlangen, d. h. den Vertrag durch einſeitige Erklärung auf⸗ 
zulöſen, ihn zu kündigen. Dieſes Recht ſteht der Kl. nicht 
zu, wenn der Vertrag kein Pacht⸗, ſondern ein Mietvertrag 
iſt. Dann kann er nicht durch Erklärung der Verpächterin 
aus den in ſeinem 8 15 aufgezählten Gründen beendigt, viel⸗ 
mehr nur durch gerichtliches Urteil aus den in den 88 2—4 
RietSchcc. bezeichneten Gründen aufgehoben werden (8 1 
Abſ. 1 MietSH®.). Die die Folgen einer ſofortigen Kündi⸗ 
gung geltend machende Klage iſt alſo unbegründet, wenn der 
Vertrag ein Mietvertrag iſt, da er ſolchenfalls mangels Auf⸗ 
bung, die allein durch das Gericht — gemäß 87 Abſ. 1 
Satz 1 MietSh®. durch das AG. unter Zuziehung von Bei⸗ 
ſitzern — erfolgen kann, noch fortbeſteht. Daß durch den Ein⸗ 
wand des Bekl. nicht die Zuſtändigkeit des LG., ſondern die 
ſuchliche Begründetheit der Klage in Frage geſtellt wird, tritt 
zweifelsfrei zutage, ſoweit mit ihr die Rückgabe des Pacht⸗ 
inventars und die Feſtſtellung des Verfalls der vom Bekl. ge⸗ 
leiſteten Sicherheit verlangt wird. Beide Anſprüche gehen nicht 
auf Aufhebung des Vertrags, ſondern machen Einzelfolgen 
einer Beendigung geltend. Sie ſind keinesfalls unter den 
Begriff der Aufhebungsklage i. S. von 87 Abs. 1 Satz 1 Miet⸗ 
Sch GG. zu bringen, ſondern gehören zu den Anſprüchen, die der 
Vermieter nach § 15 Abſ. 1 Miet SchG. neben dem Aufhebungs⸗ 
anſpruch vor dem für dieſen zuſtändigen AG. erheben darf. 
ür den Räumungsanſpruch iſt das Ergebnis kein anderes. 
r iſt nicht, wie der im Miet Sch. geregelte Aufhebungs⸗ 
anſpruch, auf ein rechtsgeſtaltendes Urteil gerichtet. Vielmehr 
legt er die durch Parteierklärung bereits erfolgte Vertrags⸗ 
auflöſung voraus, von der ſein Beſtehen abhängt. Der Auf⸗ 
hebungsanſpruch — beim Mietvertrag — und der Räumungs⸗ 
anſpruch — beim Pachtvertrage — ſind alſo rechtlich völlig 
voneinander verſchieden. Sie berühren ſich nur inſofern, als 
as wirtſchaftlich gleiche Ziel, das der Verpächter mit der 
äumungsklage verfolgt, vom Vermieter nur mit der Auf⸗ 
ebungsklage erreicht werden kann. Dieſer Umſtand ändert 
aber nichts daran, daß die Klage, die hier erhoben iſt, nicht 
die Aufhebungsklage des Miet Sch ch., ſondern die Räumungs- 
gage des bürgerlichen Rechts iſt, für die ſich die gerichtliche 
Zuſtändigkeit nach den allgemeinen Regeln richtet. Die Be⸗ 
gauptungen des Bekl. find alſo nicht geeignet, die auf 87 
bs. 1 Satz 1 Miet Sch. geſtützte Einrede der fachlichen Un⸗ 
zuſtändigkeit zu rechtfertigen. Die Frage, ob der Vertrag der 
parteien ein Pacht⸗ oder Mietvertrag iſt, iſt erſt bei der ſach⸗ 
ichen Prüfung der Klage zu entſcheiden. 
(U. v. 23. Febr. 1926; 266/25 III. — Berlin.) [Sch.] 


. 3 88 69, 71 VVG. Die Anzeigepflicht des 
erſicherten bei Eigentumswechſel erſtreckt ſich 

buch auf Sicherheitsübereignungen. Entſchuld⸗ 
are Unterlaſſung.] f) 

1 Das BG. iſt der Meinung, daß der Vertrag v. 14. Dez. 
925, gleichviel, ob er eine Sicherungsübereignung oder eine 

anderweitige Übereignung ſei, ſich als eine Veräußerung der 


führungen mit der einſchlägigen Rechtſprechung des RG. im 


pe. Zu 3. Die Entſch. behandelt die bei der Veräußerung von 
gerſicherten Sachen eintretende Rechtslage. Maßgebend find die 
69 ff. VVG. Über die auftauchenden Fragen haben ſich neuerdings 
N der JurR. für die Privatverſicherung Herr Dr. Helm in 
R 14/15 und in Nr. 16 von 1927 Herr Geh. IR. Dr. Junck, 
€ l. am RG., letzerer unter beſonderer Heranziehung der hier vorl. 
utſch. geäußert. 
Weder dieſe beiden Aufſätze, noch auch die Entſch. erſchöpfen 
a. E. die in Betracht kommenden Rechtsfragen, ſo daß eine ein⸗ 
gehende Erörterung der Entſch. mir notwendig erſcheint. 
Da 1. Nach den 88 69 ff. VVG. tritt bei einer Veräußerung der 
ſicherten Sache der Erwerber in das Verſicherungsverhaͤltnis ein. 
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verſicherten Sachen i. S. der 8$ 69, 71 VVG. und des 8 11 
Allg Verſ Bed. der Bekl. darſtelle, nach dem „die Veräußerung 
dem Verſicherer unverzüglich ſchriftlich anzuzeigen iſt, andern⸗ 
falls nach Maßgabe der geſetzlichen Vorſchriften die Befreiung 
des Verſicherers von der Verpflichtung zur Leiſtung eintreten 
kann“. Da nun die Anzeige nicht erſtattet und dieſe Unter⸗ 
laſſung nicht i. S. des 86 Abſ. 1 VVG. als unverſchuldet an⸗ 
zuſehen ſei, ſo ſei die Bekl. von der Entſchädigungspflicht be⸗ 
freit. Die Rev. macht gegen die Ausführung des BG., daß 
eine Sicherungsübereignung Veräußerung i. S. der 88 69 ff. 
VVG. und des 8 11 Allg Verſ Bed. ſei, geltend, daß bei ihr 
das materielle Eigentum dem Veräußerer bleiben ſolle. In⸗ 
deſſen entſpricht die Entſch. des BG. inſoweit lediglich der 
Auffaſſung, die das RG., wie ſchon das ROHG., über die 
Bedeutung der Sicherungsübereignung mit Bezug auf die die 
Folgen einer Veräußerung regelnden Verſicherungsbedingungen 
für die vor Erlaß des VVG. geſchloſſenen Verſicherungs⸗ 
verträge aufgeſtellt hat, und von der es ſeit deſſen Erlaß nicht 
abgegangen iſt (. ROH G. 25, 40; RG. 73, 141). Der dieſer 
Auffaſſung zugrunde liegende Satz, daß für den Übergang der 
Verſicherung der den Eigentumswechſel bewirkende Rechts⸗ 
vorgang maßgebend iſt, wurde auch neuerdings wiederholt 
gegenüber Verſuchen feſtgehalten, das dem Eigentumswechſel 
zugrunde liegende ſchuldrechtliche Geſchäft als „Veräußerung“ 
gelten zu laſſen (RG. 84, 4091); 114, 316 2)). Die für dieſe 
Stellungnahme entſcheidende Erwägung, daß der Geſetzgeber 
offenbar abſichtlich den Übergang der Verſicherung von dem 
leicht zu ermittelnden Rechtsvorgange des Eigentumswechſels, 
nicht von dem Gefahrübergang und den mit ihm zuſammen⸗ 
hängenden wirtſchaftlichen Intereſſen abhängig gemacht habe, 
muß auch für die hier vorliegende Frage durchgreifen. Im 
übrigen kann es keinem Zweifel unterliegen, daß bei der 
Sicherungsübereignung in der Regel ebenſo wie bei anderen 
Veräußerungen das verſicherte Intereſſe auf den Erwerber 
übergeht (i. d. ©. ſiehe die von Mühſam⸗ Werther in JW. 
1927, 160/161 veröffentlichte Außerung der Induſtrie⸗ und 
Handelskammer Berlin v. 26. Nov. 1926 J Nr. C 32 112/26 
Mi., W.). Im vorliegenden Falle hat der erwerbende Treu⸗ 
händer zudem das Intereſſe der von ihm vertretenen Gläu⸗ 
biger des Kl. an der Verſicherung im Übereignungsvertrage 
deutlich zum Ausdrucke gebracht mit der Beſtimmung, daß 
die Ware beim Kl. zur Verwahrung „verfichert liegen bleibt“. 
Obwohl der Kl. hiernach verpflichtet war, die Übereignung 
v. 14. Dez. 1925 dem Bekl. unverzüglich anzuzeigen, wurde 
dieſer nach 8 6 VVG. wegen der Verletzung dieſer Obliegen⸗ 
heit dann nicht gemäß 8 71 VVG. von der Entſchädigungs⸗ 
pflicht für den Einbruchsdiebſtahl v. 16./17. März 1926 frei, 
wenn die Nichterſtattung der Anzeige ſeitens des Kl. als un⸗ 
verſchuldet anzuſehen war. Das BG. unterſtellt nun zwar, 
daß das Verſicherungsverhältnis bei der Veräußerung Gegen⸗ 
ſtand von Beſprechungen geweſen ſei, und RA. Dr. C., der 
auf dem Gebiete der Sanierung von Kaufleuten beſondere 
Erfahrung beſitze, eine Anzeige für nicht erforderlich gehalten 
habe. Es will aber trotzdem die Unterlaſſung der Anzeige 
nicht als unverſchuldet anerkennen, weil Dr. C. dem Kl. nicht 
als deſſen Rechtsberater, ſondern als Treuhänder ſeiner Gläu⸗ 
biger, die allerdings das gleiche Intereſſe wie der Kl. an der 
Erhaltung der Anſprüche aus der Verſicherung gehabt hätten, 
gegenübergeſtanden habe, und weil vom Kl. die Erſtattung 
der nach 8 11 Allg Verſ Bed. für den Fall der Veräußerung 
der verſicherten Sachen vorgeſchriebenen Anzeige auch dann zu 
verlangen geweſen ſei, wenn er und Dr. C. die Übereignung 
nicht für eine Veräußerung i. S. dieſer Beſtimmung gehalten 
hätten. Es muß der Rev. zugegeben werden, daß mit dieſen 


Jedoch beſteht für den Verſicherer ein Kündigungsrecht und ſowohl 
für den Veräußerer wie auch für den Erwerber eine Anzeigepflicht, 
letztere geregelt im § 71 VVG. Dort iſt auch beſtimmt, daß, wenn 
weder von dem Erwerber noch von dem Veräußerer die Anzeige un⸗ 
verzüglich gemacht wird, der Verſicherer von der Verpflichtung zur 
Leiſtung befreit iſt, ſofern der Verſicherungsfall ſpäter als ein 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige von 
dem Verſicherungsfall dem Verſicherer hätte zugehen müſſen. Im 
vorl. Fall iſt die Sicherungsübereignung am 14. Dez. 1925 erfolgt, 
der Einbruchsdiebſtahl iſt in der Nacht v. 16. zum 17. März 1926 


1) JW. 1914, 839. ) JW. 1927, 172. 
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Ausführungen die Anforderungen an den Begriff der un- 
verſchuldeten Unterlaſſung überſpannt zu werden jcheinen. 
Wenn der rechtsunkundige Kl. die Anzeige deshalb unterließ, 
weil ihm die nicht ohne weiteres unzweifelhafte und im 
Schrifttum mehrfach beſtrittene Tragweite des $ 11 Allg Verſ⸗ 
Bed. und des § 71 VVG. von einem mit der Übereignung 
von Warenlagern häufig befaßten Rechtsanwalt dahin er⸗ 
läutert wurde, daß ſie ſich auf Sicherungsübereignungen nicht 
beziehe, eine ſolche daher zu einer Anzeige keinen Anlaß biete, 
ſo kann ihm ſein der Unterlaſſung zugrunde liegender Rechts⸗ 


vorgenommen. Sofern die Unterlaſſung der Anzeige von Erheblichkeit 
iſt, würde der Verſicherer von der Haftung frei ſein, weil zwiſchen 
dem Zeitpunkt der Veräußerung und dem Zeitpunkt des Verſiche⸗ 
rungsfalles mehr als drei Monate verſtrichen ſind, die Friſt aus 
8 71 VVG. alſo längſt abgelaufen war. 

2. Als Veräußerung i. S. der 88 69 ff. VVG. iſt nach der herr⸗ 
ſchenden Anſicht nicht anzunehmen irgendein ſchuldrechtlicher Vertrag, 
ſondern nur derjenige Vorgang, bei welchem ſich ein Eigentums⸗ 
übergang vollzieht. Die Frage, ob die Sicherungsübereignung als 
Veräußerung anzuſehen iſt, wird von der herrſchenden Anſicht bejaht. 
Dies geht aus der Entſch. hervor, iſt auch in den angeführten Auf⸗ 
fägen und ſonſt in vielen Entſch. und in dem Schrifttum weit über⸗ 
wiegend angenommen. Auf die weitere Erörterung kann hier aus 
Raummangel nicht eingegangen werden, vielmehr iſt daran feſt⸗ 
zuhalten, daß inſofern die Entſch. durchaus zutreffend iſt. 

3. Steht eine Veräußerung in Frage, ſo iſt die Konſtruktion 
nach dem VVG. m. E. folgende: 

Mit allen Rechten und Pflichten geht das Verſicherungsverhältnis 
auf den Erwerber der Sache über. Legitimiert, Anſprüche zu erheben, 
iſt von da ab nur der Erwerber. Hier klagt der Veräußerer. Die 
Klage war daher m. E. abzuweiſen, weil der Veräußerer zur Klage 
nicht legitimiert war. Eines Eingehens auf die Frage, ob die An⸗ 
zeige unterlaſſen, und wenn dies der Fall, inwieweit trotz der Unter⸗ 
1 eine Haftung des Verſicherers beſteht, bedurfte es daher an 
ich nicht. 

Nun trägt allerdings der Kl. vor, daß die Sicherungsübereig⸗ 
nung infolge Zahlung wieder weggefallen und die Sachen wieder an 
ihn zurückgelangt ſeien. Aber es ergibt ſich aus dem Klagevortrag, 
daß dieſe Rückübertragung erſt am 25. Juni 1926, alſo mehr als 
drei Monate nach dem Verſicherungsfall eingetreten ift, 

Hinſichtlich der vom Einbruchsdiebſtahl betroffenen Sachen war 
eine ſolche Rückübertragung überhaupt nicht möglich, inſoweit kann 
alſo die diesbezügliche Behauptung des Kl. die Legitimation zur 
Klage nicht ſchaffen. Wenn es weiter heißt, daß auch die Außen⸗ 
ſtände auf den Kl. zurückgegangen ſeien, nachdem die Sicherungs⸗ 
übereignung beendet war, jo iſt nicht erſichtlich, ob zu den Außen⸗ 
ſtänden etwa auch der Anſpruch gegen den Verſicherer gehört. Dies 
iſt um fo weniger erſichtlich, als ja eine Rü ck übertragung für den 
Verſicherungsanſpruch gar nicht möglich iſt, ſondern nur eine Ab⸗ 
tretung der an ſich in der Perſon des Erwerbers neu entſtandenen 
Forderung aus der Verſicherung. 

Die Legitimation des Kl. zur Kl. könnte alſo höchſtens als 
geführt betrachtet werden, wenn man eine Abtretung der Rechte auf 
den Verſicherungsbetrag in der Behauptung des Kl. findet. Die Entſch. 
äußert ſich leider über dieſen Punkt nicht. Auch Geh. IR. Dr. Jun ck 
hat ihn nicht weiter erwähnt. 

4. Nimmt man an, daß der Kl. an ſich den Anſpruch erheben 
könnte, ſo kommt es, da eine Veräußerung vorliegt, auf den Ein⸗ 
wand des Verſicherers an, daß die Anzeige weder vom Veräußerer 
noch vom Erwerber gemacht war, der Verſicherer alſo, wie zu 1. an⸗ 
geführt, von der Leiſtung frei geworden iſt, da mehr als ein Monat 
verſtrichen fei. Bezug genommen iſt vom Verſicherer auf 8 71 VVG. 
und außerdem auf § 11 der VerſBed. Die Entſch. erörtert dann im 
Anſchluß an die replizierenden Ausführungen des Kl., ob die Unter⸗ 
laſſung der Anzeige entſchuldbar iſt, und kommt zu einer Rück⸗ 
verweiſung an das KG., weil dieſes die Frage der Entſchuldbarkeit 
nicht richtig geprüft habe. In den Inſtanzen und auch in der Entſch. 
ſelbſt iſt dabei auf 8 6 VVG. Bezug genommen, und auch Junck 
und vorher Helm (letzterer in allgemeiner Betrachtung, da damals die 
Entſch. noch nicht bekannt war), ziehen ebenfalls den 8 6 VVG. 
heran. M. E. iſt aber die Heranziehung des 86 VVG. jo wie ſie in 
den beiden Abhandlungen und auch in der Entſch. vorgenommen nicht 
ohne weiteres zu akzeptieren. Vielmehr iſt die Rechtslage wie folgt 
zu betrachten: 

8 71 Stellt ſich als eine geſetzliche Verwirkungsklauſel dar. Die 
Anzeige iſt, wie er beſtimmt, unverzüglich nach der Veräußerung zu 
machen. Was unter unverzüglich zu verſtehen, ſagt das VVG. nicht. 
Man wird zur Auslegung auf 8 121 BGB. zurückgreifen müſſen, 
wo bekanntlich geſagt iſt, daß die Anfechtung wegen Irrtums ohne 
ſchuldhaftes Verzögern (unverzüglich) zu erfolgen hat, wo alſo der 
Ausdruck „unverzüglich“ ſchon ſeine Erläuterung gefunden hat. Die 
herrſchende Auffaſſung geht bez. § 121 BGB. dahin, daß die Er⸗ 
klärung nicht ſofort zu geſchehen hat, ſondern daß nach Lage des 
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irrtum nicht als Verſchulden angerechnet werden. Ein ſolches 
läßt ſich auch nicht daraus entnehmen, daß der Rechtsan ei 
im vorliegenden Falle nicht vom Kl. mit der Angelegenhess 
befaßt worden war, ſondern als Treuhänder ſeiner G 
biger, alſo als Vertragsgegner des Kl. wirkte; denn da e 
als ſolcher das gleiche Intereſſe an der Wahrung der Reb! x 
gegen den Bekl. aus dem Verſicherungsvertrag hatte wie be 
Kl., konnte dieſer ſeine Rechtsauskunft unbedenklich auch 
für ſich maßgebend betrachten. 

(u. v. 17. Juni 1927; 100/27 VI. — Berlin.) [Ru] 


einzelnen Falles zu entſcheiden iſt, welcher Zeitraum dem Erklären 
den zugeſtanden werden muß, damit man annimmt, daß er oh ub 
ſchuldhaftes Zögern die Anzeige erſtattet hat. Dieſe Rechtslage m 
man alſo m. E. dahin auffaſſen, daß ein zeitliches Zögern entſchn - 
bar fein kann, daß aber die vollſtändige Unterlaſſung der in Nackt 
ſtehenden Maßnahmen nicht durch den Ausdruck unverzüglich ged — 
iſt. Soweit im Schrifttum zu 8 71 die Anſicht vertreten iſt, daß ab 
haupt die Unterlaſſung der Anzeige unter Umſtänden entſchuldigt = 
den kann, fo gibt weder 8 71 noch das BGB. mit dem Wort um 
züglich hierfür irgendeine zutreffende Grundlage. Und aus allge⸗ 
meinen Gründen kann für die mit Verwirkung bedrohte Unterlaſſit 
eine Entſchuldigung kraft Geſetzes nicht als beachtlich angeſe 
werden. g 
Es ſcheint faft, als ob Geh. IR. Jun ck und Dr. Helm = 
Unterlaffung der Anzeige nicht nach dem Geſetz, ſondern 3 
Maßgabe des 8 6 VVch. als entſchuldbar anſehen wollen und ich 
die vorl. Entſch. läßt eine ſolche Auffaſſung erkennen. Hierbei ei 
aber überſehen, daß 8 6 VVG. nicht auf geſetzliche Verwirkungskla 
ſeln anwendbar ift, ſondern nur auf vertragliche. Ausdrücklich hei 
es im 8 6: . b⸗ 
„Iſt im Vertrage beſtimmt, daß bei Verletzung einer 5 
liegenheit .. der Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſte 
frei fein ſoll, fo tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wen 
die Verletzung als eine entſchuldbare anzuſehen iſt.“ daß 
Die Motive zu 86 laſſen auch keinen Zweifel darüber, bar 
man lediglich an Schutzbeſtimmungen für den Verſicherungsnehn 
gedacht hat, ſofern eine Verwirkungsabrede im ſpeziellen Vertrah 
getroffen iſt. An einer anderen Stelle im VVG., auf welche Übrige 
im Anſchluß mehrfach verwieſen worden iſt, nämlich im 8 28 zich 
hinſichtlich der Gefahrerhöhung iſt auch der Ausdruck „unverzüglt 
angewendet und kein Anhalt gegeben für die Annahme ſonſtiger g. 
ſetzlicher Entſchuldigungsgründe als derjenigen, die ſich aus dem wu 
druck „unverzüglich“ ergeben, und auch hier iſt eine gejegliche ? 
wirkung angeordnet und eine fpezielle Vertragsabrede nicht erwã iR 
Im vorl. Fall ift die Anzeige überhaupt nicht erſtattet. Sie hi 
bewußt nicht erſtattet; und deshalb nicht, weil angeblich angens 
nommen wurde, daß eine Sicherungsübereignung nicht als Veraub 
rung gem. 871 aufzufaſſen ſei. Eine Erörterung, wann eine . 
ſpätete Anzeige noch als unverzüglich anzuſehen, erübrigt ſich daher 
5. Zu prüfen ift jedoch noch, ob etwa vertraglich eine bejonb@F 
Entſchuldbarkeit vorgeſehen ift. Die VerſBed. gelten als Beſtan 
teile des einzelnen Verſicherungsvertrages. 5 
Auf S 11 iſt in der Entſch. öfters verwieſen, ohne daß der * 
laut des § 11“ mitgeteilt iſt. Anzunehmen iſt aber, daß der 8 11 
im vorl. Fall diejenige Faſſung gehabt hat, welche jetzt allgewelt 
bei der Einbruchsdiebſtahlverſicherung üblich iſt. Dieſe Faſſung 90 
folgenden Wortlaut: met 
„Wird die verſicherte Sache von dem Verſicherungsneh ie 
veräußert, fo tritt an Stelle des Veräußerers ber Erwerber in ber⸗ 
während der Dauer ſeines Eigentums aus dem Verſicherungs 
hältniſſe ſich ergebenden Rechte und Pflichten des Verſicherunge 
nehmers ein. Die Veräußerung ift dem Verſicherer unverüfl 
ſchriftlich anzuzeigen, andernfalls nach Maßgabe der geleh! ng 
Vorſchriften die Befreiung des Verſicherers von der Werpilihtt 
zur Leiſtung eintreten kann. Erwerber und Verſicherer haben 
im Geſetz beſtimmte Kündigungsrecht.“ ger 
Nach dieſer Faſſung iſt eine beſondere Art entſchuldbaren 1 
haltens nicht vorgeſehen. Vielmehr tritt bei der Unterlaſſung ber u 
verzüglichen Anzeige die Befreiung des Verſicherers von der Verpläin 
tung zur Leistung nach Maßgabe der geſetzlichen Vorſchriften © 
Die Verfded. geben alſo nur wieder, was im Geſetz beſtimmt die 
und man kann nicht etwa den 8 11 ſo auffaſſen, daß nunmehr 1 
im Geſetz vorgeſehene Verpflichtung zur Anzeige eine vertragliche 
worden tft und damit unter die Vorſchrift des 8 6 VVG. geſtellt 
den iſt. Dagegen ſpricht der Ausdruck „geſetzliche“ Vorſchrift im s zie 
Ich komme alſo zu dem Ergebnis, daß auch vertraglich age 
Möglichkeit einer Entſchuldigung nach 8 6 VVG. nicht in 5 He- 
ſteht und die Erörterung hierüber bzw. eine Prüfung über die meh 
deutung der angeblichen Auskunft des RA. C. gar nicht ! 
notwendig iſt, die Klage vielmehr, auch wenn man von der drag 
der Sachlegitimation abſieht, der Abweiſung unterliegt. ug 
6. 5 71 VVG. iſt zwingend nur zugunſten des Berſichern t 
nehmers (5 71 VVG.). Rechtlich zuläſſig wäre alſo eine Vorſche 
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"+4, 881 VVG. bezieht ſich auch auf alle Ande⸗ 
tungen eines beftehenden Vertragsverhält⸗ 
Mies.) 

1 Der Kl. war bei der Bekl. für die Zeit vom 19. Jan. 

924 bis 19. Jan. 1929 auf Grund der Verſicherungsſcheine 

kr. 244 456 und Nr. 244457 gegen Feuersgefahr verfichert. 
er beantragte infolge Einſtellung feines Betriebes die Ver⸗ 
ſicherung aus Schein 244457 mit dem 15. Juli 1925 aufzu⸗ 
geben und die Prämie auf Schein 244 456 zu ermäßigen; er⸗ 
elt aber die Bewilligung feines Antrags erſt, nachdem er 
einen Brandſchaden erlitten hatte, von dem Gebäude, Mo⸗ 
biliar und Maſchinen betroffen worden ſind. Er verlangt Er⸗ 
ſatz des Schadens auf Grund der Verſicherungsſcheine 244 456 
und 244 457. Die Bekl. beftreitet die Erſatzpflicht. Das LG. 
hat die Klage abgewieſen. Das BG. hat verurteilt. Die Rev. 
ift zurückgewieſen. Die Rev. rügt zu Unrecht rechtsirrige An⸗ 
wendung des 8 81 VVG. auf den vorliegenden Fall. Es ift 
r richtig, daß dieſe Geſetzesvorſchrift aus der Erwägung 

kraus entſtanden iſt, an Stelle des unbeſtimmten Zeitraums, 
während deſſen nach der allgemeinen Beſtimmung des 8 147 
Af 2 BGB. der Antragende an ſeinen Antrag gebunden 
bleibt, eine beſtimmte Friſt zu ſetzen, damit der Antragende, 
falls von dem Verſicherer innerhalb dieſer Friſt keine Ant⸗ 
wort eingeht, ſofort für anderweite Verſicherung Sorge tra⸗ 
gen kann, ohne der Gefahr ausgeſetzt zu ſein, doppelt Prämie 
zezahlen zu müſſen (vgl. Begr. zu §8 81 VVG. bei Ger- 
ard⸗Hagen ©. 378f.). Nun iſt der Rev. zuzugeben, daß 
dieſe Gefahr, längere Zeit der Verſicherung entbehren oder 
vielleicht doppelt Prämie zahlen zu müſſen, dann zumeiſt nicht 
eſteht, wenn es ſich lediglich um einen Antrag auf Anderung 
eines bereits abgeſchloſſenen Vertrags, insbeſ. um einen An⸗ 
rag auf Prämienherabſetzung oder auf Aufhebung eines be⸗ 
lehenden Verſicherungsvertrags wegen Wegfalls des Verſiche⸗ 
rungsintereſſes handelt. Aber das Geſetz hat die Vorſchrift 
nicht auf Anträge, welche die Schließung oder Verlängerung 
eines Verſicherungsvertrags bezwecken, beſchränkt, ſondern auch 
Me Anträge auf Vertragsänderung in die Beſtimmung ein⸗ 
zogen, und zwar ohne zu unterſcheiden, ob die bezeichnete 
Gefahr für den Verſicherungsnehmer dabei in Betracht kommt 
oder nicht. Es fallen daher alle Anträge auf Anderung eines 


beſtehenden Feuerverſicherungsvertrags unter 8 81. Eine ein⸗ 
ei 


in den VerſBed., nach welcher die Pflicht zur Anzeige als vertrags⸗ 
Uaßige beſtimmt wird, oder eine ausdrückliche Erklärung, daß die 
uterlaſſung gem. 8 6 VVG. entſchuldbar fein ſoll. Für den Fall, daß 
dan in der oben wiedergegebenen Faſſung des 8 11, wenn dieſe 
ſich mit dem hier erwähnten § 11 deckt, eine vertragsmäßige Unter» 
ltellung unter das VVG. erblicken will, oder für den Fall, daß 8 11 
anders lautet und danach für die Anwendung des 8 6 VVF. Platz iſt, 
dommt es auf eine Ffeſtſtellung an, ob in den angeblichen Mitteilungen 
des RA. C. ein Entſchuldigungsgrund für den Verſicherungsnehmer 
du finden iſt. Geh. IR. Junck hat bereits in den oben am 
geführten Eröterung ſich verneinend ausgeſprochen, und auch ich möchte 
aunehmen, daß es wohl zu weitgehend wäre, in der Rechtsauskunft 
eines Anwalts über den Begriff der Veräußerung einen Umſtand zu 
icken, der die Unterlaſſung einer Anzeige an den Verſicherer 
genügend rechtfertigt. Be 
| Dieſe Anſicht erſcheint um ſo mehr begründet, weil ja die herr⸗ 
chende Meinung in der Sicherungsübereignung ſchon längſt eine 
Betäußerung i. S. des 8 71 erblickt. Man muß bei der Sachlage in 
Kracht ziehen, daß das Intereſſe des früheren Eigentümers durch 
fie Sicherungsübereignung ſich weſentlich ändert. Wird für die ver⸗ 
cherte Sache eine Barzahlung erlangt, weil der Verſicherungsfall 
eingetreten, jo kann der Verſicherungsnehmer viel eher ſeine Gläubiger 
Peftiebigen, als durch einen Verkauf der Waren möglich ift. Die Ge⸗ 
ahr, daß der Verſicherungsnehmer nicht ſo ſorgfältig verfährt, wie 
nit, iſt alsdann vorhanden. Und gerade dieſe Erwägung ſpricht 
55 it, daß der Geſetzgeber jede Art der Eigentumsveränderung als 
eräußerung anſehen wollte. Um jo weniger darf man dann aber in 
fager Rechtsbelehrung von dritter Seite, mag dieſe auch ſonſt noch 
3 undig ſein, einen Entſchuldigungsgrund als vorhanden anſehen. 
Br würde deshalb meinen, daß, auch wenn man den 8 6 VVG. 
wenden will, die hier vorgebrachten Umſtände das Verhalten des 
erſicherungsnehmers nicht als entſchuldbar erkennen laſſen. 


IR. Gerhard, Berlin. 


Zu 4. Die Anſicht des NE., daß alle Anträge auf Anderung 
beſtehenden Feuerverſicherungsvertrags unter die Vorſchrift des 
BVG. fallen, iſt durchaus zu begrüßen. 

Prof. Dr. E. Bruck, Hamburg. 
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ſchränkende Auslegung der Geſetzesbeſtimmung iſt um ſo weni⸗ 
ger geboten, als ſie nicht nur dem Intereſſe des Verſicherungs⸗ 
nehmers, ſondern in ihrer weiten Faſſung auch dem Inter⸗ 
eſſe des Verſicherers inſofern dient, als die bis zum Ablauf 
der zweiwöchigen Friſt erfolgte Annahme des Antrags auch 
dann noch rechtzeitig iſt, wenn der Antragende gemäß 8 147 
BGB. unter regelmäßigen Umſtänden den Eingang der Ant⸗ 
wort auf ſeinen Antrag im Einzelfalle ſchon früher hätte er⸗ 
warten dürfen. Der Antrag des Kl. war demnach erloſchen, 
wenn er nicht binnen zweier Wochen ſeit ſeiner Abſendung von 
der Bekl. angenommen worden iſt. Nach der Feſtſtellung des 
BG. iſt die Friſt nicht gewahrt worden. 

(U. v. 24. Juni 1927; 121/27 VI. — Celle.) [Ku.] 


5. 58 61, 67 VVG. Der Verſicherte hat für 
ſchuldhaftes Handeln Dritter nicht einzuſtehen. 
Die Ehefrau iſt keine Repräſentantin des Ehe⸗ 
mannes. Ihr ſchuldhaftes Verhalten befreit den 
Verſicherer auch nicht wegen der verbrannten 
ihr gehörigen Gegenſtände.] 7) 

Der Kl., der bei der Bekl. gegen Feuer verſichert iſt, hat 
dadurch einen Brandſchaden erlitten, daß in ſeiner Abweſen⸗ 
heit, als er geſchäftlich verreiſt war, ſeine Ehefrau, die aus 
einem Ofen genommenen glühenden Kohlen nach einem anderen 
Ofen tragen wollte, infolge Anſtoßens an einen Stuhl Kohlen 
fallen ließ, wodurch zunächſt ein Vorhang und Kleidungs⸗ 
ſtücke Feuer fingen. Die Bekl. hat wegen der der Frau L. zur 
Laſt fallenden groben Fahrläſſigkeit die Erſatzleiſtung ab⸗ 
gelehnt. Die Vorinſtanzen haben die darauf erhobene Klage 
abgewieſen. Das RG. hat aufgehoben. Das BG. ſieht in 
dem Verhalten der Ehefrau des Kl., das für die Entſtehung 
des Schadenfeuers urſächlich war, eine grobe Fahrläſſigkeit, 
die dem Kl. als dem Verſicherungsnehmer anzurechnen ſei 
und nach 8 61 VVG. und dem damit inhaltlich überein⸗ 
ſtimmenden § 12 Abſ. 2 der Allgemeinen Verſicherungsbedin⸗ 
gungen der Bekl. dieſe von ihrer Leiſtungspflicht aus dem 
Verſicherungsvertrage befreie. Mit Recht wendet ſich die 
Rev. gegen dieſe Auffaſſung. Zwar liegt darin, daß der 
Vorderrichter das Verſchulden der Frau L. als grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit bewertet, kein Rechtsverſtoß. Hingegen kann die 
Annahme, daß der Kl. gegenüber der Bekl. dafür einzustehen 


Zu 5. Das Urt. beſchäftigt ſich mit der für das geſamte Ver⸗ 
ſicherungsrecht bedeutſamen Frage, inwieweit der Verſicherungsnehmer 
bei ſchuldhafter Herbeiführung des Verſicherungsfalls das Verhalten 
eines Dritten gegen ſich gelten laſſen muß. 

I. Das RG. lehnt von neuem (RG. 83, 43 = JW. 1913, 1111) 
die namentlich von Ritter, Recht der Seeverſicherung 552 ff., ver⸗ 
tretene Auffaſſung ab, nach der der Verſicherungsnehmer dem Ver⸗ 
ſicherer gegenüber verpflichtet ſein ſoll, den Verſicherungsfall nicht 
herbeizuführen. Die Wahrnehmung der „berechtigten Intereſſen ſowohl 
des Verſicherungsnehmers wie des Verſicherers“ (Ritter 554) kann 
auf andere Weiſe erfolgen als durch eine Konftruktion, die zu dem 
eigentümlichen Ergebnis führt, daß der Lehensverſicherer den Ver⸗ 
ſicherten auf Unterlaſſung des Selbſtmordes oder auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung der Schadensverhütungspflicht verklagen kann 
(Framhein, Herbeiführung des Verſicherungsfalls, Berlin 1927, 
S. 52). Mit der Verbindlichkeitstheorie fällt auch die Anwendung 
des 8278 BGB. 

Inſoweit iſt die Entſch. billigenswert. Ihre weiteren Aus⸗ 
führungen fordern zum Widerſpruch heraus (Gottſchalk: Jur. 
Röſch. f. Privatverſ. 1927, 265; Reydt ebd. 268). 0 

II. Die Erkenntnis, daß es keine Schadensverhütungspflicht gibt, 
legt den Weg zur richtigen konſtruktiven Erfaſſung des Problems 
frei. Aber das Urt. begnügt ſich leider nach einem kurzen Hinweis 
auf die in RG. 62, 190; 102, 111, 113 = JW. 1925, 2464 angedeutete 
Gleichſtellung der 88 130, 61, 6 VVG. mit dem lauen Kompromiß 
der „Repräſentantenhaftung“, deren Geltung in dem vorgeſetzlichen 
Recht begründet geweſen fein mag (RG. 37, 149; 51, 20), die aber 
in dem neuen Recht weiterleben ſoll (RG. 83, 43 = JW. 1913, 1111), 
obſchon fie in ihm keine Stütze findet (ogl. 8 67 Abſ. 2 VVG.) 

III. Am bedenklichſten ſind die Ausführungen über die Frage, 
ob das Verhalten des Verſicherten bei der Verſicherung für fremde 
Rechnung die Leiſtungspflicht des Verſicherers ausſchließt. 

Nach Anſicht des RG. ſoll der Verſicherer die Leiſtung nur 
aus „allgemeinen Rechtsgrundſätzen“ verweigern können. „Die hier 
in Betracht kommende allgemeine Argliſteinrede würde jedoch auch 
bei Heranziehung des 8 242 BGB. nur einen Rechtsverluſt des vor⸗ 
ſätzlichen Schädigers begründen können.“ Der Verſicherer ſoll ſomit 
zur Leiſtung verpflichtet bleiben, wenn der Verſicherte den Verſiche⸗ 
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hätte, nicht gebilligt werden. Daß fich eine derartige Haftung 
des Verſicherungsnehmers für ſchuldhaftes Handeln Dritter 
nicht aus $ 278 BGB. herleiten läßt, ſcheint auch das BG. 
anzunehmen, da es auf dieſen Geſichtspunkt nicht eingeht. 
RG. 83, 431) hat ausgeſprochen, daß hier jene Geſetzes⸗ 
beſtimmung unanwendbar iſt, weil es nicht zu den Verbind⸗ 
lichkeiten des Verſicherungsnehmers gegenüber dem Verſicherer 
gehört, Fahrläſſigkeit in bezug auf das verſicherte Riſiko zu 
vermeiden, und deshalb niemals davon die Rede ſein kann, 
daß er ſich inſoweit eines Anderen „zur Erfüllung ſeiner 
Verbindlichkeit bediente“ (vgl. auch RG. 62, 190 ff.; 102, 113 
bis 114). An dieſer Anſicht iſt feſtzuhalten. In RG. 83, 
442); 37, 149 ff.; 51, 20 ff. hat ſich indes das RG. zu dem 
von der herrſchenden Meinung vertretenen Satze bekannt, daß 
dem eigenen Verſchulden des Verſicherungsnehmers dasjenige 
ſolcher Perſonen gleichzuachten iſt, die als ſog. „Repräſen⸗ 
tanten“ in dem Betriebe, auf den ſich das Verſicherungs⸗ 
verhältnis bezieht, an feiner Stelle ſtehen (vgl. Gerhard⸗ 
Manes Anm. 4 zu 8 61 S. 289). Hierauf fußend meint das 
BG., daß die Ehefrau des Kl. als deſſen Repraſentantin in 
dieſem Sinne anzuſehen ſei. Zu einer ſolchen Annahme reichen 
aber die getroffenen Feſtſtellungen nicht aus. Die bloße Tat- 
ſache, daß der Kl. am Brandtage geſchäftlich verreiſt war und 
infolgedeſſen den Hausſtand der Obhut ſeiner Frau über⸗ 
laſſen hatte, kann zur Begründung eines rechtsgeſchäftlichen 
Vertretungsverhältniſſes keinesfalls genügen. Dies hat das 
NE. ſchon in RG. 51, 20 ff. (23) angenommen, wo ein ſehr 
ähnlich liegender Fall — wenn auch nach preuß. Rechte — 
zur Beurteilung ſtand. Daß der Kl. bei ſeiner Abreiſe ſeiner 
Ehefrau die Geſchäftsführung übertragen hätte, iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt. Zudem weiſt diejenige Handlung, bei deren Vornahme 
Frau L. den Brand herbeigeführt hat, in keiner Weiſe dar⸗ 
auf hin, daß ſie ſich als Vertreterin ihres Ehemannes an⸗ 
geſehen und betätigt hätte. Vielmehr war das Ofenheizen 
eine Verrichtung, die ihr gemäß $ 1356 BGB. als eigenes 
Recht zuſtand und als eigene Pflicht oblag, mochte ihr Ehe⸗ 
mann anweſend ſein oder nicht. Hinſichtlich der durch das 
Feuer vernichteten Textilwaren meint der BR., die Ver⸗ 
antwortlichkeit des Mannes für das Verſchulden der Frau 
mit der Erwägung beſonders begründen zu können, daß der 
Kl. den Kleinhandel mit dieſen Waren nach außen hin auf 
den Namen ſeiner Frau, im Innenverhältnis aber für eigene 
Rechnung betrieben habe. Indes erſcheint dieſer Umſtand 
allein — und weiteres hat der Vorderrichter nicht feſtgeſtellt 
— ungeeignet zur Rechtfertigung eines Vertreterverhältniſſes. 
Der Kl. verfuhr in dieſer Weiſe lediglich deshalb, weil er 
ſich den Textilwarenfabrikanten, deren Vertretungen er hatte, 
verpflichtet hatte, mit Textilwaren nicht auch für eigene Rech⸗ 
nung zu handeln. Trotz der Verſchleierung, die er vornahm, 
blieb er tatſächlich doch der Herr des Handelsbetriebes, und 
es trat namentlich in keiner Weiſe zutage, daß ſich an den 


rungsfall fahrläſſig (8 130 VVG., 833 AS.) oder grobfahrläſſig 
(8 61 VVG.) herbeiführt. Wenn dieſer Meinung nicht das höchſte 
deutſche Gericht wäre, ſo erübrigte ſich ihre ausführliche Widerlegung. 

Das RG. argumentiert folgendermaßen: 861 VVG. ſpricht 
von dem Verſicherungsnehmer, der den Verſicherungsfall ſchuldhaft 
herbeigeführt hat. Die Vorſchriften über die Verſicherung für fremde 
Rechnung (88 74—80 VVG. ), die ſcharf zwiſchen Verſicherungsnehmer 
und Verſichertem unterſcheiden, enthalten keine Beſtimmung, daß die 
ſchuldhafte Herbeiführung des Verſicherungsfalls durch den Verſicherten 
erheblich iſt, obwohl „im 8 79 VVS für eine Reihe ſonſtiger Um⸗ 
ſtände, die für das Verſicherungsverhältnis von Wichtigkeit ſind, im 
einzelnen verordnet iſt, inwieweit der Verſicherte dem Verſicherungs⸗ 
nehmer rechtlich gleichzuſtellen it”. Da das VVG. mit beſonderer 
Sorgfalt jahrelang vorbereitet iſt, ſo wäre eine derartige Beſtimmung 
aufgenommen worden, wenn fie hätte getroffen werden ſollen. 

Die Argumentation des RG. verſtößt gegen elementare Grund⸗ 
ſätze des Verſicherungsrechts und verrät eine erſtaunliche Unkenntnis 
der Vorgeſchichte des Geſetzes. 

Bei der Verſicherung für fremde Rechnung iſt Träger des ver⸗ 
ſicherten Intereſſes der Verſicherte. Wird durch ſein ſchuldhaftes Ein⸗ 
greifen in den normalen Ablauf der Gefahr der Verſicherungsfall 
herbeigeführt, dann muß ebenſo wie bei der Eigenverſicherung durch 
das ſchuldhafte Eingreifen des Verſicherungsnehmers der Verſicherer 
leiſtungsfrei ſein, anderenfalls hätte es der Verſicherte in der Hand, 
ob er ſich die geldliche (geldeswerte) Leiſtung des Verſicherers ver⸗ 
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beſtehenden Verhältniſſen durch ſein Verreiſen für kurze Zeit 
irgend etwas geändert hätte. Die Reviſionsbeantwortung 
meint, ſich gegenüber dieſen auch von der Rev. vertretenen 
Erwägungen darauf berufen zu können, daß der Vorderri ter 
tatſächlich feſtgeſtellt hätte, nach Sinn und Inhalt des Ver 
ſicherungsvertrags habe die Gefahr, es könnten die vers 
ſicherten Sachen des Kl. durch Verſchulden ſeiner Frau von 
einem Feuerſchaden betroffen werden, nicht einen Teil bes 
verſicherten Riſikos bilden ſollen. Indes iſt darin eine den 
Rev. bindende Feſtſtellung einer Tatſache nicht zu ſehen, 
ſondern lediglich eine rechtliche Beurteilung des Vertrags 
inhalts, für welche die zur Ermittlung dieſes Inhalts allein 
in Betracht kommenden Urkunden — Verſicherungsſcheine 
und Verſicherungsbedingungen — keinerlei Unterlage bieten, 
Die Annahme, es hätten die Verpflichtungen des Der 
ſicherers über die Beſtimmungen jener Urkunden und des 
Geſetzes hinaus eingeſchränkt werden ſollen, iſt durchaus ab? 
zulehnen. Fehlt es ſonach an den Vorausſetzungen, unter 
denen eine Vertretung des Kl. durch ſeine Ehefrau im 

men des Verſicherungsverhältniſſes angenommen werden 
könnte, fo iſt feine Haftbarkeit für deren Verſchulden über 
haupt zu verneinen. Keinesfalls läßt ſich eine ſolche aus 
familienrechtlichen Beziehungen herleiten. Hier iſt auf die 
Vorſchrift im § 67 Abſ. 2 VVG. hinzuweiſen, wo für den 
Fall, daß dem Verſicherungsnehmer ein Anſpruch auf Erſaß 
des vom Verſicherer zu vergütenden Schadens gegen eine 
mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft lebenden Familien“ 
angehörigen zuſteht, der Übergang des Anſpruchs auf den Ger 
ſicherer, der nach der Regel des 867 Abſ. 1 ſonſt eintreten 
würde, ausgeſchloſſen wird, wenn nicht der Angehörige den 
Schaden vorſätzlich verurſacht hat. Dieſe Vorſchrift wäre 
gegenſtandslos, wenn man den 8 61 oder ſonſtige Beſtim 
mungen des VVG. fo auslegen wollte, daß der Verſicherungs“ 
nehmer Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit ſolcher Familien, 
angehörigen unmittelbar zu vertreten hätte. Welchen Ze 
der Geſetzgeber hat erreichen wollen, das ergibt ſich deutlich 
aus der amtlichen Begründung des Entwurfes des VO 
von 1905, wo auf S. 127 zu 8 67 Abſ. 2, der unverände 

Geſetz wurde, gejagt iſt: „Fällt dem Verſicherungsnehme⸗ 
ſelbſt ein die Haftung des Verſicherers ausſchließendes Ver 
ſchulden nicht zur Laſt, jo muß er, ſoweit möglich, auch das 
gegen geſchützt werden, daß er infolge des Verſchuldens eines 
Familienangehörigen der ihm zuſtehenden Entſchädigung tat? 
ſächlich wieder verluſtig geht.“ Sonach bleibt nur noch zu 
erörtern, ob etwa der Umſtand, daß ein Teil der verbrannten 
Sachen, für welche die Entſchädigung eingeklagt iſt, im 
Eigentum der Ehefrau des Kl. geſtanden hat, inſoweit za 
einer abweichenden Beurteilung führen muß. Jedoch iſt auch 
dieſes zu verneinen. Nach der maßgebenden Vorſchrift de 
8 85 VVG. gilt bezüglich der hier in Frage kommenden 
Sachen die vom Kl. mit der Bekl. über die geſamte Hau 


ſchaffen will oder nicht. Ob der Verſicherte oder der Verſicherung? 
nehmer durch ſchuldhaftes Handeln den Zufall ausſchaltet, bleibt 1 
für die Gefahr, die der Verſicherer trägt, gleich. Beide Male me 
der Verſicherer leiſtungsfrei ſein. Dieſen Standpunkt nimmt 
Begr. des § 79 BVG. und das gefamte Schrifttum, an dem das Ut, 
ſchweigend vorübergeht, ein (Bruck, VVG.s 206; Dern burg 
Kohler, Bürgerl. R. 6, 444; Ehrenberg, Vers. 195; Gerhard 
Hagen, VVG. 369; Hagen, Verf. 1, 711; Kiſch, Handbuch den 
VersR. 3, 444; Ritter, R. d. Seeverſ. 559; Roelli, VVG. 208 u. 2 
Gottſchalk: Jur. Roſch. f. Privatverſ. 1927, 265 weiſt mit echt 
darauf hin, daß dieſe Anſicht auch im Geſetz ſelbſt ihren Niederſchg 
bei der Unfallverſicherung für fremde Rechnung (8 179 Abſ. 2 Boch 
in der jeden Zweifel ausſchließenden Beſtimmung des § 181 Abl, 
Satz 1 VVG. gefunden hat. 50 
Ebenſowenig ſtichhaltig iſt das aus der Terminologie des . 5 
hergeleitete Argument. Da das Geſetz von dem Normalfall der Eigen 
verſicherung ausgeht, ſpricht es — übrigens in Übereinſtimmung - 
dem ſchweizer. und öſterr. Geſetz — grundſätzlich von dem Verſecle⸗ 
rungsnehmer als demjenigen, der der Vertragskontrahent des ** 
ſicherers iſt und dem die Rechte aus der Verſicherung zuſtehen, 11 
weicht hiervon nur bei der Verſicherung für fremde Rechnun 2 
indem es dem Verſicherungsnehmer den Verſicherten gegenüber bes 
während umgekehrt das HGB. von den Rechten und Pflichten 
Verſicherten ausgeht (vgl. insbeſ. § 821 Nr. 4) und ihm ausnahn 
weiſe den Verſicherungsnehmer gegenüberſtellt. Daß durch dieſe Stich 
minologie zahlreiche Auslegungsfragen auftauchen, ift ſelbſtverſtand 
und niemals verkannt worden, aber der Berichterſtatter der Ne 
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ſtandseinrichtung am 5. Sept. 1924 eingegangene Verſicherung 
als für fremde Rechnung genommen. Die 88 74—80, in denen 
das VVG. die Verſicherung für fremde Rechnung regelt, ent⸗ 
halten aber keine Vorſchrift, die, entſprechend dem 861 VVG., 
gegenüber dem vom „Verſicherungsnehmer“ ſcharf zu ſchei⸗ 
denden „Verſicherten“, der den Verſicherungsfall vorſätzlich 
oder durch grobe Fahrläſſigkeit herbeiführt, eine Befreiung 
des Verſicherers von der Leiſtungspflicht aufſtellte. Eine 
lolche Beſtimmung würde aber, wenn er ſie hätte treffen 
wollen, der Geſetzgeber des mit beſonderer Sorgfalt jahrelang 
vorbereiteten VVG. ſicherlich aufgenommen haben. Davon iſt 
um fo mehr auszugehen, als im $ 79 VVG. für eine Reihe 
ſonſtiger Umſtände, die für das Verſicherungsverhältnis von 
Wichtigkeit ſind, im einzelnen verordnet iſt, inwieweit der 
Verſicherte dem Verſicherungsnehmer rechtlich gleichzuſtellen 
it. Bei dem Schweigen des Sondergeſetzes kann mithin eine 
Berechtigung des Verſicherers, dem Verſicherten, der ſchuld⸗ 
haft einen Brandſchaden herbeigeführt hat, die Erſatzleiſtung 
zu verweigern, nur aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen her⸗ 
geleitet werden. Die hier in Betracht kommende allgemeine 
Argliſteinrede würde jedoch, auch bei Heranziehung des 8242 
BH B., nur einen Rechtsverluſt des vorſätzlichen Schädigers 
begründen können. Vorſätzliches Handeln fällt aber der Ehe⸗ 
frau des Kl. nicht zur Laſt. 
[Ku] 


(U. v. 28. Juni 1927; 82/27 VI. — Stettin.) 


II. Verfahren. 


6. 88 511 a, 4 3 PO. Früchte, Nutzungen, Zin⸗ 
len, Koſten find bei der Berechnung des Streit⸗ 
wertes zu berechnen, wenn fie nicht als Neben- 
forderungen, ſondern nach erledigter Haupt- 
lache felbftändig geltend gemacht werden; fie 
lind dann ſelbſt Hauptſache.] 

In Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche iſt die Zuläſſigkeit der Berufung durch einen Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes von 50 % bedingt (8 511 a ver» 
bunden mit der Bek. v 13. Mai 1924, RG Bl. 1924 I, 437). 
Zur Beit der Einlegung der Berufung war der zur Zuläſſig⸗ 
keit der Berufung erforderliche Wert vorhanden, im Zeit⸗ 
punkt der Berufungsverhandlung nicht mehr. Bell. hatte die 
Hauptſumme und Zinſen entrichtet. An ſich zutreffend und 
im Einklang mit der Rſpr. des RG. (vgl. RG. 74, 3251); 
76, 2922); 107, 53; 113, 246 (249°)) nimmt der BR. an, 
daß die Beſchwerdeſumme nicht bloß zur Zeit der Einlegung 
des Rechtsmittels, ſondern auch noch zur Zeit der letzten 
mündlichen Verhandlung gegeben ſein müſſe. Dies ſei hier 
nicht mehr der Fall, nachdem Kl. beantragt habe, den Rechts⸗ 
treit in der Hauptſache für erledigt zu erklären, da Bell. 
die Klageſumme voll bezahlt habe. Lediglich wegen der Koſten, 
ſo fährt der BR. fort, könne nach Wegfall des Streites in 
der Hauptſache das Berufungsverfahren nicht fortgeſetzt wer⸗ 
den. Nur gegen dieſe Schlußbemerkung des BU. wendet ſich 
die Rev. Sie vertritt die Meinung, daß nach erledigter 
Hauptſache die Koſten, falls über dieſe Streit ſei, an die Stelle 


tagskommiſſion von 1906 meinte im Hinblick auf die gerade in dieſer 
eziehung an dem Entw. geübte Kritik (Könige: Recht 1903, 379, 
248), fie „beruhe nur darauf, daß fie dem Richter eine Buchſtaben⸗ 
interpretation der allerſchlimmſten Art zutraue, ja zur Pflicht mache“ 
ericht der VIII. Kommiſſion, Druchſ. Nr. 602, 12. Leg Per. J. Seſſ. 
307, zu 8 106). Ferner: fooft das Problem der Verſicherung für 
remde Rechnung in den Kommiſſionsberatungen aufgetaucht iſt, iſt 
Beh hingewieſen worden, daß auch die ſchuldhafte Herbeiführung 
es Verſicherungsfalls durch den Verſicherten Leiſtungsfreiheit des 
Verſicherers begründet (3. B. KommBer. a. a. O. zu § 149). Hieraus 
„gibt ſich, warum der Geſetzgeber die Aufnahme einer dem 
ss VVG. entſprechenden Vorſchrift bei der Verſicherung für fremde 
technung für unnötig gehalten hat und halten konnte und warum 
aus der ſtreng genommen überflüſſigen, aber immerhin Zweifels⸗ 
wagen abſchneidenden Beſtimmung des 879 VVG. nicht gefolgert 
[erben darf, daß im übrigen das Verhalten des Verſicherten be- 
anglos ſei. 
„ Es iſt nicht anzunehmen, daß dieſe Entſch. des RG. von Einfluß 
auf die Rſpr. werden kann. Prof. Dr. E. Bruck, Hamburg. 


) JW. 1911, 52. ) JW. 1911, 718. ) JW. 1926, 2084. 
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der Hauptſache treten; da die Koſten im gegenwärtigen Falle 
mehr als 50 % ausmachten, ſei das Rechtsmittel zuläſſig ge⸗ 
blieben. Tie Rev. war für begründet zu erachten. Für die 
von ihr vertretene Meinung ſprechen überwiegende Gründe. 
Maßgebend für die Entſcheidung iſt die Vorſchrift des 8 4 
ZPO. Wie ihre Stellung in der Gliederung des Geſetzes und 
ihr einleitender Satz ergeben, gilt ſie für die Berechnung des 
Streitwertes nicht bloß inſofern, als ſich die Gerichts koſten 
und andere Gebühren nach dem Streitwert beſtimmen, ſon⸗ 
dern auch inſofern, als die Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels 
von dem Werte des Streit⸗ oder Beſchwerdegegenſtandes ab- 
hängt. Nach § 4 Abſ. 1, 2. Halbſatz bleiben Früchte, Nutzun⸗ 
gen, Zinſen und Koſten unberückſichtigt, wenn ſie als Neben⸗ 
forderungen geltend gemacht werden. Daraus erhellt im Wege 
des Umkehrſchluſſes, daß Früchte, Nutzungen, Zinſen und 
Koſten bei der Wertberechnung zu berückſichtigen ſind, wenn 
ſie nicht als Nebenforderungen, ſondern ſelbſtändig geltend ge⸗ 
macht werden. So können auch die Prozeßkoſten zur Haußt⸗ 
ſache werden, wenn ſie nach erledigter Hauptſache (und nach 
Erledigung anderer Nebenforderungen wie Zinſen, RG. 39, 
386) geltend gemacht werden. Für dieſe Meinung hat ſich 
der 7. ZS. des RG. in den Entſcheidungen VII 365/1917 
(abgedr. WarnRſpr. 1921 Nr. 121) und VII 194/1922 ausge⸗ 
ſprochen, ohne daß allerdings die Entſcheidungen auf dem in 
Rede ſtehenden Satz beruhten. Andererſeits hat der erk. Sen. 
in III 67/1922 und III 194/1922 Zweifel an dieſer Mei⸗ 
nung geäußert, ohne ſich ausdrücklich mit ihr in Widerſpruch 
zu ſetzen. Dieſe Zweifel beruhten teils auf dem Geſichtspunkt 
der Entlaſtung, teils auf der Erwägung, daß die Anfechtung 
der Entſcheidung über den Koſtenpunkt unzuläſſig iſt, wenn 
nicht gegen die Entſcheidung in der Hauptſache ein Rechts⸗ 
mittel eingelegt wird, § 99 Abſ. 1 ZPO. Bei der jetzt ge⸗ 
botenen neuerlichen Prüfung der Frage glaubt der Senat die 
zuletzt angeführten Zweifelsgründe zurückſtellen, und der folge⸗ 
richtigen Durchführung des in 8 4 ZPO. enthaltenen Rechts⸗ 
gedankens den Vorzug geben zu ſollen. 
[Sch.] 


(U. v. 30. Sept. 1927; 30/27 III. — Breslau.) 

7. 8519 Abſ. 6 Satz 4 3 PO. Die Hemmung 
des Ablaufes der Begründungsfriſt kann regel- 
mäßig nur einmal erfolgen Eine Ausnahme iſt 
gegeben, wenn es ſich bei einem wiederholten 
Geſuch weniger um eine Erneuerung, als um 
eine Ergänzung des erſten Geſuches handelt.] f) 


(Beſchl. v. 29. Juni 1927; B 6/7 I. — e ö 
d. 
Abgedr. JW. 1927, 2463 u. 


Zu 7. Die Entſch. wiederholt den Gedanken, der dem Beſchl. des 
RG. (II. ZS.) v. 8. Jan. 1926 zugrunde liegt, dehnt ihn aber in 
einer Weiſe aus, die geeignet iſt, noch mehr Unſicherheit in die Be⸗ 
urteilung dieſes umſtrittenen Falles hineinzutragen: Während der IV. 3. 
des RG. durch Beſchl. v. 20. April 1925 (RG. 110, 402 — ZW. 
1925, 1374) dekretiert: „Die Hemmung der Friſt durch Einreichung 
eines Armenrechtsgeſuches kann nur einmal erfolgen“, vertritt 
der VI. ZS. des RG. im Beſchl. v. 22. Sept. 1925 den Standpunkt, 
von der Regel, daß die Hemmung der Friſt nur ein mal erfolgen 
kann, liege eine Ausnahme dann vor, „wenn ein vor Einlegung 
der Berufung angebrachtes Armenrechtsgeſuch mangels Nachweis 
der Armut zurückgewieſen worden war und das ſpäter nach Ein⸗ 
legung der Berufung und nach Friſtſetzung angebrachte Geſuch neue 
Tatſachen zwecks Nachweis der Armut geltend macht“. Der Beſchl. 
des RG. 2. 36. v. 8. Jan. 1926 weicht abermals ab, inſofern, als 
er den Zeitpunkt, wann neue Tatſachen zwecks Nachweis der 
Armut mit neuem Geſuch geltend gemacht werden — vor oder nach 
Einlegung der Berufung — als gleichgültig behandelt, anderer⸗ 
ſeits aber in ſolchen Fällen nicht eine Ausnahme von der Regel 
einmaliger Hemmung erblickt, ſondern im Wege der Konſtruktion 
oder Fiktion das neue Geſuch nur als „Ergänzung“ des früheren 
betrachtet. 

Die obige Entſch. aber geht noch einen Schritt weiter. Sie 
ſtellt die Frage, ob ein zweites, drittes Armenrechtsgeſuch nicht 
doch den Lauf der Friſt hemmt, auf die „Prüfung des Einzel⸗ 
falles“ ab und will nur dann die Hemmung der Friſt durch ein 
wiederholtes Armenrechtsgeſuch nicht gelten laſſen, wenn „die 
Wiederholung nicht ausreichend begründeter Geſuche nur erfolgt, 
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b) Straffacden. 


Berichtet von Justizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


* 8. [8 222 StG B. Einbau und Beziehenlaſſen 
einer baupolizeilich nicht genehmigten, feuer⸗ 
gefährlichen Wohnung als fahrläſſige Tötung 
der bei einem Brande dieſer Wohnung ums 
Leben gekommenen Perſonen. Unterbrechung 
des Kauſalzuſammenhanges. Die zur Annahme 
fahrläſſigen Handelns erforderliche Vorher⸗ 
ſehbarkeit des Erfolges verlangt nur, daß die 
unbekannten Einzelheiten des vorliegenden ur⸗ 
ſächlichen Verlaufs ſich innerhalb des Rahmens 
der gewöhnlichen Erfahrung halten.] 7) 

Die Annahme, daß die beiden Angekl. durch ihr Ver⸗ 
halten eine Urſache für den rechtswidrigen Erfolg geſetzt 
haben, iſt nicht zu beanſtanden. Nach der erkennbaren An⸗ 
ſicht der Sta. wäre die Familie M. durch den auf nicht auf⸗ 
geklärte Weiſe entſtandenen Brand des Lagerhauſes nicht zu 
Tode gekommen, wenn nicht der in dem Urteil näher ge⸗ 
ſchilderte bauliche Zuſtand des Gebäudes jede Möglichkeit der 
Rettung ausgeſchloſſen hätte. Das Verhalten der Angekl., 
nämlich der Einbau und das Beziehenlaſſen der Dachwohnung, 
die baupolizeilich nicht genehmigt war und wegen ihrer Feuer⸗ 
gefährlichkeit niemals hätte genehmigt werden können, kann 
hiernach nicht hinweggedacht werden, ohne daß dadurch der 
rechtswidrige Erfolg entfiele. Dieſes Verhalten der Angekl. 
iſt alſo als Urſache dieſes Erfolges i. S. der Rſpr. der StS. 
des NG. anzuſehen (RGSt. 54, 349; 56, 343, 348). Eine Ur⸗ 
ſache hört nicht deshalb auf, eine ſolche zu ſein, weil außer ihr 
noch andere Urſachen mehr oder weniger zur Herbeiführung 
des Erfolges beigetragen haben. Die Rev. behauptet eine ſog. 
Unterbrechung des Urſachenzuſammenhanges, weil durch Hand⸗ 
lungen zurechnungsfähiger Dritter Zwiſchenurſachen geſetzt 
worden ſeien, ohne die der rechtswidrige Erfolg nicht ein⸗ 
getreten wäre. Solche Handlungen erblickt ſie einmal in dem 
Verhalten der Familie M., die trotz der erkannten Gefahr auf 
eigenes Riſiko in dem gefährdeten Hauſe wohnen geblieben 
ſei, vor allem aber, da nach der Beweisannahme der SLR. 
die Entſtehung des Brandes durch eine fahrläſſige oder gar 
vorſätzliche Handlung eines Dritten nicht ausgeſchloſſen ſei, in 
der Brandſtiftungshandlung dieſes Dritten. Jedoch zu Un⸗ 
recht. Die Urſache, die die Angekl. für den Eintritt des rechts⸗ 
widrigen Erfolges geſetzt haben, beſtand in der Schaffung 
einer gefahrdrohenden Lage für die Bewohner des Dach⸗ 


um das Eintreten der Vorausſetzungen für eine Verwerfung der 
Berufung hinauszuſchieben“. 

Auf dieſe Weiſe iſt die urſprüngliche Regel, daß die Hemmung 
der Friſt durch Einreichung eines Armenrechtsgeſuches nur ein⸗ 
mal erfolgen könne, zur Ausnahme geworden: nur wenn das 
wiederholte Armenrechtsgeſuch unbegründet erſcheint und offenbar 
den Eintritt der Rechtskraft verſchleppen oder Spielraum für die 
Einzahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes ſchaffen ſoll, nur dann 
wird durch die Einreichung eines wiederholten Armenrechtsgeſuches 
die Friſt nicht gehemmt. Liegt ein ſolcher Fall aber nicht vor, ſo 
ſteht es nach der nunmehrigen 6 des RG. mit dem Zweck 
ber Beſtimmung des 8 519 Abſ. VI S. 4 ZPO. durchaus im Ein⸗ 
klang, auch einem wiederholten Armenrechtsgeſuch hemmende Wir⸗ 
kung beizulegen. Was bisher Ausnahme war, iſt jetzt die Regel. 

Dieſe direkte Umdrehung des reichsgerichtlichen Standpunktes 
in einem gewiß nicht bedeutungsloſen Punkt des Verfahrensrechtes 
beweiſt die totale Unzulänglichkeit der geſetzlichen Beſtimmung. 
Über die Frage, unter welchen Vorausſetzungen eine Prozeßpartei 
des Rechtes auf die Berufung verluſtig geht, müßte das Geſetz ſo 
unbedingt exakte Vorſchriften enthalten, daß ein ſolches Schwanken 
der oberſtrichterlichen Rſpr. von einem Pol zum anderen ausge⸗ 
ſchloſſen wäre. 

Immerhin iſt es erfreulich, daß das NG. die ſtrenge 
Richtung zugunſten einer großzügigeren Einſtellung aufgegeben hat. 
Die Beſtimmung, daß der Staat nur noch „gegen Vorſchuß“ Rechts⸗ 
a gewähren will, ſchlägt ſowieſo jeder edleren Auffaſſung vom 
„Gelbſtzweck des Rechtes“ und von den hohen Aufgaben des Staates 
ins Geſicht! 


Zu 8. Die Frage, ob Kauſalzuſammenhang mit einem Erfolg 
zuſtande gekommen iſt, wird in der vorl. Entſch. nach doppelter Rich⸗ 
tung bedeutſam: Es handelt ſich darum, inwieweit eigenes bewußtes 
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geſchoſſes, die im Falle der Entſtehung eines Brandes ihre 
Rettung aus Feuersgefahr ausſchloß. Durch den Brand 
allein, ohne Mitwirken der von den Angekl. geſetzten Urſache⸗ 
würde der Tod der Familie M. nicht herbeigeführt worden 
ſein. Dabei iſt es gleichgültig, auf welche Weiſe der Brand 
entſtanden ift, ob durch Zufall oder durch fahrläſſige oder gar 
vorſätzliche Brandſtiftung. Selbſt wenn der Brand vorſätzluß 
gelegt worden wäre, und ſelbſt wenn der Täter dabei, wofür 
das angefochtene Urteil übrigens nicht den geringſten Anhalt 
bietet, zugleich mit dem Vorſatz der Tötung von Menſchen 
gehandelt haben ſollte, würde der von den Angekl. in Gang 
geſetzte Urſachenverlauf durch dieſe vorſätzliche Handlung eines 
Dritten nicht unterbrochen worden fein. Denn auch in dieſem 
Falle wirkte die von den Angekl. geſetzte Urſache zu dem Ein! 
tritt des rechtswidrigen Erfolges, des Todes der Familie M., 
mit. Daß aber fahrläſſige Handlungen des Verletzten ſelbſt 
zur Unterbrechung des Urſachenzuſammenhanges niemals ge⸗ 
eignet ſind, mag es ſich um bewußte oder unbewußte Fahre 
läſſigkeit handeln, ſteht in der reichsgerichtlichen Rſpr. jet 
Wie das NG. wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. RSSt. 29, 
218, 219; 56, 343, 348), findet die Anwendung dieſes weit⸗ 
gehenden Urſachenbegriffs auf strafrechtliche Tatbeſtände ihre 
Ausgleichung gegen zu große Härte in dem ſubjektiven Er 
forderniſſe der Vorherſehbarkeit des Erfolges. Der von einem 
Angekl. mitverurſachte rechtswidrige Erfolg kann ihm als durch 
Fahrläſſigkeit verurſacht nur dann zugerechnet werden, wenn 
feſtſteht, daß er die Sorgfalt, zu der er nach den Umſtänden 
und nach ſeinen perſönlichen Kenntniſſen und Fähigkeiten ver“ 
pflichtet und imſtande war, außer acht gelaſſen und infolge 
deſſen entweder den Erfolg, den er bei Anwendung der pflicht⸗ 
mäßigen Sorgfalt hätte vorausſehen können, nicht vorher⸗ 
geſehen oder den Eintritt des Erfolges zwar für möglich 9 
halten, aber darauf vertraut hat, er werde nicht eintreten. 
Daß das den rechtswidrigen Erfolg verurſachende Verhalten 
eines Angekl. nach irgendeiner Richtung ſchuldhaft war, ins⸗ 
beſondere eine Übertretung einer Polizeivorſchriſt enthielt, ge⸗ 
nügt nicht. Es iſt vielmehr erforderlich, daß er bei Anwendung 
pflichtmäßiger Sorgfalt den eingetretenen Erfolg als mögliche 
Folge ſeines Verhaltens hätte vorausſehen können und von 
dieſem Geſichtspunkte aus ein anderes Verhalten hätte pe 
obachten ſollen. Für die Beurteilung der Vorherſehbarkeit } 
es dann von Bedeutung, wenn der eingetretene rechtswidrige 
Erfolg durch eine von einem Dritten geſetzte Zwiſchenurſache 
herbeigeführt worden iſt, für die der Angekl. nicht verantwort⸗ 
lich gemacht werden kann. Wäre der Erfolg ohne die Ver“ 
ſchuldung eines Dritten nicht eingetreten, und lag die Mog 
lichkeit eines ſolchen Zutritts ſo fern, daß dem Täter die 


or 
legenheit bietenden Erſthandelnden ausſchließt. Ferner fragt es ſich, 
ob Kauſalzuſammenhang für einen Erſttäter zuſtande kommt, wenn 
er den Erfolg durch einen vorſätzlich handelnden Dritten verana 
der ſich ohne Vorwiſſen des Erſthandelnden in den Dienſt des er 
folges ſtellt. Gewöhnlich wird in der Literatur u. Rſpr., ſoweit 17 
der v. Buriſchen Kauſaltheorie ſich angeſchloſſen hat, erklärt: das 
freie vorſätzliche Dazwiſchentreten eines Dritten, das auf den Erf 
gerichtet iſt, verhindert das Zuſtandekommen eines Urſachenzuſammen 
hangs zwiſchen dem Tun des Erſthandelnden und dem Erfolg (DU 
Beling, Grdz.s, 31; Lpz Komm., 90; v. Liszt, Lehrh.““, 129; 
Frank, St88.17,$TII2a[S.16]); IW.1920,922 LG. München!. 
Im Gegenſatz hierzu erklärt das vorl. Urt.: Wenn bei ei 
Brandunglück Menſchen umgekommen ſind und ihr Tod ohne fehler 
hafte Anlage des Baues nicht eingetreten wäre, ſo wird ein ſahrläſſig 
handelnder Bauherr oder Baumeiſter nicht von der Verantwortlichke 
wegen fahrläſſiger Tötung dadurch frei, daß der Brand von ein n 
Dritten vorſäßlich gelegt wird, der dabei mit Tötungsvorſaß handel, 
Dieſe Auffaſſung hätte zur Folge, daß derjenige, welcher einen 
Fallſchirm konſtruiert, deſſen nicht unbedingte Zuperläffigkeit ! 
und dem Piloten nicht unverborgen bleibt, wegen vorſäßlicher Tötun 
zu ſtrafen wäre, wenn der Pilot den Sprung gleichwohl wagen wi nA 
aber dabei tödlich abſtürzt. Sie hätte weiter zur Folge, da 1 
Beihilfe zum Selbſtmord als vorfäglihe Tötung zu ſtrafen wäre 
was faſt allgemein verneint wird. Und ſie hätte endlich zur 500 
daß der Büchſenmacher wegen fahrläſſiger Tötung zu ſtrafen wi 
der voraussehen müßte, daß ein von ihm verkaufter Revolver mut 
maßlich im Verlaufe ſeines Gebrauches durch den Kaufer nicht nur 
Notwehrhandlungen, ſondern gelegentlich auch zu einer vorſätzl 
Tötung Verwendung finden könne. > 
Weder mit der Auffaſſung der Literatur noch mit der Auffafſung 
des täglichen Lebens ſtimmt dieſes Ergebnis der reichsgerichtliche 


Riſiko des Verletzten die Verantwortung des ihm Anlaß oder 


* 
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Nichtberückſichtigung dieſer Möglichkeit nicht als Verſchulden 
angerechnet werden kann, dann könnte eine Verurſachung des 
Erfolgs durch Fahrläſſigkeit des Täters nicht angenommen 
werden. Denn der in der Rſpr. des RG. öfter ausgeſprochene 
Sat, daß es auf die Vorherſehbarkeit aller Einzelheiten des 
rſachenverlaufs nicht ankomme, ift an die Vorausſetzung ge⸗ 
bunden, daß ſich auch die unbekannten Einzelheiten des vor⸗ 
liegenden urſächlichen Verlaufs innerhalb des Rahmens der 
gewöhnlichen Erfahrung halten müſſen (vgl. außer den oben 
angeführten Entſcheidungen noch RGSt. 34, 91). Die Gründe 
es angefochtenen Urteils bieten keinen Anhalt für die An⸗ 
nahme, daß die StͤK. bei der Prüfung der Zurechenbarkeit 
des rechtswidrigen Erfolges zur Schuld der Angekl. dieſe 
rechtlichen Geſichtspunkte unberückſichtigt gelaſſen habe. Sie 
laſſen vielmehr erkennen, daß die StR. auf rechtlich einwand⸗ 
freier Grundlage zu der Überzeugung gelangt iſt, daß die 
Angekl. den konkreten Urſachenverkauf bei Anwendung der 
gebotenen und ihnen möglichen Aufmerkſamkeit vorherſehen 
konnten. Nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils 
mußten die Angekl. bei pflichtmäßiger Überlegung bei den 
ihnen bekannten beſonderen Zuſtänden an und in dem Neu⸗ 
bau ſich ſagen und damit rechnen, daß ein Brandausbruch 
aus dieſer oder jener Urſache ſehr leicht eintreten könne, daß 
insbe], auch die Möglichkeit einer fahrläſſigen oder vorſätz⸗ 
men Inbrandſetzung des Gebäudes keineswegs fern läge, 
die Zugänge zum Erdgeſchoß nicht verſchließbar und nicht 
bewacht waren und infolgedeſſen wiederholt unbefugte Per⸗ 
lonen eingedrungen waren, und daß im Falle eines Brandes 
infolge des baulichen Zuſtandes des Gebäudes und des Feh⸗ 
ens jeglicher Sicherheiksvorkehrungen die Bewohner der Dach⸗ 
wohnung ſich nicht würden retten können. Daß ein derartiges 
„ap von Vorherſehbarkeit von der StR. zur Annahme einer 
Fahrläſſigkeit für ausreichend erachtet worden iſt, iſt nicht zu 
beanftanden. Das Verſchulden der Angekl., das darin beſteht, 
daß fie die baupolizeilich nicht genehmigte und, wie ſie wußten, 
in hohem Maße feuergefährliche Dachwohnung trotz der von 
nen erkannten nahen Möglichkeit der Entſtehung eines Bran⸗ 
des von der Familie M. haben beziehen laſſen, wirkte ſo lange 
lort, als fie den gefahrdrohenden Zuſtand nicht beſeitigt hat⸗ 
. Sie können ſich alſo nicht damit entſchuldigen, daß dieſer 
Zuſtand urſprünglich nur als Proviſorium gedacht war, daß 
— 
Anſicht überein. Aber auch frühere Entſch. des RG. gehen nicht ſo 
weit. In RSt. 19, 145 iſt bemerkt, daß derjenige, welcher einen 
anderen vorſätzlich tödlich verwundet, nur einer verſuchten Tötung 
ſchuldig fein kann, wenn durch die folgende Tat eines (nicht in Mit⸗ 
zuterſchaft handelnden) Zweiten der Tod des Verwundeten beſchleu⸗ 
“gt worden iſt. Dieſe Entſch. ging in der umgekehrten Richtung 
zu weit. Denn bei fahrläſſigem Handeln des Zweittäters ſteht der 
Annahme, daß der Erſttäter die Tötung vollendet habe, nichts ent⸗ 
Begen. — In RGSSt. 38, 108 (111) wird eine eigene Handlung deſſen, 
ein Geſchäftsgeheimnis erfährt, verneint, wenn er es ſich dolos 
don einem nicht angeſtifteten, aber dolos handelnden Werkzeug mit⸗ 
tellen läßt. — In REES. 58, 368 wird ausgeführt, der urſächliche 
Zusammenhang werde dadurch nicht unterbrochen, daß dazwiſchen⸗ 
tretende Perſonen vorſätzlich auf den rechtswidrigen Erfolg hin⸗ 
Pirkten, ſofern dieſe Entwicklung der Sache für den fahrläſſigen 
äter bei pflichtmäßiger Sorgfalt vorausſehbar war. Der 
leztere Zuſatz iſt zwar eine Anleihe an die ältere adäquate Kauſal⸗ 
orie; aber er läßt immerhin die Möglichkeit offen, daß das Da⸗ 
zooiſchentreten eines vorſätzlich auf den Erfolg hinwirkenden Dritten 
ie. Kausalität des Erſthandelnden beſeitigt, dann nämlich, wenn 
vieſer eine Bedingung ſetzte, die für den Erfolg nicht generell be⸗ 
zünſtigend war („für den Täter nicht vorausſehbar war“). 

Die Auffaſſung des RG. deckt ſich auch nicht mit dem Sprach⸗ 
debrauch des Stch B., das denjenigen, welcher nur eine Bedingung 
afür ſetzt, daß ein Gefangener ſich ſelbſt befreien kann, nicht als 
efreier anſieht, ſondern nur als Gehilfen zu einer Selbſt⸗ 
efreiung (8120). Auch in § 121 11 wird es nicht als Befreiung be- 
ichnet, wenn jemand nur eine Bedingung zur Entweichung eines 
anderen ſetzt. 

Die Folgerung aus alledem ift: wer fahrläſſig eine Wohnung 
ſo baut, daß einem künftigen Brandſtifter erleichterte Gelegenheit 
geboten iſt, durch die Inbrandſetzung einen Mord zu begehen, hat 
7 Wahrheit nicht fahrläſſig getötet. Die Tatſache einer vorjüglichen 
tung brauchte der Erbauer bei der Ausführung feines Baues 
dicht in Rechnung zu ziehen. Geht man davon aus, daß mit dem 
Drödiſchentreten eines vorſätzlich auf den Erfolg hinwirkenden 
ha ten die Rechtsordnung (von ganz außergewöhnlich gelagerten Um⸗ 
künden, wie 8. B. Liegenlaſſen eines Revolvers in einer Verbrecher⸗ 
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ſie aber ſpäter nicht die Geldmittel zum vollſtändigen Aus⸗ 
bau des Gebäudes, insbeſ. zur Schaffung des Treppenhauſes, 
beſeſſen hätten. Weil die Angekl. ſelbſt pflichtwidrig gehandelt 
haben, können ſie ſich auch nicht darauf berufen, daß die 
Familie M. das „Riſiko“ des Wohnens in dem gefährdeten 
Hauſe übernommen hätte. Ein Fall der in RGSt. 57, 172 
behandelten Art liegt nicht vor. Der Hinweis der Rev. dar⸗ 
auf, daß ein Verſuch, die Familie M. ſpäter in einer anderen 
Wohnung unterzubringen, wegen des beſtehenden Wohnungs⸗ 
mangels mißlungen ſein würde, iſt ſchon deshalb belanglos, 
weil die Angekl. ſelbſt nicht einmal behauptet haben, einen 
ſolchen Verſuch gemacht zu haben. Daß die Nichtbeanſtandung 
der Wohnung durch die Ortspolizeibehörde die Schuld der 
Angekl. keinesfalls beſeitigen würde, iſt in dem angefochtenen 
Urteil mit zutreffender Begründung erörtert. Gegenüber dem 
Bemühen der Rev., die damaligen mißlichen Wohnungs⸗ 
verhältniſſe allein für den ſchweren Erfolg verantwortlich zu 
machen, ſei übrigens darauf hingewieſen, daß nach den Feſt⸗ 
ſtellungen der StK. bei Schaffung der Wohnung ihr gefahr⸗ 
drohender Zuſtand leicht dadurch hätte vermindert oder ganz 
vermieden werden können, daß ſie in eine der unteren Stock⸗ 
werke eingebaut worden wäre, daß aber die Angekl. dieſe 
Maßnahme lediglich aus geſchäftlichen Intereſſen unter Hint⸗ 
ae der Rückſicht auf fremde Menſchenleben unterlaſſen 
aben. 
(1. Sen. v. 14. Juni 1927; 1D 303/27.) A.] 


9. [s 21 KraftfahrzG. Vorausſetzungen, 
unter denen ein Kraftfahrer von der polizeilich 
vorgeſchriebenen Fahrtrichtung abweichen 
dar f.] 7) 

Der Angekl. wollte mit ſeinem Kraftwagen aus der 
Bahnhofſtraße durch die hierzu ſenkrecht laufende Viktoria⸗ 
ſtraße in die mit der Bahnhofſtraße annähernd gleichlaufende 
Halderſtraße einbiegen. Er mußte hierbei gemäß 821 Abſ. 1 
KraftfahrzG. v. 5. Dez. 1925 in weitem Bogen nach links 
fahren, alſo ſich ſtets an der rechten Seite der Straße halten. 
Der Unfall hat ſich aber nach den Feſtſtellungen nur etwa 
4m vor dem linken Rand der etwa 12 m breiten Fahrbahn, 
alſo ganz auf der linken Seite der Fahrbahn, ereignet. Hier⸗ 
aus ergibt ſich, daß der Angekl. von der oben erwähnten Vor⸗ 


kaſchemme, abgeſehen) nicht rechnet, ſo gilt dieſer Satz auch dann, 
wenn eine Fahrläſſigkeit Dritter zu einem vorſaͤtzlich geſtifteten 
Brande mit Todesfolge den Anlaß bot. 

Unhaltbar iſt auch die Anſicht, daß derjenige ſtets Urheber eines 
rechtswidrigen Erfolges werde, der dem nachher Verletzten, ſei es auch 
nur fahrläſſig, Gelegenheit biete, auf bewußtes eigenes 
Riſiko ſich in eine beſtimmte Gefahr zu begeben. Die 
Tragweite einer ſolchen Rſpr. wäre z. B. für Kraftwagenhalter und 
Pferdehalter, insbeſ. bei Hindernisrennen uſw., ſehr bedenklich. Richtig 
iſt nur, daß die Urheberſchaft des Erſthandelnden nicht ausgeſchloſſen 
wird, wenn der Zweithandelnde nur fahrläſſig in ſein vorausſehbares 
Unglück rennt. 

Von dieſem Standpunkte aus kann man im vorl. Falle aller⸗ 
dings mit größer Wahrſcheinlichkeit fagen, daß die Bewohner des ab⸗ 
gebrannten Hauſes ihr Leben nicht bewußt riskierten, daß fie alfo 
nur fahrläſſig wohnen blieben. Im Ergebnis iſt auch die Verurtei⸗ 
lung des Bauherrn, trotz Unbekanntſeins der Brandurſache, vom 
Standpunkt adäquater Verurſachung haltbar. Denn mit der Tatſache, 
daß der Kauſalzuſammenhang einer Kette von Bedingungen unter⸗ 
brochen worden ſei, rechnet man nach der Erfahrung nicht. Wenn 
alſo „nicht der geringſte Anhalt“ für eine vorſätzliche Brand⸗ 
ſtiftung beſteht, iſt die Annahme gerechtfertigt, daß die fahrläſſige Bau⸗ 
führung, d. h. eine conditio sine qua non der konkreten Tötung, 
Urſache geworden iſt. Man darf annehmen, daß der Richter nicht 
alle kauſalen Zwiſchenglieder zu einem Erfolge erkannt zu haben 
braucht, um Kauſalzuſammenhang annehmen zu können. 


Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


Zu 9. Die tatſächlichen Ausführungen des landgerichtlichen 
Urt. werden nicht näher wiedergegeben. Es iſt daher eine Gtel- 
lungnahme dazu nicht möglich, ob ſie wirklich an einer behebbaren 
Unklarheit litten und ob nach der Sachlage die Möglichkeit einer 
Verurteilung wegen fahrläffiger Tötung gegeben war, die das LG. 
überſehen hat. 

Die Rechtsanſicht des NG. über die von ihm unterſtellte Sach⸗ 
lage begegnet keinem weſentlichen Bedenken. Nach $ 21 1 BD. 
v. 5. Dez. 1925 hat „der Führer mit ſeinem Kraftfahrzeuge, ſo⸗ 
weit nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen, die rechte 
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ſchrift abgewichen, alſo regelwidrig gefahren iſt. Nun kann es 
allerdings dem Wagenführer im einzelnen Fall erlaubt, ja 
ſogar geboten ſein, von den polizeilichen Vorſchriften abzu⸗ 
weichen, wenn gerade die Einhaltung dieſer Vorſchriften zu 
einer Gefährdung des Verkehrs führen würde (RGSt. 59, 
342; vgl. auch RGSt. 20, 190). Dies kann namentlich dann 
in Betracht kommen, wenn von einer am Verkehr beteiligten 
Perſon die Fahrbahn trotz Warnungszeichen und trotz be⸗ 
ſtehender Möglichkeit nicht freigegeben wird. Es handelt ſich 
hierbei aber immer um einen durch die Erforderniſſe des 
Verkehrs bedingten Notbehelf. Dieſer iſt als Abweichung von 
der geſetzlichen Regel, mit der auch das Publikum im all⸗ 
gemeinen rechnet, mit beſonderen Gefahren verknüpft. Der 
Wagenführer iſt daher bei einer ſolchen Abweichung zur An⸗ 
wendung einer beſonders hohen Vorſicht verpflichtet; er muß 
ſich — unter Umſtänden durch Anwendung beſonderer Mittel 
— die zweifelsfreie Überzeugung verſchaffen, daß er 
ohne Gefährdung anderer Perſonen abweichen kann (ſo ſchon 
RG. v. 20. Mai 1924, I 4/24). Die Begründung des an⸗ 
gefochtenen Urteils läßt die Möglichkeit offen, daß die StR. 
dieſe Grundſätze nicht beachtet und daher rechtsirrig zu ge⸗ 
ringe Anforderungen an die Sorgfaltspflicht des Angekl. ge⸗ 
ſtellt hat. Dies gilt um ſo mehr, als die Urteilsgründe im 
unklaren laſſen, an welcher Stelle der Fahrbahn die die Vik⸗ 
toriaſtraße überquerenden Fußgänger auf das Hupenzeichen 
des Angekl. hin ſtehen geblieben ſind. Nach der Stelle, an der 
ſich der Unfall ereignet hat, müßte angenommen werden, daß 
die drei Perſonen den rechten Teil der Fahrbahn ſchon nahezu 
überſchritten hatten, da ſonſt die Verunglückte durch ihre vom 
Angekl. nicht vorausgeſehene plötzliche Vorwärtsbewegung 
nicht bis in die Nähe des linken Straßenrandes gekommen 
ſein könnte; wäre dies der Fall geweſen, dann hätte der An⸗ 
geklagte ohne Gefahr hinter ihnen vorbeifahren können. 
Waren fie aber, wie die StR. offenbar annimmt, noch auf 
dem rechten Teil der Fahrbahn ſtehen geblieben, und zwar 
derart, daß der Angekl. hinter ihnen ohne Gefahr nicht vor⸗ 
beifahren konnte, dann befanden ſie ſich nicht auf einem 
„ſicheren Standort“, wie die StK. annimmt, ſondern un⸗ 
mittelbar in der Fahrtrichtung des Angekl. Bei 
ſolcher Sachlage durfte der Angekl. aus dem Umſtand, daß ſie 
auf ſein Hupenzeichen hin zunächſt ſtehen blieben, nicht ohne 
weiteres damit rechnen, daß ſie ſtehen bleiben würden, bis er 
vor ihnen vorübergefahren ſei; denn die Erfahrung des täg⸗ 
lichen Lebens lehrt, daß ungewandte Perſonen oft auf ein 
Warnungszeichen hin ihre Schritte verzögern oder auch einen 
Augenblick ſtehenbleiben, um ſich zu vergewiſſern, woher ihnen 
Gefahr droht, dann aber auf Grund der Erkenntnis, daß ſie 
ſich in der Fahrtrichtung des Warnenden befinden und dieſem 


Seite des Weges einzuhalten und darf die linke Seite nur beim 
überholen oder... benützen“. Das NG. leitet daraus richtig ab, 
daß, wer regelwidrig fährt, deswegen noch nicht notwendig 
rechtswidrig fährt, aber doch zu geſteigerter Sorgfalt ver⸗ 
pflichtet it. Das NG. nimmt an, der Führer ſei regelwidrig (näm⸗ 
lich links) gefahren und vermißt einen überzeugenden Grund da⸗ 
für, daß er nicht rechtswidrig oder doch wenigſtens nicht ſchuldhaft 
gefahren iſt. Man wird zugeben, daß bei regelwidrigem Fahren 
ein rechtfertigender Grund hierfür vorliegen muß. Iſt das Vor⸗ 
liegen eines konkreten Rechtſertigungsgrundes im Einzelfall mög⸗ 
lich, aber nicht ſicher erwieſen, ſo kann allerdings eine Verurtei⸗ 
lung nicht erfolgen. Die Ausführungen des RG. müſſen daher wohl 
dahin verſtanden werden, daß es auf Grund der bisherigen Feſt⸗ 
ſtellungen nicht ſicher iſt, ob überhaupt ein rechtfertigender Um⸗ 
ſtand in Frage kommt. Liegt keiner vor, ſo fragt es ſich weiter, ob 
der Täter ohne Verſchulden annehmen konnte, er dürfe ſo, wie 
geſchehen, fahren (insbef. ohne Verminderung der Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit, ohne „energiſche“ Hupenzeichen). — Es erſcheink zutref⸗ 
fend, wenn das RG. für den Fall des regelwidrigen Linksfahrens 
zum Ausſchluß der Rechtswidrigkeit wie auch zum Ausſchluß der 
Verſchuldung bei beſtehender Rechtswidrigtzeit die Beobachtung 
einer verſchärften Sorgfaltspflicht fordert. Die 
Wendung, der ee müſſe ſich die „zweifelsfreie 
Überzeugung“ verſchaffen, daß er ohne Gefährdung an⸗ 
derer Perſonen abweichen kann, geht indeſſen in ihrer Faſſung zu 
weit. Denn es kann leicht eintreten, daß gerade zur Vermeidung 
einer ſonſt beſtehenden Gef ihrdung beſtimmter Perſonen von der 
Regel abgewichen wird und oaß dabei eine gewiſſe Gefährdung von 
Perſonen unvermeidlich iſt, welche dem regelwidrigen Wege nahe⸗ 
ſtehen. Es kann auf verkehrsreichen Straßen auch das plötzliche 
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die Fahrbahn freigeben müſſen, raſch nach rückwärts oder vor⸗ 
wärts auszuweichen ſuchen. Der Angekl. hätte daher vol 
allem — unter weiterer Verlangſamung der Fahrt, nötigen“ 
falls unter Anhalten — verſuchen müſſen, die drei Fußgänger 
durch weitere energiſche Hupenzeichen, unter Umſtänden auch 
durch Winken, zur Freigabe der von ihm vorſchriftsmäßig zu 
benützenden Fahrbahn zu veranlaſſen; er hätte erſt weiter⸗ 
fahren dürfen, nachdem ſie ſich aus ſeiner Fahrtrichtung ent 
fernt oder er die zweifelsfreie überzeugung erlangt hätte, daß 
ſie ihn vorbeifahren laſſen wollten. Unter Berückſichtigung 
dieſer Grundſätze iſt der Fall einer erneuten Prüfung zu 
unterziehen. 

(1. Sen. v. 5. April 1927; 1D 68/27.) A. 


gayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 
1. Strafgeſetzbuch. 


1. 88 315, 316 StB. Im einzelnen kann das Fahren 
auf den Gleiſen oder über die Gleiſe der Straßenbahn 
die Bereitung eines Hinderniſſes auf der Fahrbahn ſein.— 
Zum Begriffe des Wortes: „Transport“. — Der Führer 
eines Kraftwagens, auch ber eines Laſtwagens, muß ſein 
Augenmerk auch auf die hinter ſeinem Fahrzeug drohen? 
den Gefahrenquellen richten. f) \ 

Der Rev. ift zuzugeben, daß angeficht ber Tatſache, daß die 
Straßenbahnen im allgemeinen nicht eine beſondere Gleisanlage für 
ſich beſitzen, ſondern auf den gewöhnlichen, dem allgemeinen Ver 
kehr dienenden öffentlichen Straßen laufen, und in Anbetracht ber 
ganzen Einrichtung und Geſtaltung des Betriebes das Fahren an“ 
derer Fuhrwerke auf den in den Straßenkörper eingebetteten San” 
nen und über dieſe für gewöhnlich nicht die Bereitung eine 
Hinderniſſes i. S. der ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen darſtellt. G 
bildet auch nicht die Regel, daß für eine ſtädtiſche Straßenbahn 
anlage das überqueren der Gleiſe an beſtimmten Stellen oder zu 
beſtimmten Zeiten verboten iſt. Trotzdem kann im einzelnen Fal 
das Fahren mit einem anderen Fahrzeug auf den Gleiſen ober 
über dieſe die Bereitung eines Hinderniſſes auf der Fahrbahn jeit- 
Eine ſolche ift in dem Vorgang zu erblicken, wenn er geeignet N 
die ordnungsmäßige Abwicklung des Betriebes zu verhindern ode 
zu verzögern. Iſt tatſächlich ausnahmsweiſe das Überqueren der 
Schienen an beſtimmten Stellen oder zu beſtimmten Zeiten unter 
ſagt, ſo iſt das Verbot im Intereſſe der Betriebs⸗ und Verkehrs 
ſicherheit erlaſſen, und ſeine Nichtbeachtung muß als ein Betriebs 
hindernis erachtet werden, da der Betrieb mit dieſer Störung niche 
rechnet und auf ſie nicht eingeſtellt und vorbereitet iſt. Aber auch 
in anderen Fällen, in denen das Befahren oder Überqueren 
Schienen nicht gegen eine ausdrückliche Vorſchrift verſtößt, iſt darin 


Anhalten für nachfahrende Fahrzeuge und Radfahrer eine Gefahr 
bedeuten. Es wird daher das Verſchulden ſchon dann ausgeſchloſſen 
ſein, wenn der Wagenführer zu der Überzeugung begründeten de 
laß hatte, daß er durch ein Abweichen von der Regel beſtehen 
Gefahren vermindere und daß er auf der regelwidrigen Fahrba - 
eine Verletzung fremder Rechtsgüter ficher vermeiden 9 — 
eine ohnedies bevorſtehende Verletzung in geringerem Maße ie 
wirken werde. Das bloße Gefährdungsbewußtſein hebt danach 3. 
Schuldloſigkeit nicht unter allen Umſtanden auf. Dies gilt in recht 
ähnlicher Weiſe auch bei anderen, möglicherweiſe erlaubten Rech 5 
gütergefährdungen: ein ſeiner Sache ſicherer Segler oder Rude. 
kann möglicherweiſe mit einem Fahrgaſt etwas unternehmen, 1 Mi 
in den Augen ber Geſamtheit als Gefährdung erſcheint. Ein * 
darf bei Beſtehen der ſonſtigen Vorausſetzungen für einen arzrlichen 
Eingriff operieren, ſofern die Vornahme des Eingriffs eine ohn 
dies vorhandene Gefahr vermindert. 

Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


Zu 1. Der Entſch. muß beigetreten werden. Die 88 315 


Std. bedrohen mit Strafe, wer auf der Fahrbahn einer he 


bahnanlage Hinderniſſe bereitet, die den Transport in Gel te 
ſetzen. Das unvermittelte, durch Warnungszeichen nicht angekündahn 
Überqueren der Gleiſe einer Straßenbahn, unmittelbar vor eine 
herannahenden Straßenbahnwagen, kann ſicherlich eine Hindern 5 
bereitung i. S. der genannten Beſtimmungen darſtellen. Daß n 
durch der Transport gefährdet werden kann, iſt ebenfalls nich 927 
beſtreiten. Auch die weitere Erwägung iſt zutreffend, daß u 
Führer des Laſtkraftwagens ſich vor Überquerung der Schienen die 
vergewiſſern hat, ob eine Straßenbahn herannaht, die ihm 
Überquerung verbietet. RA. Dr. Martin Jjaac, Berlin. 


. 
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die Bereitung eines Hinderniſſes dann zu finden, wenn es gegen 
die allgemeinen Verkehrsvorſchriften und regeln und unter Nicht⸗ 
beachtung der allgemein gebotenen Sorgfaltspflicht geſchieht und 
nach der Art und Weiſe ſeiner Ausführung den Betrieb gefährdet 
oder für ihn wenigſtens eine Hemmung oder Verzögerung bedeutet. 
Daß das Überqueren der Gleiſe unmittelbar vor einem daher⸗ 
ommenden Straßenbahnwagen, wenn es noch dazu unvermittelt 
und ohne jede Warnung des Straßenbahnführers erfolgt, dem Be⸗ 
trieb rein gegenſtändlich ein Hindernis bereitet, kann nicht be⸗ 
zweifelt werden. 

Angekl. hat durch die Bereitung des Hinderniſſes den Trans⸗ 
port auf der Eiſenbahn in Gefahr geſetzt, indem er für ihn die 
Wahrſcheinlichkeit eines Schadens herbeigeführt hat. Der Ausdruck 
„Transport“ bezeichnet nach h. M. zweierlei. Er kann ſich ſowohl 
auf einen beſtimmten Fall der Beförderung von Perſonen oder 
Gütern, als auch auf die Beförderung von Perſonen oder 
Gütern im allgemeinen beziehen. Im erſteren Zuſammenhange be⸗ 
zeichnet er die Zug⸗ oder Beförderungsmittel und die Beförderungs⸗ 
gegenſtände, und eine Gefährdung des Transportes liegt vor, wenn 
für beſtimmte ſolche Gegenſtände die Wahrſcheinlichkeit einer Be⸗ 
ſchädigung geſchaffen wird, im letzteren Zuſammenhange iſt er gleich⸗ 
bedeutend mit dem Ausdruck „Betrieb“, und eine Transport⸗ 
gefährdung liegt vor, wenn der Straßenbahnbetrieb im ganzen in 
Gefahr geſetzt wird. Der Erſtrichter hat feſtgeſtellt, daß der in 
Frage ſtehende Straßenbahnwagen, wenn auch in geringem Maße, 
beſchädigt und daß ſeine Weiterfahrt unterbrochen wurde, ferner 
daß die Wahrſcheinlichkeit einer Verletzung oder gar Tötung von 
Menſchen geſchaffen wurde. Danach iſt die Gefährdung eines Trans⸗ 
portes nach mehrfacher Richtung gegeben. 

Angekl. hat nach den getroffenen Feſtſtellungen nicht allein im 
allgemeinen die durch die Verkehrsſitke gebotene Vorſicht außer 
acht gelaſſen, ſondern auch noch durch Verletzung einzelner eine 
beſtimmte Vorſicht gebietender Rechtsſätze beſondere Pflichtwidrig⸗ 
keiten begangen: 

1. Er hat die von dem Straßenbahnführer gegebenen War⸗ 
nungszeichen nicht beachtet. 

2. Er hat die Schienen überquert, bevor er ſich überzeugte, 
ob nicht ein Straßenbahnwagen in der Nähe ſei, und hat es unter⸗ 
laſſen, ſelbſt durch Hupenſignale und irgendein anderes Zeichen die 
beabſichtigte Abweichung von ſeiner bisherigen Fahrtrichtung kund⸗ 
zugeben. Zu Unrecht wendet die Rev. ein, es könne dem Führer 
eines Laſtkraftwagens nicht zugemutet werden, ſich bei einer Über⸗ 
querung der Straße erſt zu vergewiſſern, ob nicht hinter ihm ein 
Fahr eug komme, das ihm die Überquerung verbiete. Daß dieſe 

erpflichtung für den Führer eines Laſtkraftwagens tatſächlich beſteht, 
geht ſchon aus der Anordnung des $ 4 Abſ. 8 VerkVO. hervor, 
daß Laſtkraftwagen an der linken Seite mit einem Spiegel‘ ver- 
ſehen ſein müſſen, der dem Führer die Beobachtung der Fahrbahn 
nach rückwärts ermöglicht. Gerade der Führer des langſamer fah⸗ 
tenden Laſtwagens muß in jedem Augenblick damit rechnen, daß 
in der Lenker eines ſchneller fahrenden Fuhrwerks überholen will. 
er muß erſt recht an dieſe Möglichkeit denken, wenn er am Gleiſe 
einer elektriſchen Straßenbahn entlang fährt, und es ift eine grobe 
Vernachläſſigung feiner Sorgfaltspflicht, wenn er, ohne ſich zu über⸗ 
zeugen, ob er dies gefahrlos tun könne, plötzlich auf bie Schienen 
einbiegt. Der Führer eines Kraftwagens muß, wie in ſtändiger 
Aſpr. (vgl. RGSSt. 59, 317) verlangt wird, ſein Augenmerk auf 
alle in Betracht kommenden Gefahrenquellen, alſo auch auf die 
inter ſeinem Fahrzeug drohenden, richten. War der Rückſpiegel des 
zungekl. fo ſachwidrig angebracht, daß er dieſem die Beobachtung 
der Fahrbahn nach rückwärts nicht ermöglichte, ſo mußte ſich der 
ÄngeR!. in anderer Weiſe davon unterrichten, ob er die Schienen 
gefahrlos überqueren könne. 

Angekl. wäre auch verpflichtet geweſen, Warnungszeichen mit 
der Hupe zu geben und ſeine Abſicht des Verlaſſens der bisher ver⸗ 
folgten Fahrtrichtung durch wagrechtes Halten des Armes oder an⸗ 
ere Zeichen rechtzeitig zu erkennen zu geben. Erſtere Verpflichtung 
war nach § 19 Abſ. 1 VerkVdO. begründet, letztere beſtand nach 
1 e VerkO. i. d. Faſſ. der VO. v. 28. Juli 1926, die, ver⸗ 
öffentlicht in der Ausgabe des Rl. v. Aug, 1926, gem. § 2 des 

\ b. 13. Okt. 1923 über die Verkündung von Rechts VO. (RG Bl. 
950) am Tage der Tat (10. Aug. 1926) bereits in Kraft war. 
ſich Die Takſache, daß ein Straßenbahnführer, der freie Bahn vor 
ur hat, feinen Wagen an manchen Stellen etwas ſchneller laufen 

bt, als nach ſeinen Vorſchriften zuläſſig iſt, weil er möglicher⸗ 

ie anderweitige Verzögerungen einzubringen hat, liegt keines⸗ 
°03 außerhalb des Rahmens der täglichen Erfahrung, ſo daß An⸗ 
gell damit hätte rechnen müſſen. 

(BayObsch., Ste., Urt. v. 11. Jan. 1927, RevReg. I Nr. 661/27.) 

* 


8 2. 8 360 Ziff. 11 StGB.; § 19 KraftfahrzVerk VO. 
A bem rückſichtsloſen Fahren eines Kraftfahrzeugführers 


ſchmutziger Straße, durch das andere Verkehrsteil⸗ 


ſohmer mit Schmutz beſpritzt werden oder auch nur be⸗ 
Prigt werden können, kann der Tatbeſtand des groben 
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Unfugs erblickt werden (f. Urt. v. 26. Jan. 1926, RevReg. 
Nr. 692/25; Urt. v. 18. Mai 1926, RevReg. 1 Nr. 160/26: JW. 
1926, 1995; Urt. v. 21. Mai 1926, RevReg. Nr. 227/26 Bang. 
1926, 250, IW. 1926, 2750 und Rev Reg. I Nr. 530/26). Die 
Beläſtigung eines Einzelnen, der nur kraft ſeiner Zu⸗ 
gehörigkeit zur Allgemeinheit beläſtigt wird, iſt eine 
Beläſtigung der Allgemeinheit ſelbſt. — Für die An wend⸗ 
barkeit des 519 KraftfahrzVerkVo. iſt nicht Vorausſetzung, 
daß die Sicherheit des Verkehrs durch Gefahr für Leib 
und Leben in Betracht kommt ober daß ein lebhafter Ver⸗ 
kehr herrſcht. Von der Abgabe von Warnungszeichen iſt 
der Fahrer nur dann befreit, wenn er beſtimmte und ver- 
läſſige Anhaltspunkte dafür hat, daß die zu warnenden 
Perſonen von der Annäherung des Wagens Kenntnis 
haben. f) 

8 360 Nr. 11 StGB. verlangt von jedem Teilnehmer am 
öffentlichen Verkehr die durch die Verkehrsſitte gebotene gegen⸗ 
feitige Rückſichtnahme. Dieſe muß auch vom Führer des Kraft⸗ 
fahrzeugs gefordert werden. Ein Zuwiderhandeln gegen den 8 360 
Nr. 11 iſt dann gegeben, wenn die Spritzwirkung eines Kraft⸗ 
wagens eine gröbliche Beläſtigung des Publikums darſtellt und 
über das Maß des unvermeidbaren und von der Allgemeinheit 
billigerweiſe zu ertragenden Einwirkung in erheblichem Maße hin⸗ 
ausgeht. Der Erſtrichter dürfte ſich hiernach nicht mit der Er⸗ 
wägung begnügen, daß bei einer vom Regen aufgeweichten Straße 
Kraftfahrzeuge, insbeſ. infolge ihres erheblichen Gewichts Laftkraft- 
fahrzeuge, auch bei mäßiger Fahrt den Straßenkot aufwühlen und 
ſeitwärts ſpritzen und daß das Publikum auch in den Straßen der 
Stadt dieſe Gefahr hinnehmen muß. Er hatte vielmehr prüfen 
müſſen, ob die Beläſtigung durch die Schmutzwirkung nicht über das 
notwendige, mit dem Kraftwagenverkehr verbundene und unver⸗ 
meidbare Maß hinausgegangen iſt. 

Wenn man mit den Erfahrungen des täglichen Lebens rechnet, 
möchte man annehmen, daß durch eine entſprechend langſamere und 
rückſichtsvollere Fahrt eine ſo ſtarke Beſudelung eines anderen Ver⸗ 
kehrsteilnehmers, wie ſie hier eingetreten iſt, recht wohl ver⸗ 
mieden werden kann. 

Der Erſtrichter irrt aber auch mit der Ausführung, daß das 
Verhalten des Angekl. nicht geeignet geweſen fei, die Allgemeinheit 
zu beläſtigen, weil außer den von der Tat betroffenen Zeugen wei⸗ 
tere Perſonen ſich nicht in unmittelbarer Nähe befunden hätten. 

Ein gegen eine beſtimmte einzelne Perſon wegen ihrer Per⸗ 
ſönlichkeit gerichteter Angriff iſt freilich an ſich kein grober Unfug 
i. S. des § 360 Nr. 11 StcB. Er wird es erſt dadurch, daß er ge⸗ 
eignet iſt, unmittelbar auch die Allgemeinheit in einer Art in Mit⸗ 
leidenſchaft zu ziehen, daß ſie beläſtigt wird. Allein um einen 
ſolchen gegen eine beſtimmte Einzelperſönlichkeit gerichteten An⸗ 
griff handelt es ſich hier nicht. Der Zeuge V. ſtand dem Angekl. 
lediglich als Teilnehmer am allgemeinen Verkehr gegenüber und iſt 
in dieſer Eigenſchaft durch die Unfughandlung des Angehl. verletzt 
worden, Eine ſolche Beläſtigung eines einzelnen, der nur kraft 
ſeiner Zugehörigkeit zur Allgemeinheit, als deren Repräſentant er 
erſcheint, beläſtigt wird, iſt eine Beläſtigung der Allgemeinheit ſelbſt, 
gleichviel, ob ſie von weiteren Verkehrsteilnehmern wahrgenommen 
worden iſt oder wahrgenommen werden konnte oder nicht (vgl. das 
Urt. v. 21. Mai 1926, Nevfteg. I Nr. 227/26). 

Die Ausführungen des Erſtrichters, daß der Angekl. damit 
rechnen konnte, daß er „anſtandslos“ an den beiden Fußgängern 
vorbeikomme, weiſt im Zuſammenhalte mit der Bemerkung, daß 
die beiden Zeugen ſelbſt einräumen mußten, vom Angekl. nicht 
„gefährdet worden zu ſein“, auf eine falſche Auffaſſung des Be⸗ 
griffs der „Sicherheit des Verkehrs“ hin. 


Zu 2. Die hier vertretene Anſicht iſt nicht neu, aber m. E. 
mindeſtens in dieſer Allgemeinheit nicht richtig. Die Anwendung 
des § 360 Ziff. 11 StGB. erſcheint im vorliegenden Falle unzu⸗ 
läſſig. Soweit durch den Verkehr mit Kraftfahrzeugen Schäden 
angerichtet werden oder die öffentliche Ordnung geſtört wird, kom⸗ 
men zunächſt die Snezialvorſchriften der KraftfahrzVO. in Betracht. 
917 Abf. 1 ſchreibt vor, daß der Führer zur gehörigen Vor⸗ 
ſicht in Leitung und Bedienung ſeines Fahrzeugs verpflichtet iſt; 
Abſ. 2 zählt — nicht etwa erſchöpfend, wie das Wort „ins⸗ 
beſondere“ beweiſt, — einzelne Beläſtigungen auf, für die der 
Führer verantwortlich iſt. Beläſtigungen anderer Verkehrbeteiligter 
durch Beſchmutzung ſeitens vorbeifahrender Automobile können 
unter 8 17 fallen. Außerdem fordert 8 18 Abſ. 1, daß die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit ſo eingerichtet werde, daß der Führer in der Lage 
bleibt, ſeinen Verpflichtungen Genüge zu leiſten. Zu den Pllich⸗ 
ten des Führers gehört auch die Verpflichtung, Sachbeſchädigungen, 
die durch das Auswerfen von Schmutz durch das fahrende Kraft⸗ 
fahrzeug entſtehen, inſoweit zu verhindern, als dies ohne Beein⸗ 
trächtigung des an ſich erlaubten Kraftfahrzeugverkehrs möglich iſt. 
Da das Aufwerfen von Schmutz durch fahrende Kraftfahrzeuge 
auf ſchmutzigen Chauſſeen unvermeidlich iſt, das Fahren mit Kraft⸗ 
fahrzeugen auf ſchmutzigen Wegen aber nicht verboten iſt, iſt der 
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Der Erſtrichter nimmt danach anſcheinend an, daß nur dann 
die „Sicherheit des Verkehrs“ die Abgabe von Warnungszeichen 
notwendig mache, wenn Gefahren für Leib und Leben in Betracht 
kommen. Demgegenüber muß betont werden, daß auch da, wo es 
ſich um Verletzung anderer Rechtsgüter, wie z. B. des Eigentums, 
handelt oder eine ſolche zu befürchten iſt, die „Sicherheit des Ver⸗ 
Rehrs“ i. S. des § 19 a. a. O. in Frage ſteht. Auch die Gefahr, 
daß andere Verkehrsteilnehmer durch die Schleuderwirkung des 
Kraftfahrzeugs bei ſchmutiger Straße beſudelt werden, kann die 
Pflicht des Kraftfahrzeugführers begründen, auf die Annäherung 
ſeines Fahrzeugs durch Zeichen aufmerkſam zu machen. Dem Führer 
eines Kraftfahrzeugs wird damit keineswegs zuviel an Rückſicht⸗ 
nahme auf das Publikum zugemutet und nichts angeſonnen, was 
er nicht ohne unbillige Belaſtung leiſten könnte. 

Auch die Erwägung des Erſtrichters, daß ein „lebhafter Ver⸗ 
kehr“ auf der in Frage ſtehenden Straße nicht herrſchte, iſt ver⸗ 
fehlt, denn ein „lebhafter Verkehr“ iſt für die Anwendung des 
819 a. a. O. keine Vorausſetzung. Auch it, nicht notwendig, daß 
die Fahrbahn durch andere Wegbenützer eingeengt iſt. Die Er⸗ 
wägung des Angekl., daß die Zeugen ſeinen Wagen wegen des 
ſtarken Geräuſches, das der Laſtkraftwagen verurſacht, gehört haben 
müßten, iſt nicht durchſchlagend. Das Geſetz kennt für Laſtkraft⸗ 
wagen keine Ausnahme von der Warnungspflicht. Die bloße Mög⸗ 
lichkeit und die einfache ſubjektive Annahme des Kraftfahrzeug⸗ 
führers, daß die Paſſanten das Herannahen des Wagens am Ge⸗ 
räuſche merken konnten, entbindet den Fahrer nicht von ſeiner 
Pflicht, gem. § 19 a. a. O. rechtzeitig deutlich hörbare Warnungs⸗ 
zeichen zu geben. Er iſt dieſer Notwendigkeit, wenn die Sicherheit 
des Verkehrs an ſich die Abgabe von Zeichen erfordert, nur 
dann enthoben, wenn er im einzelnen Falle, namentlich aus dem 
Verhalten der beteiligten Wegteilnehmer, bejtimmte und verläſſige 
Anhaltspunkte dafür hat, daß die zu warnenden Perſonen von der 
Annäherung feines Wagens ſchon Kenntnis haben. 

(Bayobs G., StS., Urt. v. 18. Mai 1927, RevReg. I Nr. 171/27.) 


2. Kraftfahrzeugrecht. 


3. Zum Begriffe der Kraftfahrlinie nach dem RG. 
v. 25. Aug. 1925 über Kraftfahrlinien. f) 


Der Begriff der Kraftfahrlinie iſt nahe verwandt mit dem der 
Schiffahrtslinie, deren Weſen in der örtlichen und zeitlichen Regel⸗ 
mäßigkeit einer Schiffsverbindung beruht, d. h. Anfangs⸗ und End⸗ 
ſtation ſtehen im voraus feſt, und zwiſchen dieſen erfolgen die Fahr⸗ 
ten mit einer gewiſſen Häufigkeit und Regelmäßigkeit. 


Führer nicht ohne weiteres für jede Beſchmutzung verantwortlich, 
die durch das Befahren ſchmutziger Wege an Perſonen oder Sachen 
entſteht. Im Ergebnis wird man der herrſchenden Meinung (vgl. 
Fr. Müller, Automobil. 2. Aufl. 1927 ©. 547) darin beitreten, 
daß rechtswidrig und ſtrafbar nur eine ſolche Beläſtigung der 
Offentlichkeit durch das Spritzen von Schmutz iſt, die über das un⸗ 
vermeidliche Maß ganz erheblich hinausgeht. Liegt aber eine 
ſolche Beläſtigung vor, ſo iſt die begangene Handlung nicht, wie das 
Gericht mit der herrſchenden Meinung annimmt, grober Unfug, 
ſondern fällt unter die Spezialvorſchriften der SS 17 Abſ. 1, 18 
Abſ. 1 A Mit grobem Umfug kann in derartigen 
anch lediglich Geſetzeskonkurrenz beſtehen; dagegen iſt bei vor⸗ 
ätzlichem Handeln Idealkonkurrenz mit Sachbeſchädigung ($ 303 
StGB.) möglich. 

Nicht ganz ſcharf iſt ferner die Begriffsbeſtimmung der Sicher⸗ 
heit des Verkehrs. Es handelt ſich dabei darum, daß der Verkehr 
als ſolcher ſich ſicher abſpielt, alſo nicht geſtört wird; die Rechts⸗ 
güter der Verkehrsbeteiligten ſind erſt mittelbar dadurch geſchützt, 
daß im Falle ihrer Gefährdung in der Tat von einem „ſicheren“ 
Verkehr nicht geſprochen werden kann. Im Ergebnis kommt das 
freilich in der Regel auf dasſelbe hinaus. 

Priv Doz. Dr. Hans Peters, Breslan. 


Zu 3. 81 Kraftfahrliniend. v. 25. Aug. 1925 (RG Bl. I, 319) 
hat die wenig glückliche Faſſung der VO. betr. Kraftfahrzeuglinien v. 
24. Aug. 1919 (RGBl. S. 97) übernommen und ſpricht von der Be⸗ 
förderung von Perſonen oder Sachen mit Kraftfahrzeugen auf be⸗ 
ſtimmten Strecken gegen Eutgelt (Unternehmer von Kraftfahrlinien). 
Unter einer „Strecke“ verſteht der Sprachgebrauch eine beſtimmte 
Verbindung zwiſchen zwei Punkten. Nach der Verkehrsanſchauung 
kann es keinem Zweiſel unterliegen, daß die Strecke von Frankfurt 
a. M. nach Berlin über Kaſſel verſchieden iſt von der Strecke Frank⸗ 
furt a. M. nach Berlin über Bebra. Die Entſch. des BayObLG. 
widerſpricht daher dem Wortlaut des Geſ. Auf der anderen Seite iſt 
zu berückſichtigen, daß der Geſetzgeber es ſicherlich Unternehmern nicht 
ermöglichen wollte, die Genehmigungspflicht durch Abweichungen in 
der zwiſchen zwei beſtimmten Punkten durchfahrenen Strecke zu um⸗ 
gehen. Dieſer praktiſche Geſichtspunkt erſcheint mir ausſchlaggebend. 
Ich nehme mit dem Vaydb s. an, daß hier weniger auf den Wort⸗ 


Der Betrieb einer Kraftfahrlinie erfordert Beförderung ‚auf 
beſtimmten Strecken“. Dieſes Begriffsmerkmal wird als gegeben 
zu erachten ſein, auch wenn nur der Ausgangspunkt der leer 
fahrenden und der Endpunkt der beladen zurückkehrenden Kraftfahr⸗ 
zeuge immer derſelbe, während das Ziel für die Hinfahrt und der 
Abgangsort für die Rückfahrt nicht immer die gleiche, ſondern ba 
dieſe, bald jene Ortſchaft war, und außerdem war der Weg, der au 
der Hin⸗ und Rückfahrt eingeſchlagen wurde, für die Unternehmerin 
ohne weſentlichen Belang, und für den Beſteller der Beförderung? 
fahrt nur inſofern von Bedeutung, als von feiner größeren ob 
geringeren Länge möglicherweiſe die Höhe der Beförderungskoſten 
abhing. Allein dem Erfordernis der Beſtimmtheit der beiden Ber 
bindungspunkte wird wohl dadurch genügt fein, daß es ſich immer 
um Fahrten zwiſchen räumlich eng begrenzten Gebieten handelte, u 
auf die Einhaltung eines beſtimmten Verbindungsweges mit oder 
ohne Einſchaltung von Zwiſchenhalteſtellen kommt es überha 
nicht an. 

Das Erfordernis der zeitlichen 
beſtrittene Frage, ob begrifflich zur Kraftfahrlinie ein Fahrplan ge 
hört. Der erk. Sen. hält an ſeiner, bereits in früheren Ent 
(Urt. v. 16. Dez. 1925, Samml. 25, 243: Urt. v. 8. Jan. 1926, Rev 
Reg. 1643/25, JurR. 1926 Nr. 901 JW. 1927, 801) niedergelegten 
Anſchauung feſt, daß die Aufſtellung eines Fahrplanes mit Bindung 
an vorher feſtgelegte Abfahrts⸗ und Ankunftszeiten nicht notwendißz, 
ſondern daß eine allgemeine Häufigkeit und gewiſſe Regelmäßigben 
der Fahrten genügend iſt. 

Daß die Eiltransport AktG. über 
bezirks hinaus die Beförderung von Sachen „gegen Entgelt“ be 
trieben hat, unterliegt keinem Zweifel. Die ihre Beförberungselit® 
richtungen benützenden Perſonen hatten Gebühren nach einem per 
geſetzten Tarif zu entrichten. 

Es ſind ſchon einzelne Merkmale der Kraftfahrlinie als ge 
geben anzuſehen, aber andere fehlen. 

Der Betrieb einer Kraftfahrlinie iſt ein Unternehmen des 
öffentlichen Verkehrs, wenn dies auch im Geſetz nicht ausdrücklich 
betont it (Müller, Automobil. S. 631; Stenglein, 
Strafr. Nebengeſ., 5. Aufl. S. 331). Es muß der Allgemeinheit eine 
regelmäßige Beförderungsmöglichkeit nach oder von einem beſtimm 
ten Ort oder einem beſtimmten Gebiete zuganglich gemacht und gr 
boten werden. Damit iſt freilich nicht ausgeſchloſſen, daß gewiſſe 
allgemeine Zulaſſungsbeſchränkungen aufgeſtellt und gewiſſe ? 
dingungen feſtgeſetzt werden, von deren Erfüllung die Benützung 
Beförderungsgelegenheit abhängig gemacht wird. Die Eiltransport 
Akt g. hat nur mit ihren Mitgliedern, den Aktionären, Beforderungs⸗ 
verträge abgeſchloſſen. Sie hat ſonach zwar nicht ihre eigenen War 


laut, als auf den Sinn des Geſ. zu achten iſt (a. M. Müller“ 
S. 717f.; Schumacher: DRZ. 1927, 386). 

Auch bez. des Erforderniſſes eines Fahrplanes ſtimme ich dem 
Baydb eG. zu. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb es nicht beſpi 
weiſe genügen ſoll, wenn die Kraftlinie fünfmal täglich nach Vena 
fährt (vgl. auch Bay Ob ch. v. 8. Jan. 1926: JW. 1927, 801; a. M. 
auch hier Müller S. 716; wie hier Lechner S. 435). g 

Die weſentlichſte hier zur Entich. ſtehende Frage war ſchließlich 
die, ob 81 Kraftfahrlinienß. vorausſetzt, daß die entgeltliche O 
förderung ſich auf einen unbeſtimmten Perſonenkreis erſtreckt, ei 
art, daß der Allgemeinheit eine regelmäßige Beförderungsmöglichk r 
geboten wird. Der Wortlaut des Gej. gibt keinen unmittelbaren Au 
halt für die Beantwortung dieſer Frage. Auch hier ſcheint mir die 
Entſch. des Bay Obs. zutreffend. Sie wird dem Sinn des Geſ. 
gerecht. Dem öffentlichen Verkehr dient danach ein Unter 
nehmen, wenn ſeine Benutzung jedem offenſteht, der nach der; 
ſtimmung des Unternehmens davon Gebrauch machen will. Der 77, 
griff iſt daher nicht gegeben, wenn im Rahmen eines privatwirtſchaf 
lichen Betriebes Güter ſtatt mit der Bahn mit Kraftwagen bejdt lle 
werden, wenn eine Fabrik ihre Arbeiter von und zu der Arbeiteſtel 
bringen läßt, wenn ein Hotel ſeine Gaſte durch einen Auton® 9 
omnibus regelmäßig von dem weit entlegenen Bahnhof abholt un, 
zurückbringt. Dagegen nehme ich an, daß das Merkmal der Oſſen 
lichkeit des Verkehrs gegeben iſt, wenn ein Verein, der zur Bequ 
lichkeit ſeiner Mitglieder eine regelmäßige Kraftfahrzeugverbind 00 
zwiſchen zwei Punkten geſchaffen hat, außer feinen Mitgliedern az 
einem unbeſchränkten Perſonenkreis eine regelmäßige Befördern, 
möglichkeit eröffnet. Wenn in dem Hotelkraftwagen oder dem ra 1 
wagen eines anderen Unternehmens nicht nur gelegentlich, jonbet X 
häufiger andere Perſonen oder Sachen jederzeit auf Verlangen ke 
genommen werden. Wenn, wie Schumacher a. a. O. berichtet, v 8. 
fach die Polizei und hohe Verwaltungsſtellen, z. B. das Preu 
Handelsminiſterium und das Württ. Innenminiſterium einen it 
teiligen Standpunkt einnehmen und auch den lediglich auf die 9 42 
glieder beſchränkten Kraftwagenverkehr von Vereinen für gene) it 
gungspflichtig hält, fo gibt das Geſeß hierfür keine Stütze. G ne 
zu wünſchen, daß möglichſt bald neue Ausführungsbeſti 
mungen des Reichs vollkommene Klarheit bringen. 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
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beförbert, da die Aktionäre von der juriſtiſchen Perſon der AktG. 
Beſchiedene Rechtsſubjekte ſind, hat aber doch den Kreis der zur 
1 enützung der Beförderungsgelegenheit Zugelaſſenen von vornherein 
ſan begrenzt und beſtimmt feſtgelegt. Auch wenn die Möglichkeit be⸗ 
ad, daß außer den Gründern der AktG. einzelne andere Perſonen 
© den Erwerb von Aktien die Berechtigung erlangten, ihre Waren 
arch die AktG. befördern zu laſſen, jo blieb doch der Kreis dieſer 
erechtigten fo eng umgrenzt, daß von einer allgemeinen Beförde⸗ 
bangsangelegenheit nicht geſprochen werden kann. Das Beiſpiel von 
em Reeder einer Schiffahrtslinie, der zur Hebung und Feſtigung 
= Ertragsfähigkeit ſeines Unternehmens mit großen Firmen feſte 
Verträge auf Beförderung ihrer Güter abſchließt, kann nicht heran⸗ 
ogen werden; der Lintenreeder muß, eben weil er ſeine Schiffe 
latenfalls auch ohne volle Ladung an den angegebenen Tagen laufen 
n muß, mit einer feſten Kundſchaft rechnen und eine ſolche durch 
fe Leiſtungen und beſonderes Entgegenkommen zu gewinnen 
n, dabei hat aber immer noch die Allgemeinheit die Möglich⸗ 
die gebotene Beförderungsgelegenheit zu gebrauchen. 
. Darauf, ob die AktG. eine Reklametätigkeit entfaltete oder 
nicht, iſt kein beſonderes Gewicht zu legen; auch ohne eine ſolche hätte 
e Beförderungsmöglichtkeit der Allgemeinheit angeboten und zugäng⸗ 
gemacht werden können. 
„Die Eiltransport AktG. iſt nur auf Beſtellung tätig geworden. 
Sie bat nicht von ſich aus regelmäßige Fahrten veranſtaltet und 


1 
keit, 


ws dem Intereſſenten überlaſſen, die ihnen angebotene Beförderungs⸗ 
möglichkeit auf gewiſſen Strecken zu benützen, ſondern ſie hat es 
einen Wagen für ſich allein zu nehmen und eine Beförderung von 
m oder einzelnen beſtimmten Orten aus nach N. vornehmen zu 
aftfahrlinie nicht erblickt werden (Bay obe. Samml. 25, 243, 247). 
(Baydb eh., StS., Urt. v. 8. April 1927, RevReg. I Nr. 60/27.) 
4. 8 3 KraftfahrzG.; § 230 StGB. Als „Begleiter“ 
nur zu gelten, wer ſich ſo nahe bei der das Steuer 
und ſofortiges Eingreifen durch Bedienung der Maſchinen⸗ 
we möglich ift, wer in jedem Augenblick das Fahrzeug 
n einer ſolchen Beziehung kann keine Rede ſein, wenn 
er „Begleiter“ mit einem anderen Wagen voranfährt. 
fahrzG. iſt nicht denkbar. Der durch den Lehrauftrag be⸗ 
bründete Pflichtenkreis des Fahrlehrers iſt keineswegs 
e 3 KraftfahrzG. vorſchreibt, fällt. +) 
0 Es gehört hierzu auch die ſachgemäße Beratung in bezug auf 


jedem einzelnen ihrer Mitglieder vollſtändig überlaſſen, bei Bedarf 
laſſen. In dieſer gewerblichen Tätigkeit kann der Betrieb einer 
* 
fan nur zu o gal bei ber be 
renden benden Perſon befindet, daß ein unmittelbares 
gr Steuerung felbft vom Fahrſchüler übernehmen kann. 
Fine Art mittelbarer Begleitung i. S. 8 3 Abſ. 2 Kraft⸗ 
fie art abgegrenzt, daß darunter nur die Begleitung, wie 
zu erlernenden Betrieb und ſeine praktifche 


ti Ausführung zu 
9 9Btvechen, In dieſem Bereiche lag offenbar die Anweiſung und 
nufmunterung zur Bewerkſtelligung der Hinfahrt an den Ort, von 


ai aus die vorſchriftsmäßige Übungsfahrt beginnen ſollte. Die 
er 


far ungen, die der Angekl. machte, als ihn G. wegen der Wagen⸗ 
Kön ung fragte, „fahr nur hinten nach“, und dann weitec noch „er 
hätte ruhig hinten nachfahren, weil er ſchon die nötigen Kenntniſſe 
S be“, ſtehen als Meinungskundgebungen keineswegs auf gleicher 
fe, als gingen ſie von einer beliebigen dritten Perſon aus. Der 


* 
U 
deal. wurde vielmehr angegangen und erteilte den Rat in ſeiner 


for, Zu 4. Der der Entſch. zugrunde liegende Tatbeſtand war kurz 
gender: 

Der angekl. Fahrlehrer hatte einen Fahrſchüler angenommen. 
auf neben ihm auf dem gleichen Wagen zu fahren, ließ er ihn 
gel. einem anderen Wagen hinter ſich her fahren und gab ihm nur 
Kan Pentfiche Warnungszeichen. Der Fahrſchüler verurſachte eine fahr⸗ 

ſige Körperverletzung. 
% Die Ausführungen zu 8 3 Kraftfahrz®. find zutreffend. Der 

berrichter nahm zu Unrecht an, daß der Ungekl. gem. 83 Abf.2 
den lahızGS, als Führer des Kraftfahrzeuges anzusehen ſei, weil er 
gibt Schüler begleitet habe. Aus der erwähnten Geſetzesvorſchrift er⸗ 
leh ſich, daß dieſe geſezliche Fiktion nur dann gilt, wenn der Fahr⸗ 
der den Schüler nicht nur begleitet, ſondern auch beaufſichtigt. 
dei d eauffichtigung in dieſem Sinne iſt bei Kraftwagen (anders 
dem rafträbern) begrifflich nur denkbar, wenn der Fahrlehrer neben 
des Schüler Platz nimmt. Obwohl danach die Sonderbeſtimmung 
fahr Abſ. 3 Kraftfahrzc. ausſcheidet, iſt die Verurteilung wegen 
läſſiger Körperverletzung zu Recht erfolgt. 
beran Fahrlehrer, der auf Grund ſeiner Autorität ſeinen Schüler 
auch laßt, ohne Führerſchein allein zu fahren, macht ſich übrigens, 
gege wenn ſich kein Unfall ereignet, der Anſtiftung zu dem Vergehen 
ſchein ß 24 Ziff. 1 KraftfahrzG. (Führung ohne Beſitz eines Führer⸗ 
liche * Ihuldig. Es hätte Idealkonkuxrenz zwiſchen dieſer vorſätz⸗ 

n Anſtiftung und der fahrläſſigen Körperverletzung angenommen 

en müſſen (vgl. RG. v. 1. Okt. 1926: JW. 1927, 905 2). 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
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autoritativen Stellung als der mit der Ausbildung des G. betraute 
Fahrlehrer. Begründet ein Vertragsverhältnis an ſich auch nur zwiſchen 
den Vertragsteilen rechtliche Beziehungen, jo kann es doch auch Be⸗ 
deutung gewinnen für ein damit zuſammenhängendes ſtrafrechtliches 
Verſchulden. Zufolge Übernahme des Lehrauftrages war der Angekl. 
in allem, was damit zuſammenhing, zur Vorſicht verpflichtet, die 
hier in beſonderem Maße verlangt werden konnte, weil es ſich um 
Berufsausübung handelte. 

G. hätte gegen den Willen ſeines Lehrers die Führung des 
Kraftwagens nicht übernommen. Angel. hat auf dieſe Weiſe aus 
Fahrläſſigkeit eine ſelbſtändige Urſache für den Erfolg geſetzt. Er 
hätte bei gehöriger Überlegung und bei Anwendung der für ihn ge⸗ 
botenen beſonderen Aufmerkſamkeit die Gefährdung und Verletzung 
von Menſchen vorausſehen können, weil er ſich über die Fahrfertig⸗ 
keit und Sicherheit des ungeprüften G. keine Gewißtheit verſchafft 
hatte und unter ſolchen Umſtänden die Möglichkeit einer derartigen 
Schadenſtiftung durch G. naheliegend und leicht zu erkennen war. 

Die Verurteilung würde übrigens auch dann aufrechtzuerhalten 
ſein, wenn man davon ausgehen wollte, daß ſich der Vorgang vor 
der Abfahrt nicht im Rahmen eines bereits wirkſamen Lehrverhält⸗ 
niſſes abſpielte. Die Aufforderung an G., ſelbſt zu fahren, war ein 
poſitives, die allgemeine Vorſichtspflicht verletzendes, ſchuldhaftes Han⸗ 
deln, deſſen Urſächlichkeit für den Erfolg durch die nebenhergehende 
Fahrläſſigkeit des G. nicht beſeitigt wird. Auch von dieſem Stand⸗ 
punkt aus wäre die Anwendung des Abſ. 2 des 8230 StGB. ge 
rechtfertigt. 

(BayoSb s., StS., Urt. v. 2. Nov. 1926, RevReg. I Nr. 542/26.) 
* 


5. 8 21 KraftfahrzG.; 8 10 VerkVoO. Es genügt, wenn 
in angemeſſenen Zwiſchenräumen das Kennzeichen des 
Kraftfahrzeuges gereinigt wird. +) 

Wenn 8 10 VerkBoO. ganz wörtlich in dem Sinn ausgelegt wer⸗ 
den wollte, daß der Führer eines Kraftfahrzeugs in jedem Augenblick 
für den lesbaren Zuſtand der Kennzeichen ſorgen muſſe, jo würde 
dies notwendig dazu führen, daß Kraftfahrzeuge mit tief angebrachten 
Kennzeichen auf ſtark ſchmutzigen Straßen überhaupt nicht ver⸗ 
kehren könnten. Denn beim Fahren auf derartigen Straßen kann 
ein ſolches eben erſt gereinigtes Kennzeichen ſchon nach ganz 
kurzer Fahrt wieder mit Schmutz überzogen fein, und der Führer 
müßte fortgeſetzt nach ganz kurzen Zwiſchenräumen immer wieder an⸗ 
halten, um ſich nach dem Zuſtande des Kennzeichens umzuſchauen und 
dieſes nötigenfalls zu reinigen. Das würde den Zwech des Kraftfahr⸗ 
zeugverkehrs, die Verkehrsbeſchleunigung, völlig vereiteln und kann 
nicht i. S. des Gef. und in der Auffaſſung der Vollzugsbehörden, die 
ſolche Fahrzeuge zulaſſen, gelegen ſein. Können nach der derzeit zu⸗ 
gelaſſenen baulichen Beſchaffenheit der Kraftfahrzeuge die Kenn⸗ 
zeichen nicht überall ſo angebracht werden, daß ſie vor Verſchmutzung 
geſichert ſind, ſo muß, um unerträgliche Folgen hintanzuhalten, die 
Geſetzesanwendung dieſem Umſtande Rechnung tragen. Die Vorſchrift 
muß eine vernünftige Auslegung finden, die gleichzeitig den ver⸗ 
Rehrspolizeilichen Zwecken des § 10 VerkVoO. und den wirtſchaft⸗ 
lichen Notwendigkeiten Genüge leiſtet. 

Der erk. Sen. hat auf Grund dieſer Erwägungen in Überein⸗ 
ſtimmung mit anderen Gerichten, z. B. KG. v. 13. Juli 1925, 3 8 
138/25; OSG. Dresden v. 23. März 1926 (88.1926, 603), in ſtän⸗ 
diger Rſpr. den Standpunkt vertreten, daß der Führer eines Kraft⸗ 
fahrzeuges, der unter allen Umſtänden ſchon nach 8 16 VerkVO. beim 
Antritt einer längeren Fahrt für die Lesbarkeit der Kennzeichen 
forgen muß, der durch 8 10 VerkVoO. für ihn begründeten und auch 
aus 81 letzter Saz der Verk BO. zu entnehmenden Verpflichtung im 
allgemeinen genügt, wenn er in angemeſſenen, nach Lage des Einzel⸗ 
falles unter Berückſichtigung der Witterungs⸗ und Wegeverhältniſſe 
zu beſtimmenden Zwiſchenräumen Nachſchau nach den Kennzeichen halt 
und fie erforderlichenfalls reinigt (Baydb ech. v. 11. Sept. 1925, 
Revgeg. 1381/25: v. 10. Nov. 1925, Nevfteg. 1502/25, Samml. 
1925, 197). Je nach den Umſtänden muß dieſe Abhilfemaßnahme 
allerdings auch ſchon nach Zurücklegung einer kürzeren Wegeſtrecke 
verlangt werden. Das fordert die Rſpr. des BayObLG. namentlich 
vor der Einfahrt in größere Ortſchaften und beim Übertritt von 
durchweichten und ſchmutzigen auf gepflaſterte und abgetrocknete 
Fahrſtrechen (Bay obs. v. 20. April 1926, Revgeg. 169/26; v. 
1. Febr. 1927, RevReg. I 7/27). 

(Bayob s., StS., Urt. v. 29. März 1927, NevReg. I Nr. 103/27) 


* 


Zu 5. Bei einem Verſtoß gegen 821 Kraftfahrz GG. i. Verb. m. 
8 10 Verk BO. ift im allgemeinen nur die Frage des Verſchuldens 
auf ſeiten des Führers zweifelhaft. Den Grundſätzen, die das 
Baydb ed. in der vorl. Entſch. wie in ſonſtigen, in Übereinſtim⸗ 
mung mit anderen Rev. für die Sorgfaltspflicht des Führers im 
Hinblick auf 8 10 VerkVO. aufgeſtellt hat, iſt unbedenklich beizu⸗ 


ſtimmen. 
RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
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6. 8 21 KraftfahrzG.; 818 Abſ. 2 Verko. Der Über- 
blick über eine Fahrbahn iſt für den Führer eines Kraft⸗ 
fahrzeugs behindert, wenn dieſer von ſeinem Führerſitz 
aus ein in der Fahrbahn auftretendes Hindernis nicht ſo 
zeitig, d. h. auf ſolche Entfernung erblicken kann, daß er 
auch bei Einhaltung einer größeren Fahrgeſchwindigkeit 
ein Auffahren auf das Hindernis oder ein Zufammenftoßen 
mit Sicherheit vermieden merden kann. Es kann ſich nur 
nach den Umſtänden des Falles bemeſſen, ob der Überblick 
über die Fahrbahn in dieſem Sinne behindert iſt. Dabei 
wird auch die Beſchaffenheit der Straße, ihre Breite, ihr 
Steigen oder Fallen eine Rolle ſpielen und zu berückſich⸗ 
tigen fein. f) 

Die Frage ift von dem Tatrichter zu entſcheiden, aber dem 
Rev. obliegt im Falle der Beanſtandung der Entſch. die Nachprü⸗ 
fung, ob der Tatrichter nicht den Begriff der unüberſichtlichen Fahr⸗ 
bahn verkannt und rechtsirrtümlich, alſo zu Unrecht die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anwendung der Vorſchrift des 818 Abſ. 2 Verk VD. 
angenommen hat. Nach der zugrunde zu legenden Begriffsbeſtim⸗ 
mung kann mangels beſonderer Umſtände eine Wegſtrecke, die auf 
50 m überblickt werden kaun, nicht als unüberfichtlich bezeichnet wer⸗ 
den, weil auf ſolche Entfernung auch bei hoher Geſchwindigkeit ein 
Kraftfahrzeug zum Stillſtehen gebracht werden kann. 

Der Erſtrichter hat auch den Begriff der kurzeſten Entfernung 
verkannt. Der Begriff iſt ein relativer. Er bemißt ſich nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles, welche Bremsſtrecke noch als kürzeſte Entfernung 
erachtet werden kann. Von Bedeutung iſt beſonders auch, auf welche 
Entfernung dem Führer des Kraftfahrzeugs ein etwa in der Fahr⸗ 
bahn auftauchenden Hindernis ſichtbar iſt (vgl. Bayobsch. vom 
22. Sept. 1925, Repgieg. 1395/25: JW. 1926, 885). Demnach kann 
ſelbſt ein Bremsweg von 5 m unter Umſtänden noch als kürzeſte Ent⸗ 
fernung anzuſehen ſein. 

(BayObLG., StS., Urt. v. 18. Jan. 1927, RevReg. I Nr. 703/26. 
* 


7. 8 21 Kraftfahrz. 817 Abſ. 2 Verk. erfordert 
nicht eine tatſächlich eingetretene Beläſtigung. Jedoch iſt 
Verſchulden notwendig, wofür aber beſtimmte Vermu⸗ 
tungen beſtehen. f) 


Aus Sinn und Zweck der Beſtimmung ergibt ſich, daß ſchon 
die Hervorrufung einer nahe liegenden Möglichkeit, d. h. die Ge⸗ 
fährdung nach dieſer Richtung, genügt. Es handelt ſich auch bei 817 
Abſ. 2 der VO. um eine Vorſchrift „zur Erhaltung der Ordnung 
und Sicherheit auf öffentlichen Straßen und Plätzen“ (8 21 des 
Geſ.). Dieſes Endziel kann nur erreicht werden, wenn auch das 
verhütet wird, was leicht zur tatſächlichen Störung führen kann. Es 
wäre nicht verſtändlich, warum bei Fuhrwerken ſchon „Gefähr⸗ 
dung“ vermieden werden muß, während in bezug auf Perſonen die 
Verwirklichung der Gefahr durch vollendete Beläſtigung voraus⸗ 
geſetzt ſein ſollte. Iſt auch in einſamen menſchenleeren Gegenden 
die Rauchentwicklung nicht verboten, ſo iſt ſie doch an Orten unter⸗ 
ſagt, an denen Verkehr herrſcht oder zu herrſchen pflegt. In 
Stadten insbeſ. entſteht durch die Rauchentwicklung nach dem 
regelmäßigen Verlaufe ſtets die Gefahr der Perſonenbeläſtigung 
(vgl. Oberländer⸗Bezold, Automobilrecht S. 422; Müller, 
Das Automobil. S. 492). 

Nach der früheren Faſſung des $ 17 Abſ. 2 war der Führer 


Zu 6. Die Entſch. iſt für die Auslegung des § 18 Kraft⸗ 
fahrzVerkVoO., der der Praxis erhebliche Schwierigkeiten bietet, von 
grundſätzlicher Bedeutung. Der Begriff der unüberſichtlichen Fahr⸗ 
bahn wird zutreffend als relativer umſchrieben. Mit Recht wird auch 
der Begriff der kürzeſten Entfernung als ein relativer bezeichnet. 
Wenn die Entſch. meint, es richte ſich nach den Umſtänden des 
Falles, welche Bremsſtrecke noch als kürzeſte Entfernung erachtet 
werden könne, ſo hätte ſich im Intereſſe der Praxis empfohlen zu 
ſagen, nach welchen Umſtänden die kürzeſte Entfernung beſtimmt 
wird. Dieſe bemißt ſich nämlich nach Wagengewicht, Bremswirkung, 
Beſchaffenheit des Weges und der den Verhältniſſen (z. B. der 
überſichtlichkeit der Fahrbahn) anzupaſſenden Geſchwindigkeit und 
läßt ſich hiernach genau errechnen (vgl. Müller, KraftfahrzGl., 
Anm. 7 zu 8 18). RA. Dr. Franz Seligſohn, Berlin. 


Zu 7. I. Soweit die Entſch. als Verſtoß gegen 817 Abſ. 2 
VerkVO. i. Verb. m. § 21 SKraftfahrzG. bereits die Gefähr⸗ 
dung dritter Perſonen genügen läßt, iſt ſie nicht unbedenklich. 
§ 17 Abf. 2 VerkVoO. macht ausdrücklich einen Unterſchied zwiſchen 
der Beläſtigung von Perſonen und der Gefährdung von 
Fuhrwerken. Es iſt richtig, daß Sinn und Zweck der Beſtimmung 
dafür geſprochen hätten, auch die drohende Beläſtigung von 
Perſonen alſo deren Gefährdung durch Geräuſch, Rauch, Dampf 
oder üblen Geruch als unzuläſſig zu verbieten. Der klare Wort⸗ 
laut ergibt aber, daß eine derartige zweckmäßige Vorſchrift nicht 
Geſetz geworden iſt. Es iſt daher nicht angängig, nunmehr aus 
Zweckmäßigkeitserwägungen die Vorſchrift des § 17 Abſ. 2 Verk VO. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, daß eine nach der Veſchaffen. 
heit des Kraftfahrzeuges vermeidbare Entwicklung von, Rauch ng 
keinem Falle eintrete. Es war kein Streit, daß die Üübertrefil 


daß aber als ein erheblicher entſchuldigender Umſtand DIE ishen 
war (Urt. d. BayObL®., RevReg. I 414/25, I 929/24). Die Es 
ſchrift ift nun dahin geändert, daß der Führer in jedem Falle 


für den Fahrer die Verpflichtung begründet, nur ein Fahrze uf 5 
verwenden, deſſen konſtruktive Beſchaffenheit die Rauchentwickln 
bei ſachgemäßer Behandlung ausſchließt. In Zukunft ſoll, wie ift 
in der aus der amtl. Begründung der neuen Ausführungsvorſht 


Die Strafſatzung zu 8 17 Abſ. 2 der VO. iſt der 5 21 Kuß 
fahrzVerkcö. Bei feiner Auslegung und Anwendung it ſtets „tor 
Verſchuldungsprinzip feſtgehalten worden (vgl. Müller, a f 
mobilrecht S. 360 unten, S. 441 Abſ. 2). Diefer Ausgangspunkt it 
für jegliche Ausführungsvorſchrift, die ſich auf das BlankettG. der 
beſtimmend. Die Abſicht, ein Formaldelikt unter Aufgabe er? 
früheren Verſchuldungsvorausſetzung oder eine geſetzliche Saul, 
mutung einzuführen, kann übrigens auch keineswegs dem jetz ice 
Wortlaut des § 17 Abſ. 2 der VO. entnommen werden. Eine Ti 
Ausnahme müßte mit klaren und unzweideutigen Worten 
Ausdruck gebracht ſein. zer ib 

Die Tragweite der angeführten Anderung der Vorſchriſt Ich 
hiernach lediglich darin zu erblicken, daß die etwaige techn hr 
fehlerhafte Beſchaffenheit des Fahrzeugs grundſätzlich nicht TE 
zur Entſchuldigung gereicht und Erörterungen hierüber von vo ng 
herein verſagt ſind. Es bewendet hiernach auch für die Abertretnn 
der beläſtigenden Rauchentwicklung nach 8 17 Abſ. 2 der BD. oft 
$ 21 des Gef. bei dem Grundſatze, daß das Gericht ſich ebenso 
von der Verurſachung durch den Angekl. wie von deſſen vo 11 
lichem oder fahrläſſigem Verſchulden überzeugen muß. Allerden h, 
ergeben ſich dabei aus dem in der Begründung der neuen 
hervorgehobenen Stande der Technik und den Verpflichtungen, ran 
der Geſetzgeber in den 8 17 Abſ. 2, 3 Abſ. 1 der VO. hene 
knüpft, Erleichterungen. Da es techniſch möglich iſt, die Kraſtfa ie 
fahrzeuge konſtruktiv jo einzurichten und auszuſtatten, da 


0 
gegen den Wortlaut ausdehnend auszulegen. Dies erſcheint um 
bedenklicher, als es ſich bei $17 Abſ. 2 VerkV O. um des 
Polizeivorſchrift handelt, die zur Ausfüllung der Strafnorm. f 
8 21 KraftfahrzG. dient. Die Beweisführung des BayObeG. 1 te 
dazu, daß im Wege der Analogie aus $ 17 Abſ. 2 Verk Bo,. 997 
Alternative i. Verb. m. § 21 Kraftfahrz. ein neues Gefährdet 
delikt geſchaffen wird. Ein ſolcher Analogieſchluß iſt im Strafg 9; 
im Hinblick auf 8 2 StGB. unzuläffig (el. Frank ©. 22 Die 
Olshauſen S. 49 3.4). Ich bin daher der Anſicht, daß u erk⸗ 
vollendete Beläſtigung von Perſonen durch die in $ 17 Abf. 2 
BD. aufgeführten Einwirkungen des Kraftfahrzeuges ſtrafbar in 

II. Im übrigen ift der eingehend begründeten Entſch⸗ 
treten. Die Auslegungsgrundſätze des Urt. werden häufiger als ge, 
Rauchbeläſtigung bei der Beläſtigung des Publikums durch ut? 
räuſch praktiſche Bedeutung gewinnen; die geſetzlichen Beſtin eum 
gen ermöglichen es der Polizei wie den Gerichten, das Publ re 
in höherem Maße, als dies gewöhnlich geſchieht, gegen die 16 
hiermit verbundene Beeinträchtigung zu ſchützen. igkeit 

III. Die Ausführungen des BayObG. über die Notwendig! 
des Verſchuldens bei einem Verſtoß gegen 8 21 Kraftfahrzecſzei⸗ 
Verb. m. 8 17 Abſ. 2 VerkO. entſprechen der herrſchenden ch. 
nung (vgl. Müller, 2. Aufl. S. 387 B.; Lechner, 115 88. 
Eine etwaige Unkenntnis der Vorſchriften des 817 Abf. 2 Berk men 
kommt hier nicht in Frage, wie überhaupt ſtets anzuneaft⸗ 
iſt, daß die Beſtimmungen der VerkVoO. den Führern von 
fahrzeugen bekannt ſind. M. 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. 
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Entwicklung von Rauch bei gehöriger Bedienung ausgeſchloſſen iſt, 
8 da die VO. dem Kraftfahrer die Benützung eines ſolchen 
Fahrzeuges und die gehörige Bedienung desſelben zur Pflicht 
t, darf und muß nach dem regelmäßigen Verlauf der Dinge 
genommen werden, daß eine trotzdem eintretende Rauchbeläſti⸗ 
dung durch eine Pflichtwidrigkeit des Führers verurſacht iſt, ſei es, 
— er ein vorſchriftswidriges Fahrzeug benützt, ſei es, daß er ein 
tabnungsgemäßes Fahrzeug vorſchriftswidrig bedient hat. Der Rich⸗ 
der wird deshalb, ohne daß es der beſonderen Unterſuchung und 
er ellung eines verurſachenden Handelns oder Unterlaffens und 
178 Schuld im einzelnen bedarf, ein ſchuldhaftes, und zwar min⸗ 
niens fahrläſſiges Verhalten des Führers annehmen dürfen, wenn 
cht beſondere, die Schuldbejahung ausſchließende Umſtände vom 
fungen. geltend gemacht worden ſind oder ſich ſonſt Anhaltspunkte 
9 ſolche Umſtände ergeben haben. Dabei handelt es ſich nicht um 
ie geſetzliche Schuldvermutung, ſondern um eine auf der Er⸗ 
zahrung des Lebens und logiſcher Schlußfolgerung beruhende An⸗ 
ahme tatſächlicher Art. 
Gayobsch., StS., Urt. v. 22. März 1927, Revgieg. I Nr. 57/27.) 
* 


ha S. Durch das Kraftfahrzeuggeſetz und ſeine Aus- 
ilbrungsbeſtimmungen, beſonders die Verkehrsordnung, 
ih; er Verkehr mit Kraftfahrzeugen nur inſoweit er 
nböpfend geregelt, als es ſich um die Erhaltung der Ord⸗ 
bang und Sicherheit auf öffentlichen Wegen und Plätzen 
ſofndelt. Außerdem ſind durch § 2 Abſ. 1 VerkVO. nur, 
„fern nicht in ber VBerfehrsverordnung ſelbſt oder von 
3 oberſten Landesbehörden andere Beſtimmungen ge⸗ 
ten, die den Verkehr von Fuhrwerken oder von Fahr⸗ 
R dern auf öffentlichen Wegen und Plätzen allgemein 
egelnden Vorſchriften für ſinngemäß anwendbar erklärt. 
1 Was zum Schutze des Eiſenbahnbetriebs im Intereſſe der öffent⸗ 
„sen Sicherheit erforderlich iſt, bemißt ſich nach anderen Geſichts⸗ 
unkten als die Anordnungen, die zur Erhaltung der Ordnung und 
5 ſcherheit auf öffentlichen Wegen und Plätzen notwendig ſind. Die 
1 8 beiden Zwecken dienenden Vorſchriften ſchließen einander nicht 
de ſondern ſie beſtehen, nach verſchiedenen Richtungen laufend, 
ebeneinander. Es wäre nicht einzuſehen, warum der Kraftfahrer nicht 
— 50 wie jeder andere zur Befolgung der zum Schutze des Eiſen⸗ 
aubetriebg erlaſſenen Vorſchriften verpflichtet fein ſollte, wenn ihm 
h bie für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen zur Erhaltung der 
Velnung und Sicherheit auf öffentlichen Wegen und Platzen erlaſſenen 

Iſchriften eine ſolche Verpflichtung nicht auferlegen. 

Baydbsc., StS., Urt. v. 3. Dez. 1926, Revgieg. 1 Nr. 616/26.) 

* 


v9 9. 82 Abſ. 1 KraftfahrzBertBd.v. 5. Dez. 1925; 8 21 VO. 
de 8. Juli 1926. Die Verpflichtung, die rechtsſeitige Hälfte 
Der Fahrbahn einzuhalten, gilt auch für Einbahnſtraßen. 
Ver urſächlicheguſammenhangzwiſchen dempflichtwidrigen 
ri dalten des Fahrers und dem eingetretenen rechts wi⸗ 
dessen Erfolg wird nicht durch ein fahrläſſiges Mitwirken 
192 Verletzten unterbrochen. (Bay Ob G., Urt. v. 11. Juni 
% 7. RevReg. I 715/26.) Der Sahrermußmitunvernünftigen 
Ir Hungen des Publikums rechnen. Es ift nicht erforder- 
RT gerade der Tod des Verletzten vorausgeſehen 
De, 
fen: Es hat ſich die Frage ergeben, ob auch für die ſog. Einbahn⸗ 
„use die für Fuhrwerke allgemein beftehende Verpflichtung gilt, 
ſietabrend der Fahrt, ſoweit nicht örtliche Hinderniſſe entgegenſtehen, 
— die der Fahrtrichtung nach rechtsſeitige Hälfte der Fahrbahn 
Fee 
bar Zu 9. Die vom Gericht angeführten Gründe, daß eine Ein⸗ 
ui iſtraße nur rechts befahren werden dürfe, erſcheint durchaus 
überzeugend. Das Urt. gibt ſelbſt zu, der Gedanke, Einbahn⸗ 
fin Mt in der ganzen Ausdehnung befahren zu laſſen, habe viel für 
Daß damit der Verkehrsſicherheit und ⸗raſchheit nicht gedient 
kann nicht anerkannt werden, zumal nachdem, wie das Urt. 
ahr s hervorhebt, durch die neue Straßen VerkO. langſam 
Fabend Fuhrwerke ganz rechts fahren müſſen, der übrige Teil des 
der Damms alſo allen anderen Fahrzeugen freiſteht. Warum endlich 
Tür udgänger ſich nicht daran ſollte gewöhnen können, bei Über⸗ 
müß ten „einer Einbahnſtraße nur nach einer Seite ſehen zu 
en, iſt nicht zu begreifen. f 
liegt Er geſetzgeberiſche Grund für die Vorſchrift des Rechtsfahrens 
diet in der Rückſicht auf die entgegenkommenden Fahrzeuge; 
19 — Geſichtspunkt fällt bei Einbahnſtraßen fort, und damit 
un bet jeder Grund, bie Straße nicht in ihrer ganzen Ausdeh⸗ 
onf befahren zu laſſen. Das Gegenteil würde zu der ſonderbaren 
das Pens führen, daß die linke Seite einfach brach liegt, was, wie 
als „ 7. ſelbſt zugibt, für die Erhaltung der Straße nichts weniger 
vorteilhaft wäre. 
zen Auf dem Standpunkt, daß die Einbahnſtraße in ihrer gan- 
Breite befahren werden darf, ſtanden auch der Verkehrs⸗ 
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(tunlichſt nahe dem Straßenrande) einzuhalten“. Dieſe Verpflichtung 
iſt in 8 22 Abs. 1 der ortspolizeilichen Vorſchriften der Polizeidirektion 
M. für „alles Fuhrwerk“ ausgeſprochen und durch 861 Abſ. 1 dieſer 
Vorſchriften als auf den Verkehr mit Kraftfahrzeugen ſinngemäß an⸗ 
wendbar erklärt. Dieſe Anwendbarkeit würde ſich auch ohnedem aus 
92 Abſ. 1 VerkVo. ergeben, da zur Zeit der Tat für Kraftfahrzeuge 
weder durch die VerkVOO. i. d. Faſſ. v. 5. Dez. 1926 noch durch ober- 
polizeiliche Vorſchrift andere Beſtimmungen getroffen waren. 

Die Bezeichnung einer Straße als „Einbahnſtraße“ beſagt nichts 
nach der Richtung, ob die Straße in ihrer ganzen Breite von Fuhr⸗ 
werken befahren werden darf; ſie bringt nur zum Ausdruck, daß die 
Straße nach polizeilicher Anordnung zum Zwecke der Verkehrs⸗ 
regelung mit Fuhrwerken nur nach einer Richtung befahren werden 
darf. Auch aus der Tatſache, daß Einbahnſtraßen vielfach in der Ge⸗ 
ſtalt vorkommen, daß von zwei in gleicher Richtung nebeneinander 
laufenden, nur durch Anlagen oder einen öffentlichen Platz getrennten 
Straßen die eine für den Fuhrwerksverkehr nach der einen und die 
andere für den nach der entgegengeſetzten Richtung beſtimmt iſt, 
können ſichere Schlüſſe auf die zuläſſige Art des Befahrens nicht ge⸗ 
zogen und darf insbeſ. nicht gefolgert werden, daß jede der beiden 
Straßen als die rechte oder linke Hälfte einer einzigen Straße an⸗ 
zuſehen iſt, ſo daß jedes Fuhrwerk der Vorſchrift ſchon dann ent⸗ 
ſprechen würde, wenn es nur die ſeiner Fahrtrichtung nach rechts⸗ 
ſeitige Straße benützte. Dieſe Form der Einbahnſtraßen iſt nicht 
weſentlich für den Begriff. Denn es iſt denkbar, daß mit Rückſicht 
auf Gepflogenheiten und Bedürfniſſe des Verkehrs einzelne Straßen 
zu Einbahnſtraßen erklärt werden, denen andere Straßen der Stadt 
oder wenigſtens desſelben Stadtteiles zur Aufnahme des ausſchließ⸗ 
lichen Verkehrs nach der entgegengeſetzten Richtung nicht entſprechen. 
Der Gedanhe, wenigſtens Einbahnſtraßen von erheblicher Breite aus 
Rückſicht auf die Erhaltung ihrer Lebensdauer in der ganzen Aus⸗ 
dehnung befahren zu laſſen, hat zweifellos viel für ſich, aber der 
Sicherheit und Raſchheit des Verkehrs, in deren Förderung die 
Schaffung von Einbahnſtraßen ihren Grund hat, würde durch eine 
ſolche Einrichtung wenig gedient. Die Benutzung der Einbahnſtraße 
in ihrer ganzen Breite könnte nicht den ſchnell fahrenden Kraftfahr⸗ 
zeugen allein geſtattet ſein, ſie wäre zum mindeſten bis zur Erlaſſung 
der neuen Straßen VerkO. und der KraftfahrzVerkVO. v. 28. Juli 
1926, die in 8 10 und 8 21 den langſam fahrenden Fuhrwerken und 
Kraftfahrzeugen gebieten, möglichſt die äußerſte rechte Seite der Straße 
einzuhalten, auch dieſen Fahrzeugen nicht verboten geweſen. Damit 
aber wäre dem von Anfang an nur Linkzfeitig geſtatteten Vorfahren 
die erheblichſten Hinderniſſe bereitet und die Raſchheit des Verkehrs 
unterbunden worden. Eine wichtige Rolle in der Verkehrsregelung 
ſpielt von jeher und immer noch der Fußgängerverkehr. Wenn auch 
über mangelnden Ordnungsſinn der Fußgänger beim Überſchreiten der 
Fahrſtraßen noch vielfach berechtigte Klagen beſtehen, ſo iſt doch als 
ein weſentlicher Fortſchritt die Gewöhnung eines Großteils der Fuß⸗ 
gänger zu betrachten, ſich bei der Überſchreitung der Fahrſtraße nach 
allenfalls auf der rechten Straßenſeite daherkommenden ſchnellfahren⸗ 
den Fuhrwerken umzuſchauen. Es müßte eine Verwirrung in dieſer 
Übung und eine Gefährdung der Sicherheit entſtehen, wenn der Fuß⸗ 
gänger in einzelnen Straßen, deren Eigenſchaft als Einbahnſtraße ihm 
nicht bekannt fein muß, durch Fuhrwerke überraſcht werden könnte, 
die auf der linken Straßenſeite fahren. Es gebieten ſonach weder 
praktiſche Erwägungen noch Gründe der Verkehrstechnik, den hier 
anwendbaren Vorſchriften einen anderen Sinn zu unterlegen, als er 
durch ihren Wortlaut klar zum Ausdruck gebracht wird. Der 8 22 
Abſ. 1 der genannten ortspolizeilichen Vorſchriften macht allen Fuhr⸗ 
werken zur Pflicht, ſtets die der Fahrtrichtung nach rechtsſeitige Hälfte 
der Fahrbahn einzuhalten, und der Abſ. 3 verlangt, daß bei Straßen 
und Plätzen mit zwei Fahrbahnen oder mit zweiteiliger Fahrbahn die 


referent der Münchener Polizeidirektion (ANZ. v. 8. Jan. 
1927 S. 19) und der Leiter der Verkehrsabteilung des Berliner 
Polizeipräſidium Mosle, der in dem Verkehrs⸗A BC. für 
Groß-Berlin bemerkt: 5 

„In Einbahnſtraßen dürfen Fahrzeuge auf der ganzen Breite 
des Fahrdamms fahren, alſo auch Straßenbahnen nötigenfalls links 
überholen.“ . 

Ebenſo KG. v. 24. März 1927 (3 8 49/27 Auto S. 279) allerdings 
nur auf Grund einer Düſſeldorfer PolVO. v. 25. Nov. 1904, aber 
doch mit dem Hinzufügen zu § 21 AutoVerkO.: 

„ob insbeſ. Sinn und Zweck des Gebotes, die rechte Seite des 
Weges einzuhalten, auch auf eine Einbahnſtraße überhaupt zu⸗ 
zutrifft, kann hier dahingeſtellt bleiben.“ 

Ebenſo LG. III Berlin v. 23. Mai 1927 (41 G2 N 14/27). 

Demgemäß beſtimmt 8 16 des neuen Entw. einer Berliner 

Straßen VO. 

„In Einbahnſrraßen iſt den Fahrzeugen die Ausnutzung der 
Fahrbahn in ihrer ganzen Breite geſtattet, ſoweit dadurch der 
Straßenbahnverkehr oder ſonſtiger Verkehr nicht behindert wird. 

Langſam fahrende Fahrzeuge und bei Straßenkreuzungen alle 
Fahrzeuge haben jedoch auch in Einbahnſtraßen möglichſt rechts 
zu fahren.“ RA. Dr. Martin Iſaac, Berlin. 
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der Fahrtrichtung nach rechtsſeitige Fahrbahn benützt werde; auch dieſe 
rechtsſeitige Fahrbahn hat, wenigſtens bei breiten Straßen, eine 
befahrbare rechte und eine linke Hälfte, ſo daß die Vorſchrift des 
Abf. 1, die rechtsſeitige Hälfte einzuſchlagen, befolgt werden kann und 
muß. Die neuen verkehrspolizeilichen Vorſchriften für Kraftfahrzeuge 
ändern hieran nichts. Nach § 21 VerkVO. in der neuen Faſſung hat 
der Führer mit ſeinem Kraftfahrzeuge, ſoweit nicht beſondere Um⸗ 
ſtände entgegenſtehen, die rechte Seite des Weges — auch die Ein⸗ 
bahnſtraße iſt ein ſolcher Weg, nicht etwa nur die eine Hälfte eines 
Weges — einzuhalten und darf die linke Seite nur beim Überholen 
und in anderen beſtimmten Fallen benutzen. 

Mit Recht hat die Stift. angenommen, daß für den Ungekl. 
der Tod der Verunglückten als Folge ſeiner Handlungsweiſe vorher⸗ 
ſehbar war. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Angekl. als Folge 
ſeines Fahrens auf der linken Straßenſeite und der Einhaltung einer 
der Beſchaffenheit der Fahrbahn nicht ganz angepaßten Fahrgeſchwindig⸗ 
keit den Tod eines Menſchen vorausſehen konnte und mußte; jeden⸗ 
falls iſt es rechtlich unbedenklich und frei von jeder Überſpannung des 
Begriffes der gebotenen Sorgfalt, wenn die StR. die Anſchauung ver⸗ 
tritt, der Angekl. habe vorausſehen können und müſſen, daß infolge 
ſeiner Unaufmerkſamkeit und der mangelnden Beobachtung der Fahr⸗ 
bahn jemand mit der Folge einer todbringenden Verletzung überfahren 
werden könne. Auch wenn die Behauptung des Angehl., die Verletzte 
müſſe im letzten Augenblick ihm in das Fahrzeug hineingeſprungen 
ſein, einen Kern von Wahrheit enthielte, ſo wäre damit ſein Ver⸗ 
ſchulden nicht ausgeſchloſſen. Es liegt im Rahmen der täglichen Er⸗ 
fahrung, daß auf der Straße verkehrende Perſonen, wenn ſie von 
einer Gefahr plötzlich bedroht werden, im Schrecken eine unvernünfkige 
Bewegung, einen falſchen Seitenſprung machen, und mit ſolchen, ge⸗ 
rade ihm aus ſeinen Erfahrungen bekannten Unbeſonnenheiten der 
Verkehrsbeteiligten muß der Kraftfahrer rechnen. Der Angekl. hätte 
es eben, durch Anwendung der erforderlichen Aufmerkſamkeit, ver⸗ 
meiden nıkljen, und hätte es auch vermeiden können, daß die Ver⸗ 
letzte in eine derartige Lage geriet. 

(Bay Ob., StS., Urt. v. 15. Febr. 1927, RevReg. I Nr. 726/26.) 
* 

10. 883,21 KraftfahrzVerkG.; 82 Kraftfahrz erk. 
Unter „Fahren“ und „Vorfahren“ verſteht man den Be⸗ 
wegungsakt. Wird das, Vorfahren“ verboten, jo erfordert 
es der Wertſinn und Zweck des Verbots, daß ſchon der 
Beginn und die Fortſetzung der unzuläſſigen Fahrbe⸗ 
wegung e als unterſagt gilt. Das in die äußere Erſcheinung 
tretende Unternehmen iſt als verbotswidrig erklärt, ohne 
daß es auf das Gelingen und Beendigen desſelben an- 
kommt. 

Mit den Worten in § 2 Abf. 1 der VO. über den Kraftfahr⸗ 
zeugverkehr: „Für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen gelten ſinn⸗ 
gemäß die den Verkehr von Fuhrwerken uſw. allgemein regeln⸗ 
den Vorſchriften“ iſt nur zum Ausdruck gebracht, daß Kraftfahr⸗ 
zeuge in jenem Bereiche wie andere Fuhrwerke behandelt werden 
tollen. Die allgemeinen PolVO. find in ihrer vollen Tragweite, ſo⸗ 
weit fie auch für Kraftfahrzeuge paſſen und für dieſe nichts anderes 
beſtimmt iſt, für wirkſam erklärt. Hierzu gehört notwendig auch 
deren Rechtsgrundlage und Strafſatzung. 

Die Vorſchrift des § 24 Abſ. 2 der N.er StraßenpPolV O., die 
für den allgemeinen Fuhrwerksverkehr getroffen iſt und das Verbot 
enthält, in öffentlichen Torwegen vorzufahren, ſteht unter dem 
Strafſchutze des § 366 Ziff. 10 StGB. Es läßt ſich unmöglich die 
Anſicht rechtfertigen, als ſei der Inhalt anderweitiger in den 
Rahmen des 8 2 Abſ. 1 der VO. fallender Vorſchriften zum Bes 
ſtandteil der VO. über Kraftfahrzeugverkehr gemacht. Ein geſetz⸗ 
oder verordnungsmäßiger Vorbehalt für die Anwendung eines an⸗ 
deren Strafgeſeßes kann auf keinen Fall deſſen Strafſatzung aus⸗ 
ſchalten. Dieſe bleibt vielmehr anwendbar und bildet, was Tat und 
Täterſchaft anlangt, die geſetzliche Grundlage, nach der Straffälle 
dieſer Art zu beurteilen find. Das BayObLG. hat denn auch in 
ſtändiger Rſpr. daran feſtgehalten, daß der Führer eines Kraft⸗ 
fahrzeuges, wenn er ſich gegen allgemeine Straßenpolizeivorſchriften 
vergeht, nach § 366 Nr. 10 StGB. zu beſtrafen iſt und nicht nach 
8 21 Kraftfahrzcd. (vgl. u. a. Urt. Revgieg. I 57/27). Die etwaige 
Anwendung des 8§ 21 B Abſ. IV KraftfahrzVerkVO. v. 28. Juli 
1926 (RGBl. 427) kommt hier nach der Zeit der Tatbegehung nicht 
in Frage. 

Der § 3 Abſ. 2 Rraftfahrzb. bezieht ſich in feiner ſtrafrecht⸗ 
lichen Bedeutung, wie der Ausdruck „i. S. dieſ. Gef.“ klarſtellt, 
ausſchließlich auf Zuwiderhandlungen, die nach dem KraftfahrzG. 
und feinen Ausf Beſt. zu würdigen ſind. Nur, ſoweit der Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen beſonders geregelt ift, trifft der geſetzliche Be⸗ 
griff „Führer“ zu und hat er eine Bedeutung für ſich, die nicht auf 
den ſonſtigen Verkehr und auf das allgemeine Gebiet des Straf⸗ 
rechts übertragen werden kann. Der § 3 Abſ. 2 des Geſ. iſt in 
ſeinem Rechtsgrunde abgeſtellt auf die beſondere Gefährdung durch 
den Kraftfahrzeugverkehr in dem hierfür feſtgeſetzten Rahmen. Dem⸗ 
gemäß erſtreckt ſich die amtliche Prüfung auch nur auf das Wiſſen 
und Können auf dieſem Gebiete. 
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Der Grundſatz einer dementſprechenden Einſchränkung be 
Tragweite des § 3 Abſ. 2 des Gef. iſt in der Rſpr. allgemeut 5 
erkannt für Fälle, in denen die Frage der Fahrläſſigkeit nach 
§ 230 StGB. zu erörtern war (vgl. RG.: JW. 1912, 952; Urt. 85 
VBnHObLG., Revgieg. 307/11, 1 481/25; Müller, Automobibez 
S. 149), er muß jedoch auch gelten, wenn die Strafſatzung ve 
§ 366 Ziff. 10 StGB. in Betracht kommt. Die angeführten Grüne 
laſſen auch inſoweit eine unmittelbare Anwendung des 8 3 Abl. 
KraftfahrzGG. nicht zu. Br 

Es ift aber auch eine entſprechende oder mittelbare Anwen 
dung nicht vorgeſehen. Der Ausdruck „ſinngemäß“ in 2 u 
der VO. kann nur auf die nachfolgenden Worte „die den u 
kehr uſw. allgemein regelnden Vorſchriften“ bezogen werden. 2 
ſollen ihrem Sinne nach, ſoweit ſie geeignet ſind, für Kraft ung 
zeuge gelten, als ſeien fie gewöhnliche Fuhrwerke. Eine Auslegne 
in der Weiſe, daß die Beſtimmungen des KraftfahrzG. „ſinngemaß 
für ſolche Fälle Platz greifen ſollen und inſofern zur Ergänzt 
der ſtraßenpolizeilſchen Vorſchriften heranzuziehen ſind, würde hr 
Wortſinne des 82 Abi.1 der VO. und den Regeln ber ſpran 
lichen Auslegung widerſprechen. Eine darauf abyielende Weiſun 
der VO. würde überdies nur Unklarheit ſchaffen und über im 
Zweck der Gleichſtellung der Kraftfahrzeuge und ihrer Leitung 18 
Rahmen des allgemeinen Strafgeſetzes ($ 366 Ziff. 10 Ster 
hinausgehen. aber 

Das BayOp2®. hat ſich in früheren Entſch. eingehend u 
die Zulaſſigkeit einer Beſtrafung des Begleiters, insbeſ. des Kia 
wageneigentümers, geäußert, der rechtlich verpflichtet und tatſach 
lich in der Lage war, einzugreifen und die Übertretung zu Ye: 
hindern (vgl. Bay Obs GSt. 8, 288 ff.: 20, 298: Revgeg. I dl 
1 244/25; I 681/25; 1 802/26; I 161/26). Was in der Begren⸗ 
dung jenes Standpunktes über die Verantwortlichbeit des Eigen 
tümers für Zuwiderhandlungen des Chauffeur gegen Vorſch. r 
des KraftfahrzG. ausgeführt wurde, trifft in ähnlicher Weile 17) 
ſtraßenpolizeiliche Verfehlungen allgemeiner Art und für den Faß 
lehrer im Verhältnis zu dem neben ihm ſitzenden Prüfling . 
Auch die Norm des $ 366 Ziff. 10 mit 9 24 Abs. 2 Strafen pee 
richtet ſich gegen die verantwortliche Verurſachung des unterſag 
Erfolges und verlangt nicht „eigenhändige Täterſchaft“ in — 
Sinne, daß die Übertretung nur begehen kann, wer ſelbſt die Hum 
anlegt zur Ausführung der verbotenen Wagenbewegung. Nicht het 
Begriff der mittelbaren Täterſchaft ift auszugehen, wenn der Len og 
des Wagens ſelbſt mitverantwortlich iſt, ſondern von dem der ge 
Mehr⸗ oder Nebentäterſchaft, inſofern einer zweiten Perſon in u 
paſſiven Verhaltens der Erfolg als von ihr ſelbſt verurſacht zug 
rechnen iſt. reine 

Daß der Angekl. tatſächlich imſtande war, das unzuläſſhe 
Vorfahren zu verhüten, iſt im Urt. hinreichend feftgeftellt. ee 
rechtliche Verpflichtung hierzu ergibt ſich aber aus feiner Stellen 
als Fahrlehrer, aus ſeiner vertragsmaßig übernommenen 
pflichtung der Aufſicht, Überwachung und Anleitung zur gesehen 
erlaubten Fahrweiſe, auch ſoweit allgemeine ſtraßenpolizeiliche der 
ſchriften in Betracht kommen. Der Grundgedanke, auf dem eine 
§ 3 Abſ. 1 KraftfahrzG. mitberuht, hat in dieſem Sinne auch 
allgemein ſtrafrechtliche Bedeutung. 59 

Auf keinen Fall liegen nicht gekannte Tatumſtände nach Sn. 
StGB. vor, die dem Angekl. nicht zur Schuld anzurechnen win 
War er unwiſſend über das Verbot, ſo würde darin, auch wenn 5 
eine Blankettvorſchrift in Frage ſtand, nach der ſtändigen R p 
des BayObLG. nur ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum zu eiſe 
blicken ſein. Das gleiche gilt, wenn der Ungekl._ irrigertden 


glaubte, im vorliegenden Falle ſei es nicht feine Aufgabe, ene 
greifen und die Übertretung zu verhindern. Selbſt wenn wollte, 


dieſer Hinſicht den Irrtum als einen tatſächlichen betrachten w ung 

wäre die Strafbarkeit nicht auszuſchließen, weil die irrige Mein 

ſelbſt auf Fahrläſſigkeit zurückgeführt werden müßte. 26. 
(Bay Obs ., Ster, Urt. v. 26. Okt. 1926, Repgieg. I Nr. 519, 


* 6 
II. 82,23 KraftfVerkVoO.; 86 Abſ. 3,4 Kraftfb.; 5 
Ziff. 10 StGB. Grundfäge für die Gültigkeit von Pelgee 
verordnungen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. „or 
polizeiliche Anordnung, die den Verkehr mit Kraftfeze⸗ 
zeugen auf allen Straßen und Wegen in beſtimmter en 
ziehung verbietet, ſteht in Widerſpruch mit den Vorſchriſtig. 
des Geſetzes über den Kraftfahrzeug verkehr und iſt ungül bat 
Nach der im angefochtenen Urteil getroffenen Feſtſtellun ende 
der Angekl. am 26. Mai 1925 von 8½ Uhr bis gegen 11 Uhr a end 
feinen Kraftwagen unbeleuchtet am F.⸗Platz ſtehen laſſen, wäh 
er ſelbſt unweit davon in den Pſchorrbräuhallen als Gaſt verwe 
Er hatte die Abſicht, ſich des Wagens, den er zur Herfahrt be 
auch zur Heimfahrt wieder zu bedienen. Ach 
Der Angekl. wurde auf Grund dieſes Sachverhalts von af 
wegen einer Übertretung nach § 1 Abſ. 1 Nr. 5 der BO. Über 
fahrzeugverkehr v. 15. Marz 1923/18. April 1924 mit 8 21 
Kraitfahrzeug®. (Nichtbeleuchten des Wagens) und einer damit le er 
zuſammentreffenden Übertretung nach § 63 der ortspolizeilichen 
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Giaſden über den Straßenverkehr für M. mit 8 336 Nr. 10 des 
LOB. (Stehenlaſſen des Wagens) ſchuldig erkannt und zu Geld⸗ 
trafen verurteilt. 

Die in zuläſſiger Weiſe vom Angekl. allgemein eingelegte Rev. 
purde in der Verhandlung des Reviſionsgerichts v. 17. Nov. 1925 
unſichtlich der erſtgenannten Übertretung zurückgezogen, ſo daß nur 
mehr die Übertretung ſtraßenpolizeilicher Vorſchriften den Gegenſtand 
er Prüfung des Reviſionsgerichts bildet. 

Die Vorſchrift des § 63 der ortspolizeilichen Vorſchriften lautet: 
Das Stehenlaſſen von Kraftfahrzeugen auf öffentlichen Wegen, 
Straßen und Plätzen während einer Zeit, in der ſie nicht ge⸗ 
Etaucht werden, iſt nur mit polizeilicher Erlaubnis geſtattet.“ 
Line ſolche Erlaubnis hatte der Angekl. nicht. Die Vorſchrift findet 

unter dem Abſchn. II, der die Überfchrift trägt: „Verkehr mit 

Kraftfahrzeugen einſchließlich ſonſtiger durch eigene Kraft bewegter 

A aeuge-“ Es ift zunächſt die rechtliche Grundlage ſolcher allgemeiner 
olizeivorſchriften zu prüfen. 

Der Verkehr mit Kraftfahrzeugen iſt in den hierüber erlaſſenen 
Geſegen v. 3. Mai 1909/21. Juli 1923 und in der eingangs ge⸗ 

unten VO. erſchöpfend geregelt, ſoweit darin nicht ergänzende 
zolizeivorſchriften allgemeiner Art ausdrücklich zugelaſſen ſind oder 
in 8 2 der VO. die ſinngemäße Anwendung der Beſtimmungen vor⸗ 
geſehen iſt, die für den Verkehr von Fuhrwerken jeder Art maß⸗ 
ebend ſind. Der Geſetzgeber iſt davon ausgegangen, daß er in der 
auptſache ſelbſt ermeſſen kann und feſtſetzen will, wie dieſer Ver⸗ 
“ehr mit Rückſicht auf feine beſondere Gefährlichkeit durch Gebote und 
Sebote zu ordnen iſt. Er grenzt hierbei genau die polizeilichen 
Onderbefugniffe ab, für die ein Spielraum gelaſſen wird. 

Der Verkehr mit Kraftfahrzeugen ſoll gegenüber dem all⸗ 
demeinen Fuhrwerksverkehr nicht begünſtigt werden, was 
u 82 der WO. zum Ausdruck kommt, er darf aber für ſich be⸗ 
rachtet, auch durch Sondervorſchriften nicht mehr erſchwert werden, 

ges nach Meinung des Geſetzgebers erforderlich ift. 
; Was „die Benutzung öffentlicher Wege und Plätze“ anlangt, fo 
9 der Abſchu. D der VO. 85 22—24 maßgebend. Im Rahmen des 
23 der VO. iſt nur geſtattet, daß die Polizeibehörde durch alle 
genteine Vorſchriften oder durch beſondere für den einzelnen Fall ge⸗ 
offene Anordnungen den Verkehr mit Kraftfahrzeugen auf be⸗ 
immten Wegen und Platzen verbietet oder beſchränkt. Ein 
dlizeiliches Verbot, das ſich auf alle Straßen und Wege einer 
tadt oder Gemeinde, d. i. auf den ganzen Bezirk erſtreckt, iſt in 
„ seripruch mit den Vorſchriften über den Kraftfahrzeugverkehr und 
„gültig, iſt auch, ſoweit von der Ortspolizei getroffen, ſchon wegen 
& Durchgangsverkehrs (5 23 Abſ. 1 der VO.) unſtatthaft (Obs. 
S ml. Bd. 11 S. 157 ff.; Iſaac, Automobilgeſetz S. 400 unter k, 
% 401 oben, S. 54/55 Ziff. IX B). Dieſer Grundſatz hat die gleiche 
edeutung für das Fahren auf den Straßen und die Straßenſperrung, 
0 e für das Verwellen und das Stehenlaſſen von Kraftfahrzeugen, 
olange ſie im Verkehre ſind. 
9 Ausſchlaggebend für die Zuläſſigkeit allgemeiner Poltzeivor⸗ 
piften dieſer Art iſt, ob fie den Verkehr regeln follen, weshalb 
fie Beſtimmung des Begriffes „Verkehr mit Kraftfahrzeugen“, wie er 
nach dem Sinne des Geſetzes darſtellt, notwendig iſt. 
en Die eine Anſicht geht dahin, daß damit nur der Betrieb im 
i geren Sinne gemeint jei, daß ein Fahrzeug nur im Vetrieb und 
15 Verkehr iſt, ſolange es ſich infolge der motoriſchen Kraft in Be⸗ 
Tatung befindet oder mit laufendem Mötor ſteht (vgl. Ober⸗ 
tander⸗Bezold Das Automobilrecht S. 88/89). Dieſe rein 
jh niſche Auffaſſung ift abzulehnen. Sie entſpricht nicht der wirt⸗ 
ellichen Tatſache, daß die Fahrzeuge als Verkehrsmittel 
ten. Das Ob ch. hat auch ſchon in früheren Entſch., fo NevReg. I 
N /1924, II 12/1925 den freieren Standpunkt vertreten, daß es bei 
10 rage, ob ein Kraftwagen ſich im Verkehre befindet, darauf an⸗ 
er mt, ob der Zweck, den der Führer mit feiner Fahrt erreichen will, 
Nell iſt oder nicht. Mit Rücklicht hierauf wurden in der ſeitherigen 
auchtſprechung kürzere Fahrtunterbrechungen nicht als Vorgänge 
Sehen, die zur Außerbetriebſetzung des Fahrzeuges führen. Der 


Bon ogebanke, daß es auf die Zeitdauer der Ruheſtellung an⸗ 
8 iſt an ſich richtig. Maßgebend aber iſt inſoweit die Ver⸗ 


dehrs uffaſſung, an die ſich der im Geſetz erwähnte Begriff des Ver⸗ 
des Danzuſchließen hat. In dieſer Hinſicht wurden in einigen Urteilen 
% Obs G. aus den letzten Jahren nach Anſicht des erk. Sen. zu enge 
des zen gezogen. Auch die früher geäußerte Anſicht, daß die Art 
ſei mit der Fahrt verbundenen wirtſchaftlichen Zweckes von Einfluß 
a kann nicht geteilt werden, weil auf dieſe Weiſe nicht der Be⸗ 

ung der Fahrzeuge als Verkehrsmittel Rechnung getragen würde. 
wir g, Die Beförderung als ſolche ift Selbſtzweck und hat für fi) ein 
artſchaftliches Intereſſe, weil durch die Benützung des Kraftwagens 
derb, geſpart und der Aufwand für eine andere Beförderungsweiſe 
een wird. Es iſt gleich, ob der Arzt mit dem von ihm ſelbſt 
Th Be Wagen auf Praxis fährt und ihn kürzer oder länger ſtehen 
1 ob jemand, der berufstätig iſt und zum entfernten Büro mit dem 
läßt vagen fährt, ihn während der Büroſtunden auf der Straße halten 
185 0b der Geſchäftsmann Kunden beſucht und das Fahrzeug vor 
bleip, Haus geraume Zeit nach Abſtellung des Motors in Ruhe 
„ ſelbſt über Nacht, oder ob der Führer den Wagen gebraucht, 
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um eine Gaſtſtätte oder ein Vergnügungslokal zu erreichen und ſich 
dort ſtundenlang aufzuhalten. Der Unterſchied der beſonderen Zwecke, 
die im Einzelfall den Gebrauch des Fahrzeuges veranlaſſen, kann 
nicht beſtimmend ſein. Es wird vorkommen, daß bei einer Fahrt 
die Zwecke des Geſchäftes, der Unterhaltung oder des Vergnüͤgens 
nicht genau abzugrenzen ſind, daß ſie nach dem Plane des Führers 
zuſammentreffen oder während der Ruheſtellung des Wagens wechſeln. 
Der tatſächliche Zuſtand der Ruhe hindert weder in dem einen noch in 
dem anderen Falle, daß das Fahrzeug ſeine Eigenſchaft als Be⸗ 
förderungsmittel behält, bis die beabſichtigte Beförderung in 
ihrem vollen Umfange vollendet iſt. Ein in die Erſcheinung tretender 
Willensakt des Führers iſt notwendig, um den Wagen in Betrieb 
zu ſetzen und in Verkehr zu bringen. Der Wille beſtimmt den Zweck. 
Er verbindet die Hin⸗ und Herfahrt zur Einheit trotz mannigfacher 
Unterbrechungen und wirkt fort, um das Fahrzeug für die Beförde⸗ 
rung im Ganzen als Verkehrsmittel zu gebrauchen, um es fahr⸗ 
fertig im Verkehre zu belaſſen, bis das Endziel der Inbetriebſetzung 
erreicht, d. i. die Rückfahrt abgeſchloſſen iſt. Eine zu große Ein⸗ 
ſchränkung nach Zeitdauer der Fahrtunterbrechung und die Ab⸗ 
wägung des beſonderen Zweckes der einzelnen Fahrt würde auch dem 
Ausgangspunkt des Steuergeſetzes widerſprechen, daß ſolche Fahrzeuge 
wegen der beſonderen Vorteile des Verkehrsmittels, die zu⸗ 
gleich Nachteile für die Straßenunterhaltung mit ſich bringen, mit be⸗ 
deutenden Abgaben belaſtet werden. Dieſe Auffaſſung über den Be⸗ 
griff des Verkehrs, die unter Umſtänden nach anderer Seite auf die 
Gefährdungshaftung des Fahrzeughalters gemäß 8 7 des Kraftfahr⸗ 
zeug. recht nachteilige Wirkungen äußern kann, iſt auch in der 
Entſch. des RG. 77, 348 ff. bei der Würdigung der Frage nach der 
Haftpflicht vertreten. Was dort erwogen wurde für die Vorausſetzung 
des 87 des Geſetzes „bei dem Betrieb“, gilt in gleicher Weiſe für die 
Vorausſetzung, wie lange ein Kraftwagen im Verkehre bleibt, 
denn das verſchiedene Wort hat keinen verſchiedenen ſachlichen Inhalt. 
Vgl. auch die bei Oberländer⸗Bezold ©. 38, 315 angeführte 
RGEntſch. 

Aus der Anwendung dieſer allgemeinen Grundſätze ergibt ſich 
ohne weiteres die geſetzliche Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit des 8 63 
der ortspolizeilichen Vorſchriften für München je nach der Bedeutung, 
die dieſer Beſtimmung, gegen die ſich der Angekl. verfehlt haben ſoll, 
beigelegt wird. Sie iſt ausſchließlich für Kraftfahrzeuge 
getroffen, alſo keinesfalls durch 8 2 der VO. gedeckt. Sie kann ſich 
auch nicht auf 8 23 Abſ. 1 der VD. ſtützen, denn fie erſtreckt ſich auf 
den ganzen Stadtbezirk, nicht auf beſtimmte Wege und Platze. Als 
Vorſchrift über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen entbehrt alſo der 
863 der geſetzlichen Grundlage. Die Beſtimmung iſt nur inſoweit ohne 
rechtliches Bedenken und anwendbar, als ſie ſich auf Kraftfahrzeuge 
bezieht, die außer Verkehr ſind, die als totes Verkehrs⸗ 
hindernis anzuſehen ſind; denn hierfür gelten nicht die Vor⸗ 
ſchriften über den Kraftfahrzeugverkehr. In dieſer Beſchränkung 
können auf Grund des 8 366 Nr. 10 des StchB. ortspolizeiliche 
Vorſchriften erlaſſen werden. 

Abgeſehen von dem bereits erwähnten Beiſpiel eines langen 
Reiſeaufenthalts wäre etwa an den Fall zu denken, daß ein Kraft⸗ 
wagenbeſitzer ohne beſonderen Fahrtzweck die Straße als Erſatz für 
die Garage benützen würde. 

Was den unter Anklage geſtellten Fall anlangt, hängt die 
Entſch. ſohin allein davon ab, ob der Kraftwagen des Angehl., 
während er am F.⸗Platz mehrere Stunden lang zufolge der Fahrt⸗ 
unterbrechung, in Ruheſtellung war, ſich gleichwohl noch im Ver⸗ 
kehre befand. Dieſe Frage iſt aber nach den obigen Ausführungen 
zu bejahen. Der Angekl. war feſtgeſtelltermaßen von Anfang an dez 
Willens, den Wagen wieder zur Heimfahrt zu benützen. Der zur 
Einheit verbundene Fahrtzweck war noch nicht beendet. Das Fahrzeug 
war und blieb bis zum Abſchluſſe der Fahrt im Verkehr. Der 
Angehl. hat alſo damit, daß er den Wagen auf einem Platze, der nicht 
zu den der Beſchränkung des 8 27 Abſ. V der ortspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften unterliegenden Orten gehört, mehrere Stunden lang ſtehen 
ließ, einem geſetzlichen gültigen Verbote nicht zuwider gehandelt. 

(BayoObdch., 1. StrS., Urt. v. 19. Fehr. 1926, RevReg 1. Nr. 521/25.) 
Mitgeteilt von RA Dr. Ludwig Lechner, München⸗Paſing. 
* 


12. Zur Erfüllung des Tatbeſtandes des 8 10 Kraft- 
fahrzVerk so. v. 15. März 1923, 18. April 1924 genügt es, 
wenn die Nummer auch nur auf einem Kennzeichen, ſei es 
auf dem vorderen oder hinteren infolge ſtarker Beſchmutz⸗ 
ung nicht mehr entziffert werden kann. Eine Nachſchau⸗ 
pflicht des Kraftwagenführers, wie ſie vor Antritt der Fahrt 
unbedingt bejaht werden muß (vgl. $ 16 letzt. Satz der VO.), 
kann auch während der Fahrt eintreten, wenn der Wagen 
auf einer längeren Strecke beſonders ſchmutzige Stellen 
paſſiert hat. Das gegen einen Jugendlichen erlaſſene 
Urteil muß ſich darüber auslaſſen, ob die Vorbedingungen 
des § 3 Jugendgerichtsgeſetz gegeben ſind, mag auch nach 
Lage des Falls kaum ein Zweifel beſtehen. 

(BayobsG., Urt. v. 10. Nov. 1925, Neofteg. I 502/25.) 


* 
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13. 88 18, 19 KraftfahrzVerkVo. Die Unüberſicht⸗ 
lichkeit der Fahrbahn allein legt dem Kraftfahrer nicht 
die Verpflichtung des 8 19 Abſ. 1 VerkVO. auf, durch deut⸗ 
lich hörbare Warnungszeichen rechtzeitig auf das Nahen 
des Kraftfahrzeugs aufmerkſam zu machen. ) 

Die bloße Unüberſichtlichkeit der Fahrbahn verpflichtet nach 
§ 18 Abſ. 2 VerkO. zunächſt nur zu entſprechendem Langſam⸗ 
fahren. Warnungszeichen ſind nur zu geben, wo die Sicherheit des 
Verkehrs es erfordert. Die Warnungspflicht kann beſtehen, auch 
wenn der Überblick über die Fahrbahn nicht behindert iſt, z. B. 
wenn ſich auf der völlig überſichtlichen Fahrbahn andere Verkehrs⸗ 
beteiligte befinden, die ohne Warnung in Gefahr geraten könnten; 
ſie kann aber auch bei gegebener Unüberſichtlichkeit fehlen, wenn 
trotzdem eine Gefährdung anderer Verkehrsbeteiligter nach den Er⸗ 
fahrungen des Lebens nicht zu befürchten iſt. Der Erſtrichter hat 
dieſe Grundſätze nicht verkannt. 

Der Erſtrichter hat zutreffend hervorgehoben, daß ſich der 
Angekl. dadurch, daß er ſelbſt die richtige Straßenſeite einhielt 
und mit mäßiger Geſchwindigkeit fuhr, von der Verpflichtung zur 
Abgabe von Warnungszeichen nicht befreite. Die Vorſchrift des 
§ 19 Abſ. 1 VerkVO. bezweckt die Sicherheit des Verkehrs, d. i. 
der am Verkehr beteiligten Perſonen und Sachen. Durch Abgabe 
von Warnungszeichen in einer Wegekrümmung ſollen hauptſächlich 
Fuhrwerkslenker und andere Perſonen, die entgegenkommen oder 
ſonſt ſich in der Fahrbahn befinden, auf das Nahen des Kraftfahr⸗ 
zeugs aufmerkſam gemacht werden, um ſich ſelbſt vor Schädigung 
zu bewahren. Wenn ſolche Verkehrsbeteiligte ſich ohne vorherige 
Warnung ſorglos und allenfalls ohne ſtrenge Beobachtung der Ver⸗ 
kehrsvorſchriften in der Fahrbahn bewegen, ſchützt fie das Lang⸗ 
ſamfahren und das Rechtsfahren des Kraftfahrers nicht vor einem 
Zuſammenſtoß oder einem anderen Unfall. Darauf aber, daß auch 
andere Verkehrsbeteiligte ſtets richtig handeln, darf ſich der 
Kraftfahrer nicht verlaſſen; der Angekl. hatte beſonders mit der 
in Kraftfahrerkreiſen immer noch beſtehenden Gewohnheit, die 
Kurven zu ſchneiden, zu rechnen. 

Baht be G., Urt. v. 22. Febr. 1927, RevReg. I Nr. 731/26.) 
* 


14. 88 20, 21a KraftfahrzVeriVn.; $ 230 StGB. 8 20 
fieht nur die Strafbarkeit einer vorſätzlichen Verfehlung 
vor. Ausnahmsweiſe iſt dem Kraftfahrer das Aus wei⸗ 
chen nach links geſtattet. f) 

8 21a VerkVoO., die ein Gebotsgeſetz enthält, will vom Kraft⸗ 
fahrer nichts Unmögliches verlangen. Wenn er ſeinerſeits einem ent⸗ 
gegenkommenden Wegebenutzer ſeine Abſicht und Bereitwilligkeit, 
nach rechts auszuweichen, deutlich gezeigt hat, der andere aber das 
Eingehen hierauf und ein Ausweichen nach rechts ablehnt, wenn jo 
dem Kraftfahrer das Rechtsausweichen unmöglich gemacht wird, ſo 
kann ihm nicht zugemutet werden, anzuhalten und den anderen Wege⸗ 
benützer an ſich vorüberfahren zu laſſen. Hier verhindern nicht die 
begleitenden Umſtände oder die Ortlichkeit das Rechtsausweichen, 
ſondern die vorſchriftswidrige (88 11, 21 Straßen Verk VO. v. 8. Mai 
1926) Benutzung der falſchen Straßenſeite durch den anderen Wege⸗ 
benutzer. Ein Anhalten des Kraftfahrers würde in derartigen Fällen 
ſchon um deswillen vielfach unangebracht ſein, weil dann auch dem an⸗ 
deren Wegebenutzer die Fahrbahn geſperrt wäre. Dem Kraftfahrer muß 
das Ausweichen nach links hier ausnahmsweiſe geſtattet ſein, wenn 
nicht andere Verkehrsrückſichten erfordern, daß er rechts bleibt. 


Zu 13. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Der erſte Teil gibt eine 
überſichtliche Umſchreibung der Fälle, in denen Warnungszeichen zu 
geben ſowie in denen ſie nicht erforderlich ſind. Alsdann wird der 
ſehr wichtige, allgemein anerkannte Grundſatz wiederholt, daß 
weder das eigene vorſchriftsmäßige Verhalten des Kraftfahrzeug⸗ 
führers noch das vorſchriftswidrige Verhalten anderer Verkehrsbetei⸗ 
ligter den erſteren von der Verpflichtung zur Abgabe von Warnungs⸗ 
zeichen entbindet. Oberſter Zweck aller Verkehrsvorſchriften iſt die 
Vermeidung von Unfällen. Zahlreiche Verkehrsunfälle entſtehen aber 
gerade dadurch, daß ſich der eine Verkehrsbeteiligte richtig, der 
andere unvorſchriftsmäßig benimmt. Die Vermeidung von Un⸗ 
fällen erfordert daher Rückſichtnahme auch auf ſolche Perſonen, 
die ſich unvorſchriftsmäßig verhalten. Dieſem Erfordernis entſpricht 
die Pflicht des Kraftfahrzeugführers, nach Lage des Falles bei 
ſeinen Entſchließungen auch ein unvorſchriftsmäßiges oder gar un⸗ 
vernünftiges Verhalten anderer Verkehrbeteiligter in Rechnung zu 
ſtellen, freilich nur inſoweit, als es normalerweiſe, d. h. bei Be⸗ 
rückſichtigung der Erfahrungen des täglichen Lebens mit einer ge⸗ 
wiſſen Wahrſcheinlichkeit, erwartet werden kann. 

PrivDoz. Dr. Hans Peters, Breslau. 


Zu 14. Nach 8 21 a Automobil VerkO. hat der Führer eines 
Kraftfahrzeuges entgegenkommenden anderen Wegebenutzern recht⸗ 
zeitig und genügend nach rechts auszuweichen. Die Einhaltung 
dieſer Vorſchrift wird in Deutſchland durch die Unerzogenheit des 
Publikums leider häufig unmöglich gemacht. Erfreulicherweiſe geht 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenschrift 


Als der Angell. merkte, daß der Radfahrer auf der falſchen 
Seite fuhr, hupte er wiederholt, um ihn zum Hinüberfahren W 2 
richtige Straßenſeite zu veranlaſſen. Da der Radfahrer keine = 
ſtalten hierzu traf, durfte der Angekl. auch von dem Geſichtspu 
der allgemeinen Sorgfaltspflicht aus nach links ausweichen. 
mußte nur bei ſolcher Abweichung von den geltenden Verkel 
vorſchriften und der allgemein beobachteten Verkehrsübung eine 
ſondere Vorſicht und Aufmerkſamkeit anwenden und namentlich au 
die Möglichkeit erwägen, ob nicht etwa der ihm begegnende ! auf 
fahrer im letzten Augenblick, ſeiner Verpflichtung ſich erinnernd, „a 
die richtige Straßenſeite einlenken könnte. Das Maß ber BT, 
wird von den begleitenden Umſtänden beſtimmt. Da im vorl. ki 
die befahrene Straße weithin überſichtlich war, konnte der Neben 
der ſich nicht bloß zufällig und kurze Zeit auf der falſchen Straßen 
feite befand, ſondern bereits eine größere Strecke auf der für ! 
linken Seite gefahren war, den Angekl. ſchon auf größere © 
fernung auf ſich zukommen ſehen, und er hat ihn auch geſehen. 
Demnach konnte eine Überraſchung des Radfahrers durch plötzliche 
Auftauchen des Kraftfahrers nicht erfolgen und zu einer Unbeſonnen 
heit des Radfahrers in plötzlichem Schrecken lag kein Grund . 
Dieſe Sachlage war auch dem Angehl. erkennbar. Er durfte 2 
nehmen, daß ihn der Radfahrer auf eine große Entfernung geſehen 
habe, und es unterlag keinem Zweifel, daß ſeine wiederholten Hupen 
zeichen gehört und aufgenommen worden waren. Trotzdem blieb b. 
Radfahrer auf der gewählten Straßenſeite. Unter dieſen Umſtane g 
durfte der Angekl. annehmen, daß der Nebenkl. abſichtlich lan 
ausweichen, ſondern auf der linken Straßenſeite bleiben und = 
auf feiner Rechten vorbeifahren laſſen wollte; der Angel. brauch, 
deshalb nicht darauf gefaßt zu fein, der Nebenkl. werde die Sin 
loſigkeit begehen, unmittelbar vor feinem Kraftrad die Straße 
überqueren und ihm ſo direkt ins Rad zu fahren. i 

(BapObLG., StS., Urt. v. 28. Juni 1927, RevReg. I Nr. 324127.) 
* 


15. 8 21 b KraftfahrzVerk VO. v. 28. Juli 1926 iſt nich 
auf den einzelnen Fall abgeſtellt und will nicht nur enn 
konkrete Gefährdung von Fahrgäſten, die wirklich ein, 
und ausſteigen, durch das Gebot des Schrittfahrens = 
des ſeitlichen Abſtandes verhütet ſehen. Sie verlanßz 
vielmehr ſtets die Einhaltung eines derartig bemeſſen g, 
ſeitlichen Abſtandes, daß für etwa ein- und ausſteigen 
Fahrgäſte keine Gefahr entſtehen kann. Das Verhältn! 
ortspolizeilicher Vorſchriften zur KraftfahrzVerk V. 1) | 

Die VO. enthielt keine befondere Beſtimmung über 5 
überholen von Schienenfahrzeugen. Die ſtädtiſchen Straßenverkeh en 
ordnungen regelten gewöhnlich die Frage für den allgemelf, 
Fuhrwerksverkehr und gemäß § 2 Abſ. 1 VerkVO. galten — 
Vorſchriften ſinngemäß auch für den Verkehr mit Kraftfahrzeghſſe 
Eine einheitliche Regelung des allgemeinen Fuhrwerksverkehrs 15 
das ganze Reichsgebiet wurde erſt in die Wege geleitet, als ei 
Reichsregierung nach dem wieder aufgegebenen Verſuche, biefe I n 
vorzunehmen, mit den Landesregierungen den Entw. einer . 
ihnen einheitlich zu erlaſſenden Straßenverkehrsordnung vere e 
barte. In Bayern wurden nach Maßgabe dieſer Grundzüge u 
oberpolizeilichen Vorſchriften über den allgemeinen Verkehr 0 
öffentlichen Wegen (Straßenverkehrsordnung) v. 8. Mai be 
(GBl. 315) erlaſſen. In 8 12 dieſer Vorſchriften iſt der gane 
uüberholungsverkehr geregelt. Damit verloren aber die angeht) 


die Rſpr. mehr und mehr davon aus, daß Unſitten von Pferde 
kutſchern und Radfahrern nicht dadurch zum Verschwinden geben 
werden können, daß man ſtets den Kraftfahrer für ſchuldig erh 
(vgl. auch den ſcharfen MinErlaß v. 5. Aug. 1927, R. d. Kraft 
2, 179). Insbeſ. hat das RG. mehrfach entſchieden, daß dem elt 
fahrer ein Ausweichen oder Überholen auf der an ſich verbotenen n 
unter Umſtänden nicht nur erlaubt, ſondern ſogar geboten fein 94; 
(NG. v. 8. Febr. 1926 [II D 791/25]: AUZ.1926 Nr. 11 
NG. v. 19. Nov. 1926 [1404/26]: Auto 1927, 245; RG. v. 20. u 
1924 [1 P 4/24. Dem ſchließt ſich obige Entſch. des Bay Ob des me 
und ſpricht mit erfreulicher Deutlichkeit aus, dem Kraftfahrer ko bis 
auch nicht zugemutet werden, ſein Fahrzeug ſo lange anzuhalten / 
es dem anderen Teil endlich beliebt, den Weg freizugeben. 
Der Entſch. iſt in vollem Umfange zuzuſtimmen. 
RA. Dr. Martin Iſaac, 


Zu 15. Die Entſch. iſt zutreffend. 
Die zwingende Natur des 8 21 b VO. ergibt ſich m. 
weiteres aus § 2 Abſ. 1 derſelben: ungen 
„Für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen gelten ſinng 10 
die den Verkehr von Fuhrwerken oder von Fahrrädern dicht 
öffentlichen Wegen allgemein regelnden Vorſchriften, ſofern sten 
nachfolgend oder gemäß 8 6 Abſ. 3 des Geſetzes von der obe 
Landesbehörde andere Beſtimmungen getroffen werden.“ i aber 
Da in 21 b Abſ. 2 eine beſondere Beſtimmung über ba, affen 
holen von an einer Halteſtelle haltenden Schienenfahrzeugen ger 
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Beſtimmung des § 23 Abf. 2 der ortspolizeilichen Vorſchriften der 
Polizeidirektion München und die Sondervorſchriften anderer Städte 
über das Überholen der Schienenfahrzeuge ihre Wirkſamkeit nicht; 
denn nach 8 33 der oberpoltzeilichen Vorſchriften v. 8. Mai 1926 
können die Polizeibehörden weitergehende Vorſchriften erlaſſen; 
damit bleiben auch bereits beſtehende derartige Vorſchriften aufrecht 
erhalten (BayobLch. 29. Nov. 1926, RevReg. II 474/26: 10. Dez. 
1926, Revfteg. I 610/26). 
3 Auch für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen wurde alsdann 
das Überholen von Schienenfahrzeugen durch die VO. über Kraft⸗ 
fahrzeugverkehr v. 28. Juli 1926 (REBL. I, 425) — in Kraft 
5 7. Aug. 1926 nach § 2 des Geſ. über die Verkündung von 
echtsverordnungen v. 13. Okt. 1923 (RCH Bl. 959) — einheitlich 
geregelt. Durch dieſe VO, die nach der Erklärung des Reichsver⸗ 
kehrsminiſters an den RT. v. 10. Juni 1926 (Verb. d. NT, 
3. Wahlper. 1924 Anl. Nr. 2357) die im Hinblick auf die Einfüh⸗ 
rung der einheitlichen Straßenverkehrsordnung erforderlichen An⸗ 
derungen der ReichsVO. über Kraftfahrzeugverkehr v. 5. Dez. 
1925 bringen ſollte, erhielt die VerkV O. den neuen § 21 b, der 
das Überholen, auch von Schienenfahrzeugen, in wörtlicher Über⸗ 
einſtimmung mit § 12 der Straßenverkehrsordnung regelt. 

Es ergibt ſich die Frage, ob gegenüber dieſer Neuregelung 
in d 21 b VerkVO. weitergehende Polizeivorſchriften für den alle 
gemeinen Fuhrwerksverkehr, die nach § 33 der Straßenverkehrs⸗ 
ordnung — entſprechend dem § 32 des Muſterentw. der Reichs⸗ 
regierung — für den Geltungsbereich der Straßenverkehrsordnung 
bei Beſtand bleiben und weiterhin erlaſſen werden können, zufolge 
32 Abſ. 1 VerkVoO. auch für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
noch Geltung zu beanſpruchen haben. Nach dem Werdegang der 
Straßenverkehrsordnung und der neueſten VO. über den Kraft⸗ 
ahrzeugverkehr, namentlich im Hinblick auf die erwähnte Erklä⸗ 
rung des Reichsverkehrsminiſters an den RT., möchte man anneh⸗ 
men, daß die Schaffung und Aufrechterhaltung tunlichſt einheit⸗ 
licher Vorſchriften für den Kraftfahrzeugverkehr und den allgemei⸗ 
nen Fuhrwerksverkehr über das ganze Reichsgebiet beabſichtigt 
war. Dieſe Einheitlichkeit wird geſtört, wenn für den allgemeinen 
uhrwerksverkehr weitergehende Vorſchriften erlaſſen werden dür⸗ 
en oder fortbeſtehen, die für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen — 
eine dem 8 33 Straßen Verk. (5 32 des NegEntw.) entſprechende 
Beſtimmung konnte in die VerkO. v. 28. Juli 1926 nach dem 
ganzen Aufbau und Syſtem des Kraftfahrzeuges und der Verk Vd. 
nicht aufgenommen werden — nicht anzuwenden ſind. Trotzdem 
muß die aufgeworfene Frage verneint werden. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob Sinn und Zweck der im 
921 b reichsrechtlich getroffenen Regelung des Überholungsver⸗ 
kehrs Anderungen durch weitergehende Anordnungen der Landes⸗ 
behörden oder örtlicher Polizeibehörden nicht überhaupt aus⸗ 
chließen. Auch wenn man dies nicht annimmt, iſt die un 
der Frage in den geſetzlichen Beſtimmungen begründet. Nach $ 
des Krafkfahrzö. erläßt die Reichsregierung mit Zuſtimmung des 
Reichsrats die zur Erhaltung der Ordnung und Sicherheit auf den 
allentlichen Wegen oder Plätzen erforderlichen Anordnungen über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen und können die Landeszentral⸗ 
zehörden ſolche Anordnungen nur erlaſſen, ſoweit ſie durch die 
eichsregierung nicht erlaſſen ſind. Die Anordnung der Reichsregie⸗ 
Aug find in der VO. für Kraftfahrzeugverkehr niedergelegt. 
ne Verſchärfung dieſer Vorſchriften iſt den Landeszentralbehörden 
der den Landespolizeibehörden nicht geſtattet. Auch auf den Weg 
ber den § 2 Abſ. 1 VerkV O. kann eine ſolche nicht eintreten. 
anach gelten die den Verkehr von Fuhrwerken oder Fahrrädern 
auf öffentlichen Wegen allgemein regelnden Vorſchriften zwar finn- 
ſemäß auch für den Kraftfahrzeugverkehr, aber nur ſofern nicht 

der VerkVoO. oder von den oberjten Landesbehörden andere 
Seftimmungen getroffen find. Nun find aber im 8 21 b VerkXD. 
oſtimmungen getroffen, die den ganzen Überholungsverkehr re⸗ 
1 Dieſen gegenüber kommen ſohin anderweitige, den allge⸗ 
(open Fuhrwerksverkehr bezüglich des überholens regelnde Vor⸗ 
chriften nicht mehr in Betracht. 
Re Damit find Anordnungen der Polizeibehörden nach 8 23 Abſ. 1 
rcd. nicht ausgeſchloſſen. Danach kann ein Verbot oder eine 
zeitliche Beſchränkung des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen über⸗ 
Poli ‚oder mit einzelnen Orten auf beſtimmten Wegen von den 
olizeibehörden durch allgemeine polizeiliche Vorſchriften oder für 
en einzelnen Fall angeordnet werden, ſoweit der Zuſtand der Wege 


‚Rt. können danach für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen die orts⸗ 
UAllzeilichen Vorſchriften über den Verkehr von Fuhrwerken inſoweit 
Mendung nicht mehr finden (vgl. Weitz: ZW. 1926, 2280). 

Er Die Ausführungen des Urt. zu § 23 BO. halte ich für zutref⸗ 

das „Auch ich nehme an, daß ein Verbot i. S. dieſer Vorſchrift 

* Überholen haltender Schienenfahrzeuge betreffen kann, wenn es 

u beſtimmte Wege beſchrankkt und der Zuſtand der Wege oder 
; ſegender Gebäude oder die Eigenart des Verkehrs, insbeſ. Rück⸗ 
t auf den Fußgängerverkehr es erfordern. 

In dem der Entſch. zugrunde liegenden Fall hat der Angell. 


Rechtſprechung 


2815 


oder anliegenden Gebäude oder die Eigenart des Verkehrs es er⸗ 
fordern. Weder aus den geſetzlichen Beſtimmungen noch aus Er⸗ 
wägungen allgemeiner Natur ergibt ſich ein Anhalt dafür, daß die 
Vorſchriften des § 21 b VerkVD. zu denen des 823 VerkVO. in 
einem anderen Verhältnis ſtehen als die übrigen Vorſchriften der 
VerkVoO. Sie ftellen ſich weder ihrem Wortlaut noch ihrem Sinne 
nach als derartig zwingende Vorſchriften dar, daß ſie jede andere 
Anordnung nach § 23 VerkVO. ausſchließen. Es iſt z. B. ſehr 
wohl denkbar, daß der Zuſtand eines Weges oder anliegender Ge⸗ 
bäude oder die beſondere Eigenart des Verkehrs in einer beſtimm⸗ 
ten Straße oder an einer beſtimmten Stelle der Polizeibehörde die 
Verpflichtung aufdrängt, das überholen der Straßenbahn an dieſem 
Orte überhaupt zu verbieten, wenn auch die Vorausſetzungen des 
§ 21 b Abſ. 4 VerkVoO., der das Überholen an unüberſichtlichen 
und verengten Stellen unterſagt, nicht oder nicht voll gegeben find. 
Eine weitere Erörterung dieſer Frage erübrigt ſich hier, da der 
8 23 Abſ. 2 der ortspoltzeilichen Vorſchriften der Polizeidirektion 
München nicht eine auf den § 23 VerkVdD. ſich gründende Anord⸗ 
nung, ſondern eine das Überholen der Straßenbahn allgemein für 
den ganzen Stadtbezirk regelnde Vorſchrift iſt. 

Die Tat des Angekl. iſt ſohin ausſchließlich aus dem Geſichts⸗ 
punkte des § 21 b VerkVoO. zu würdigen. Danach darf der an 
einer Halteſtelle haltenden Straßenbahn auf der Seite, auf der 
die Fahrgäſte ein⸗ und ausſteigen, nur in Schrittgeſchwindigkeit und 
nur in einem ſolchen ſeitlichen Abſtand vorgefahren werden, daß 
die Fahrgäſte nicht gefährdet werden. Der Erſtrichter hat nun zwar 
den Ungekl. für verpflichtet gehalten, beim Überholen in Schritt⸗ 
geſchwindigkeit zu fahren, hat aber auf Freiſprechung erkannt, 
weil Fahrgäſte nicht ein⸗ und ausgeſtiegen ſeien, weil 
auch kein Anhaltspunkt dafür beſtanden habe, daß noch Per⸗ 
ſonen ein⸗ oder ausſteigen würden, und weil deshalb durch das 
Vorbeifahren des Angekl. keine Gefahr für Fahrgäſte verurſacht 
worden ſei. Der Erſtrichter ſcheint hiernach den § 21 b VerkVo. 
nur dann für anwendbar zu erachten, wenn tatſüchlich ein Ein⸗ 
oder Ausſteigeverkehr beim Vorüberfahren des Kraftfahrzeugs 
ſtattfindet oder doch mit ihm zu rechnen iſt und wenn danach bei 
unzureichendem ſeitlichen Abſtand eine konkrete Gefährdung von 
Menſchen eintreten würde. Das widerſpricht aber dem Sinn und 
Zweck der Vorſchrift. Die Vorſchrift iſt nicht auf den einzelnen 
Fall abgeſtellt und will nicht nur eine konkrete Gefährdung von 
Fahrgäſten, die wirklich ein⸗ oder ausſteigen, durch das Gebot 
des Schrittfahrens und des ſeitlichen Abſtandes verhütet ſehen. Sie 
verlangt vielmehr ſtets und in allen Fällen des Vorbeifahrens die 
Einhaltung eines ſeitlichen Abſtands, der ſo bemeſſen iſt, daß, wenn 
Fahrgäſte ein⸗ oder ausſteigen ſollten, für dieſe keine Gefahr ent⸗ 
ſtehen kann. Wie andere Vorſchriften der VerkVoO., fo will auch der 
§ 21 b die Ordnung und Sicherheit des Verkehrs auf den öffent⸗ 
lichen Wegen gewährleiſten und deshalb eine Gefährdung von Men⸗ 
ſchen ausſchließen. Der Geſetzgeber erblickt dabei ein für allemal 
eine Gefährdung von Menſchen, d. i. die naheliegende, nicht bloß 
auf allgemeinen Vermutungen beruhende Möglichkeit einer 
Schädigung anderer an Leib, Leben, Geſundheit und Vermögen, 
darin, daß ein Kraftfahrzeug einer haltenden Straßenbahn auf der 
Seite des Ein⸗ und Ausſteigeverkehrs mit größerer als Schritt⸗ 
geſchwindigkeit und ohne genügenden Abſtand vorfährt. Und das 
mit vollem Recht. Solange die Straßenbahn anhält, können Fahr- 
gäſte ein⸗ und ausſteigen; es ift insbeſ. eine Erfahrung der täg- 
lichen Beobachtung, daß Fahrgäſte aus irgendeinem Grunde das 
rechtzeitige Ausſteigen verſaumen und erſt im letzten Augenblicke 
der Notwendigkeit des Ausſteigens gewahr werden. Es wäre mit 
der Forderung der Verkehrsſicherheit nicht zu vereinbaren, es dem 
perſönlichen Empfinden und Ermeſſen des Kraftfahrzeugführers 
zu überlaſſen, ob noch ein Ein⸗ oder Ausſteigen zu erwarten iſt. 
Jedenfalls hat die Vorſchrift des 8 21 b Abſ. 2 Verk. dies nicht 
getan. 

(BayD5LG., StS., Urt. v. 24. Mai 1927, RevReg. I Nr. 220/27.) 


* 


16. 5 21b Abſ. 3 Kraftfahrz Verk. v. 28. Juli 1926. 
Der Tag des Inkrafttretens dieſer VO. iſt der 7. Aug. 1926. — 
Der Überholende darf mit dem Einbiegen nach rechts nach 
der Überholung erft beginnen, wenn dies ohne Gefähr- 
dung des Überholten möglich iſt; dieſer Pflicht ſteht die 
Pflicht des lberholten gegenüber, das Wiedereinbiegen des 


zwar Schrittgeſchwindigkeit eingehalten, nicht aber einen genügen⸗ 
den ſeitlichen Abſtand. Ich halte die Begr. d. Urt. auch zu dieſem 
Punkt für vollkommen zutreffend. Die Entſch. darf natürlich nicht 
etwa dahin mißverſtanden werden, daß der Kraftfahrzeugführer auch 
dann ſtrafbar ſei, wenn er die Vorſchrift des 821b VO. 
eingehalten hat, im letzten Augenblick aber ein Fahrgaſt aus 
der Straßenbahn vor das Kraftfahrzeug ſpringt. Hat der Führer in 
einem ſolchen Fall die Vorſchrift befolgt und im übrigen die ihm 
zuzumutende Sorgfalt beobachtet, ſo liegt eine ſtrafbare Handlung 
nicht vor. RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
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Überholenden nach rechts, alſo die Rückkehr in die normale 
Fahrbahn, nicht zu erſchweren oder gar zu vereiteln. 


Dieſe Pflicht führt dazu, daß der Überholte nicht etwa durch 
plötzliche Vergrößerung ſeiner Fahrgeſchwindigkeit, durch ungenügen⸗ 
des Einhalten der rechten Straßenſeite oder gar durch Ablenken des 
eigenen Wagens nach der linken Straßenſeite dem Wiedereinbiegen 
des Überholenden, ſei es auf kürzere oder längere Zeit, Hinderniſſe 
bereiten, und daß er insbeſ. nicht ein Wettfahren mit dem Über⸗ 
holenden verſuchen darf, um ſich der völligen Überholung zu entziehen. 
Eine Verpflichtung des Führers des überholten Fahrzeuges zum An⸗ 
halten, oder auch nur die Verpflichtung der Verringerung der während 
des überholungsaktes eingehaltenen Fahrgeſchwindiglieit laßt ſich 
allgemein nicht aufſtellen, wobei nicht verkannt werden ſoll, daß ſich 
unter Umſtänden, etwa durch die beſonderen örtlichen Verhältniſſe, 
die Beſchaffenheit der Straße, dort befindliche Hinderniſſe oder aus 
ſonſtigen Grunden der Sicherheit des Verkehrs eine ſolche Pflicht im 
Einzelfalle ergeben kann. 

(BayObech., StS., Urt. v. 18. Jan. 1927, RevReg. I Nr. 720/26.) 


* 

37. 8 23 Abſ. 2 KraftfahrzBert®D. v. 5. Dez. 1925. 
Die Fahrgeſchwindigkeit von Kraftfahrzeugen kann von 
Ortspolizeibehörden nur im Rahmen von Vorſchriften 
für den allgemeinen Fuhrwerksverlehr (8 2 Abi. 1) be⸗ 
ſchränkt werden. Dieſe Beſtimmung gilt von ihrem In⸗ 
krafttreten an ohne Einſchränkung, ſo daß ältere orts- 
polizeiliche Vorſchriften, die ihr nicht entſprechen, von 
da an ihre Wirkſamkeit verloren haben. +) 

Dies ergibt ſich daraus, daß die VO. v. 5. Dez. 1925 einen 
für die Kraftfahrer günſtigeren Rechtszuſtand ſchafft und daß ſie keine 
ältere Polizeivorſchriften aufrechterhaltende Beſtimmung enthält, und ent⸗ 
ſpricht dem 8 6 KraftfahrzG., der die höhere Zuſtändigkeit der Reichs⸗ 
regierung zur Erlaſſung der AusfBeſt. begründet, ſowie dem Art. 10 
Pol StGB., wonach keine ortspolizeiliche Vorſchrift mit Geſetzen und 
mit den über denſelben Gegenftand zuläſſigen VO. im Widerſpruche 
ſtehen darf (vgl. auch die bay. Miniſterialbek. z. Vollz. der Bek. 
über KraftfahrzVerk. v. 18. Mai 1923 [MAL S. 33], zu 8 23 
Ziff. 9 mit Bek. v. 29. Dez. 1925 [M ABl. 1926, 1], Abſchu. II Eiul.). 
Danach fehlt dem 8 90 StraßenpolO. der Stadt F. die Rechts⸗ 
gültigkeit Er beſchränkt die nach 8 18 Abſ. 3 Verk. für Kraft⸗ 
fahrzeuge bis zu 5,5 Tonnen Geſamtgewicht allgemein zugelaſſene 
Fahrgeſchwindigkeit von 30 km in der Stunde. Er tut dies aber 
nicht, wie § 23 Abſ. 2 VerkVoO. zuläßt, im Rahmen von Vorſchriften 
für den allgemeinen Fuhrwerksverkehr. Denn der Abſchn. VII der 
Straßenpol O. ift ſchon äußerlich von der allgemeinen Fahrordnung 
in Abſchn. V getrennt und gibt als feinen Inhalt „beſondere Be⸗ 
ſtimmungen für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen“ an. Aber auch ſach⸗ 
lich iſt die Vorſchrift des § 90, daß Kraftfahrzeuge „langſam fahren“ 
müffen, keineswegs die gleiche wie die im 8 76, wonach die Fuhr⸗ 
werke „im Schritt“ fahren“ müſſen. 

Abgeſehen davon fehlt der Vorſchrift des 8 90 die erforderliche Be⸗ 
ſtimmtheit, die eine Zuwiderhandlung ſicher als gegeben annehmen 
ließe. Der § 90 enthalt weder eine ziſſernmäßige Begrenzung der zu⸗ 
läſſigen Fahrgeſchwindigkeit, noch gibt er, wie dies in den Vor⸗ 
ſchriften der Verk., die ein Langſamfahren anordnen (88 18 
Abf. 3, 20 Abſ. 1), geſchehen iſt, durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Angabe des mit der Fahrtverlangſamung angeſtrebten verkehrspoli⸗ 
eilichen Zwecke ein greifbares Maß für die Beſchränkung der Ge⸗ 
ſchwindigtelt an. Eine Polizeivorſchrift entbehrt aber nach der ſtänd. 
Rſpr. des Bay Obe. der Rechtswirkſamkeit, wenn ſie ſich nicht ſo⸗ 
beſtimmt ausdrückt, daß aus ihrem Inhalte ſelbſt ihre Tragweite feſt⸗ 
geſtellt und der gemeinte Tatbeſtand mit Sicherheit abgegrenzt werden 
Kann (BanoObsG. 13, 9 u. 92). 

(Bay be., StS., Urt. v. 26. April 1927, RevReg. I Nr. 122/27.) 


Zu 17. Der Erlaß der Vorſchriften für den Kraftfahrzeugverkehr 
ſteht nach 86 Automobil. der Reichsregierung zu. Sie hat davon 
durch die VO. v. 5. Dez. 1925 (28. Juli 1926) Gebrauch gemacht. 
8 23 dieſer VO. läßt polizeiliche Vorſchriften nur in gewiſſem 
Umfange und unter gewiſſen Bedingungen zu. Ingbeſ. darf die 
Orts polizei die Autofahrgeſchwindigkeit nur im Rahmen von Vor⸗ 
ſchriften für den allgemeinen Fuhrwerksverkehr beſchränken; ſie 
darf alſo zwar die Geſchwindigkeit für alle Arten Fuhrwerk be⸗ 
ſchränken, aber nicht ſpeziell die Autogeſchwindigkeit. Deshalb ift, 
wie obige Entſch. mit Recht ausſpricht, unwirkſam: 

a) eine Ortspolizeibeſtimmung, wonach Kraftfahrzeuge 30 km in der 
Stunde nicht überſchreiten dürfen; 

b) eine Beſtimmung, daß Kraftfahrzeuge „langſam“ fahren müſſen, 
während andere Fuhrwerke „im Schritt“ fahren ſollen. 

Letztere Beſtimmung wird auch mit Recht wegen Fehlens der er⸗ 

forderlichen Beſtimmtheit beanſtandet. 

über das Inkrafttreten des 823 beſtehen keine ausdrücklichen 


Vorſchriften. Man wird aber mit der Entſch. wohl annehmen dürfen, 


daß ſie entgegenſtehende Ortspolizeivorſchriften ohne weiteres außer 
Kraft ſetzt. RA. Dr. Martin Iſaac, Berlin. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Oberlandesgerichte. 
Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 8 1 Abſ. 2 NMiet®.; 8 148 3PO. Der Streit über die 
Umlegung von Wächterkoſten betrifft die Höhe der geſeß⸗ 
lichen Miete. Das Gericht kann bei Zahlungsklage bi 
zur Entſcheidung des MEN. ausſetzen. 

Für das Mietverhältnis der Parteien gilt die geſetzliche Miete. 
Die Parteien ftreiten jedoch darüber, ob die Kl. als Vermieterin dik 
in ihrer Höhe nicht beſtrittenen Koſten eines Nachtwächters auf bie 
Mieter umlegen darf. Die Kl. fordert mit der Klage den entſpre⸗ 
chenden Betrag von der Bekl, die einwendet, die Beſchäftigung des 
Wächters für das Grundſtück ſei nicht vereinbart, nicht erforderlich 
und früher auch nicht üblich geweſen. Das LG. hat durch den ange 
fochtenen Beſchluß die Verhandlung bis zur Entſch. des MEA. aus? 
geſetzt. Dagegen richtet ſich die Beſchwerde, die unbegründet il. 
Kommt ein Einverſtändnis über die Höhe der geſetzlichen Miete nich 
zuſtande, fo entſcheidet auf Antrag eines Vertragsteils nach 81 Abſ. 2 
NAME. das MEN. In ſolchem Falle kann der Umfang der 
Zahlungspflicht des Mieters weder im Wege einer Feſtſtellungsklage 
noch im Rahmen einer Mietzinsklage des Vermieters feſtgeſteilt 
werden; im letzteren Falle wird das Gericht das Verfahren bis zur 
Entſch. des EA. auszuſetzen haben (Amtl. Begr. bei Brum by, 
RM., 2. Aufl. S. 5 zu § 1). Ein ſolcher Streit über die Höhe der 
geſetzlichen Miete liegt hier vor, weil die Parteien über die Zuläſſig⸗ 
keit von Umlagen, alſo über die Einzelpoſten ſtreiten, aus denen |! 
die geſetzliche Miete zuſammenſetzt. Die Ausſetzung iſt nach 8 14 
3 PO. zuläſſig, weil die Entſch. des Rechtsſtreits von einem Rechts 
verhältnis abhängt, das von einer Verwaltungsbehörde feſtzuſtellen 
iſt. Das MEN. gehört zu den Verwaltungsbehörden oder Verwal 
tungsgerichten. Deshalb ſteht der Ausſetzung nicht entgegen, daß ein 
Verfahren beim MEA. bisher nicht begonnen hat. Es kann dahin 
geſtellt bleiben, ob das Gericht ausſetzen mußte, weil es ſelbſt für bie 
Entſch. über die Berechtigung der Umlage nicht zuständig, andre” 
ſeits aber an die künftige Entſch. des MEA. gebunden iſt. Für die 
Eutſch. auf die Beſchwerde genügt es, daß das LG. zur Ausſetzung 
befugt war. Da die getroffene Maßnahme zuläſſig und ſachgemäß il 
war die Beſchwerde zurückzuweiſen. 

(Kl., 17. ZS., Veit. v. 12. April 1926, 17 W 2079/26.) [G. 
* 


2. 8 553 BOB, Der Mieter, der den Vermieter über 
den vertragswidrigen Gebrauch der Mieträume oder ihr 
unbefugte Überlaſſung an einen Dritten argliſtig ger 
täufcht hat, kann ſich gegenüber der friftlofen Kündigung 
nicht auf die Unterlaſſung einer Abmahnung berufen. ) 

Das RG. hat die Berufung des Bekl. zu 1 mit folgenden EM 
wägungen zurückgewieſen: 

Der Kl. ſtützt feinen Räumungsanſpruch vor allem auf un 
Ges en der Räume ſeitens des Bekl. zu 1 an den 

ekl. zu 2. 4 

Der Bekl. zu 1 kann feine Befugnis zur Weiterverpachtung nich 
aus 85 Abſ. 1 des Pachtvertrages herleiten; denn es kann bei word 
und ſinngemäßer Auslegung dieſer Beſtimmung keine Rede davon 
fein, daß dem Pächter eine Erlaubnis zur „Unterverpachtung“ für 
den Fall ſeiner Behinderung durch Krankheit eingeräumt ſein ſollte. 
Der Bekl. zu 1 ſollte vielmehr in dieſem Falle nach dem eindeutig 
klaren Wortlaut des 8 5 Abſ. 1 nur die Befugnis haben, feine Rech 
aus dem Pachtvertrage an einen dem Kl. genehmen Nat 
folger abzutreten und damit ſelbſt aus dem Pachtverhältnis ne 
Buftimmung des Kl. auszuſcheiden. 

Es kommt demnach die Vorſchrift des § 553 BOB. i. Verb. 
ne Abſ. 2 B60 B., vgl. dazu noch 8 549 Abſ. 1 BGB., zur An 
wendung. 0 

Der Bekl. zu 1, der ohne Erlaubnis des Kl. nicht berechtigt 
war, die Räume weiter zu verpachten, hat unbefugt einen Pachtvertrs 
mit dem Bekl. zu 2 abgeſchloſſen. 1 

In dem Schreiben b. 30. Okt. 1926 hat der Kl. dem Belel. zu 
gegenüber unzweideutig zum Ausdruck gebracht, daß er die Einsetzung 


Zu 2. Mit Recht unterſcheidet das Urt. zwiſchen Unterverbach⸗ 
tung und Abtretung der Pächterrechte. Ob das eine oder ande 
gewollt ift, beſtimmt ſich um Einzelfalle nach den Grundſatzen 
88133, 157 BGB. Der Wille zur Eingehung der Untervermierung 
wird ſchon mit Rücksicht auf die Nichterſtreckung des Vermiet 
pfandrechts des Hauptvermieters auf die eingebrachten Sachen 
Vermieters in der Regel nicht unterſtellt werden können. — & 

Die Abmahnung, die einer außerordentlichen Kündigung — 
8553 BGB. vorangehen muß, wird mit Recht dann nicht erfor en 
wenn die Abmahnung durch vorbedachtes treuwidriges Verha in 
hintertrieben wurde; dem Hinweiſe, daß nicht abgemahnt ſei, dene 
einem ſolchen Falle die Einrede der Argliſt entgegen (ogl. auch 
Rechtsprinzip des 8 162 BGB.). 


RA. Dr. Bruno Stern, Würzburg, 


* 
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eines Unterpächters als Vertragsverletzung anſehe, und ihn erſucht, 
einen dem Vertrage entſprechenden Zuſtand innerhalb kürzeſter Friſt 
serzuftellen. Darin liegt die nach der herrſchenden Rſpr. unbedingt 
notwendige Abmahnung vor Ausübung des außerordentlichen 
Kündigungsrechts aus 8553 BGB. (vgl. RG. 104, 26; dazu RG.: 
Recht 1925 Nr. 1666; Zur. 1925, 603). 

 _ „Überdies würde, ſelbſt wenn die jetzt erwieſene Abmahnung i. S. 
des 5553 BGB. nicht erfolgt wäre, der Bekl. zu 1 ſich jedenfalls 
nicht mit Erfolg auf das Fehlen einer Abmahnung berufen können, 
weil dieſer Verteidigung des Bell. zu 1 die Replik der Arg⸗ 
tft entgegenſtehen würde. 

Es erſcheint dem Sen. ausgeſchloſſen, daß der Bekl. zu 1 den 
Pachtvertrag“ mit dem Bekl. zu 2 nicht ſelbſt von vornherein als 
Pachtvertrag erkannt haben ſollte, zumal für den Behl. zu 1 als 
Berliner Gaſtwirt, der ſelbſt mit dem Kl. einen Pachtvertrag ab⸗ 
eſchloſſen hat, nach allgemeiner Erfahrung dieſer Rechtsbegriff im 
Gegenſatz zu einem bloßen Stellvertretervertrag etwas durchaus Ge⸗ 
läufiges bedeutet haben muß. Nichtsdeſtoweniger hat der Bekl. zu 1 
bewußtermaßen den Kl. in den Irrtum verſetzt, der Bell. zu 2 ſei 
nur ſein Stellvertreter, und dieſes Verhalten mit Vorbedacht auch 
noch während des Rechtsſtreites in erſter Inſtanz fortgeſetzt. Der 
Bekl. zu 1 würde ſomit, falls etwa eine gehörige Abmahnung unter- 
blieben ware, durch fein bereits von dem Vorderrichter treffend ge⸗ 
kennzeichnetes, vorbedacht treuwidriges Verhalten eine ſolche Ab⸗ 
Mahnung in einer mit Treu und Glauben nicht vereinbaren Weiſe 
Aintertrieben haben. Gegenüber einem ſolchen Verhalten des Bell. 
zu 1 würde deſſen Bezugnahme auf eine etwa fehlende Abmachung in 
einem Treu und Glauben verletzenden Widerſpruch ſtehen und arg⸗ 
liſtig erſcheinen, dergeſtalt, daß die gehörige Abmahnung als geſchehen 
unterſtellt werden muß (vgl. Rc. 87, 283 1); 107, 181 ), 363; 108, 
110; 109, 309; JurR. 1926, 1350, RG. v. 17. Dez. 1926, III 446/27: 

W. 1927, 658 u. Anm. 6 dazu; ſ. auch Sörgel, BGB., 1926, zu 
242 Nr. 5 S. 289). 
GG., 17. 3 S., Urt. v. 16. Juni 1927, 17 U 2481/27.) 

Mitgeteilt von KR. Dr. Bernſten, Berlin. 


* 


3. 84 Preis Tro. v. 13. Juli 1923. Die Verein- 
barung von mehr als 2% Monatszinſen vom 1. April bis 
Ende 1924, 1½% i. J. 1925 und ¼%½ feit dem 1. Jan. 1926 
iſt ungültig. 


Unbegründet iſt die Klage, ſoweit ſie auf mehr als die zu⸗ 
eſprochenen Zinſen gerichtet iſt. Inſoweit liegt für eine Leiſtung zur 
efriedigung des täglichen Bedarfes, als welche das an die Bekl. 
gewährte Darlehn anzuſehen ift, eine Vergütung vor, die unter Be⸗ 
tückſichtigung der geſamten Verhältniſſe einen übermäßigen Verdienſt 
enthält und daher unwirkſam ift (5 4 Preis TrVO. v. 13. Juli 1923). 
KG., 18. 3 S., Urt. v. 3. Nov. 1926, 18 U 5838/26.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Benſche, Berlin. 


* 
Sreslau. 
€; 4. 88 435, 436 HG B.; 88 60, 68, 70, 76 EVO. Die 
‚ Jenbahn hat als Frachtführer gegen den Empfänger 
einen Anſpruch auf Zahlung der bei unrichtiger Angabe 
es Inhaltes des Gutes verwirkten Frachtzuſchläge. 

Kl. als Adreſſatſpediteurin hat eine an ſie gerichtete Bahn⸗ 
dung bei der Eiſenbahn durch Zahlung der im Frachtbriefe ber 
zechneten Fracht eingelöſt und angenommen. Das Gut war im 
Frachtbriefe nach Angabe der bekl. RBahncheſellſch. unrichtig dekla⸗ 
Jer, die Reichsbahn forderte deshalb nachträglich Mehrfracht und 
Zuschläge, zog dieſe Beträge von der Kl. ein, Kl. forderte ſie zurück. 
N Der Streit, ob Kl. für dieſe Zuſchüſſe haftet, iſt zugunſten der 

l. entſchieden. 
Se Das Geſetz gewährt der Eiſenbahn gegen den Empfänger der 
zndung nach Einlöſung des Gutes nicht die gleichen Anſprüche, 
di wenn das Gut erſt gegen Bezahlung der Frachtſchuld ausgehän⸗ 
eint werden ſoll. Das ergibt der verſchiedene Wortlaut in 8 435 HB. 
einerſeits und 8436 HGB. andererſeits und ebenſo im 8751 CVS. 
note felt und 576% EVO. andererſeits. Iſt das Gut dem Empfänger 
dart nicht übergeben und noch nicht angenommen, ſo iſt die Eiſen⸗ 
a zur Übergabe nur gegen Zahlung aller „durch den Frachtver⸗ 
En. überhaupt begründeten Forderungen verpflichtet. Hat der 
o pfänger aber das Gut mit dem Frachtbrief ſchon angenommen, 
lei er nur noch „nach Maßgabe des Frachtbriefes“ Zahlung zu 
ziſten. Der geſetzgeberiſche Zweck der Unterſcheidung iſt, wie die 
fort zutreffend ausgeführt hat, der, daß der Empfänger gegen Nach⸗ 
Aber ungen der Bahn geſchützt werden ſoll, welche bei der Entſch. 
11 55 die Annahme des Gutes noch nicht erkennbar waren. Dazu iſt 
rut wie der Bekl. zuzugeben iſt, nicht erforderlich, daß die For⸗ 
men gem der Eiſenbahn ausdrücklich auf dem Frachtbrief ver⸗ 
erkt ſind. Es genügt vielmehr, daß ſie ſich aus dem Frachtbriefe 


I JW. 1816, 184. 2) JW. 1924, 535 
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auf Grund der Vorſchriften der darin angezogenen EVO. ergeben. Das 
iſt aber nicht der Fall, wenn, wie hier geſchehen ſein ſoll, das Gut 
falſch bezeichnet, die Fracht aber auf Grund dieſer Bezeichnung zu⸗ 
treffend nach dem Tarif errechnet iſt. Die Verpflichtung zur Nach⸗ 
zahlung ſolchen Frachtunterſchiedes iſt aus 8 70 EVD. nicht 
herzuleiten. Wäre ſie es aber, jo würde nach § 702 EVD. der Emp⸗ 
fäuger der Bahn wiederum nur in den Grenzen des 8764 EVO. 
haftbar fein, wie durch die Verweiſung im $ 702 EVO. klargeſtellt 
iſt. Die Verpflichtung zur Zahlung des Frachtzuſchlages wegen 
unrichtiger Angabe des Inhalts der Sendung trifft den Empfänger 
nach Annahme des Gutes aber nach 8 60 EVO. auch wiederum nur 
„gem. § 76 Abſ. 4“ EV O., d. h. der Empfänger haftet nach der Ans 
nahme des Gutes nur nach Maßgabe des Frachtbriefes. 

Was die Bekl. gegen die Auslegung angeführt hat, war nicht 
überzeugend. Dies gilt beſonders von den Hinweiſen auf die Faſſung 
der entſprechenden Vorſchriften des Internationalen Übereinkommens 
und auf die Entſtehungsgeſchichte des Geſ. Wenn damals erklärt 
wurde, daß der Empfänger auch für nachträglich abgeforderte, im 
Frachtbrief nicht beſonders vermerkte Frachtzuſchläge haften ſolle, 
jo ſteht das auch keineswegs in Widerſpruch mit der hier vertrete⸗ 
nen Auffaſſung. Zu fordern iſt vielmehr nur, daß die Mehrzahlung 
aus dem Frachtbrief nur überhaupt irgendwie ſonſt erkennbar iſt. 
Das iſt aber im Fall der falſchen Bezeichnung des Gutes durch den 
Abſender nicht der Fall. 

Die Erwägung, daß der Empfänger durch Annahme des Gutes 
das Pfandrecht der Eiſenbahn zum Erlöſchen bringt, führt gegenüber 
dem Wortlaut des Gef. und gegenüber jenem geſeggeberiſchen Grunde, 
den Empfänger gegen unvorherſehbare Nachforderungen zu ſchützen, 
nicht notwendig dazu, daß er wegen Erlöſchens des Pfandrechts 
nunmehr auch für unvorherſehbare Mehranſprüche der Bahn einſtehen 
müßte und auf einen bielfeicht, aber möglicherweiſe nicht immer, 
beſtehenden Erſatzanſpruch gegen den Abſender zu verweiſen wäre, 
während die Bahn nach Verluſt des Pfandrechts in jedem Falle 
ihren Schuldner in ihrem Vertragsgegner hat und ſich der Schuldner⸗ 
ſchaft des Empfängers nur dadurch begeben hat, daß ſie ihre Mehr⸗ 
anfprüche nicht alsbald bei der Ablieferung geltend gemacht hat. 
Der Empfänger dagegen muß ſich auf die Richtigkeit der Fracht⸗ 
briefangaben verlaſſen können, ſchon weil ihre Nachprüfung für ihn 
ſchwieriger iſt, als für die Eiſenbahn. Das führt keineswegs dazu, 
daß er nur dann für Mehrfracht und Zuſchläge haftet, wenn im 
Frachtbrief vermerkte Mehranſprüche verſehentlich nicht bei der Aus⸗ 
lieferung des Gutes eingezogen wurden. Vielmehr kann die Mehr⸗ 
forderung aus den Frachtbriefangaben auf Grund der END. auch 
ohne ſolchen Vermerk erkennbar ſein, und ſelbſt dann kann die Haf⸗ 
tung des Empfängers für die Nachforderung der Bahn begründet 
ſein, wenn die Frachtbriefbezeichnung erſt nach der Einlöſung des 
Gutes unrichtig wird, die Mehrforderung der Bahn erſt nachträglich 
deshalb entſteht, weil der Empfänger ſelbſt das Gut anders ver⸗ 
wendet, als im Frachtbrief angegeben iſt, z. B. durch Ausfuhr der 
nach dem Frachtbrief nur zur Verwendung im Inlande beſtimmten 


Güter. Wenn die Rſpr. auch hier den Empfänger für die Mehr 


forderung der Bahn haften läßt, ſo ſteht das nicht in Widerſpruch 
mit der oben vertretenen Geſetzesauslegung. Denn in dieſem Falle 
hat der Empfänger ſelbſt (oder ſein Nachmann) die Unrichtigkeit der 
Frachtbriefangabe herbeigeführt, und dafür muß er einſtehen, weil 
der Anlaß, ihn zu ſchützen, nicht gegeben iſt, wenn er die Unrichtig⸗ 
keit der Angabe des Frachtbriefes kennt oder ſonſt zu vertreten hat, 
(OLG. Breslau, 4. ZS., Urt. v. 26. Sept. 1927, 4 U 57/27.) 


Mitgeteilt von Geh. Juſtizrat Dr. Heilberg, Breslau 


* 
Celle. 

5. 8 1042 3PO. Der Vollſtreckungsbeſchluß gemäß 
$ 1042 3 PO. kann erſt ergehen, nachdem die Aufhebungs⸗ 
klage rechtskräftig abgewieſen iſt. 

(OL. Celle, 8. 3 S., Beſchl. v. 1. Okt. 1927, 8 W 191/27.) 
Mitgeteilt von RA. G. Wortelboer, Bremen. 


* 
Hamburg. 

6. 88 54, 831 BG B. Ein nichtrechtsfähiger Verein (Ge⸗ 
werkſchaft) haftet für rechtswidrige Handlungen einzelner 
ſeiner Mitglieder oder Beauftragten nur im Rahmen des 
§ 831 BGB. f) 

Das erk. Gericht vermag der Entſch. des 2. Sen. dieſes Ge⸗ 
richts, das eine Haftung des nicht eingetragenen Vereins für rechts⸗ 
widrige Handlungen ſeines Vorſtands oder eines verfaſſungsmäßig 

Zu 6. Der 5. ZS. des OLG. Hamburg folgt in der Ablehnung 
des § 31 für Vereine ohne Rechtsfähigkeit der herrſchenden Lehre, 
ohne in der Begründung etwas Neues zu bringen. Der Verſtoß des 
2.838. desſelben Gerichts (JW. 1924, 1882 5) beruhte indeſſen auf 
ſehr beachtlichen Billigkeitserwägungen, wenn auch die Begründung 
nicht frei von Widerſprüchen war, wie Hoeniger in der Note 
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berufenen Vertreters annimmt (JW. 1924, 1882), grundſätzlich 
nicht beizutreten. Eine ſolche Regelung hat das BGB. für rechts⸗ 
fähige Vereine eigens in § 31 getroffen. In 8 54 BGB., der die 
Rechtsſtellung des nicht rechtsfähigen Vereins und ſeiner Mitglieder 
ganz anders regelt als bei dem rechtsfähigen, fehlt es an der für 


a. a. O. bemerkte 1). Es war für das Problem ſelbſt nicht förderlich, 
daß gerade ein Fall, in dem eine Gewerkſchaft betroffen war, zu 
neuer Unterſuchung Anlaß bot; denn für ſie iſt in der Tat die 
Haftung nach 8 31 höchſt gefahrvoll, und gerade dieſe Gefahr war 
ein weſentlicher Grund für die Berufsvereine der Arbeitnehmer, die 
für ihre Organiſation ſonſt angemeſſene Rechtsfähigkeit nicht zu er⸗ 
werben. Trotzdem darf das Problem nicht mit dauerndem Hinblick 
auf die Lage der Gewerkſchaften betrachtet werden, ſondern es muß 
ganz allgemein unterſucht werden, ob es wirklich nach geltendem Recht 
unvermeidbar ift, mit den von der h. L. ſelbſt nicht verkannten höchſt 
unerfreulichen Ergebniſſen ſich abzufinden. Die vom 2. 3S. OLG. 
Hamburg hervorgehobene Unbilligkeit hat im Schrifttum (Hachen⸗ 
burg, BGB. S. 487; Dernburg, Lehrbuch des BGB. I 88 66 
IV, 79 V; Binder, Problem S. 121; Hölder, Natürl. u. jur. 
Perſ. 352; Hellwig, Anſpruch und Klagrecht S. 274 Anm. 26 a; 
neuerdings: Rombach: ArchgivPrax. 120, 267 ff. mit ausführ⸗ 
licher Begründung; Rupprecht, Diſſ. Jena 1927; wohl auch 
Haff, Inſtit. der Perſönlichkeitslehre [1918] S. 116 u. insbeſ. 
Oertmann, Komm. Allg. Teil [1927] 8 54) und in der Praxis 
(OG. Karlsruhe nach Badgſpr. 1906, 121; OLG. Düſſeldorf [OLG⸗ 
Rſpr. 22, 115]; OLG. Hamburg a. a. O.; angeblich auch Baygpflg. 
1913, 466 [mir nicht zugänglich) immer wieder zu Verſuchen geführt, 
auch die Vereine ohne Rechtsfähigkeit dem 831 BGB. zu unter⸗ 
werfen; ſie hat neuerdings entſchieden Fortſchritte gemacht, und es 
iſt von nicht zu unterſchätzender Bedeutung, daß der 2. ZS. OLG. 
Hamburg ſich gegen die h. L. und die klare Stellungnahme des RG. 
(RG.: Warn. 1917 N. 263; 1913 N. 449; JW. 1913, 35; 1913, 
737; RG. 91, 74) aufzulehnen gewagt hat. Gewiß iſt Hoeniger 
(JW. 1924, 18825 Note) durchaus zuzuſtimmen, daß wir nicht eine 
fach unter Berufung auf der Billigkeit der Haftung des nicht rechts⸗ 
fähigen Vereins für die unerlaubten Handlungen ſeiner Vertreter an⸗ 
nehmen dürfen; aber bei näherem Zuſehen erweiſen ſich alle Gründe, 
die gegen die analoge Anwendung des $ 31 vorgebracht werden, als 
Erwägungen der Begriffsjurisprudenz oder verlieren ihre ſcheinbare 
Bedeutung. 

I. Die fonft jo förderliche Organſchaftstheorie gab durch ihre 
Lehre, die juriſtiſche Perſon ſei deliktsfähig, weil ſie eben durch ihre 
Organe ſelbſt die unerlaubte Handlung begehe, den Anſtoß zu der in 
der Literatur immer wiederkehrenden Behauptung, der Verein ohne 
Rechtsfähigkeit könne nicht nach 8 31 BGB. haftbar werden, weil 
er keine „Organe“ habe, ſondern nur „Bevollmächtigte“ aufſtelle (ſo 
ſchon Fuld, SeuffBl. 67, 160; ſ. auch Rupprecht a. a. O. 7ff., 
14; Petri, IheringsJ. 73, 119/20 u. a.; wohl auch RG. 91, 
74). Ganz abgeſehen davon, daß die Organſchaftstheorie für das 
BGB. nicht maßgebend war („Vertreter!“), ſondern Zwechmägßighkeits⸗ 
erwägungen zur Aufſtellung des 831 führten (Motive I, 102/03), iſt es 
eine „formaljuriſtiſche Betrachtungsweiſe“ (Rombach a. a. O. S. 273) 
aus einem techniſchen Hilfsmittel derartig weittragende Folgerungen 
gewinnen zu wollen. (Vortrefflich das bei Haff a. a. O. S. 290 zit. 
Urt. des Schw. Bundesgericht [1915]: „Wenn das Zivilgeſetzbuch auf 
die Organſchaftstheorie hinweiſt, ſo iſt dazu zu ſagen, daß der Geſetz⸗ 
geber damit nur Rechts ſätze aufgeſtellt hat und keine Theorie. 
Dieſe Rechtsſätze laſſen ſich auch aus andern Rechtslehren ableiten.“ ]) 
„Organ“ iſt nur ein Bild, um uns die Vorſtellung zu erleichtern, daß 
die Körperſchaft durch ihre Vertreter am Rechtsverkehr teilnimmt; 
daß aber der Verein — mag er rechtsfähig ſein oder nicht — als 
ſozialer Organismus ein ſelbſtändiges Gebilde über ſeinen Mitgliedern 
bildet und als ſolcher am Rechtsverkehr ſich beteiligt, iſt heute er⸗ 
kannt und in der praktifchen Rechtshandhabung längſt verwirklicht. 

Verwandt mit dieſer Begründung iſt die Behauptung, die An⸗ 
wendung des 8 31 auf Vereine ohne Rechtsfähigkeit führe zu einer 
unſerem Recht unbekannten Haftung für fremdes Verſchulden: wenn 
der Verein Rechtsfähigkeit erworben habe, dann werde das Ver⸗ 
ſchulden ſeiner Organe als ſein eigenes Verſchulden gedeutet, der nicht 
rechtsfähige Verein aber habe nur gewöhnliche Vertreter (Rhom⸗ 
berg, Körperſchaftliches Verſchulden S. 102, 115 ff.; Pünder, 
Diff. Jena [1910] S. 16 ff.). Dieſe Begründung iſt nicht nur be⸗ 
ſtritten (ſ. Klingmüller, Haftung für Vereinsorgane, der gerade 
darin Haftung für fremdes Verſchulden ſieht), ſondern auch nicht 
einwandfrei, weil § 31 überhaupt nicht auf ein Verſchulden abhebt 
und unſerem bürgerlichen Recht auch die Verurſachungshaftung be⸗ 
kannt iſt — gerade bei großen Unternehmungen. Zudem müßte man 
mit derſelben Begründung auch die Anwendung des 8 831 auf 
Vereine ohne Rechtsfähigkeit ausſchließen (jo anſcheinend Crome l, 


1) Ich bin übrigens eher geneigt, an einen Druckfehler im Be⸗ 
richt zu glauben; das Gericht hat wohl ausgeführt, daß 8 31 nicht 
unmittelbar anwendbar ſei. 
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dieſen Verein für ausdrücklich 
oder an einer Verweiſung auf 
riſchen Standpunkt liegen die Fälle nicht gleichartig, 
Haftung für Handlungen des Vorſtands nicht nur die 
Vereinsvermögens, ſondern ſämtlicher Mitglieder Platz 


262, konſequent Rhomberg a. a. O. 102 und mit aller Schärfe 
Rupprecht a. a. O. S. 74, 811) 5 5 
Am einfachſten iſt natürlich die Ablehnung der Analogie aus 
8 31, wenn man ihn als ſinguläre Vorſchrift hinſtellt (jo noch 
v. Tuhr, Allg. Teil I, 583) und ſich auf 8 54 BGB. beruft, um 
einen „klaren“ Beweis dafür zu haben, daß Vereine ohne Rechts“ 
fähigkeit nicht nach Vereinsrecht beurteilt werden dürfen (ſ. Neu“ 
kamp: L. 1914, 333; Joſef: JW. 1925, 597; dagegen: Rom 
bach, Archgivprax. 120, 267). Wir wiſſen aber heute, daß 8 54 
eine entſprechende Anwendung auch anderer als Geſellſchaftsregeln 
nicht im Wege ſteht, und ob 8 31 wirklich nur für juriſtiſche per“ 
fonen gelten kann, das iſt gerade das Problem. , 

II. M. E. kann — ſo hoch ich auch ein Arbeiten mit Begriffen 
und methodiſches Aufbauen einſchätze — die Frage nicht auf kon? 
ſtruktivem Wege gelöft werden (wie ſicher man mit Folgerungen 
nur aus Begriffen immer wieder zu einem non liquet gelangt, ber 
weiſt mit aller Deutlichkeit RG. 71, 4 = JW. 1909, 253. Eine 
juriſtiſche Perſon kann ſtrafrechtlich nicht verurteilt werden, daraus 
darf man aber nicht folgern, daß, wenn ein Schadenserſatzanſpruch 
gegen fie von einem ſtrafrechtlichen Urteil abhängt, dieſer Anſpruch 
zu verſagen wäre); vielmehr iſt auch hier nach der Methode der 
hiſtoriſchen Intereſſenjurisprudenz zu erforſchen, welches die für das 
geſetzliche Werturteil maßgebenden Intereſſen waren und wie ſich heute 
die Intereſſenlage darſtellt. Darauf kann innerhalb dieſer Anmere 
kung nur kurz eingegangen werden. 

Aus der Entſtehungsgeſchichte des 8 54 entnimmt Neukamp 
(23. 1914, 334) mit Recht den Willen des Geſehgebers, Geſell⸗ 
ſchaftsrecht auf die Vereine ohne Rechtsfähigkeit Anwendung finden 
zu laſſen. Es hat zwar den Anſchein, als ob der Geſetzgeber ſich im 
ſpeziellen die Folgen der Anwendung des Geſellſchaftsrechts für un? 
erlaubte Handlungen des Vorſtandes eines nichtrechtsfahigen Verein? 
überhaupt nicht überlegt hat; trotzdem liegt die perſönliche Haftung 
der einzelnen Mitglieder i. S. ſeiner Tendenzen und die Geltung d 
8 831 iſt die notwendige Folge ſeiner Anordnung. Politiſche er 
wägungen und das Beſtreben, die Gläubiger des nichteingetragen 
Vereins zu ſchützen, geben den Ausſchlag für die Unterſtellung der 
Vereine ohne Rechtsfähigkeit unter Geſellſchaftsrecht. . 

Der gegenwärtige Rechtszuſtand iſt jo unerfreulich und wider, 
ſpruchsdoll Oertmann, NSArbR. 1921, 306), daß er — wie ſaß 
allgemein zugegeben wird — zu den ernſteſten Bedenken Anlaß gibt, ur 
iſt um fo unbefriebigender, weil es mehr als fraglich iſt, ob der 
laſtungsbeweis des 8831 — ganz abgeſehen davon, wie er zu führen 
wäre (ſ. darüber eingehend: Pünder a. a. O. und Anna Marz, 
Diſſ., Freiburg 1925) — vom Verein überhaupt erbracht werden lauf 
(ſ. Rombach, ArchgivpPrax. 120, 274; auch Weigert, bei Kasko. 
Koalitionen und Koalitionskampfmittel [1925] S. 199), und wein di 
weite Auslegung des 850 II ZPO. dem verklagten nichtrechts 
fähigen Verein im Rechtsſtreit volle Rechtsfähigkeit zuſpricht, jo daß 
er hier für die zum Schadenserſatz verpflichtenden Grundlagen fen 
Organe (3. B. argliſtige Verteidigung) haftbar wird. So ſtehen dis 
Intereſſen der Allgemeinheit einer gleichen Behandlung der i 
rechtsfähigen Vereine mit den rechtsfähigen auf dieſem Gebiet m 
entgegen. Die beſonderen politiſchen Intereſſen an der Niederhallung 
der mit Mißtrauen betrachteten politiſchen, ſozialpolitiſchen W 
religiöſen Vereine find zumindeſt ſeit der neuen Verfaſſung M 
gefallen. Die wirtſchaftliche Intereſſenabwägung führt nicht mehr en 
faſt ausschließlicher Berückſichtigung der Dritten, die mit dem Bere 
in Rechtsbeziehung treten, ſeitdem die Rechtsentwicklung die Haftung 
der Vereinsmitglieder mit ihrem Privatvermögen bei rechtsgeſcheg 
lichen Schulden re vera beſeitigt hat; jedenfalls iſt der nach 8 15 
wenigſtens theoretiſch mögliche Entlaſtungsbeweis nur eine Erſchwer e 
für die Gläubiger. Damit hat die für den Geſetzgeber Kauf 5 
Intereſſenlage ſich heute vollkommen verſchoben, fo daß wir für 
Gebiet der unerlaubten Handlung vor einer Lücke des Geſetzes If 
Es bleibt zu prüfen, welche Löſung die heute maßgebenden Interel e 
und die Grundprinzipien des Verbandsrechts gebieten. 20 er⸗ 
öffentlichen Intereſſen (Billigkeit, Rechtssicherheit) bei der u 
wiegenden Bedeutung der Vereine ohne Rechtsfähigkeit eine ang ut; 
Auwendung des 8 31 erwünſcht erſcheinen laſſen, wurde ſchon ber e 
ebenſo, daß die Intereſſen Dritter nicht entgegenſtehen. Aber auc) 
Stellung, die ſich der Verein ohne Rechtsfähigkeit ſachlich wie uten 
lich heute erobert hat, entſpricht es, daß er für die unerla 
Handlungen feiner verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter ein "lat 
muß. Die Haftung für die Delikte feines Vorſtandes iſt das Kone 
feiner Verſelbſtändigung, die ihn heute von der Geſellſchaft ; 
ſcheidet. Der einzig beachtliche Grund der heute noch gear ann, 
Deliktshaftung des nichtrechtsfähigen Vereins angeführt werden 
beſteht in dem ſchutzwürdigen Intereſſe der Vereins pitglieder; 


hat 
jer 
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würde, und zwar ohne die bei vertraglicher Haftung gegebene Mög⸗ 
lichkeit einer Beſchränkung auf das Vereinsvermögen (NE.: Warn- 
Rſpr. 17, 420). 

Es muß daher mit der herrſchenden Meinung daran feſt⸗ 
gehalten werden, daß der nicht rechtsfähige Verein für Handlun⸗ 
gen feiner Organe nur im Rahmen von $ 831 BOB. hafte. 

(Oesch. Hamburg, 5. 38, Urt. v. 29. Juni 1927, V 173/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. M. Eichholz, Hamburg. 
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das NG. wie die h. L. (RG. Warn. 1917 N. 263; v. Gierke, 
Vereine ohne Rechtsfähigkeit S. 19 Anm. 29; Neukamp, LZ. 1914, 
336 — der übrigens [mie Rombach richtig bemerkt] irrtümlich 
9 735 heranzieht — Hoeniger: JW. 1924, 1882 6; Weigert, 
bei Kaskel, Koalitionen S. 193) gehen davon aus, daß die An⸗ 
wendung der $ 31 zur unbeſchränkten Haftung der ſämtlichen Vereins⸗ 
mitglieder mit ihrem Privatvermögen für die Deliktsſchulden des 
nichtrechtsfähigen Vereins führen müßte. Gewiß verſagt hier das bei 
der Haftung für rechtsgeſchäftliche Schulden beliebte Hilfsmittel der 
ſtillſchweigenden Vereinbarung; indeſſen ſei nur nebenbei bemerkt, daß 
das doch genau ebenſo bei Vereinsſchulden nach § 831 gelten müßte, 
dei denen es ja höchſt fraglich iſt, ob ein einzelnes Mitglied ſich 
exkulpieren kann oder der Mehrheitsbeſchluß ſchlechthin alle bindet 
o RG.: JW. 1913, 737 und OLG. Karlsruhe; BadRipr. 1906 
>. 121). Aber der Einwand der h. L. verliert überhaupt alle feine 
Schrecken, ſobald man erkennt, daß allein das Vereinsvermögen 
haftet, während von einer Haftung der einzelnen Vereinsmitglieder — 
wenigſtens bei Vereinen mit idealen Zwecken (dieſe Einſchränkung 
kann hier nicht nähen begründet werden) — keine Rede ſein kann. 
Der Ausſchluß der perſönlichen Haftung der Mitglieder für die 
Vereinsſchulden entſpringt der Natur des nichtrechtsfähigen Vereins, 
wie er im Rechtsverkehr auftritt, und ergibt ſich ſo ohne jede künſt⸗ 
liche Konſtruktion (die Praxis hat ſich mit Mühe den Haftungs⸗ 
ausſchluß trotz der bündigen Widerlegung ihrer Begründung durch 
M. Rümelin [Archgivprax. 101, 361 ff.) und Eckſtein 
IheringsJ. 55, 253 ff.] erkämpft, ihr Ergebnis iſt aber neuer⸗ 
dings durch die ſeltſame Entſch. RG. 90, 173 wieder bedroht; zu 
allem überſah fie die notwendige Sonderbehandlung wirtſchaftlicher 
Vereine) ohne weiteres für rechtsgeſchäftliche wie deliktiſche Schulden 
(io ſchon Rombach, ArchgivPrax. 120, 272 [mit bedenklicher Be⸗ 
gründung] und überzeugend Petri, Iherings J. 73, 127ff. [jedoch 
mit unbegründeter Beſchränkung auf Quaſidelikte]). „Der nichtrechts⸗ 
jähige Verein bildet zwar letzten Endes keine ſelbſtändige Perſönlich⸗ 
beit, er iſt aber rechtlich derartig geſondert geſtellt und als körper⸗ 
ſchaftsähnliches Gebilde herausgehoben, daß er materiell für ſich faß⸗ 
bar iſt. Die einzelnen typiſchen Merkmale zeigen alle das gleiche Bild 
zines von der Geſamtheit feiner Mitglieder unterſchiedlich behandelten 
Weſens“ (Petri a. a. O. S. 131). Somit ſpricht die heutige Inter⸗ 
eſſenabwägung für Haftung des Vereins bei unerlaubten Handlungen 
ſeines Vorſtandes analog 8 31 unter gleichzeitigem Ausſchluß der 
berſönlichen Haftung der einzelnen Mitglieder. Bei dieſer Bedeutung 
der Fortbildungsintereſſen vermag das Beharrungsintereſſe, das von 
den Berufsvereinen vorgebracht werden könnte, nicht die Wagſchale 
zugunsten des bisherigen Werturteils zu belaften. So ſehr man auch 
zweifelhaft fein kaun, ob die unbeſchränkte Haftung der Berufsvereine 
T Schadenszufügungen durch rechtswidrige Handlungen bei Arbeits⸗ 
fampfen den öffentl. Intereſſen entſpricht (ſ. dazu Hoeniger: JW. 
1924, 18825; Dertmann: NZArbR. 1, 295ff.; Nipperdey, Ver⸗ 
andl. d. 34. D. Juriſtent., Gutachten S. 420ff.), fo wenig gerecht wäre 
8, um ihrer Sonderſtellung willen alle nichtrechtsfähigen Vereine weiter⸗ 
M einer unpaſſenden Behandlung zu unterwerfen. Denn jedenfalls iſt 
r gegenwärtige Rechtszuſtand für ſie nicht weniger gefährlich als die 
rgeſchlagene neue Löſung (die Gefahr der gegenwärtigen Lage er⸗ 
unen Weigert a. a. O. S. 200; Oertmann a. a. O. S. 305/06 
Fan Nipperdey a. a. O. S. 421 ebenfalls an), ja, er bedroht ihre 
glieder mit der Gefahr ſchwerer perſönlicher Haftung. Es bleibt 
iner zu prüfen, ob nicht die Vorausſetzungen für widerrechtliche 
ädigungen durch Boykott und Streikmaßnahmen noch weiter ein⸗ 
uſchränken ſind, als das bisher ſchon in der Praxis geſchah, und 
e weit insbeſondere die in der Praxis — JW. 1913, 35 — auf⸗ 
ten Zweifel an der Überſpannung des ſubjektiven Rechts auf 
ungeſtörten Gewerbebetrieb begründet ſind. Falls aber wirklich eine 
vechtewidrige Schädigung im Arbeitskampf durch die Gewerkſchaft 
orſchuldet wurde, ſo vermag ich nichts Ungerechtes darin zu ſehen, 
dab ſie dafür auch einzuſtehen hat. (Eine Beſchränkung der Haftung 
be, ege ferenda, wie z. B. Oertmann a. a. O. es vorſchlägt, wäre 
Ocrüßenswert; der Praxis fehlt dazu die Handhabe. Deshalb ſtimmt 
5 nach Hoeniger, Jahrbuch des ArbRehts V — Dertmann: 
des 8, ArbRecht 1924, 106 [mir nicht zugänglich] dem Urteil 
Rech Sen. auch zu; über ſonſtige Reformvorſchläge und ausländiſches 
gebe dal. Nipperdey a. a. O. S. 425ff.) Auch für den Arbeit- 
weber geht der Kampf um Sein oder Nichtſein. Erfahrungsgemäß wird 
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7. 882,43 ff. VVG. Die Abſchlußvollmacht des Ver⸗ 
ſicherungsagenten berechtigt nicht zum Abſchluß unge⸗ 
wöhnlicher, von dem normalen Verſicherungsvertrag ab⸗ 
weichender Verträge. f) 

(OLG. Hamburg, Urt. v. 28. April 1927, II 89/27.) 

Abgedruckt JW. 1927, 2438. 


* 


die Frage aber nicht oft praktiſch, da meiſt der Friedensſchluß die 
Erſatzanſprüche abſchneidet ((. Weigert a. a. O. S. 192). 

Unſere Beurteilung der Intereſſenlage ſtimmt endlich auch überein 
mit den Grundprinzipien des Körperſchaftsrechts. 831 BGB. iſt eine 
allgemeine Zweckmäßigheitsvorſchrift, die auf dem Gedanken beruht, 
daß ein Verband, der durch ſeine Vertreter am Rechtsverkehr teil⸗ 
nimmt, auch außerkontraktlich für deren Handlungen einzuſtehen hat. 
Mit Recht hat ſie die Praxis daher auf alle juriſtiſche Perſonen er⸗ 
ſtreckt (3. B. R.: JW. 1911, 939 2); aber die Vorſchriſt iſt nicht 
eine Folge der Rechtsfähigkeit, weshalb das NG. auch die GmbH. 
(3. B. RO. 91, 72) und die offene Handelsgeſellſchaft (RG. 76, 48) 
nach 8 31 für haftbar erklärt hat. (Hierauf hebt Rupprecht 
Diſſ. Jena 1922] S. 93 beſonders ab.) Der analogen Anwendung des 
8 31 auf Vereine ohne Rechtsfähigkeit ſteht heute 8 54 nicht mehr 
entgegen; vielmehr entſpricht ſie gerechter Würdigung der jetzt maß⸗ 
gebenden Intereſſen wie den Prinzipien des Verbandsrechtes. 

Prof. Dr. Stoll, Tübingen. 


Zu 7. A. Anm. von Gerhard. 


B. Kl. war bei der Bekl. gegen Einbruchdiebſtahl verſichert und 
verlangte Entſchädigung für einen ihm am 21. Jan. 1926 geſtohlenen 
Pelz; der Verſicherungsſchein war datiert v. 26. Jan. 1926 und lau⸗ 
tete auf die Zeit vom 12. Jan. 1926 bis dahin 1927; er war von 
der Subdirekkion der Bekl. ausgeſtellt, die zum ſelbſtändigen Ab⸗ 
ſchluß von Verſicherungsverträgen ermächtigt war und deren Inhaber 
vorher durch den Agenten erfahren hatte, daß bereits am 21. Jan. 
der Diebſtahl erfolgt war. 

Durch einen Abſchluß wird dev Machtgeber verpflichtet, ſelbſt 
wenn der Dritte weiß, daß der fragliche Abſchluß für den Macht⸗ 
geber ungünſtig iſt. Nur wenn der Dritte mit Hilfe des die Voll⸗ 
macht mißbrauchenden Vertreters den Vollmachtgeber vorſätzlich ſchä⸗ 
digen wollte, liegt eine ſittenwidrige Kolluſion vor, die den Dritten 
nach 8 826 ſchadenspflichtig macht, dem Vertretenen auch eine Ein⸗ 
rede gegen den Dritten gibt und das ſo abgeſchloſſene Geſchäft nach 
8 138 als nichtig erſcheinen läßt. Vergleichen lag doch aber hier 
nicht vor. Der Verſicherer als Geſchäftsmann ſchließt zuweilen ein 
Geſchäft, das, für ſich allein betrachtet, für ihn ungünſtig iſt, ab, 
weil er mittelbar aus dem Geſchäft einen größeren Vorteil erwartet, 
etwa weil die vom Antragſteller bewilligte Prämie ſehr hoch, der 
Vertrag langfriſtig iſt, der Verſicherer in der fraglichen Gegend 
Fuß faſſen oder in den Ruf der „Kulanz“ kommen will u. dgl. Ein 
wegen Formmangels nichtiges — Schenkungsverſprechen läge in 
der Übernahme des Erſatzes eines bereits eingetretenen Schadens nur 
vor, wenn man die Verſicherung als einzelne in Betracht zöge und 
etwa die zu erſtattende Schadensſumme mit der Prämie vergliche; 
das iſt aber unzuläſſig. Denn das Verſicherungsgeſchäft beruht ge⸗ 
rade auf der Fülle der abgeſchloſſenen Verträge und dem dabei wirk⸗ 
ſam werdenden Geſetz der großen Zahl. Viele Verſicherungen laufen 
ohne Schaden ab; aus den inſoweit gezahlten Prämien wird der bei 
anderen Verſicherungen eingetretene Schaden mit gedeckt. Betrachtet 
inan das Geſchäft einer Verſicherungsgeſellſchaft im ganzen, ſo 
„ſchenkt“ fie nichts, wenn fie ſich verpflichtet, gegen Zahlung der 
entſprechenden Prämie einen zwiſchen Antragſtellung und Vertrags⸗ 
ſchluß liegenden und in den Zeitraum der Verſicherung fallenden 
Schaden zu vergüten. So RG.: JW. 1926, 18209 (die Bemerkungen 
von Bruck ebd. ſind nicht überzeugend, kommen auch für die hier 
vorliegende Frage nicht in Betracht). Sonach folgt daraus, daß Kl. 
Erſatz für den bereits eingetretenen Schaden verlangte und die Sub⸗ 
direktion dies bewilligte, keineswegs, daß Kl. auf vorſätzliche Schä⸗ 
digung der Bekl. ausging und die Subdirektion ihre Vertretungs⸗ 
macht mißbrauchte; vielmehr konnte Kl. ſehr wohl der Meinung ſein, 
daß die Subdirektion auch bei der gebotenen Wahrung der bell. 
Belange jene Entſchädigung bewilligen dürfe, und derſelben Meinung 
konnte die Subdirektion ſein. Selbſt wenn man mit RG. 75,301 
JW. 1911, 399 die Haftung aus der mißbrauchten Vollmacht 
ſchon dann ablehnen will, wenn der Dritte den Mißbrauch hätte 
erkennen müſſen (hiergegen v. Tuhr: Bürggt. 3, 400 Anm. 252), 
wäre der Anſpruch begründet; denn für Kl. lag kein Grund vor 
zu der Annahme, daß die Subdirektion dem wahren Willen der 
Bekl. zuwiderhandle und daß die Bekl. die Entſchädigung nicht be⸗ 
willigt haben würde. Die Vollmacht enthielt in dieſer Richtung keine 
Beſchränkung, und dem Verſicherungsluſtigen ift nicht zuzumuten, daß 
er noch bei der Direktion der AktG. anfrage, ob ſie das Geſchäft für 
vorteilhaft halte; Mißgriffe des Vertreters hat der Erteiler der Voll⸗ 
machtsurkunde zu tragen. 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 
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Königsberg. 

S. 88 823, 831 BGB. Haftung von Starkſtromunter⸗ 
nehmungen für Mängel der Iſolierung ihrer Leitungen. }) 

Der Telegraphenaufſeher W. erhielt, als er in dienſtlichem Auf⸗ 
trag der Kl. (OPD. Königsberg) eine Störung in der Fernſprech⸗ 
leitung K.—Sch. beſeitigen ſollte, beim Berühren der Sprechleitung 
einen heſtigen Starkſtromſchlag, der ihn kurze Zeit beſinnungslos 
machte und Lähmungserſcheinungen hervorrief. 

Die DRP. (OPD. Königsberg) machte geltend, daß dieſer Un⸗ 
fall auf übergang von Starkftrom aus der Niederſpannungsleitung 
der Elektrizitätsgenoſſenſchaft P. in die Sprechleitung beruhe; 
diefer Stromübergang ſei darauf zurückzuführen, daß die Nieder⸗ 
ſpannungsleitung an der Krenzungsſtelle der beiden Leitungen in P. 
auf der Sprechleitung aufgelegen habe und durch die unmittelbare 
Berührung der beiden Leitungsdrähte ein Stromübergang ſtattgefun⸗ 
den habe. Auf Grund des 8 823 BGB., § 12 UF G. von 1901 und 
Abtretung des W. verlangt die OPD. Königsberg im Wege der Klage 
von der Elektrizitätsgenoſſenſchaft Erfatz der bisherigen und künftig 
entſtehenden Heilkoſten des W., ſowie Erſatz des weiteren Schadens 
des W., ſowie die Koſten für Entfendung von Telegraphenaufſehern 
zur Beſeitigung der durch den Starkſtromübergang verurſachten Stö⸗ 
rung und für Erneuerung der Sicherungen. Die Klage iſt aus 8 823 
BGB. begründet. 

Der Sen. hält in Übereinſtimmung mit dem LG. für erwieſen, 
daß der Unfall des W. und die Schäden in der Telegraphenanlage 
darauf zurückzuführen ſind, daß der Draht der Niederſpannungs⸗ 
leitung des Ortsneßes P. mit der Telegraphenleitung in unmittel⸗ 
barer Berührung geſtanden und dadurch auf letztere Starkſtrom über⸗ 
tragen worden iſt. Dieſe Berührung der beiden Leitungen mitein⸗ 
ander iſt darauf zurückzuführen, daß ſowohl der Maſt der Stark⸗ 
ſtromleitung zur Seite nachgegeben als auch bei der Niederſpan⸗ 
nungsleitung ein Durchhang, wie er bei derartigen Anlagen im Nor⸗ 
malfalle ſtets vorkommt, ſtattgefunden hat. 

Bei der Prüfung der Frage des Verſchuldens der Bekl. geht 
der erſte Richter zutreffend davon aus, daß die Bekl, als Eigen⸗ 
tümerin des Starkſtromnetzes P. und Unternehmerin dieſer Anlage 
für die ordnungsmäßige Anlegung und Unterhaltung der Nieder⸗ 
ſpannungsleitung zu ſorgen und einzuſtehen hat. Es handelt ſich bei 
einer Starkſtrom führenden Drahtleitung um eine mit beſonderen 
Gefahren verbundene Anlage, die den Unternehmer zu erhöhter Ver⸗ 
Rehrsſicherheit verpflichtet und bei der ihm eine Sorgfaltspflicht 
beſonderer Art obliegt, die ſich nach den jeweils vorl. beſonderen 
Umſtänden richtet. Da jede Berührung mit der Leitung ſelbſt und 
auch jede Stromübertragung auf audere Gegenſtände, mit der Men⸗ 
ſchen in Berührung kommen können, lebensgefährlich iſt, ſo iſt die 
Bell. (Starkſtromanlage) für verpflichtet zu halten, Maſten und 
Leitung regelmäßig zu beaufſichtigen. Und zwar gehört dazu auch 
die Zuziehung eines Fachmanus in dem Umfange, als dieſer in 
regelmäßigen Abſtänden eine eingehende Beſichtigung der Leitung 
vornehmen muß. Dieſe Grundſätze ſtehen auch mit den von dem 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten und des Innern erlaſſenen An⸗ 
ordnungen zum Schutz der vorhandenen Reichstelegraphenleitungen 
v. 28. April 1909 (PrMinl. f. d. inn. Verw. 1909, 136) im Ein⸗ 
klang. Danach hat der Unternehmer einer Starkſtromanlage ſorg⸗ 
faltig darauf zu achten, daß der Abſtand zwiſchen einer Starkſtrom⸗ 
leitung und einer Schwachſtromleitung bei einer Kreuzung beider nicht 
weniger als ein Meter betrage, und es iſt ferner darin ausdrücklich 
hervorgehoben, daß alle Schutzvorrichtungen (Iſolierdraht uſw.) dauernd 
in gutem Zuſtand zu erhalten ſind. Fehler in der Starkſtromanlage, 
durch welche die Sicherheit des Bedienungsperſonals der poſtaliſchen 
Leitungen gefährdet werden könnte, ſind danach ohne Verzug zu be⸗ 
feitigen. Auch der RPoſtMin. hat in feinem von der Kl. abſchriftlich 
überreichten Erlaß v. 15. Dez. 1919 beſonders darauf hingewieſen, daß 
der Unternehmer einer Starkſtromanlage für die dauerhafte Her⸗ 
ſtellung und ordnungsmäßige Inſtandhaltung ihrer Anlage die Ver⸗ 
antwortung trage und die Anlage mindeſtens einmal jährlich nach⸗ 
zuprüfen habe. Ob der Bekl. der Erlaß des RPoſtMin. von der 
DPD. mitgeteilt worden oder ob dies nicht geſchehen iſt, iſt deshalb 
unerheblich, weil die Bekl. als Unternehmerin einer derartigen Elek⸗ 
trizitätsanlage ſich ſelbſt die einſchlägigen polizeilichen Vorſchriften 
verſchaffen und mit ihnen vertraut zu machen hatte. Sie handelte, 
wenn fie ſich um die ſicherheitspolizeilichen Vorſchriften nicht kiim⸗ 
merte, ſchuldhaft und kann ſich auf die Unkenntnis dieſer Vorſchrift 
nicht berufen. Was die Frage der Beobachtung und Überwachung der 
Anlage anlangt, jo beruft ſich die Bekl. zum Beweis dafür, daß 
trotz eingehender Kontrolle bis zu dem Tage des Unfalls keine Ver⸗ 


Zu 8. Das Urt. entſpricht der Rechtslage. Bemerkenswert iſt, 
daß das OLG. trotz ſehr nachdrücklicher Betonung der Gefährlichkeit 
von Starkſtromleitungen keine Gefährdungs haftung des 
Starkſtromunternehmens annimmt, ſondern auschließlich 88 823, 
831 BGB. anwendet. Dem kann nur durchaus beigeſtimmt werden. 
Vgl. auch meine Bem.: JW. 1927, 1590 (zu 24): Unfall im 
Telegraphenbau. 

Ming. Dr. Neugebauer, Berlin. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


änderung an der Leitung wahrnehmbar geweſen ſei, auf das Zeugnis 
eines ihrer früheren Vorſtandsmitglieder B. Dieſer Beweisantritt it 
im Hinblick auf die der Bekl. obliegenden Sorgfalt und Aber 
wachungspflicht nicht hinreichend jubjtantiiert, und zwar inſoweit, 07 
die Bekl. zumindeſt hätte behaupten müſſen, daß die Kontrolle det 
Leitung durch einen Fachmann vorgenommen worden ſei, und weiter 
hin hätte angeben muſſen, wie oft und in welcher Weiſe dies ge⸗ 
ſchehen ſei. Ganz abgeſehen davon iſt aber nach bem Ergebnis der Be⸗ 
weisaufnahme als erwieſen zu erachten, daß, wenn die Bekl. auch eine 
Kontrolle ausgeübt haben mag, dieſe nicht ausreichend war (wi 
näher ausgeführt). Auch wenn alſo die von der Bekl. behaupteten, 
in das Wiſſen des Zeugen B. geſtellten Kontrollen der Leitung ſtalt 
gefunden haben follten, jo ergibt ſich daraus nur, daß fie nicht ſach⸗ 
gemäß und ſorgfältig genug vorgenommen worden ſind, denn andern 
falls hätten die fraglichen Mängel feſtgeſtellt werden müſſen. Die 
Bekl. hat danach fahrläſſig gehandelt und iſt für die entſtandenen 
Schaden erſatzpflichtig. 

Hiervon wird ſie auch nicht, wie das LG. zutreffend darlegt, 
nach § 831 BGB. dadurch befreit, daß fie die Herſtellung des Orts 
netzes dem Sachſenwerk übertragen hat, da der Unfall ſich nicht del 
der Herſtellung der Niederſpannungsleitung, ſondern erſt 1½ Jahre 
ſpäter ereignet hat und die Bekl. nicht für ein Verſchulden bet der 
„Herſtellung“, ſondern bei der „Unterhaltung“ der Anlage verank 
wortlich gemacht wird. Br 

Auch der Einwand des mitwirkenden Verſchuldens der Kl. greift 
nicht durch. 8254 BGB. iſt im vorl. Falle unmittelbar nur inſow 
anwendbar, als die Kl. für ſelbſt erlittenen Schaden Erſatz bean 
ſprucht. Soweit die Kl. die auf ſie übergegangenen Anſprüche des 0 
geltend macht, kommt eine Ausgleichspflicht der Kl. ſchon deshaln 
nicht in Frage, weil nach 8 10 UF. die Haftung der Betriebsver? 
waltung bei Fahrläſſigkeit gegenüber dem verletzten Beamten aus“ 
geſchloſſen iſt. Eine Ausgleichspflicht der Kl. bzw. die unmittelbare 
Geltendmachung des mitwirkenden Verſchuldens, ſoweit die Kl. de! 
Anſpruch wegen Verletzung ihres Eigentums und des daraus ihr ſelb 
entſtandenen Schadens begehrt, iſt aus dem Grunde zu verneinen, 
weil ſich die Bekl. auf die einem natürlichen Billigkeitsprinzip ent 
ſpringende Abwägungsvorſchrift des 8 254 BGB. nach Lage 
Sache nicht berufen kann. Denn die Bell. hat in allererſter Linie da 
für zu ſorgen, daß der vorſchriftsmäßige Abſtand der beiden Le 
tungen auch wirklich bei Errichtung ihrer Anlage eingehalten wurde 
da ſie die Leitung, die die Gefahren für die Allgemeinheit mit 19 
brachte, gelegt hat und in ihrem Intereſſe betrieb. Die Verantwortung 
für die Verkehrsſicherheit einer elektriſchen Starkſtromanlage hat . 
Unternehmer (vgl. 86 Telegr Wege. v. 18. Dez. 1899 [RG Bl. 1890, 
912 des Geſ. über das Telegraphenweſen des Diſch. Reichs . 
6. April 1892 [RGBl. 467] und Verf. v. 3. Sept. 1904 [Min Bl. f. Di 
innere Verw. S. 120). Die Erklärung aber der DRcß., daß fie gegen 
die Inbetriebnahme einer derartigen Anlage keine Einwendungen 1 
erheben habe, überträgt die Verantwortung für die Verkehrsſicherh 
der Anlage im Verhältnis zum Unternehmer nicht auf die sl. 
(DRB.) und kann den Unternehmer auch nicht als mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden der Kl. (Dir.) entlaſten. 

(CG. Königsberg, 38., Urt. v. 17. Febr. 1927, 5 U 335/26.) 


Berlin. b) Strafſachen. 


9. 88 6, 11, 22 Maß- u. Gewichtsordnung v. 30. Mas 
1908. Der Begriff Offentlicher Verkehr im Gegen e 
zum Inneren Betrieb trifft unter beſtimmten um fände 
auch auf Backſtuben und die dort zum Abteilen von Tes 
für Einzelbrote angewendeten Meßgeräte zu. 7) 

Die Pol VO. in R. v. 3. Dez. 1923 iſt entſprechend den gern 
8 144 LVerwß. ergangenen Vorſchriften des Regierungspräſidenten 
veröffentlicht. Sie iſt, wie ihr Eingang ergibt, auf Grund D 
88 73 und 74 Gewd. erlaſſen und ſchreibt in $ 1 vor: 

„Bäcker und Verkäufer von Backwaren haben 5 
Preiſe und das Gewicht ihrer verſchiedenen Ban 
während der Verkaufszeit durch einen von außen fi ; 
baren Anſchlag am Verkaufslokal zur Kenntnis des au 
blikums zu bringen.“ Len 

Gegenüber ihrer Gültigtzeit beſtehen hiernach keine Bebenke e 
die Pol VO. gehört auch nicht zu den durch das Geſetz über am. 
Aufhebung der PreisTrVo. und damit zufammenhängenber icht 
v. 19. Juli 1926 (RGBl. I, 413) aufgehobenen VO. namentlich ug 
zu den Beſtimmungen, die auf Grund des II. Abſchnitts 6 re 


Zu 9. In der Frage, ob innerer Betrieb oder öffentticer 88, 
kehr in Backſtuben von Brotbäckern vorliegt, wird eine Po on 
über Aushang von Preis und Gewicht der Brote zwar nicht 15 
ausſchließlich entſcheidender Bedeutung fein können, aber ſie 
unter Umſtänden von ausſchlaggebender Bedeutung werden. 
Angeſichts der Wiederaufhebung mancher Handelsbeſch 18 
kungen aus dem Jahre 1923, die auch Preis⸗ und Gew 
anzeigen vorſchrieben, wird daher mit Recht zunächſt die Gült 
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ſchilder und Preisverzeichniſſe) der VO. über Handelsbeſchränkungen 
d. 18. Juli 1923 (RG Bl. I, 706) erlaſſen waren und durch Art. III 

. 2 des Gef. v. 19. Juli 1926 außer Kraft geſetzt find (Urt. 
des KG. v. 5. April 1927, 1 8 1012/26). 

Die Rechtswirkſamkeit der PolVO. iſt für die vorliegende 
Entſch. von Wichtigkeit; das hat die Strafkammer nicht verkannt. 
Dem Angekl. iſt zur Laſt gelegt, daß er nicht geeichte Gewichte und 
In unzuläſſiges Gewicht in ſeiner Backſtube zum Abwiegen des 
keiges und der Zutaten für die Backwaren benutzt hat. Er hat da⸗ 
mit, wie feſtgeſtellt ift, gegen die Vorſchrift in S 6 Maß⸗ und Ge⸗ 
wichtsO. b. 30. Mai 1908 (RGBl. 349) verſtoßen, daß zum Wägen 
* öffentlichen Verkehr, ſofern dadurch der Umfang von Leiſtungen 
seftimmt werden ſoll, nur geeichte Gewichte und Waagen ange⸗ 
wendet und bereitgehalten werden dürfen. Gerade für den Nach⸗ 
weis, daß die ungeeichten Gewichte im öffentlichen Verkehr in be⸗ 
zug auf den Umſang von Leiſtungen angewendet worden find, hat 
bie Strafkammer die PolVO. mit Recht verwertet. Den hierin 
vorgeſchriebenen Aushang hat der Angekl. angebracht und damit 
den Kunden über das Gewicht und den Preis des von ihm ver⸗ 
kauften Brotes Auskunft gegeben. Ob der Angekl. die Gewichte 
nur zu ſeiner Bequemlichkeit benutzt hat und ob er auch andere Ge⸗ 
übe dazu hätte verwenden können, wie mit der Rev. behauptet 
ird, iſt ohne Bedeutung. Weſentlich iſt die für erwieſen er⸗ 
achtete Tatſache, daß er die ungeeichten Gewichte zum Abwiegen 

Teiges und der Zutaten für die Backwaren benutzt und dem⸗ 
entſprechend das Gewicht der fertigen Backwaren auf dem Aus⸗ 
ang angegeben hat. Damit hat er, wie die Strafkammer ohne 


Kechtsirrtum feſtſtellt, dieſe Gewichte in feinen rechtsgeſchäftlichen ” 


Beziehungen zu den Kunden, im Handelsverkehr beim Verkauf 
don Backwaren nach Gewicht, d. h. im öffentlichen Ver⸗ 
kehr angewendet. Die Bemeſſung des Preiſes der Backwaren in 
dem Aushang begründet die Exivartung des Käufers, ein be⸗ 
Hunmtes Gewicht der Ware als vorhanden anzunehmen und dem 
aufvertrag zugrunde zu legen (Urt. des KG. v. 9. Nov. 1925: 
IN. 1926, 620). Ob der Käufer ſich noch auf anderem Wege, ſo 
durch Benutzung der im Laden des Angekl. befindlichen Waage 


keit einer Pol VO. über Preis und Gewicht von Brot im Polizei⸗ 
verwaltungsbezirk des Angekl. geprüft. 

Wie aus den Ausführungen des KG. zu ſeinem Urt. v. 9. Nov. 
1925 (W. 1926, 620) erwartet werden mußte, iſt hier der Stand⸗ 
punkt vertreten, daß von einer Verwendung von Meßgeräten 
zebiglich zu Zwecken des inneren Betriebes gar nicht die Rede ſein 
wann, wenn Waagen und Gewichte in Badftuben zur Mengen⸗ 
„‚grenzung des Teiges für die einzelnen Brote benutzt werden, 
die im fertigen Verkaufszuſtand ohne weiteres Wiegen dem Käufer 
1775 vorheriger Ankündigung beſtimmten Gewichts überliefert 

erden, 

„Gleichgültig iſt m. E. dabei, ob der Handel mit Broten von 
beſtimmtem Gewicht auf Grund einer behördlichen VO. oder auf 
ſreiwillige mündliche oder ſchriftliche Ankündigung des Händlers 
deſchieht. 

„Nach den obigen Ausführungen des Sen. genügt die be⸗ 
gründete Erwartung des Käufers, Stückware von beſtimm⸗ 

m Gewicht zu erhalten, zur Eichpflicht für Meßgeräte, mit denen 
ſum Verkauf letzmalig dieſe Ware abgeteilt worden war und für 
ſolche, die als dafiix bereitgehalten gelten müſſen. 
5 Wichtig iſt auch der Standpunkt des KG., daß ſelbſt eine in 
em Verkaufsraum des Bäckers bereitgehaltene geeichte Waage mit 
eichten Gewichten — zum Nachwiegen der Stückware auf etwaiges 
langen vom Käufer — den Bäcker nicht von der Eichpflicht feiner 
otteigwaage und der zugehörigen Gewichte befreien kann, wenn die 
5 eügeräte der Backstube in der erwähnten Art benutzt werden, da fi 
2 Verkauf ſolcher Gewichtsbrote nach der Erfahrung gewöhnlich ohne 

achwiegen des Einzelſtücks, alſo auf Treu und Glauben vollzieht. 

Man kann ſich dem Standpunkt des RevG. nur voll und 
ganz anſchließen. 

q Wenn dagegen in der Verkaufsſtelle des Bäckers dem Käufer 
wen verlangte Brot grundſätzlich auf das richtige, angekündigte Ge⸗ 
unt mit geeichter Waage und mit geeichten Gewichten vorgewogen 
nd bei Mindergewicht die nötige Brotmenge hinzugelegt wird, dann 
ro ein Abteilen des Teigs für die einzelnen Brote durch Meß⸗ oder 
zegegeräte in der Backſtube nicht als öffentlicher Verkehr zu be⸗ 
nen und Eichpflicht für die Meßgeräte der Backſtube i. S. des 
5 Eichch. nicht als vorliegend zu erachten fein. Erfahrungsgemäß 
amt aber auch diefer Fall des Zuwiegens von Broten dor dem 
aufer wohl kaum vor. 
She Es mag bei dieſer Gelegenheit betont werden, daß ich der 

Mi lungnafme des OLG. Hamm zur gleichen Frage in der Be⸗ 

nian dung zu feinen Urt. v. 20. Jan. 1926 (SR. 1927, 1714) 


8 95 beipflichten konnte. Das Urt. des OLG. Köln v. 6. Juli 1926, 
18/26 ifi m. W. das einzige eines oberen Gerichts, welches bei 


Heiden Tatfall, wie oben, zu einem Freiſpruch gelangte, indem 
he dabei öffentlichen Verkehr i. S. des § 6 Ei. nicht zu er⸗ 
"en vermochte. Ich halte dieſe Auslegung des OLG. Köln nicht 
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von der Vollwichtigkeit der Backware überzeugen kann, iſt un⸗ 
erheblich; eine Verpflichtung hierzu beſteht angeſichts des im 
Handelsverkehr zu beobachtenden Grundſatzes von Treu und Glau⸗ 
ben nicht; erkahrungsgemäß wird davon auch nur höchſt ſelten Ge⸗ 
brauch gemacht. Davon geht auch der vom Miniſter für Handel 
und Gewerbe bekanntgegebene Erlaß v. 3. April 1926 aus, in dem 
„Geſichtspunkte für die Beurteilung der Nacheichpflicht der Wiege⸗ 
geräte der Bäckereien“ (Gewalrch. 23, 574) aufgeſtellt werden, auch 
der vom Verteidiger des Angekl. erwähnte Beſcheid des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſteriums v. 23. Febr. 1927 ſpricht nicht gegen vor⸗ 
ſtehende Darlegungen, wenn darin ausgeſprochen iſt, daß Maße, Ge⸗ 
wichte und Waagen, die lediglich im inneren Betriebe Ver⸗ 
wendung finden, ſchon jetzt der Eichpflicht nicht unterliegen. Nach 
den Urteilsfeſtſtellungen iſt gerade die Annahme begründet, daß die 
ungeeichten Gewichte des Angekl. nicht lediglich im inneren Be⸗ 
triebe, ſondern, wie dargelegt, zugleich auch im öffentlichen Ver⸗ 
kehr angewendet worden ſind. 

Die Verurteilung des Angekl. ſowie die Einziehung der vor⸗ 
ſchriftswidrigen Meßgeräte auf Grund des § 22 Maß⸗ und Ge⸗ 
wichtsO. läßt hiernach eine Rechtsverletzung nicht erkennen. 

(G., Urt. v. 17. Juni 1927, 1 8 449/27) 


* 
Dres den. 


10. 88 11, 16 KraftfahrzVerk Vo. v. 5. Dez. 1925 in der 
Faſſung vom 28. Juli 1926. Der Kraftwagenführer muß 
vor Beginn jeder Fahrt die Beleuchtungsanlage auf ihre 
ordnungsmäßige Beſchaffenheit prüfen. 7) 

Der Angekl. hatte, als er am 21. Okt. 1926 abends in der 
11. Stunde mit feinem Kraftwagen an der Ecke der S. Straße in D. 
vorüberfuhr, das hintere Kennzeichen des Kraftwagens nicht be⸗ 
leuchtet. 

Auf Grund einer Beſichtigung der Beleuchtungsvorrichtung hat 
der AR. die Bekundung des Zeugen P., daß beim Beginn und beim 
Ende der Fahrt das hintere Kennzeichen beleuchtet geweſen ſei, für 
vereinbar gehalten mit der Ausſage des als Poſten auf dem Markt 


nur für abwegig, ſondern auch dem Grundgedanken des Eich., 
das Publikum zu fügen, worauf bereits das BayOb sch. München 
im Urt. v. 22. März 1902 (Reger 24, 455) hingewieſen hat, für 
zuwiderlaufend. 

Sonſtige Entſcheidungen oberſter Gerichte zur Frage des 
inneren Betriebes bei Benutzung von Meßgeräten in Backſtuben 
mit Rückſicht auf 88 6, 11, 22 Eih®. find mir bis jetzt nicht be⸗ 
kanntgeivordeit. RegRat Dr. Drewitz, Berlin. 


Zu 10. Dem Urt. beizupflichten, fällt bedenklich, weil die von 
der Reviſion behauptete Überjpannung des Fahrläſſigkeitsbegriffs 
zum mindeſten mit den Gründen des OLG. nicht verneint werden 
kann. Es ſteht feſt, daß das hintere Kennzeichen des Kraftwagens 
bei Beginn der Fahrt ordnungsmäßig beleuchtet geweſen iſt, daß 
dies indeſſen nicht mehr der Fall war, als der Wagen einige Zeit 
ſpäter bei dem Polizeipoſten vorbeikam. Urſache war die im Straf⸗ 
verfahren feſtgeſetzte Beſchaffenheit der Beleuchtungsanlage, die bei 
erheblicher Erſchütterung ein ſelbſttätiges Aus⸗ und Einſchalten ber 
Beleuchtung während der Fahrt ermöglichte, ein Fehler, der ſich nicht 
ohne weiteres dem Beſchauer offenbarte. Wenn bei ſolchem Tatbeſtand 
der AR. ein fahrläſſiges Verhalten des Kraftwagenführers für ge⸗ 
geben erachtete, ſo hätte er hierfür eine nähere Begründung geben 
müſſen. Die Behauptung, der Führer habe die Beleuchtungsanlage 
vor Fahrtbeginn auf ihre ordnungsmäßige Beſchaffenheit prüfen 
müſſen, it unzureichend. Steht feſt, daß bei Beginn der Fahrt das 
hintere Kennzeichen beleuchtet war, ſo iſt davon auszugehen, daß der 
Führer dies wußte. Jedenfalls hätte er, auch wenn ihm dies nicht 
von Anfang an bekannt war, bei der vom AR. verlangten Prüfung 
eben anderes nicht feſtſtellen können, als daß das Licht brannte. 
Dabei konnte er um ſo mehr Beruhigung faſſen, als ja keinerlei An⸗ 
zeichen dafür beſtanden, daß die Beleuchtungsanlage an einem ver⸗ 
borgenen Fehler litt. Von einer Fahrläſſigkeit ließe ſich nur dann 
reden, wenn der Mangel äußerlich irgendwie erkennbar geweſen wäre 
oder wenn, dem Führer bewußt, Störungen, wie auf der beanſtan⸗ 
deten Fahrt, ſchon früher aufgetreten wären. Dann hätte der Führer 
unbedingt eine nähere Unterſuchung vornehmen müſſen, ob die zu⸗ 
nächſt fünktionierende Anlage auch bei Beſtand bleiben würde. 

Das OLG. würde offenbar, wenn der Wagenführer während der 
Fahrt das Kennzeichen verloren hätte, auch Fahrläſſigkeit annehmen 
und zur Begründung ſagen, der Führer hätte vor Fahrtbeginn prüfen 
müſſen, ob das Kennzeichen gehörig befeſtigt war. Auch in ſolcher 
Annahme läge zweifellos eine Überſpannung des Fahrläſſigkeits⸗ 
begriffs. Eine derartig genaue Unterſuchung iſt immer nur dann ge⸗ 
boten, wenn beſondere Umſtände darauf hinweiſen, daß der äußerlich 
gebrauchsfertige Zuſtand des Wagens innere Mängel verberge oder 
daß ſonſtwie auf der Fahrt ſich alsbald Fehler herausſtellen würden, 
die beſtimmte Gefahren in ſich ſchlöſſen. 

OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden, 
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ftehenden Zeugen T., daß an dieſer Stelle das Kennzeichen nicht be⸗ 
leuchtet war. Die Beſichtigung hatte ergeben, daß die nicht ordnungs⸗ 
mäßige Beſchaffenheit der Beleuchtungsanlage ein ſelbſttatiges Aus⸗ 
und Einſchalten der Beleuchtung während der Fahrt, z. B. bei er⸗ 
heblicher Erſchütterung ermöglichte. (Der AR. hatte hierzu noch feſt⸗ 
geſtellt, daß der Fehler an der Beleuchtungsanlage „nicht ohne wei⸗ 
teres in die Augen fiel.“) 

Der AR. hat ausgeführt, daß der Angekl. bei Anwendung der 
der erforderlichen Sorgfalt und öfterer genauer Prüfung der Licht⸗ 
anlage deren mangelhafte Beſchaffenheit hätte erkennen müſſen, daß 
er eine ſolche Prüfung aber nicht vorgenommen habe und daß in der 
Unterlaſſung diefer Verpflichtung ein für die Nichtbeleuchtung ur⸗ 
ſächliches Verſchulden des Angekl. zu erblicken ſei. Hierin findet 
das DRG. keine Überſpannung des Begriffs der Fahrläſſigkeit. 
Hinreichend deutlich hat der AR. damit dem Angekl. nicht zugemutet, 
während der Fahrt ab und zu die Beleuchtung zu prüfen, ſon⸗ 
dern nur ſo viel, daß vor Inbetriebſetzung des Wagens 
auch die Beleuchtungsanlage auf ihre ordnungsmäßige Beſchaffenheit 
zu prüfen ſei, und hat feſtgeſtellt, daß der Angekl. dazu auch in 
der Lage geweſen iſt. 

(OLG. Dresden, FerStS., Urt. v. 26. Juli 1927, 2 OSt* 70/27.) 
* 
Hamm. 

11. 8 23 KraftfahrzG. Die weitere Benutzung eines 
Kraftwagens, für den die Steuerkarte nicht rechtzeitig 
erneuert iſt, iſt nicht ſtrafbar. 


Bei dem in der Strafvorſchrift enthaltenen Rechtsbegriff der 
„Zulaſſung zum Verkehr“ handelt es ſich um die ſachliche oder 
gegenſtändliche Zulaſſung des Kraftfahrzeuges als ſolchen zum 
Verkehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen. Sie iſt die Vor⸗ 
bedingung für die Inbetriebſetzung im Verkehr. Deshalb erfolgt 
ſie auf Grund einer behördlichen Prüfung der Eigenſchaften des 
Kraftfahrzeuges im Hinblick auf ſeine Betriebsſicherheit. 
Letztere bildet für dieſe „Zulaſſung“ den maßgebenden Geſichts⸗ 
punkt. Das ergibt ſich aus den §8 1, 6 Ziff. 1 RGeſ. v. 3. Mai 
1909 und den 88 5, 6 Abſ. 1 und 2 KraftfahrzVerkVoO., welche im 
vorliegenden Falle i. d. Faſſ. v. 5. Dez. 1925 in Betracht kommt 
(vgl. OLG. Hamm: JurR. 1925, Rſpr. S. 1414 Nr. 1962). Die fo 
unterfchriebene Zulaſſung wird von der höheren Verwaltungs- 
behörde vorgenommen. Sie gilt für das ganze Reich und ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Perſon des Fahrzeugeigentümers, ſolange ſie nicht 
von der höheren Verwaltungsbehörde zurückgenommen worden iſt 
(8 28 VO.). Von der Erfüllung der ſteuerlichen Verpflichtungen 
ſeitens des jeweiligen Eigenbeſitzers des Kraftfahrzeuges wird jene 
Zulaſſung nicht unmittelbar beeinflußt. Das lehren bedenken⸗ 
frei die 88 6 Abſ. 5 Satz 4 ND.; 3 Abſ. 2; 7 Abſ. 1, 10 Abſ. 1; 
11 Abſ. 2 Satz 2 FraftfahrzSt®. i. d. Faſſ. v. 19. Mai 1926; 21 
AusfBeſt. zu letzterem Gef. Nach dieſen Vorſchriften liegt die 
Sache ſo, daß im Falle nicht rechtzeitiger Löſung einer neuen 
Steuerkarte oder nicht rechtzeitiger Entrichtung der Steuer es dem 
Fin A. zuſteht, bei der höheren Verwaltungsbehörde die Einziehung 
der Zulaſſungsbeſcheinigung und des Kennzeichens zu beantragen, 
und daß die höhere Verwaltungsbehörde dieſem Antrage zu ent⸗ 
ſprechen, alſo die Zulaſſung im oben gedachten Sinne zurück⸗ 
zunehmen hat. Von der Durchführung dieſer Maßnahme der 
Verwaltungsbehörde ab iſt dann das Kraftfahrzeug der „Zu⸗ 
laſſung“ i. S. des § 23 des Gef. v. 3. Mai 1909, allerdings aus 
einem aus dem Rahmen ihrer eigentlichen Zweckbeſtimmung heraus⸗ 
fallenden fiskaliſchen Grunde, entkleidet. Wer es nunmehr auf 
öffentlichen Wegen oder Plätzen führt, macht fi) nach 8 23 des 
Geſ. v. 3. Mai 1909 ſtrafbar. Bis zu dieſem Zeitpunkte hingegen 
bleibt das Fahrzeug trotz der ſteuerlichen Verſäumniſſe des Eigen⸗ 
beſitzers „zugelaſſen“. 

Aus den vorſtehenden Erwägungen folgt, daß in dem zur 
Erörterung ſtehenden Rechtsfalle der Beſchw§. auf Grund der 
gegen ihn angewandten Strafvorſchrift nicht verurteilt werden 
Konnte. Die Feſtſtellungen des angefochtenen Urt. find klar und er⸗ 
ſchöpfend. Sie ergeben in ihrem Zuſammenhange nach der poſitiven 
Seite hin, daß das vom Beſchwỹ. geführte Kraftfahrzeug urſprüng⸗ 
lich von der früheren Verwaltungsbehörde ordnungsmäßig zuge⸗ 
laſſen worden iſt, nach der negativen Seite hin, daß zur Zeit des 
erörterten Herganges eine Einziehung der Zulaſſungsbeſcheinigung 
nicht veranlaßt worden war. Alſo hat der Beſchw§. ein zum Ver⸗ 
kehr zugelaſſenes Kraftfahrzeug geſteuert. 

Die Frage, ob der BeſchwF. im Hinblick auf § 12 Kraft⸗ 
fahrz&t®., 8 377 RAbgO. mit einer Ordnungsſtrafe hätte belegt 
werden können, mag dahingeſtellt bleiben. Denn jedenfalls wäre 
dieſe „Ordnungswidrigkeit“ gegenüber dem zur Anklage gebrachten 
vermeintlichen Vergehen gegen § 23 Ref. v. 3. Mai 1909 i. S. 
des § 264 SPD. eine „andere Tat“, die in dem jetzt anhängigen 
Strafverfahren nicht verfolgt werden könnte. 

(OLG. Hamm, St., Urt. v. 13. Sept. 1927, S 355/27.) 
Mitgeteilt von RA. Daltrop, Bielefeld. 
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Rechtſprechung 


„Kraftfahrzcß. und der KraftfahrzVerkVO. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Karlsruhe. 

12. § 21 Kraftfahrz. Der Kraftfahrzeugbeſiben 
der ſich weigert, der aus ſteuerlichen Gründen vom Fine. 
und Bezirksamt (Zulaſſungs behörde) ausgeſprochenen 
Anordnung, die Zulaſſungsbeſcheinigung zurückzugeben 
nachzukommen, iſt nicht aus 8 21 KraftfahrzG. u. 8 6 Abf. 
Satz 4 KraftfahrzVerkO. ſtrafbar. f) 5 

Der Angekl. iſt Geſchäftsführer der Brauerei A. Gmbp. Die 
dieſer für ihren Laſtkraftwagen ausgeſtellte Steuerkarte war abge 
laufen. Der Aufforderung des Finanzamts zur Erneuerung der Karte 
iſt der Angekl. nicht nachgekommen. Das Fin A. hat deshalb das Bezirks? 
amt als die zuſtändige Zulaſſungsbehörde erſucht, die Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigung für den genannten Kraftwagen einzuziehen und den 
Dienſtſtempel auf dem Kennzeichen in auffälliger Weiſe zu vernichten. 
Das Kennzeichen iſt abgeliefert. Dagegen hat der Angelkl., unerachke 
einer Aufforderung auch durch das Bezirksamt, ſich geweigert, ©! 
Zulaſſungsbeſcheinigung für den Kraftwagen, welchen er im Frühja 
1927 wieder in Benutzung nehmen wollte, abzuliefern. Das AO. hat 
ihn „wegen Übertretung nach $ 21 Kraftfahrzh. und 8 6 Abs. 9 
KraftfahrzVerkVoO.“ verurteilt. 

Für die Frage, ob der Angekl. wegen feines Verhaltens nach 
8 21 KraftfahrzGG. verantwortlich gemacht werden kann, iſt ent. 
ſcheidend, ob die allein in Betracht kommende Beſtimmung von 3 9 
Abſ. 5 Satz 4 KraftfahrzVerk VO. einen genügend ſcharf umriſſenen und 
durch § 21 KraftfahrzG. gedeckten, unter Strafe geſtellten Tatbeſtand 
überhaupt darſtellt. Sowohl nach dem Inhalt der Vorſchriften E 
ſelbſt als nach dem Zu 
Betracht kommenden 


ſammenhalte dieſer Beſtimmungen mit den in 
zu ver 


Vorſchriften der einſchlägigen Steuergeſetze aber iſt jene Frage 
neinen. * 
Keiner der Beſtimmungen des 8 6 Kraftfahrzc. läßt ſich die 
Vorſchrift von 86 Abſ. 5 Satz 4 KraftfahrzVerk VO. unterordnen 
Zunächſt nicht der Ermächtigung nach Abſ. 1 Ziff. 1 des Gel. (Wir 
ausgeführt.) 1 
In Betracht käme nur die Ermächtigungsvorſchrift unter Abl. 1 
Ziff. 2 des Geſ. Aber auch fie vermag die Vorſchrift von $ 6 Ab 5 
Satz 4 KraftfahrzVerk Bo. nicht zu decken. Die letztgenannte er 
mächtigung umfaßt die „fonftigen zur Erhaltung der Ordnung u 
Sicherheit auf den öffentlichen Wegen oder Plätzen erforderlichen An 
ordnungen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen“. Unter Ordnune 
i. S. dieſer Beſtimmung tft nicht die Rechtsordnung, ſondern nur — 
äußere Ordnung des menſchlichen Zuſammenlebens zu verſtehen. u 5 
die Erhaltung der Sicherheit bedeutet die Abwendung der Gefahr 
einer Schädigung an Leib, Leben, Geſundheit oder auch Vermos, 
durch den Kraftfahrzeugverkehr (Jſaac, Komm. z. Automobil 5 
8 21 IV S. 399). Der Erhaltung von Ordnung und Sicherheit 1. (ge 
von 8 6 Abſ. 1 Ziff. 2 KraftfahrzG. dienen Vorſchriften demzufolh, 
nur dann, wenn fie die Schaffung und Erhaltung der unerläßlich 
Vorausſetzungen für eine geregelte Abwickelung des Verkehres un 
die Abwendung der aus dem Verkehr drohenden Gefahren bezwecken 
Vorſchriften dagegen, welche anderen, z. B. ſteuerlichen, Bude 
dienen, gehören nicht hierher (Müller, Nutomobil®. J 21 #7, 
bis 360). Soweit fie die Erhaltung von Ordnung und Sicherheit I 
dieſem begrenzten Sinne zum Gegenſtand haben, fallen auch bio 5 
Kontrollvorſchriften, insbeſ. ſolche über die Prüfung und * 
zeichnung der Fahrzeuge, unter jene Vorſchrift; inſoweit iſt ber 
polizeilicher Charakter anzuerkennen. Deshalb kann z. B. die 2 
5 6 Abſ. 5 Sat 1 KraftfahrzVerkB O. dem Eigentümer auferlegte BF 
pflichtung, die gänzliche Herausziehung eines Kraftfahrzeuges aus Zen 
öffentlichen Verkehre der zuſtändigen Verwaltungsbehörde mitzulel 
ſowie die Zulaſſungsbeſcheinigung und das Kennzeichen abzulieft 
oder das leßtere zur Vernichtung des Dienſtſtempels vorzulegen, rt 
ein durch $6 Abſ. 1 Ziff. 2 KraftfahrzG. gedeckter und der Stra 
androhung des $ 21 KraftfahrzG. unterliegender, hinreichend ui 
riſſener Tatbeſtand betrachtet werden. Das AG. will augenſchein 1 
auch der Vorſchrift in 8 6 Abſ. 5 Satz 4 KraftfahrzVerk Vo. bei⸗ 
rechtlichen Charakter einer ſolchen polizeilichen Kontrollvorſchrift 5 
meſſen. Gegen dieſe Auffaſſung ſprechen aber ſchon Wortlaut ger 
Inhalr der Vorſchrift ſelbſt, vor allem aber und zwingend ber 


Zu 12. Nach 9 21 KraftfahrzC. wird beſtraſt, wer „den ken 
Erhaltung der Ordnung und Sicherheit auf den öffentlichen Wehe 
oder Plätzen erlaſſenen polizeilichen Anordnungen über den Venen 
mit Kraftfahrzeugen zuwiderhandelt“. Die Zuſtändigkeit zur Erlaſſ pie 
ſolcher Anordnungen iſt in $ 6 Kraftfahrzch. geregelt. Danach hal 
Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats die Anordnungen 
erlaſſen (8 6 Abſ. 1 Nr. 2) und, ſoweit fie dies nicht tut, die La 
zentralbehörde (8 6 Abi. 3). „ 

Die Reichsregierung hat von der ihr eingeräumten Ermächtig cl. 
u. a. durch die Erlaſſung der KraftfahrzVerkVO. Gebrauch gema. 6 
Einſchlägig iſt hier der 8 6 Abſ. 5 Verk Vo. Der Satz 1 des und 
Abſ. 5 gehört zweifellos zu den zur Erhaltung der Ordnung na 
Sicherheit auf öffentlichen Wegen erlaſſenen Anordnungen (vgl. all? 
DRG. v. 20. Jan. 1924, Reofeg. I 912/24). Dagegen kann die 
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gleich jener Beſtimmung mit den einſchlägigen Vorſchriften in den 
maßgebenden Steuergeſetzen. Nach 8 6 Abſ. 5 Satz 3 KraftfahrzVerk⸗ 
SD. hat die zuſtändige Verwaltungsbehörde, wenn die Ablieferung 
der Zulaſſungsbeſcheinigung unterbleibt, dieſe ſowie das Kennzeichen 
einzuziehen oder, ſoweit die Einziehung des Kennzeichens nicht zu⸗ 
alſig iſt, den Dienſtſtempel auf dieſem augenfällig zu vernichten. Wenn 
ber Satz 4 des gleichen Abſ. unmittelbar anſchließend in feiner 
lepigen, ſchon im Aug. 1926 in Geltung geweſenen, Faſſung vor⸗ 
ſchreibt, in gleicher Weiſe ſei auf Antrag der Steuerbehörde zu ver⸗ 
übren, fofern eine neue Steuerkarte nicht rechtzeitig gelöſt oder die 
Araftfahrzeugſteuer nicht rechtzeitig entrichtet iſt, ſo ſollte hiermit er⸗ 
ſichtlich keine dem Satz 1 rechtlich gleichzuſetzende Aufforderung an 
den Eigentümer zu einem beſtimmten Handeln ausgeſprochen, ſondern 
lediglich eine der Verwaltungsbehörde im Verhältnis zur Steuerbehörde 
bade, ſteuerlichen Zwecken dienende Verpflichtung klargeſtellt 
werden. 


8 Dieſe Auslegung ergibt ſich auch ſchlüſſig aus dem geſchicht⸗ 
5 3 der einſchlägigen Beſtimmungen. (Wird näher aus⸗ 
eführt. 
„ Der ausſchließlich ſteuerrechtliche Charakter der Vorſchrift des 
5 RStempch. v. 22. Juli 1909 kann keinem Zweifel unterliegen. 
ls ſolche haben ſie das Kraftfahrzh. v. 3. Mai 1909 und die 
KraftfahrzVerk VO. v. 3. Febr. 1910 vorgefunden. Wenn daher die 
letztere bereits in ihrer urſprünglichen Faſſung in § 6 Abſ. 5, nach⸗ 
m ſie in Satz 3 für den Fall der Nichtablieferung die zuſtändige 
erwaltungsbehörde zur Einziehung der Zulaſſungsbeſcheinigung und 
es Kennzeichens oder beziehungsweiſe zur auffälligen Vernichtung 
3 Dienſtſtempels auf den letzteren angewieſen hatte, in Sag 4 weiter 
beſtimmte, in gleicher Weiſe ſei auf Antrag der Steuerbehörde zu ver⸗ 
jahren, im Falle die Steuerkarte nicht rechtzeitig erneuert werde, ſo 
ſollte durch die Aufnahme dieſer, inhaltlich lediglich den § 62 Abſ. 2 
diStempch. wiedergebenden, Vorſchrift unter die Beſtimmung auch 
der KraftfahrzVerkVoO. erſichtlich nur der ebengenannten ſteuerrecht⸗ 
üchen Vorſchrift ein weiterer Nachdruck verliehen werden. Ihren 
Charakter als rein ſteuerrechtliche Beſtimmung hat die Vorſchrift durch 
ihre Übernahme in die KraftfahrzVerkVoO. nicht verloren. Sie hat 
insbeſ. hierdurch nicht die Bedeutung auch einer polizeilichen Kontroll⸗ 
vorſchrift erlangt. Eine innere rechtliche Beziehung der Beſtimmung 
zu der weſensverſchiedenen Vorſchrift von Satz 1 des 8 6 Abſ. 5 
KraftfahrzVerk BO. insbeſ. wurde hierdurch nicht geſchaffen. Dieſer 
ausſchließlich ſteuerrechtliche Charakter der fraglichen Beſtimmung und 
deren Verhältnis zu den jeweils geltenden Vorſchriften der Steuer⸗ 
Belege haben ſich auch in der Folge in keiner Weiſe verſchoben. (Wird 
aher dargelegt und fortgefahren.) 
Wenn endlich dann in der weiteren Folge zunächſt durch Geſ. 

d. 15. Mai 1926 (NER. I, 223) die Faſſung des Kraftfahrz⸗ 
deteuerch. und dann durch VO. v. 28. Juli 1926 (RGBl. I, 425) die 
der KraftfahrzVerk VO. i. S. der jetzt in Geltung befindlichen Vor⸗ 
ſchriften geändert wurden, ſo hatten auch dieſe Maßnahmen ihren Grund 
und Zweck erſichtlich lediglich darin, daß die Erhebung der Steuer 
fut der verkehrspolizeilichen Zulaſſung und Kennzeichnung der Kraft⸗ 
ahrzeuge eng verknüpft iſt und deshalb die gegenjeitige Anpaſſung 
* ſteuerlichen und verkehrspolizeilichen Beſtimmungen ale ſachgemäß 
und geboten erſchien. Eine Anderung der rechtlichen Beziehungen, ins⸗ 
„elondere bezüglich der hier unmittelbar in Betracht kommenden Be⸗ 
ſaummung, war hierbei erkennbar nicht beabſichtigt. Die erweiterte 
Faſſung der Beſtimmung von $ 6 Abſ. 5 Satz 4 KraftfahrzVerkVD. 
durch die VO. v. 28. Juli 1926 dahin, daß in gleicher Weiſe auf 
trag der Steuerbehörde u. a. auch dann zu verfahren ſei, wenn 
„die Kraftfahrzeugſteuer nicht rechtzeitig entrichtet iſt“, iſt im Gegenteil 
seeignet, den rein ſteuerrechtlichen Charakter der Vorſchrift noch 
ſchärfer ins Licht zu ſetzen. g 

Os. Karlsruhe, StS., Urt. v. 10. März 1927, SR 23/27.) 

Mitgeteilt von SenPräſ. Buzengeiger, Karlsruhe. 


* 
— an 


unmung in Satz 4, wie das gegenwärtige Urt. zutreffend ausführt 

‚ wie auch das erwähnte Urt. des BanO5LG. angenommen hat, 
na zu dieſen Vorſchriften gerechnet werden. Sie behandelt eine Maß⸗ 
an die ausſchließlich die Verhütung von Steuerhinterziehung be⸗ 

eckt und ſomit fiskaliſchen Zwecken, nicht aber zur Erhaltung der 
nirdnung und Sicherheit auf den öffentlichen Wegen dient. Das Ge⸗ 
iſt 0 das über eine Anklage nach 8 2 KraftfahrzG. zu entſcheiden hat, 
halt gt und gehalten, nachzuprüfen, ob eine Anordnung zur Er⸗ 
ung der Ordnung und Sicherheit auf öffentlichen Wegen dient, 
un es auch nicht zu unterſuchen hat, ob die Anordnung zur Er⸗ 
„zung dieſes Zieles zweckmäßig iſt. In der Rechtslehre beſteht Ein- 
tigkeit darüber, daß Vorſchriften, die anderen Zwecken dienen, nicht 


De gehören und daß Verſtöße gegen fie nicht aus § 21 Kraft 


nicht 


de ſtrafbar find. Dies gilt z. B. von Vorſchriften, die im 
nerlichen Intereſſe erlaſſen find (vgl. Müller, AutomobilG. 
Aufl. 8 21 Bü II). 


HA. Dr. Siegfried Wille, München. 
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Königsberg. 

13. Ne bis in idem. Einſtellung des Verfahrens 
wegen einer Handlung, bezüglich deren die Strafkammer 
im Gegenſatz zum Schöffengericht Tateinheit mit einer 
durch Zurücknahme der Berufung oder Freiſpruch rechts⸗ 
kräftig abgeurteilten Handlung angenommen hat. }) 

(Osch. Königsberg, Urt. v. 15. Juni 1927, 68 142127.) 

Abgedr. JW. 1927, 2084. 


B. Arbeitsgerichte. 


Berlin. Tandesarbeitsgerichte. 


1. Die Verpflichtung des Arbeitnehmerverbandes, 
für die Aufrechterhaltung des tariflichen Friedens zu ſor⸗ 
gen, hat zur Vorausſetzung, daß der Arbeitgeber ſich vor 
Einleitung wirtſchaftlicher Kampfmaßnahmen rechtzeitig 
mit dem Arbeitnehmerberband in Verbindung ſezt. . 


Zu Recht machen die Bekl. der Kl. den Vorwurf, fie habe 
ihre Friedenspflicht dadurch verletzt, daß ſie dem Verbande nicht von 
dem ausgebrochenen Wirtſchaftskampf Mitteilung gemacht und vor 
der Entlajjung ihrer Arbeitnehmer damit nicht alle ihr zu Gebote 
ſtehenden Mittel, für den Wirtſchaftsfrieden zu wirken, erſchöpft 
habe. Auch für die Kl. ergab ſich aus der auch ihr obliegenden 
Pflicht zur Wahrung des Arbeitsfriedens die Verpflichtung, alles zu 
tun, was geeignet war, der Erhaltung des Arbeitsſriedens zu dienen. 
Dazu gehört vor allem die Pflicht, die am Tarifvertrage beteiligten 
Verbände vor dem Ausbruch des Arbeitskampfes in Kenntnis zu 
ſetzen. Dadurch unterſcheidet ſich der vorl. Fall von dem Fall, den 
das RG. durch Urt. v. 9. Juni 1926 (RG. 111, 105) entſchleden hat. 
Denn dort hatte der beteiligte Verband von dem Arbeitskampf 
Kenntnis, ehe er ſich zur Entlaſſung der Arbeitnehmer zuſpitzte, und 
förderte ſchon vorher das Verhalten der Arbeitnehmer, das zur Ent⸗ 
laſſung führte. Hier aber war dem Verband gar keine Gelegenheit 
geboten, arbeitsfriedlich auf die Arbeiter einzuwirken... Auch der 
Briefwechſel iſt verſpätet vorgelegt und deshalb nach 8 67 ArbGG. 


Zu 13. Das Urt. des OLG. Königsberg v. 15. Juni 1927 in 
JW. 1927, 2084 f. 47 iſt nicht zu billigen. Wird ein Augekl. wegen 
zwei ſelbſtänd. Straftaten abgeurteilt, obwohl nicht Realkonkurrenz, 
ſondern Tateinheit i. S. $ (3 Steh B. vorliegt, und ficht er nur 
eine der beiden Aburteilungen mit dem zuläſſigen Rechtsmittel an, 
jo iſt dieſe Rechtsmittelbeſchränkung wirkungslos (RGSt. 59, 317 f.; 
Doerr, StPD., 10. Aufl., 1927, S. 165 $ 318 Anm.). Gleiches gilt 
für die Zurücknahme des Rechtsmittels bez. einer der idealkonkurr. 
Straftaten unter Aufrechterhaltung des Rechtsmittels bez. der an⸗ 
deren; eine derartige Rechtsmittelzurücknahme, die ſich nur auf einen 
Teil einer einheitlichen Tat bezieht, iſt ohne rechtliche Wirkung. Das 
hat das OLG. verkannt. 

Sind im EröffBeſchl. zwei ſelbſtändige Straftaten, im Urt. aber 
zwei tateinheitlich zuſammenfließende Handlungen angenommen, von 
denen bloß eine ſeſtſtellbar iſt, fo bleibt, um den EröffBeſchl. oder 
die Anklage zu erſchöpfen, wegen der hier angenommenen Realkon⸗ 
kurrenz nur Freisprechung wegen der einen (nicht feſtſtellbaren) 
Straftat neben der Verurteilung wegen der anderen übrig. Ein 
ſolches Urt. muß aber als Ganzes einheitlich gewürdigt werden. Legt 
Angekl. wegen der Verurteilung Berufung ein, ſo iſt das BG. 
durch die nicht angefochtene Freiſprechung keineswegs gehindert, die 
Tat nach allen rechtlichen Geſichtspunkten zu würdigen und wiederum 
Tateinheit, diesmal aber unter Feſtſtellung beider idealkonkurr. De⸗ 
likte, anzunehmen. Der Grundſatz „Ne bis“ betrifft nur die Tat, nicht 
die einzelnen Möglichkeiten deren rechtlicher Beurteilung. Die Tat 
wird durch die Freiſprechung bez. eines Delikts neben der Ver⸗ 
urteilung wegen einer anderen Qualifikation nicht derart erledigt, 
daß man von einer res iudicata (hier rechtskräftige Freiſprechung) 
bez. der Tat nach allen ihren rechtlichen Geſichtspunkten ſprechen 
könnte. Anders läge der Fall und das OSG. hätte recht, wenn die 
Freiſprechung nicht neben der Verurteilung im gleichen Urt., 
ſondern getrennt in einem anderen Urt. erfolgt und dieſes rechts⸗ 
kräftig geworden wäre. Nur dann hätte die Freiſprechung eine ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung in dem Sinne, daß ſie bez. der ganzen Tat, 
die der freiſprechende Richter nach allen rechtlichen Geſichtspunkten 
würdigen mußte, res iudicata ſchaffen würde. Auch das hat das 
OLG. außer acht gelaſſen. 

Die Entſch. zeigt deutlich die Notwendigkeit, 
die Strafſenate der Oberlandesgerichte, ſolange fie 
letzte Inſtanz find, wieder beſſer, d. h. mit fünf Rich⸗ 
tern, zu beſetzen. Ein Kollegium von fünf Mitglie⸗ 
dern bietet im allgemeinen doch mehr Garantie für 
die Richtigkeit ſeiner Entſcheidungen als die Drei⸗ 
zahl. Auch Fälle, wie z. B. JW. 1927, 2075 82, 33, die dem An⸗ 
ſehen der Gerichte und ſchließlich der Juriſten überhaupt abträglich ſind, 
würden wohl durch eine beſſere Beſetzung der Oberlandesgerichte ſeltener 
werden. OLG N. Prof. Dr. Fr. Doerr, München. 
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nicht zu verwenden, läßt im übrigen auch erkennen, daß die Kl. ſich 
an die Gauverwaltung erſt gewendet hat, nachdem ſie aus der Arbeits⸗ 
verweigerung die Folgen gezogen hatte. Endlich folgt daraus nichts 
zugunſten der Kl., daß die Zettel für die Verſammlung v. 30. Juni 
1927 verteilt worden find, da ſie jedenfalls erſt nach der Entlaſſung 
der Arbeiter verteilt ſind. Nach der Sachlage, wie ſie unabhängig von 
den nicht zugelaſſenen Behauptungen der Kl. der Beurteilung der 
Kammer unterlag, iſt die Kl. von einer Verletzung der ihr obliegen⸗ 
den Friedenspflicht deshalb nicht freizuſprechen, weil ſie es unter⸗ 
laſſen hat, den beteiligten Verbänden von dem Ausbruch des Wirt⸗ 
ſchaftskampfes Mitteilung zu machen (RG. 111, 110). Sie hätte 
eine Unterſtützung des Verbandes dadurch zu erreichen ſuchen müſſen, 
daß ſie ihm von der Arbeitsverweigerung und ihren Bekanntmachungen 
Kenntnis gab. Dieſes Unterlaſſen bedeutet einen Verſtoß gegen die 
ihr obliegende Friedenspflicht und befreite deshalb die Verbände von 
der Pflicht, ſich ihrerſeits vertragstreu zu verhalten. 
(LArbG. Berlin, Urt. v. 25. Okt. 1927, 102 8 104/27.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Siegfried Weinberg, Berlin. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfmanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr.Boethle, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, Münden. 


[>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


* 1. 8 2 Verſ st. Der Senat hält an feiner Bd. 17 
S. 236 ausgeſprochenen Anſicht feſt, daß die Annahme einer 
Verſicherung i. S. des $ 2 VerſStG. nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß die Vereinsſatzung des Verſicherers 
die Klauſel enthält, auf die Schadensvergütungen beſtehe 
kein Rechtsanſpruch der Mitglieder, wofern nach Lage der 
rechtlichen und tatſächlichen Verhältniſſe Treu und Glau⸗ 
ben den Verein zur Schadensvergütung verpflichten. }) 


Ri. 17, 23 hat entſchieden, daß der beſchwerdeführende ein⸗ 
getragene Verein und die zugunſten ſeiner Mitglieder eingeführte 
Glasſchädenvergütung unter das VerſStch. falle. Der Verein hat die 
Steuerfeſtſetzung des Fin. von den im 2. Vierteljahre 1926 zur 
Deckung der Schadensfälle erhobenen Umlagebeträgen zum Anlaß 
genommen, im Berufungsverfahren die Steuerfrage erneut zur Entſch. 
zu bringen, iſt aber ſowohl mit dem Einſpruch wie mit der Berufung 
e worden. Auch ſeiner Rechtsbeſchwerde iſt der Erfolg 
verſagt. 

Die Begriffsbeſtimmung der Verſicherungsunternehmung in 8 1 
Abſ. 2 des Gef, v. 12. Mai 1901 iſt nach der ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchrift des Gel. nur für das Verſicherungsaufſichtsgeſetz 
gegeben, und daher iſt auch das, was unter Rechtsanſpruch i, S. 
dieſer Begriffsbeſtimmung zu verſtehen iſt, nur aus Zweck und Sinn 
dieſes Geſ. zu beſtimmen. Das VerfStG. verweiſt für den von ihm 
gebrauchten Begriff der Verſicherung weder auf das genannte Verſ⸗ 
Aufſch., noch gebraucht es ſeinerſeits zur Begriffsumgrenzung des 
Wortes Verſicherung den Ausdruck Rechtsanſpruch oder Anſpruch. 
In dem hier allein in Betracht kommenden 8 2 Abſ. 1 beſtimmt es 
lediglich, daß als Verſicherung i. S. des VerfSt®. auch die zwiſchen 
Perſonenvereinigungen getroffene Vereinbarung gilt, gewiſſe 
Verluſte oder Schadensverbindlichkeiten gemeinſam zu tragen, die 
den Gegenſtand einer Verſicherung bilden können. Zur Entſch. ſteht 


Zu 1. Der Tatbeſtand iſt deutlicher erſichtlich aus dem früheren 
Urt. b. 30. Okt. 1925, II A 524/25, RF. 17, 236. 

Der in Frage kommende Verein iſt nach ſeinen Satzungen ein 
gemeinnütziger Unterſtützungsverein und bezweckt die gemeinſchaft⸗ 
liche Tragung der Koſten bei eintretenden Glasſcheibenſchadenfällen 
einzelner Mitglieder, ohne dieſen einen Rechtsanſpruch zu ge 
währen. Mitglied kann jeder Hausbeſitzer oder ſelbſtändiger Laden⸗ 
inhaber werden. Mit dem Eintritt und der Entrichtung der vor⸗ 
geſehenen einmaligen Beiträge gilt das Mitglied gegen Schaden an 
Scheiben als voll geſchützt, die Schadenſummen werden vierteljähr⸗ 
lich auf die Mitglieder umgelegt. In Schadenfällen iſt ſofort Anzeige 
zu erſtatten, Erſatzanſprüche ſind von dem geſchädigten Mitglied ſelbſt 
zu verfolgen, erzielte Erſatzleiſtungen an den Verein abzuführen. Über 
Streitigkeiten wegen der Höhe der Unterſtützung entſcheidet der Vor⸗ 
ſtand mit dem Aufſichtsausſchuß. Begründet iſt dieſe Faſſung der 
Statuten in der Generalverſammlung durch die Verhandlungen mit 
dem RAuffA. für Privatverficherungen; gegen die Anmeldung bei 
dieſen ſprachen ſich mehrere Mitglieder aus, und es würde einſtimmig 
beſchloſſen, daß der Verein, wie bereits im Januar beſchloſſen, nur 
ein Unterſtützungsverein ſein und ausdrücklich der Rechtsanſpruch 
ausgeſchloſſen werden ſolle. 

Hiernach gewährt der Verein einen im einzelnen geregelten, 


alſo ganz ausſchließlich, ob der beſchwerdeführende Verein mit Necht 
behaupten wolle, ſeine Vereinsſatzung enthalte hinſichtlich der — 
densvergütung⸗Zuſicherungen überhaupt keine Vereinbarungen, wen 
fie aber eine Vereinbarung darſtellt, ob es eine ſolche Vereinbaruſtt 
iſt, wie fie der 82 Abſ. 1 VerſStG. im Auge hat. 

Vereinbarung iſt an ſich jede Willenseinigung mehrerer per 
fonen über ein beſtimmtes Handeln oder Verhalten, und in dieſem 
Sinne ſtellen eine Vereinbarung auch die vereinsmäßigen Belt 
mungen der Satzung des Beſchwerdeführers dar. Allerdings kann die 
Bindung in eine Willenseinigung weiter oder enger fein. Ei 
Willenseinigung in Beziehung auf ein beſtimmtes Handeln oder Ver · 
halten iſt auch bereits die bloße Konſtatierung einer Willensüberein 
ſtimmung, bei der die Sicherheit des künftigen Handelns oder * 
haltens der Beteiligten einzig aus der gegenſeitigen Überzeugung des 
auf das gleiche Ziel gerichteten Intereſſes geſchöpft wird und mur 
hierein, nicht in irgendwelchen Zwang gegründet werden ſoll. Bereit 
ſolchen Vereinbarungen hat der RYH. in all den Fällen, wo die 
Beteiligten wegen Formmangels, Verſtoßes wider die guten Sitten 
oder beſtehender Verbote nichtige Verträge trotzdem aushalten, 4 
ſtändiger Rſpr. die gleiche ſteuerrechtliche Bedeutung wie den em 
ſprechenden gültigen Verträgen beigelegt. Er hat ſich dabei von der 
Überlegung leiten laſſen, daß für den, der ſich bei Verwirklichung 
ſteuerrechtlicher Tatbeſtände außerhalb der RechtsO. ſtellt, die var 
widrigkeit feines Verhaltens kein Privilegium der Steuerfreihe 
gegenüber demjenigen werden darf, der ſich bei Verfolgung ſeinet 
wirtſchaftlichen Ziele innerhalb der Rechts O. hält und dabei ſteuet 
liche Verpflichtungen auslöſt. 

Der Grund, warum das Steuergeſetz Willenseinigungen un 
Umſtänden auch ohne deren geſetzliche Verbindlichkeit die gleich 
ſteuerliche Bedeutung wie rechtlich erzwingbaren Willenseinigung > 
beilegt, kann aber auch darin gefunden werden, daß die Verem 
barung eines beſtimmten Handelns oder Verhaltens unter Umſtänd N 
ſehr viel wirkſamer als durch die bloße Möglichkeit der Inanſpruch, 
nahme ſtaatlicher Zwangsmittel, durch die Wucht des eigenen Inte 
eſſes des Vertragsgegners an der Willenseinigung ſichergeſtellt Te 
kann. Die bloße Klagbarkeit eines Anſpruchs iſt gegenüber ein 
leiſtungsunfähigen Vertragsgegner wertlos, da niemand von dem 
bloßen Bewußtſein, im Rechte zu fein, leben kann. Der einzelne 
wird daher die Wahrung ſeiner Intereſſen unter Umſtänden vielme 
in einer Organisation geſichert ſehen, deren Ausdehnung und d 
ſtungsfahigkeit auf breiter Grundlage einzig in die Gewiſſenhafun 
keit der Erfüllung übernommener Verſprechungen nach Treu U 2 
Glauben gegründet iſt und für den einzelnen die Durchführung DE 
Verſprechungen im gerichtlichen Wege bedeutungslos und überſtuſſe 
macht. Gerade der beſchwerdeführende Verein bietet für eine ſolch 
Ordnung wirtſchaftlicher Bedürfniſſe außerhalb der gerichtlichen Rech 
pflege und mit der gleichen Sicherheit wie dieſe ein bemerken, 
wertes Beiſpiel. Es iſt leicht einzuſehen, daß eine Perjonenverel 5 
gung von dem Umfang des Vereins, deſſen mehr als 15000 M 
glieder unmöglich zueinander in perſönlicher Berührung ftehen K 
nen und der den Klageweg für die Entſchädigungsanſprüche © 
geſchloſſen hat, ſich nicht würde halten können und auseinander 
fallen müßte, wenn es ſich feine Leitung einfallen laſſen wollte, b 
in der Erfüllung der eingegangenen Entſchädigungszuſagen M 
ſtreng auf der Linie von Treu und Glauben zu halten oder ich 
dafür zu ſorgen, daß der einzelne im Schadensfalle auch wich) 
zu der zugeſagten Schadensvergütung gelange. Daß die Nichtgew n 
rung der Vergütung im Schadensfall aber einen groben Bruch e 
Treu und Glauben bedeuten würde, ergibt ſich daraus, daß det 
Mitglieder ſelbſt dem Verein zur Zahlung der Eintrittsgelder und, 15 
zu ihrem etwaigen Austritt fällig gewordenen Umlagen verhaftet f bab 
wobei ihnen gegenüber ein Klagerecht des Vereins beſteht, und un 
ſie ihre Verpflichtung durch eine Kaution ſicherſtellen müſſen. De 10 
es wird kein Mitglied bereit fein, ſich ſolchen Verpflichtungen 


N 
wenn auch nur tatſächlichen Schutz gegen gewiſſe Schadenfälle. 82 
einer ſolchen Regelung kann m. E. eine Vereinbarung i. S. ie 
Abſ. 1 VeriSt®. erblickt werden, da in Steuerſachen die wirtſchaft 115 
Betrachtungsweiſe den Ausſchlag gibt. Der vorſtehenden Entſch ung 
alſo im Ergebnis beigetreten werden. Zweifelhaft iſt die Begründen 
Der Rö. iſt der Meinung, daß ein Rechtsanſpruch der Bere ih 
mitglieder i. S. von 8 194 BGB. gegeben ſei. Das it m. E. den 
zu vereinbaren mit den Satzungen. Sie ſchließen nicht nur . 
Rechtsweg aus, ſondern beſtimmen ausdrücklich, daß ein und 
anſpruch nicht begründet werden kann. Angeſichts dieſer klaren dem 
eindeutigen Faſſung der Satzungen iſt es unmöglich, aus be 
Grundſatz von Treu und Glauben das Gegenteil herzuleiten. Die elles 
ſicht, einen Rechtsanſpruch nicht zu gewähren, iſt auch ze rn 
ernſtlich geweſen. Beſtimmend war dabei der Wunſch, der dun 
durch das Auff A. zu entgehen. Das Mitglied hat deshalb m. E. ird 
einen tatſächlichen Schutz. In der großen Mehrzahl der Jolle „ ge- 
dies praktiſch bedeutungslos ſein, die Entſchädigung anſtandslos ig 
währt werden. In Streitfällen dagegen iſt das Mitglied abhün 
von der Entſch. des Vorſtandes und des Aufſichtsausſchuſſes, 


RA. Dr. Kaufmann, Leipoih 4 
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unterwerfen, wenn es nicht die Sicherheit haben kann, daß der 
rein ſeinerſeits die vereinbarten Entſchädigungen leiſtet. Dieſer 
Schutz iſt dem Mitglied, das ſeine Beiträge entrichtet hat, in den 
Satzungen ausdrücklich zugeſagt. 
2. . Es iſt nicht zu verkennen, daß mit der immer feineren geſell⸗ 
ſchaftlichen Durchgliederung des Wirtſchaftslebens die wachſende Macht 
ber geſellſchaftlichen Organiſationen vielmehr in die peinliche Be⸗ 
achtung von Treu und Glauben gegenüber ihren Mitgliedern als in 
deren Klagerecht gegen ihre Geſellſchaft gegründet iſt, und daß daher, 
wie im Falle des beſchwerdeführenden Vereins, ein Ausſchluß des 
Klagewegs in vielen Fällen nicht mehr als eine formale Bedeutung 
zu beanspruchen hat, da es bei der Ordnung der Verhältniſſe im 
enft zu einer Klage gegen die Geſellſchaft ohnehin nicht kommt. 
Die Entwicklung dieſer Verhältniſſe kann bei Anwendung und Aus⸗ 
legung der Steuergeſetze nicht unberückſichtigt bleiben. Bindungen, 
ie das Wirtſchaftsleben für ſeine Ordnung als hinreichend anſieht, 
muüͤſſen es auch für das Steuerrecht ſein, das an die Ordnungen des 
Wirtſchaftslebens anknüpft, um einen Teil der wirtſchaftlichen Kräfte 
zur Befriedigung der ſtaatlichen Bedürfniſſe in Anſpruch zu nehmen. 
das VerſStch. iſt beſtimmt, eine Verk St. auf den Geldumſatz im Ver⸗ 
icherungsweſen zu legen. Wenn es hierbei im g 2 Abſ. 1 als Verſicherun⸗ 
gen in feinem Sinne auch die zwiſchen Perſonenvereinigungen getroffe⸗ 
den Vereinbarungen erklärt, gewiſſe Verluſte oder Schadensverbindlich⸗ 
zeiten gemeinſam zu tragen, die den Gegenſtand der Verſicherung bilden 
können, fo gibt es damit zu erkennen, daß der in anderen Geſetzen 
ausgebildete Begriff der Verſicherung nicht auch ohne weiteres und 
nicht ausſchließlich auch für das VeriSt®. dieſen Begriff abgrenzt, 
3 daß hierfür allein die Zwecke des Steuergeſetzes maßgebend 
ind, und eben dieſe Zwecke können auch allein für das Maß der 
Bindung maßgebend ſein, die das Geſetz für Willenseinigungen 
vorausſetzt, um ſie als Vereinbarungen i. S. des Geſetzes anzuſehen. 
In dem früheren Urt. v. 30. Okt. 1925 ift ausgeſprochen, daß 
allerdings auch die Vereinbarung nach § 2 Abf. 1 VerſStGG. das 
Vorliegen eines Anſpruchs vorausſetzte. Damit iſt aber nur ge⸗ 
ſagt, daß nicht jede Willenseinigung genüge, ſondern nur eine ſolche, 
bei der der Verſprechende von der verſprochenen Leiſtung oder dem ver⸗ 
prochenen Verhalten nicht willkürlich abgehen kann, ſondern an ſie 
Andeftens nach Treu und Glauben gebunden iſt. Ob das ein An⸗ 
Pruch auch i. S. des bürgerlichen Rechts ift, liegt zu entſcheiden un 
ich vom Standpunkt des Steuergeſetzes kein genügender Anlaß vor. 
er Gen. ſteht aber nicht an, dieſe Frage zu bejahen. Nach 8 194 
568. iſt Anſpruch jedes Recht, von einem anderen ein Tun oder 
ein Unterlaſſen zu verlangen. Ein ſolches Recht liegt vor, wenn das 
eſetz einen das Verlangen nach dem Tun oder Unterlaſſen erklären⸗ 
N einjeitigen Willen für bindend erklärt oder wenn es eine 
auf das Tun oder Unterlaſſen gerichtete Willens bindung mehrerer 
erſonen für zuläſſig erklärt. Liegt eine ſolche geſetzliche oder 
geſetzlich zuläſſige Bindung vor, jo kann nach § 13 GVG. der Rechts⸗ 
weg für ſie nicht ausgeſchloſſen werden, es fein denn, daß die Be⸗ 
Kglen ein Schiedsverfahren vor einem den Vorſchriften der ZPO. 
bulſbrechenden Schiedsgerichte vereinbart haben. Eine Vereinbarung 
es Ausſchluſſes des Rechtswegs iſt daher nichtig, ohne daß dadurch 
Nr. Antrag ſelbſt nichtig würde, es ſei denn, daß für den Fall der 
tigkeit des Ausſchluſſes des Rechtswegs auch die vertragsmäßige 
indung nicht gewollt war. Von letzterem kann im vorl. Falle keine 
ve ſein, da, wie eingehend dargelegt, für den Verein der Ausſchluß 
zes Rechtswegs nur eine formale Bedeutung haben konnte. In die⸗ 
lem Puntte weicht ber erk. Sen. von der Begründung des kammer⸗ 
N ichtl. Urt. in der Tat ab, das in eine Prüfung der Frage, ob 
enn der Ausſchluß des Rechtswegs im Hinblick auf 813 GVG. nicht 
ichtig iſt, trotz des einen ganz gleichen Fall betreffenden Urt. des 
RG, (RG. 37, 427) überhaupt nicht eingetreten iſt. 
(Ag., II. Sen., Beſcheid v. 7. Mai 1927, II A 131/27.) 
* 


6.2. § 1 Nr. 1 Umſ St. 1919. Der Veranſtalter von 
iſeſellſchaftsreiſen iſt, ſofern nichts anderes vereinbart 
+ für die inländiſchen und ausländiſchen Leiſtungen 
die Reiſeteilnehmer nur mit ſeiner Vermittlungsge⸗ 
ſo hr umſatzſteuerpflichtig, wenn die Leiſtungen — insbe- 
Fütdere Beförderungen, Beherbergung, Verpflegung, 
5 ergangen — durch ſelbſtändige Unternehmer ausgeführt 
en. 
100 Das ſipfl. inländiſche Reiſebüro hat bei den von ihm veranſtal⸗ 
in Geſellſchaftsreiſen in üblicher Weiſe für die Beförderung der 
bir mer zu Lande und zur See, für ihre Beherbergung, Ver⸗ 
N gung und für den Beſuch von Sehenswürdigkeiten auf dem Reiſe⸗ 


an 


died geſorgt. Das Fin A. hat die Stpfl. für alle dieſe Leiſtungen an 


eilnehmer als Unternehmer angeſehen und deshalb mit den 
amten Entgelten zur UmjSt. herangezogen. 
te Die Auffaſſung des Fin A. wäre, ſoweit die Leiſtungen im In⸗ 
195 ausgeführt find (vgl. Urt. v. 4. Mai 1923, V A 140/23, RStöl. 
30,217; Urt. v. 3. Okt. 1924, V4 3624, bei Kloß, UmſStG. 
Shure? im „Handkomm. der RStG.“ VI, 6) und die Befreiungsvor⸗ 
ſchrift des 8 2 Nr. 5 UmſStch. 1919 nicht einschlägt, ohne weiteres 


geſ 
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begründet, wenn die Stpfl. die Leiſtungen an die Teilnehmer bewirkte 
mit Beförderungsmitteln, Gaſthöfen und ſonſtigen Einrichtungen, die 
nicht von fremden Unternehmern betrieben würden, die ſie vielmehr 
ſelbſt betriebe, ſei es kraft Eigentums, ſei es auf Grund von Charter-, 
Miet⸗ oder Pachtverträgen oder auf Grund ähnlicher Rechte. Das iſt 
aber nach dem ſeſtgeſtellten Sachverhalte nicht der Fall; die Leiſtungen 
werden vielmehr durchweg von ſelbſtändigen Dritten ausgeführt. Bei 
dieſer Sachlage könnten die den Dritten zufließenden Entgelte nur 
dann bei der Stpfl. zur UmſSt. herangezogen werden, wenn die 
Dritten nicht mit den Teilnehmern in unmittelbare Rechtsbeziehungen 
träten, wenn ſie vielmehr die Rechtsſtellungen von Unternehmern oder 
Erfüllungsgehilfen der Stpfl. einnähmen und demgemäß ausſchließ⸗ 
lich an dieſe leiſteten. 

Bei den Fahrpreiſen bedarf es keiner weiteren Erörterung dar⸗ 
über, daß die Eiſenbahn⸗ und Schiffahrtsgeſellſchaften mit den Teil⸗ 
nehmern an Geſellſchaftsreiſen in dasſelbe Vertragsverhältnis treten 
wie mit den anderen Reiſenden, wenn jene Teilnehmer, wie im vorl. 
Falle, auf dem Verkehrsmittel einfach ihren Platz erhalten wie jeder 
andere Reiſende. Das Reiſebüro iſt demnach in Fällen dieſer Art 
für die Beförderungen nicht umſatzſteuerpflichtig, wie es auch die Be⸗ 
förderungsabgabe nicht zu entrichten hat (8 7 Abſ. 1 BefördStG.). 
Der UmjSt. unterworfen ift hier allein die Vermittlungsgebühr der 
Stpfl. Die RBeſchw. des Fin A. iſt daher unbegründet. 

Der Sachverhalt bietet keinen Anlaß, die ſonſtigen Leiſtungen der 
Stpfl. umſatzſteuerlich anders zu behandeln als die Beförderungen. 
Insbeſondere iſt eine ſolche Unterſcheidung in den allgemeinen Be⸗ 
dingungen der Unternehmer von Geſellſchaftsreiſen erfahrungsgemäß 
nicht üblich. Vielmehr werden in den üblichen Ankündigungen, wie 
auch die von der Stpfl. vorgelegten Druckſachen ähnlicher Unterneh⸗ 
mungen zeigen, ſämtliche Leiſtungen des Büros einander rechtlich 
gleichgeſtellt. Es kann daher dahingeſtellt bleiben, ob der Vordruck 
der Stpfl. ſelbſt, der dieſelbe Klauſel enthält, auch im Veranlagungs⸗ 
zeitraum verwendet worden iſt. Mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
iſt vielmehr auch die Stpfl., ſelbſt wenn für den Veranlagungs⸗ 
zeitraum keine ausdrückliche Vereinbarung dieſer Art vorliegt, wegen 
ſämtlicher Leiſtungen nur mit der Vermittlungsgebühr ſteuerpflichtig, 
ohne daß es darauf ankäme, ob die dritten Unternehmungen ſteuer⸗ 
frei ſind, weil ſie ihre Leiſtungen im Ausland ausführen oder weil 
es ſich um Beförderungen i. S. von 8 2 Nr. 5 a. a. O. handelt. 
Denn die Tätigkeit der Stqpfl. iſt, wie dargelegt, keine Beförderung, 
und ihre ſämtlichen Leiſtungen ſind im Inland ausgeführt, auch wenn 
ſie Verträge mit ausländiſchen Geſellſchaften vermittelt und Teile 
ihrer Tätigkeit und deren Auswirkungen im Ausland liegen (Urt. 
v. 24. Jan. 1922, V A 36/21, RStBl. 1922, 238). Auf die Anſchluß⸗ 
RBeſchw. der Stpfl. war daher auch für dieſe Leiſtungen die Umſatz⸗ 
ſteuerpflicht auf die Vermittlungsgebühr zu beſchränken. - 

(RF, V. Sen., Urt. v. 12. Juli 1927, VA 900/26; Rg. 21, 306.) 
* 


3. 8 2 Abſ. 1 Nr. 4 Um ſ StG. 1919; 8 4 RA bg 
Kraftwagenhallen, in denen befondere Teilräume (ſo⸗ 
genannte Boxen) zur Unterbringung von Kraftwagen her- 
gerichtet ſind, gelten als eingerichtete Räume im Sinne 
des § 2 Abſ. 1 Nr. 4 UmſStG. v. 24. Dez. 1919. 

Streitig iſt lediglich die Frage, ob die aus der Vermietung 
von Boxen einer Kraftwagengarage bezogenen Entgelte nach 8 2 
Abf. 1 Nr. 4 UmjStG. umſatzſteuerpflichtig find. 

Nach den Feſtſtellungen des Fincher. handelt es ſich bei der 
Anlage des Beſchwerdeführers um einen durch Umfaſſungsmauern 
umſchloſſenen Raum, der mit Rückſicht auf den Zweck, für den 
er beſtimmt iſt, in beſonderer Weiſe hergerichtet worden iſt. Für 
die einzuſtellenden Kraftwagen iſt das Gebäude in beſondere in 
ſich abgeſchloſſene Sonderräume (Boxen) eingeteilt worden. Hei⸗ 
zungs⸗, Entlüftungs⸗ und Beleuchtungsanlagen müſſen ebenſo wie 
die Umfaſſungs⸗ und Gcheidewände der einzelnen Näume hohen 
feuerpoltzeilichen Mindeſtanforderungen entſprechen; außerdem 
müſſen Feuerlöſchapparate bereitgehalten werden. Aus der Art die⸗ 
ſer beſonderen Einrichtung haben die Vorinſtanzen geſchloſſen, daß 
es ſich hier um einen eingerichteten Raum i. S. des § 2 Abſ. 1 
Nr. 4 UmſcStG. handelt. 

Der erkennende Sen. hat in ſtändiger Rſpr. die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 2 Abſ. 1 Nr. 4 UmiSt®. als gegeben angenommen, 
wenn die vermieteten oder verpachteten Räume ſolche Eigenſchaf⸗ 
ten und Vorrichtungen beſitzen, die ſie ohne weiteres für den im 
Mietvertrag ausgeſprochenen Zweck der Überlaſſung geeignet 
machen. Auf den Umfang und die Zahl der einzelnen Einrich⸗ 
tungsgegenſtände kommt es nicht an. Die Einrichtung kann auf 
das geringſte Maß beſchränkt ſein, wenn nur der Raum mit der 
getroffenen Einrichtung für den Mietzweck unmittelbar verwend⸗ 
bar, die Einrichtung als ſolche alſo für den Vertragszweck nicht 
unweſentlich iſt. Unerheblich iſt, ob es ſich bei der Art der Ein⸗ 
richtung um mit dem Gebäude feſt verbundene Gegenſtände, z. B. 
weſentliche Beſtandteile oder um bewegliche Gegenſtände handelt 
(RF H. 3, 1; 4, 185; 6, 338; 18, 190 und die nicht veröffentlichte 
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Entſch. vom 23. März 1926, VA 35/26). Die Einrichtung kann ſich 
alſo auf die beſondere Herrichtung des Raumes gerade zu dem 
vorgeſehenen Zwecke beſchränken. Der Sen. hat keine Bedenken, 
dieſe Grundſätze weiter auszudehnen und auf den vorliegenden 
Fall anzuwenden, wo zwar zunächſt nicht der einzelne Raum, wohl 
aber die ganze Anlage und damit mittelbar auch die Räume ſelbſt 
ſich als eingerichtet darſtellen. Die geſamte Anlage iſt für den be⸗ 
ſonderen Zweck von vornherein hergerichtet worden. Das Gebäude 
iſt in zahlreiche Teilräume (Boxen) eingeteilt worden, die hin⸗ 
ſichtlich Form und Größe für die Unterſtellung von Kraftwagen 
geeignet find. Hinſichtlich der Feuer⸗ und Betriebsſicherheit ſind 
beſondere Anforderungen an die Beſchaffenheit und die Einrichtung 
geſtellt worden. Wirtſchaftlich kann die ganze Anlage nur für die 
Unterbringung von Kraftwagen verwertet werden. Ob im Einzel⸗ 
fall ein oder auch mehrere Räume für andere Zwecke benutzr 
werden, iſt unerheblich. Es kommt darauf an, zu welchem Zwecke 
die Anlage als ſolche hergerichtet und in der Hauptſache benutzt 
werden ſoll. Um ſie z. B. als Lagerraum für andere Gegenſtände 
zu benutzen, hätte es keiner beſonderen Vorrichtungen, wie ſie hier 
etroffen worden ſind, bedurft. Zu Unrecht beruft ſich der Be⸗ 
ſchwerdeführer darauf, daß der RH. bei Wohnräumen die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 2 Abſ. 1 Nr. 4 UmfStG. als nicht gegeben be⸗ 
trachtet habe, ſelbſt wenn ähnlich wie im vorliegenden Falle be⸗ 
ſtimmte Einrichtungen, z. B. Heizungsanlagen, Kloſetts u. dgl. 
vorhanden ſeien. Um in einem ſolchen Falle die Wohnräume für 
den vertraglichen Benutzungszweck, alſo zum Wohnen, geeignet 
zu machen, reicht die vorhandene Einrichtung nicht aus, ſondern es 
bedarf noch des üblichen Mobiliars (Rö. 4, 185); die wirklich 
beſonders eingerichteten Nebenräume einer Wohnung kommen als 
unweſentlich nicht in Betracht. Dagegen iſt im vorliegenden Falle 
die Kraftwagenhalle für die Unterbringung von Kraftwagen ge⸗ 
eignet, ohne daß es noch der Einbringung beſonderer Gegenſtände 
bedarf. Daß ſich äußerlich die einzelnen Räume als leer darſtellen, 
hängt naturgemäß mit dem beſonderen Benutzungszwecke zuſam⸗ 
men. Die Umſatzſteuerpflicht würde, weil es ſich um die Vermie⸗ 
tung eines nicht eingerichteten leeren Raumes handelt, dann nicht 
gegeben ſein, wenn die Räume überhaupt keiner beſonderen Ein⸗ 
richtung im dargelegten Sinne bedurft hätten, um ſie für die Un⸗ 
terbringung von Kraftwagen geeignet zu machen. Das iſt aber hier 
nicht der Fall. Der Sen. iſt daher der Anſicht, daß die Steuer⸗ 
pflicht im vorliegenden Falle ſowohl dem Sinne des Geſ. als auch 
der bisherigen Rſpr. und vor allem der wirtſchaftlichen Entwick⸗ 
lung der Verhältniffe entſpricht (84 RAbgdO.). Der Geſetzgeber hat 
bei der Steuerbefreiung des 9 2 Abſ. 1 Nr. 4 UmſstG. grundſätz⸗ 
lich nur landwirtſchaftliche Grundſtücke und nicht eingerichtete 
Wohngebäude im Auge gehabt. In allen anderen Fällen, wo Ge» 
bäude für einen beſonderen Zweck hergerichtet werden, ſollte da⸗ 
gegen die Steuerpflicht gegeben ſein. Der Sen. hat daher auch 
ſtets in ſolchen Fällen die Steuerpflicht bejaht, wenn der Mieter 
ſeinerſeits nicht noch den vermieteten Raum mit einer beſonderen 
Einrichtung zu verſehen brauchte, um ihn benutzen zu können. Aus 
dieſem Grunde hat der Sen. es daher auch nicht auf das Vor⸗ 
handenſein und die Zahl beſonderer Einrichtungsgegenſtände, ſon⸗ 
dern auf die Anlage als ſolche abgeſtellt. Würde man im vor⸗ 
liegenden Falle mik dem Beſchwerdeführer die Umſatzſteuerpflicht 
verneinen, weil ſich die einzelnen Teilräume als leer darſtellen, ſo 
würde in ähnlichen Fällen die Umſatzſteuerpflicht zu bejahen ſein, 
weil beſtimmte Einrichtungsgegenſtände allerdings vorhanden, im 
übrigen aber der Raum in der Hauptſache ſich als leer darſtellt, 
z. B. ein mit Krippe und Raufe verſehener Pferdestall. Eine ſolche 
ungleiche Behandlung ähnlich gelagerter Fälle kann nicht i. S. des 
84 NAbgdO. liegen. 


Es könnte auch die Frage aufgeworfen werden, ob die Steuer⸗ 
pflicht nicht aus dem Geſichtspunkte der entgeltlichen Verwahrung 
zu bejahen iſt. Da jedoch die Vorinſtanzen nach dieſer Richtung 
nicht in tatſächliche Feſtſtellung eingetreten find, hat der Gen. dieſe 
Frage unentſchieden gelaſſen und ſich lediglich auf die Bejahung 
der Steuerpflicht aus 8 2 Abſ. 1 Nr. 4 UmſstG. beſchränkt. 


(RZH, V. Sen., Urt. v. 8. Juli 1927, VA 105/27 8, RF. 21, 289.) 


* 


4. 5 7 UmſStG. 1922. Die Vereinigung mehrerer 
dem Zwiſchenhändler gelieferten vertretbarer Sachen zum 
Zwecke gleichzeitiger Beförderung verwirkt die Strafbe⸗ 
freiung des & 7 Um St. nicht, auch nicht wenn die Ver⸗ 
ladung längere Zeit beanſprucht. 

Der Stpfl. betreibt Getreidehandel. Die Landwirte bringen das 
von ihm gekaufte Getreide an die Kahnanlegeſtelle. Dort wird es 
von einem Angeſtellten des Stpfl. oder, falls ein ſolcher nicht an⸗ 
weſend iſt, vom Schiffer auf ſeine Beſchaffenheit unterſucht, insbeſ. 
ob es trocken und marktfähig iſt. „Klammes“ Getreide wird ent⸗ 
weder zurückgewieſen oder auf den Speicher genommen. Das Ge⸗ 
wicht wird ausſchließlich vom Schiffer feſtgeſtellt, der den Lieferern 
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die Empfangsbeſcheinigung ausſtellt. Falls die von den Landwirten 
gelieferten Mengen zur Beladung des etwa 3—4000 Ztr. ſaſſendes 
Kahnes nicht ausreichen, wird das fehlende Getreide aus den Spel 
chern des Stpfl. zugeladen. Nach Beladung des Kahnes entnimm 
ein Angeſtelter des Stpfl. in Gegenwart des Schiffers die Dur 
ſchnittsproben für den Empfänger, die durch den Stpfl. verſand 
werden. Die Beladung dauert gewöhnlich 8—14 Tage, mitunter 
auch länger. Dann wird das Getreide vom Stpfl. an ſeine Abneymet 
mit Kahn verſchickt. Das Fin A. hat für 1924 den Stpfl. zur Um St. 
veranlagt. Hierbei ſind auch die Entgelte für diejenigen Geire 
mengen der Beſteuerung unterworfen worden, die nicht aus dem La 
in die Kähne verladen worden, ſondern die von den Landwirten 
zur Kahnanlegeſtelle gefahren worden waren. 

Der RBeſchw., die Verletzung des $7UmfStG. rügt, 1 
der Erfolg nicht verfagt werden. Es iſt zwar richtig, daß der Srßf 
entweder durch Angeſtellte oder durch den Schiffer das Getreide, ba 
zur Verladung kam, „abnahm“. Allein mit dieſer Abnahme, die ſich 
auf die Beſichtigung der Ware und die Feſtſtellung der Vertrag? 
mäßigkeit der Lieferung beſchränkte, war nicht der Erwerb des un 
mittelbaren Beſitzes an der Ware verbunden. Die Landwirte behielten 
vielmehr auch nach der Abnahme des Getreides den unmittelbaren 
Beſitz an der Ware noch ſo lange, bis das abgenommene Getre 5 
verwogen und im Kahn verladen war. Durch ein Beſitzkonſtitut, da 
etwa in Frage kommen könnte, konnte der unmittelbare Be 
i. S. des 87 UMSt®. nicht übertragen werden (RH. 10, 8 
Eine Übertragung des unmittelbaren Beſitzes auf den Stpfl. hat nut 
inſoweit ſtattgefunden, als dieſer bei der Beſichtigung durch feine am 
geſtellten das Getreide ausſchied, das nicht zur Verſendung komme 
ſollte und auf Lager genommen wurde. Nicht anders iſt die Annahn 
des Getreides durch den Schiffer zu beurteilen. Auch feine Tätige 
iſt für den Stpfl. i. S. des $7 UmfSt®. unſchädlich, da die Land 
wirte den unmittelbaren Beſitz bis zur Beendigung der Verlad 
im Schiffe beibehielten. 

Auch die Zuladung von Getreide vom Lager des Stil. zu 17 
von den Landwirten zum Kahne verbrachten Getreidemengen iſt f 2 
die Stpfl. ohne Bedeutung. Die Vereinigung mehrerer Mengen ber 
tretbarer Sachen zum Zwecke gleichzeitiger Beförderung iſt umleß“ 
ſteuerrechtlich nicht anders zu beurteilen wie die Ausſcheidung vo 2 
Teilmengen zum Zwecke der Beförderung an verſchiedene Empfang 
(RF. 13, 1). Ebenſo iſt die Entnahme von Getreideproben na 
endigter Verladung ohne jeden Einfluß auf den Beſitz der Won 
Auch der Umſtand, daß die Verladung gewöhnlich 8—14 Tage, — 
unter auch länger dauerte, iſt nicht geeignet, die Steuerbefreiung 
87 UmfStG. zu verwirken, da der Schiffer das Getreide nut zun 
Zwecke der Beförderung beſitzt und es im Weſen der Sammelladund 
liegt, daß es einige Zeit erfordert, bis durch die Anfuhr einer Vit 
zahl von Teilmengen der Laderaum des Kahnes voll ausgenutzt 
Dieſe Einlagerung des Getreides während der Ruhelage des Kahn ri 
am Verladeorte hat keine ſelbſtändige Bedeutung. Von einer »l er 
chermäßigen“ Einlagerung beim Beförderungsunternehmer kaun De 
halb keine Rede ſein. 


(N39., V. Sen., Urt. v. 24. Juni 1927, V A 308/27.) 


Reichsverſicherung⸗ amt. 
Knappſchaftsſenat. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


1. Anſprüche auf Invalidengeld aus der geit 975 
dem 1. Januar 1924 find wirtſchaftlich wertlos. Neben 45 
Teuerungszulage nach §8 31 RKn G. können keine Sond! 
leiſtungen gewährt werden. 7) 

Gegen das vorbezeichnete Urteil, auf deſſen Inhalt Bezug 90 
nommen wird, hat der Kl. rechtzeitig die Reuiſion eingelegt mit en 
Antrag, ihm, wie vor Einführung des NKNG. ein erhöhtes Invalid 
geld zu zahlen, und ihm die Koſten des Verfahrens zu erſtatten. 

Der Reviſion mußte der Erfolg verſagt werden, weil keiner ; 
geſetzlich zugelaſſenen Reviſionsgründe vorliegt ($ 195 Abſ. 2 nnd 
8 1697 RV O.). 


Zu 1. Die Entſcheidung ift zutreffend und entspricht der ag 
RWA. ſtets vertretenen Meinung. Die Invalidenpenſionen ſind = 
die Inflation völlig wertlos geworden, ſo daß zur Auszahlung in 
noch die mit der Geldentwertung fortgeſchrittene jeweilige Teuerun en. 
zulage zu dieſer wirtſchaftlich wertloſen Invalidenpenſion gelan 15 
Konnte. Der Entſcheidung it auch darin zuzuſtimmen, daß ma 
jeglicher geſetzlicher Grundlage auf früherem Recht beruhende on pen 
ua unter der Herrſchaft des Reench. nicht mehr gewährt wies 
Rönnen. 

MA. Dr. Mansfeld, Eſſen. 


Su 
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Der Kl., der infolge eines Betriebsunfalles berufsunfähig ge⸗ 
worden iſt, und ſeit dem 6. Jan. 1884 Invalidengeld erhalten hat, 
verlangt unter Berufung auf 8 12 des Statuts des Märkiſchen 
Knappſchaftsvereins v. 25. April 1878 und auf Art. 8 EGRKnG. 
eine Erhöhung der Penſionskaſſenleiſtungen, die ihm ſeit dem 1. Jan. 
1924 gezahlt werden. Den Ausführungen des Ku VA, daß dieſer 
Anſpruch nicht begründet ſei, iſt beizutreten. 

Nach Art. 8 EGNKNG. find am 1. Jan. 1924 auf den Reichs⸗ 
knappſchaftsverein die damals beſtehenden Verbindlichkeiten der bis⸗ 
herigen Knappſchaftsvereine übergegangen. Da zur Zeit des über⸗ 
gangs infolge der Geldentwertung der Anſpruch auf Invalidengeld 
einen erfüllbaren Inhalt nicht mehr hatte, war dieſer Anſpruch für 
den Kl. wirtſchaftlich wertlos. 

Einen Ausgleich für die Folgen des Währungsverfalls gab das 
AKNG. den Knappſchaftsinvaliden in der Weiſe, daß ihnen nach Art. 38 
EHAKUG. die Teuerungszulage zu dem Invalidengeld gewährt wurde, 
die im 8 31 RG. vorgeſehen war. Dieſe Teuerungszulage iſt dem 
Kl. gezahlt worden. Eine Vorſchrift, nach der zu dieſen auf Grund 
des § 31 NEnG,. zu gewährenden Leiſtungen noch eine Sonderleiſtung 
treten ſollte, wenn nach früherem Recht infolge beſonderer Umſtände 
3. B. wegen des Eintritts der Berufsunfähigkeit durch Betriebsunfall, 
erhöhte Leiſtungen gewährt worden waren, kennt das EGRKnG. 
nicht. Es fehlt alſo an einer geſetzlichen Grundlage, auf die ſich der 
Anſpruch des Kl. ſtützen könnte. 

Für die Zeit nach dem 1. Juli 1926 iſt die Leiſtung der 
Arbeiterpenſionskaſſe an den Kl. nach 8 243 NG. i. d. Faſſ. v. 
1. Juli 1926 zu berechnen; auch für dieſe Zeit kann eine Erhöhung 
der Leiſtungen mit Rückſicht auf den Unfall des Kl. nicht eintreten. 

(RVA., Entſch. v. 14. Jan. 1927, IIa Kn 725/26.) 


II. Länder. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OV GR. Geh. t on Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


R 1. 510 II 17 ALR. Die Polizei ift berechtigt, von 
dem Hauseigentümer die Herſtellung einer der Zahl der 
Wohnungen entſprechenden Anzahl von Aborten zu fordern. 
1 Nach den gegenwärtigen Einſichten in Weſen und Notwendig⸗ 
seit der Geſundheitspflege, wie fie z. B. im Art. 5 8 3 Ziff. 3 
PrWohn®. v. 28. März 1918 — nach dem in der Regel ein Abort 
von höchſtens zwei Familien zu benutzen ift — und im 8 22 Ziff. 6 
Berl. Baupolizeid. ihren Niederſchlag gefunden haben, iſt es ein 
unter keinen Umſtänden zu duldender Zuſtand, wenn für die neun 
oder zehn Wohnungen des Seitenflügels nur zwei Aborte vorhanden 
und auf die Benutzung des einen davon ſechs Mietsparteien ange⸗ 
wieſen ſind. Die Beſeitigung dieſes Zuſtandes zu fordern, war die 
Polizei ſchon auf Grund 8 10, II, 17 ALR. berechligt (Baltz⸗ 
Fiſcher, Baupolizeirecht, 5. Aufl. S. 340). 
(Pro., IV. Sen., Urt. v. 28. April 1927, IV A 118/26.) 


2. PrGrVerm StG. v. 14. Febr. 1923. Eine nicht 
rechtskräftige Veranlagung kann von der Veranlagungs⸗ 
ehörde zurückgezogen werden, und zwar ohne oder mit 
gleichzeitigem Erlaſſe einer neuen Heranziehung. 
Die Beſchwerde vertritt die Auffaſſung, der Grundſteuerausſchuß 
ei nicht befugt, einen einmal erlaſſenen Veranlagungsbeſcheid zurück⸗ 
zuziehen und durch einen anderweiten Beſcheid zu erſetzen; deshalb 
ſei der zuerſt erlaſſene Steuerbeſcheid v. 10. März 1924 durch Zurück⸗ 
nahme des dagegen eingelegten Einſpruchs rechtskräftig geworden und 
demgemäß die zweite Veranlagung v. 2. Mai 1924 rechtsunwirkſam. 
Dieſe Ausführungen ſind rechtsirrige. Zunächſt kann dahingeſtellt 
bleiben, ob 88 75 ff., insbeſ. 8 76 RAbgdO. auf ein landesrechtliches 
Verfahren in Grundvermögensſteuerſachen ohne weiteres Anwendung 
linden. In 8 10 Abſ. 1 GrVermSt ch. iſt auf jene Vorſchriften nicht 
wieſen, die als allgemeine, die Beſteuerung betreffende Verfahrens⸗ 
normen auch — trotz der Sonderregelung im g 76 Abſ. 3 RAbgO. — 
nicht ſchlechthin als Beſtimmungen gelten können, die ſich „auf das 
; echtsmittelverfahren“ beziehen. Würde aber ſelbſt die Anwendbarkeit 
der 88 75 ff. a. a. O. für das Verfahren in Grundvermögensſteuer⸗ 
lachen bejaht, ſo iſt auch hiernach die Zurücknahme des Steuer⸗ 
eſcheids v. 10. März 1924 nicht zu beanſtanden. In der Erhebung 
55 Einſpruchs gegen dieſe erſte Veranlagung lag die gem. 8 76 
di . 1 Ziff. 2 a. a. O. erforderliche Zuſtimmung der Steuerpflichtigen, 
ie gewaärtig fein mußten, daß jene Heranziehung, zumal ſie geſetz⸗ 
wi ig ohne Mitwirkung des Steuerausſchuſſes zuſtande gekommen 


war, zurückgenommen wurde (vgl. auch $ 228 a. a. O.; Mrozeck, 
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Komm. zur RAbgd., 3. Aufl., Anm. 3 zu 8 76). Indeſſen auch ab⸗ 
geſehen von den Vorſchriften der 88 75 ff. a. a. O. kann nach der 
ſtändigen Rſpr. des Gerichtshofs eine Veranlagung, die nicht in 
Rechtskraft übergegangen und über die, wie hier, nicht einmal im 
Einſpruchs⸗ oder Streitverfahren eine Entf. ergangen war, von der 
Veranlagungsbehörde zurückgenommen werden, ganz gleich, ob die 
Zurücknahme ohne oder mit einem gleichzeitigen Erlaß einer neuen 
Heranziehung erfolgt. Dieſer allgemeine Grundſatz würde nur dann 
nicht Platz greifen, wenn in dem betreffenden Steuergeſetz oder in dem 
für dieſes maßgebenden Verfahrensgeſetz jede Zurücknahme eines 
Steuerbeſcheids als ausgeſchloſſen bezeichnet oder an beſtimmte geſetz⸗ 
lich geregelte Vorausetzungen geknüpft fein würde. Dies trifft weder 
für das GrVermStG. noch für das Verw. zu. 


(PrOVG., VII. Sen., Entſch. v. 21. Jan. 1927, VII D 95/26.) 


- 


Berichtigungen. 


In dem Aufſatz Soldan, „Unitarismus oder Partikularis⸗ 
mus in der Rechtspflege“: JW. 1927, 2611 iſt in dem letzten Satz 
des dritten Abſatzes eine Zeile ausgefallen. Der Satz muß lauten: 


„Jetzt nach dem Krieg wäre eine erhöhte Sparſamkeit eher ver⸗ 
ſtändlich und trotzdem werden wir uns immer gegen jede Spar⸗ 
ſamkeit in der Rechtspflege wenden, wenn dadurch eine Ver⸗ 
ſchlechterung der Rechtſprechung herbeigeführt werden kann.“ 


Im letzten Satz des fünften Abſatzes iſt die im dritten Abſatz aus⸗ 
fallende Zeile verſehentlich eingeſetzt worden. Dieſer letzte Satz 
lautet richtig: 


„Die dynaſtiſchen Intereſſen, die für die deutſche Kultur auf 
anderen Gebieten durch die von ihnen hervorgerufene Dezentrali⸗ 
ſation der Kunſtpflege, der Univerſitäten, des Prufungsweſens, 
der Hypotheken, der eigenen Staatsverwaltung ſo viel Gutes 
ſchaffen, waren für die Organiſation der Gerichte und der 
Rechtſprechung nicht förderlich, indem ſie die weitgehende 
Dezentraliſation der deutſchen Juſtiz verurſachten.“ 


JW. 1927, 2601 find folgende Druckfehler zu berichtigen: 

r. Sp. Zeile 12 von oben „gefunden“ ſtatt „gebunden“; r. Sp. Zeile 2 

von unten „unter heutigem Aſpekt“ ſtatt „unſerem heutigen Aſpekt“; 

l. Sp. Zeile 27 von oben: „Lebensunkraft“ jtatt „Lebensurkraft“. 
D. S. 


Deutſcher Anwaltverein. 
Verkehrsrecht. 


Beim Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins iſt angeregt worden, 
er möge eine beſondere Bearbeitung des an Bedeutung 
immer mehr wachſenden Verkehrsrechts in Angriff nehmen 1). 
Um einen Überblick darüber zu gewinnen, ob in dem Kreiſe der Mit⸗ 
glieder des Deutſchen Anwaltvereins ein Bedürfnis hierfür beſteht, 
werden die Kollegen, die ſich für dieſes Arbeitsgebiet 
intereſſieren und die zur Mitarbeit bereit ſein 
würden, gebeten, der Geſchäftsleitung des Deutſchen 
Anwaltvereins hierüber Mitteilung zu machen. Dabei 
wären auch Anregungen wegen Umgrenzung des Arbeitsgebietes er⸗ 
wünſcht, insbeſ. Außerungen zu der Frage, ob in erſter Linie das 
Automobilrecht herausgegriffen werden ſoll oder ob auch die 
Materien des Eiſenbahnrechts, des Luftfahrtrechts uſw. mit ein⸗ 
geſchloſſen werden ſollen. 

Sollte ſich ergeben, daß in weiteren Kreiſen der Kollegenſchaft 
ein beſonderes Intereſſe für dieſes Spezialgebiet beſteht, ſo würde ſich 
der Vorſtand darüber ſchlüſſig machen, in welcher Weiſe die Be⸗ 
arbeitung einzuleiten iſt, ob etwa ein beſonderer Ausſchuß für dieſes 
Verkehrsrecht zu bilden iſt und ob die Schaffung einer Gruppe für 
Verkehrsrecht in Frage kommt. 


) Siehe hierzu die Ausführungen Pros fauers: Anwalts- 
blatt 1927, 207. 
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35. Deutſcher Juriſtentag. 
(12.—15. Sept. 1928 in Salzburg.) 
Verhandlungsgegenſtände: 

I. Bürgerlich⸗rechtliche Abteilung. 


1. Empfiehlt ſich eine grundſätzliche Anderung in der Behandlung von 
Eheſtreitſachen nach Zuſtändigkeit und Verfahren? 

2. Empfiehlt ſich eine zuſammenfaſſende Neuregelung der Haftpflicht⸗ 
grundſätze für Eiſenbahnen, Straßenbahnen, Kraftfahrzeuge und 
Luftfahrzeuge? 


II. Offentlich⸗rechtliche Abteilung. 


1. Machen Intereſſen der Rechtspflege es notwendig, das geſamte 
Juſtizweſen auf das Reich zu übertragen? 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


2. Empfiehlt es ſich im Intereſſe einer geſunden Finanzwirtſchaft, 
die beſtehenden Grundſätze über die Bewilligung der Einnahmen 
und Ausgaben für die Haushalte des Reiches und der Länder Au 
ändern? 


III. Strafrechtliche Abteilung. 


1. Mit welchen Hauptzielen wird die Reform des Strafverfahrens in 
Ausſicht zu nehmen ſein? 
2. Vorbildung und Berufslaufbahn der Organe der Strafrechtspflege. 


IV. Wirtſchafts⸗ und finanzrechtliche Abteilung. 


1. Empfiehlt ſich eine Anderung und Vereinheitlichung der deutſchen 
‚und öſterreichiſchen Kartellgeſetzgebung? 


2. Der ſtrafrechtliche Schutz der Arbeitskraft. 


dem Reichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzesentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


1. Der Entw. eines Geſ. über die Pfandbriefe und 
verwandten Schuldverſchreibungen öffentlich⸗recht⸗ 
licher Kreditanſtalten iſt dadurch veranlaßt, daß der gegen⸗ 
wärtige Zuſtand hinſichtlich der Pfandbriefe der öffentlich⸗rechtlichen 
Kreditanſtalten nicht dem entſpricht, was die Beteiligten im allge⸗ 
meinen von der rechtlichen Geſtaltung und Sicherheit des Pfand⸗ 
briefes erwarten. Die von den öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten 
unter der Bezeichnung „Pfandbriefe“ in den Verkehr gebrachten 
Schuldverſchreibungen finden zwar ebenſo wie die Hypothekenpfand⸗ 
briefe der Hypothekenbanben ihren Gegenwert in ausgeliehenen Hypo⸗ 
theken. Während aber nach dem Hypolhekenbankgeſetz die Deckungs⸗ 
maſſe in erſter Linie zur Befriedigung der Pfandbriefgläubiger ſicher⸗ 
geſtellt iſt, beſteht eine ähnliche Regelung bei den öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Kreditanſtalten im allgemeinen nicht. Bei ihnen bilden vielmehr 
die Hypotheken, die auf Grund der Ausgabe von Pfandbriefen er⸗ 
worben ſind, ein gewöhnliches Aktivum. Sie haften keineswegs nur 
in erſter Linie den Pfandbriefgläubigern, ſondern gleichmäßig allen 
Gläubigern. Der Entw. ſoll dieſem Mangel abhelfen und dabei auch 
den Erforderniſſen Rechnung tragen, die von der Reichsbank an die 
Lombardfähigkeit von Pfandbriefen geſtellt werden. Durch eine ſolche 
reichsgeſetzliche Regelung wird für ſamtliche das Pfandbriefgeſchäft 
betreibende öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten eine klare einheit⸗ 
liche Rechtslage geſchaffen. Der Entw. übernimmt verſchiedene der 
bewährten Grundſätze des Hypothekenbankgeſetzes, fo das Prinzip der 
kongruenten Deckung (8 2), die Einrichtung des Deckungsregiſters 
(8 3) und das Recht der Pfandbriefgläubiger auf vorzugsweiſe Befrie⸗ 
digung im Konkurſe ($ 6). Die Sicherheit der Pfandbrief⸗ 
gläubiger außerhalb des Konkurſes wird über die gegen⸗ 
wärtig geltenden Beſtimmungen des Hypothekenbankgeſetzes hinaus 
ausgeſtaltet, indem der Zugriff Dritter, ſei es im Wege des Arreſtes, 
ſei es im Wege der Zwangsvollſtreckung, in die in das Hypotheken⸗ 
regiſter eingetragenen Hypotheken und Wertpapiere ſowie in das als 
Deckung dienende Geld ausgeſchloſſen wird (8 5). Im 8 13 wird ein 


beſonderer Rechtsſchutz für die Bezeichnung „Pfand“ 
briefe“ eingeführt, und zwar durch ein Verbot an die“ öffentlich 
rechtlichen Kreditanſtalten, Schuldverſchreibungen, die den Vorſchriſten 
dieſes Geſetzes über Pfandbriefe nicht entſprechen, unter der Bezeich⸗ 
nung als Pfandbriefe oder unter einer anderen Bezeichnung, die das 
Wort Pfandbrief enthält, in den Verkehr zu bringen. 


2. Der Entw. eines dritten Gef. zur Anderung und Er? 
gänzung des Hypothekenbankgeſetzes fügt hinter 8 3³ 
folgenden § 34 a ein: „Arreſte und Zwangsvollſtreckungen in die in 
das Hypothekenregiſter eingetragenen Hypotheken und Wertpapiere 
finden nur wegen der Anſprüche aus den Hypothelenpfandbriefen 
ſtatt. Das gleiche gilt von Geld, das dem Treuhänder zur Deckung 
der Hypothekenpfandbriefe in Verwahrung gegeben iſt.“ Dieſe Rege? 
lung, die lediglich eine Ausgeſtaltung und Sicherſtellung des Vorzugs⸗ 
rechts im Konkurs bildet, wird auch zugunſten der Pfand“ 
briefgläubiger der Hypothekenbanken vorgeſchrieben, unt 
eine Übereinſtimmung der materiell-rechtlichen Vorſchriften über die 
Sicherung der Pfandbriefgläubiger für das Recht der Hypotheben⸗ 
595 15 der öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten zu erzielen (gl. 
oben zu 1). 


3. Der Entw. eines fünften Gef. zur Abänderung 
des RVG. und anderer Verſorgungsgeſetze will mit den 
Mitteln, die den Kriegsopfern im Zuſammenhang mit der Beamten 
beſoldungserhöhung zufließen, einen Umbau und eine Verbeſſeruntz 
der Reichsverſorgung vornehmen. Den Ausgangspunkt für den Eniw. 
bildet die im 8 27 RG. vorgeſehene Erhöhung der Renten 
der Leichtbeſchädigten. Auf der anderen Seite wird der Grund. 
ſatz einer ſtärkeren Hilfe für die Schwerbeſchädigten aufrechterhalten 
ihre Vezüge werden recht weſentlich verbeſſert. Ein Rechtsanſprt 
auf Heilbehandlung wird den Hinterbliebenen nicht gewährt, dagegen 
ſollen Mittel als Beihilfe zur Berufsausbildung be! 
Kriegerwaiſen bereitgeſtellt werden. 


Aberſicht der Rechtſprechung zu Heft 47 und 48. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 

88 54, 831 BGB. Ein nicht rechtsfähiger Verein (Gewerkſchaft) 
haftet für rechtswidrige Handlungen einzelner ſeiner Mitglieder oder 
Beauftragten nur im Rahmen des $ 831 BGB. OLG. Hamburg. 
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8 134 BGB.; Art. IV Gef. v. 19. Juli 1926 über die Aufhebung 
der Preis TrVoO. Die zivilrechtlichen Folgen des Preiswuchers werden 
durch die Aufhebung der Preistreibereiverordnung nicht beſeitigt, 
OLG. Stuttgart 27232 


8 162 Abſ. 1 BB. iſt als allgemeiner Rechtsgrundſatz ange 
der auch auf Vereinbarung öffentlichen Rechts anzuwenden ift. Pr 2732 

88 195, 852, 992 BGB. Die Verjährung der in 992 Bo. 
behandelten Anſprüche beſtimmt ſich nach 8 195 BGB., nicht 6805 
ee , an ahc 045, Alm 2 9 

$ 361 BGB.; 3 376968. Beim Firgeſchäft iſt nach Verſaumug 
der Friſt die Zuläſſigkeit des Rücktritts gleichwohl nach $ 242 an 


u a 
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8 553 B88. Der Mieter, der den Vermieter über den vertrags⸗ 
widrigen Gebrauch der Mieträume oder ihre unbefugte Überlaſſung 
an einen Dritten argliſtig getäufcht hat, kann ſich gegenüber der friſt⸗ 
8 2119 nicht auf die Unterlaſſung einer Abmahnung be⸗ 
rufen. RG 


behandelten Anſprüche beſtimmt ſich nach 8 195 BGB., nicht nach 
F Te 26893 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Art. 12 CG BG.; 5852 BGB. 1. Die Regelung der Haftung 
eines Deutſchen wegen einer im Ausland begangenen unerlaubten 
Handlung in Art. 12 EGBGB. geht über den Art. 30 daf. hinaus. 
Art. 12 findet auch hinſichtlich Einreden, die dem Deutſchen nach 
deutſchem Rechte zuſtehen, nach ausländiſchem Rechte nicht zuſtehen 
würden, Anwendung. — 2. Art. 12 beſchränkt die Haftung des Deut⸗ 
ſchen aber nicht auf die Haftung nach den deutſchen Geſetzen über die 
unerlaubten Handlungen, ſondern läßt die Haftung nach den deutſchen 
Geſetzen überhaupt zu. RW. 4286871 

Aufwertungsnovelle. 
„8816 AufwNov.; 12 AufwG. Die Vorſchrift des $ 16 AufwNov. 
über die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand findet auf die Antrags⸗ 
ſriſt des 3 12 Aufwch. keine Anwendung. K.. 27171 


Reichsmietengeſetz. 

81 Abf. 2 NMiel®,; 5148 ZRO. Streit über die Umlegung 
von Wächterkoſten betrifft die Höhe der geſetzlichen Miete. Das Ge⸗ 
richt kann bei Zahlungsklage bis zur Entſcheidung des MEA. aus- 
legen. KG e 28161 


Mieterſchutzgeſetz. 
„ 88 7, 15 MietSchch. Gegenüber dem auf Grund der Vertrags- 
deſtimmung, daß der Vermieter ſofortige Aufhebung des Vertrags 
verlangen konne, beim LG. geſtellten Räumungsverlangen wird durch 
den Einwand des Bekl., daß es ſich um einen Mietvertrag handle, 
nicht die Zuſtändigkeit des LG., ſondern die ſachliche Begründetheit 
der Klage in Frage geftellt. RB. 327982 


Wohnungsmangelgeſetz. 

4 Wohn Mang. Die Inanſpruchnahme von Wohnungen als 
künftig ſreiwerdend ift nicht zuläffig. Der Rechtsentſcheid v. 12. Okt. 
1935, 17 Y 75/25, gilt auch für Fälle, in denen das Freiwerden der 
Wohnung zu einem beſtimmten Zeitpunkt feſtſteht. KG.. . . 27181 


Tarifvertragsverordnung. 

„Die Verpflichtung des Arbeitnehmerverbandes, für die Aufrecht⸗ 
erhaltung des tariflichen Friedens zu ſorgen, hat zur Vorausſetzung, 
daß der Arbeitgeber ſich vor Einleitung wirtſchaftlicher Kampfmaß⸗ 
nahmen rechtzeitig mit dem Arbeitnehmerverband in Verbindung 
ſetzt. LArbGG. Berlin . . . Be aa 


Rennwettgeſetz. 

84 RennwettG. v. 20. Mai 1922 (RG Bl. I, 393). Der Buch⸗ 
macher, der für eine von ihm angenommene Wette den Betrag beim 
zanternehmer des Totaliſator verauslagt hat, kann den Einſatz vom 
Wettenden nicht einklagen. LG. III Berlin „ 27311 


Verſicherungs vertragsgeſetz. 


b 85 2, 43 ff. VVG. Die Abſchlußvollmacht des Verſicherungsagenten 
erechtigt nicht zum Abſchluß ungewöhnlicher, von den normalen Ver⸗ 
erungsvertrag abweichender Verträge. OLG. Hamburg. . 2819? 
Sn 88 61, 67 VVG. Der Verſicherte hat für ſchuldhaftes Handeln 
Gr ter nicht einzuſtehen. Die Ehefrau iſt keine Repräſentantin des 
nibemannes. Ihr ſchuldhaftes Verhalten befreit den Verſicherer auch 
icht wegen der verbrannten ihr gehörigen Gegenstände. RG. 28015 
t 58 66, 71 886. Die Anzeigepflicht des Verſicherten bei Eigen⸗ 
ſchmswechſel erſtreckt ſich auch auf Sicherheitsübereignungen. Ent⸗ 
chuldbare aun BUCH An a 27998 
Bern SL Gch. bezieht ſich auch auf alle Anderungen eines beſtehenden 
eee 2801 


Warenbezeichnungsgeſetz. 
rich . 15 Wöz G.; 5 826 BGB; 88 1, 13, 16 Une, Gegen fie ge- 
foriefe Wettbewerbshandlungen können nur von einer Firma ver⸗ 
web, werden, die ſchon einen Geſchäftsbetrieb eröffnet hat. Die Ver⸗ 
ſie lichkeit bon Reklame und Betriebsführung einer Firma berauben 
nicht des Schutzes des Wellbewerbsgeſehes. Dich... . . 26908 


2829 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 


§§ 13, 16 UnlWG.; $ 15 Wbz®.; 5826 BGB. Gegen fie gerich⸗ 
tete Wettbewerbshandlungen konnen nur von einer Firma verfolgt 
werden, die ſchon einen Geſchäftsbetrieb eröffnet hat. Die Verwerf⸗ 
lichkeit von Reklame und Betriebsführung einer Firma berauben ſie 
nicht des Schutzes des Wettbewerbsgeſetzes. RB... 26904 


Eiſenbahn verkehrsordnung. 

88 60, 68, 70, 76 EV O.; 88 435, 436 HGB. Die Eiſenbahn hat 
als Frachtführer gegen den Empfänger keinen Anſpruch auf Zahlung 
der bei unrichtiger Angabe des Inhaltes des Gutes verwirkten Fracht⸗ 
ke, DRS d an h 


2. Verfahrensrecht. 
Zivilprozeßordnung. 


D 28037 

81042 ZPO. Der Vollſtreckungsbeſchluß gemäß § 1042 BRD. 
kann erſt ergehen, nachdem die Aufhebungsklage rechtskräftig ab⸗ 
eee it e Gele,, ee i 


Konkurs ordnung. 


$ 289 Abſ. 1 Nr. 1 K. Verſuch und Vollendung der Beiſeite⸗ 
ſchaffung eines Grundſtücks durch Veräußerung. Rücktritt vom Ver⸗ 
un e  E, e ee .. 270425 


Geſetz betr. die Anfechtung von Rechtshandlungen eines 
Schuldners außerhalb des Konkurſes. 


8 3 Anfcz. Bei nachträglicher Gewährung von Sicherheiten an den 
Bürgen durch einen in ſchlechten Vermögensverhältniſſen befindlichen 
Schuldner iſt Kenntnis der Benachteiligungsabſicht zu vermuten. 
S on 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


Fortſetzungszuſammenhang. Hat ein Jugendlicher vollendete 
und als Strafmündiger noch eine verſuchte Unzucht begangen, ſo iſt 
er bei Annahme eines Fortſetzungszuſammenhangs aus $ 176 Ziff. 3 
StGB. in Verbindung mit 88 43,44 StGB. zu beſtrafen. OLG. Dresden. 

27234 

8 53 Stör. Im Falle der Zubilligung des Notwehrrechts braucht 
der äußere und innere Tatbeſtand nur inſoweit feſtgeſtellt zu werden, 
als erforderlich iſt, um die Annahme zu rechtfertigen, daß der Angekl. 
in berechtigter Notwehr ohne Überſchreitung ihrer Grenzen gehandelt 

. ee e 271136 
88 53 Abſ. 2, 59 StGB. Putativnotwehr und Tatſachenirrtum. 
G 


FF 


ee, . 27289 
$$ 117, 118 StB. Rechtmäßige Amtsausübung eines Forſt⸗ 
beamten bei Feſtſtellung der Identität einer Perſon, die nach feiner 
Vermutung eine ſtrafbare Handlung beabſichtigt. RB... . 26938 
$ 158 St68. Bereits mit der Verkündung eines einer Partei 
ungünſtigen Urteils iſt für ſie ein Rechtsnachteil entſtanden. RG. 


2694 
$ 182 StGB. Auslegung der Erſtreckung eines Strafantrages 
durch das Reviſtonsgericht. Rp. 269410 


$ 184 Nr. 1 StGB.; 5 301 StPO. Iſt auf Unbrauchbarmachung 
erkannt, jo iſt auf die wegen der nicht erfolgten Verurteilung zuungunſten 
der Angeklagten von der Staatsanwaltſchaft eingelegte Reviſion auch 
der auf Unbrauchbarmachung gerichtete Ausſpruch nachzuprüfen. Durch 
den Ausſpruch der Unbrauchbarmachung iſt der Angeklagte in jedem 
Falle beſchwert. Die Darſtellung des Geſchlechtsteils iſt nur unzüchtig, 
wenn zugleich die Beziehung zum Geſchlechtlichen betont wird. Recht⸗ 
liche Würdigung eines vom Urteil in Bezug genommenen Bildes 
durch die Rebiftonsinftang. RC. . 271328 

3 184 SGB, Unzüchtigkeit einer Darftellung verlangt Beziehung 
zum Geſchlechtlichen. Die Unzüchtigkeit einzelner Bilder erſtreckt ſich 
auf die ganze „Serie“ nur dann, wenn ein innerer Zuſammenhang 
zwiſchen den Bildern erkennbar iſt und deshalb von einer „Serie“ 
gesprochen werden ann NRW., 269511 


2830 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


§ 185 StGB. Eine Beleidigung kann auch in einer an ſich nicht 
ehrverletzenden Außerung gefunden werden. R )... 269642 

§ 193 StB. Aus dem Feſthalten an einer Behauptung, von 
deren Unwahrheit der Beleidiger ſich überzeugt haben muß, kann die 
Abſicht der Beleidigung gefolgert werden. R. 269612 

8 217 St6B. Eine Schwangere, die trotz der ihr bekannten Ge⸗ 
fahren jede Vorſorge für die Geburt des Kindes unterläßt, kann ſich 
da durch einer vorſätzlichen Tötung ſchuldig machen. RG... . 26964“ 

§ 218 StGB. 1. Können mehrere gegen Entgelt vorgenommene 
Abtreibungshandlungen, die teils vor, teils nach dem Inkrafttreten 
des Geſetzes zur Abänderung des StGB. v. 18. Mai 1926 begangen 
worden ſind, zu einem Verbrechen der gewerbsmäßigen Abtreibung 
nad) $ 218 Abſ. 4 StGB. n. F. zuſammengefaßt werden? — 2. Zum 
Begriff der Gewerbsmäßigkeit. R. 269815 

8 219 StG. Identuät der Tat zwiſchen Lohnabtreibung und 
Begünſtigung einer Abtreibung durch nachträgliche Ausſtellung eines 
unwahren Zeugniſſes ſeitens eines Arztes. R. 269810 

§ 222 StB. Einbau und Beziehenlaſſen einer baupolizeilich 
nicht genehmigten, feuergefährlichen Wohnung als fahrläſſige Tötung 
der bei einem Brande dieſer Wohnung ums Leben gekommenen Per⸗ 
ſonen. Unterbrechung des Kauſalzuſammenhanges. Die zur Annahme 
fahrläſſigen Handelns erforderliche Vorherſehbarkeit des Erfolges ver⸗ 
langt nur, daß die unbekannten Einzelheiten des vorliegenden urſäch⸗ 
lichen Verlaufs ſich innerhalb des Rahmens der gewohnlichen Erfah⸗ 
rung halten. RG. 28048 

§ 230 StGB. Ob der Leiter eines Röntgeninſtitutes ohne Ver⸗ 
letzung der ihm obliegenden Sorgfaltspflicht einer Aſſiſtentin die ſelb⸗ 
ſtandige Handhabung dis Geräts überlaſſen kann, hängt davon ab, 
ob und inwieweit ſie ſich als ſelbſtändige Arbeiterin nn 
§ 248 a SGB. Feſtſtellungserforderniſſe des Notdiebſtahles. 
Frankfurt dd onoonnmohı 27244 

§ 257 StGB. Die Aufrechterhaltung der allgemeinen Vermögens⸗ 
lage iſt keine „Vorteilsfiherung”. GWG... 269917 

§ 259 StGB. Hehlerei liegt nicht vor bei zeitlichem Zuſammen⸗ 
fallen des Erlangens einer Sache mit dem Anſichbringen von ſeiten 
des 2. Täters im ſelben Rechtsgeſchäft. Nur wenn Vortat und Nachtat 
ſich gegen den gleichen geſetzlichen Tatbeſtand (z. B. Diebſtahl) richten, 
kann die Nachtat Beihilfe zur nicht vollendeten Haupttat fein. OLG. 
ih. Me a es Po 2725° 

8 264 a StGB. 1. Geringwertigkeit des Gegenſtandes iſt in erſter 
Linie nach objektivem Maßſtabe zu bemeſſen, jedoch muß auch die⸗ 
jenige Auffaſſung in Betracht gezogen werden, die in den beteiligten 
ſozialen Kreiſen herrſcht und durch deren Lebens- und Vermögens⸗ 
verhältniſſe bedingt wird. — 2. Die Frage der Zuläſſigkeit der Straf⸗ 
verfolgung eines Ausgelieferten wegen der Straftat, wie ſie ſich nach 
dem vom Inhalt der Auslieferungsbewilligung abweichenden Ergebnis 
der mündlichen Verhandlung darſtellt, betrifft eine Prozeßvoraus⸗ 
ſetzung, die in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen 
iſt. — Die Zuläſſigkeit der Strafverfolgung iſt auch von der Entſchei⸗ 
dung der Schuldfrage und der Straffrage trennbar. BayObLG. 27181 

§ 265 StGB. Wer einen fremden, nicht überverſicherten Gegen⸗ 
ſtand ohne Wiſſen und Willen des Verſicherten in Brand ſetzt, macht 
ſich dadurch keines vollendeten Verſicherungsbetruges ſchuldig. 1 

270 

8 271 StGB. iſt nicht anwendbar auf die Herbeiführung der Ein⸗ 
tragung einer Scheingründung in das Vereinsregiſter. RG. 27012⁰ 

8$ 315, 316 StB. Im einzelnen kann das Fahren auf den Gleiſen 
oder über die Gleiſe der Straßenbahn die Bereitung eines Hinderniſſes 
auf der Fahrbahn ſein. — Zum Begriffe des Wortes: „Transport“. — 
Der Führer eines Kraftwagens, auch der eines Laſtwagens, muß 
ſein Augenmerk auch auf die hinter ſeinem Fahrzeug drohenden Ge⸗ 
fahrenquellen richten. Bay bg... 28061 

§ 315 StGB. Werfen von Steinen auf einen in der Fahrt be⸗ 
findlichen Eiſenbahnzug als Betriebsgefährdung. R. . 27012 

$ 360 Ziff. 11 StB. zum Begriff des groben Unfugs. a 


8 360 Ziff. 11 St&B.; 8 19 KraftfahrzVerkV O. In dem rückſichts⸗ 
loſen Fahren eines Kraftfahrzeugführers auf ſchmutziger Straße, durch 
das andere Verkehrsteilnehmer mit Schmutz beſpritzt werden oder auch 
nur beſpritzt werden können, kann der Tatbeſtand des groben Unfugs 
erblickt werden. Die Beläſtigung eines Einzelnen, der nur kraft ſeiner 
Zugehörigkeit zur Allgemeinheit beläſtigt wird, iſt eine Beläſtigung 
der Allgemeinheit ſelbt. Bay Ob.. 28072 

§ 360 Ziff. 11 StB. Zum Begriff des groben Unfugs. 
Bay Obs. „ . 0, Elie 
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Militärſtrafgeſetzbuch. 


88 49, 64 ff., 69 MilStch B.; 5 52 StB. — 352 StGB. iſt auf 
dem Gebiete des Militärſtrafrechts bei der Beurteilung von Dienſt⸗ 
pflichtverletzungen durch $ 49 Mil StGB. grundſätzlich ausgeſchloſſen. — 
„Abſicht“ i. S. des 8 69 Mil StG B. iſt nicht gleichbedeutend mit Vorſatz. 
Der Tatbeſtand des 9 69 Mil StGB. iſt auch erfüllt, wenn der Täter 
nur nebenbei die Abſicht der Fahnenflucht hatte. BayOb G. 2719“ 


Geſetz zum Schutze der Republik. 


§ 8 Nr. 1 Repschch. Eine Kritik an dem Gedankenkteis, auf. 
um die RVerf. beruht, wird durch 88 Nr. 1 NepSchG. nicht bet 


Geſetz über die Pflichten der Beamten zum Schutze der 
Republik. 


Ref. v. 21. Juli 1922 über die Pflichten der Beamten zum 
Schutze der Republik. Wann liegt der Fall „zur Feſtigung der bet“ 
faſſungsmäßigen republikaniſchen Staatsform“ vor? Die Entlaſſung 
ſog. politiſcher Beamter ſetzt kein nachweisbares re publikfeindliches 
Verhalten derſelben voraus. Die pflichtgemäße Überzeugung der 
Zentralbehörde, daß ſie im Intereſſe der republikaniſchen Staatsform 
liege, genügt. Der Beamte kann jedoch Schadenserſatz verlangen, 
wenn die Entlaſſung ein reiner Willkürakt iſt oder die Behörde die 
Frage, ob ſie der republikaniſchen Staatsform diene, überhaupt nicht 
Gene ee 2692 


Elektrizitäts diebſtahlsgeſetz. 


8 1 Gef. v. 9. April 1900. Entnahme elektriſcher Arbeit mittels 
Fc oa ©. 30 m. 010 vum Do sale 2703* 


Irrtums verordnung (Arbeitszeitverordnung). 


ArbgVd. v. 21. Dez. 1923. Die Itrt VO. iſt auch auf die Arb 3 Vo, 
v. 21. Dez. 1923 anwendbar. OLG. Düſſeldorf 2720 


Preistreibereiverordnung. 


8 4 Preistrsd. Die Vereinbarung von mehr als 2% Monats“ 
zinſen v. 1. April bis Ende 1924, 1%% i. J. 1925 und %4% ſeit dem 
, oma. ao: 2817° 


Kraftfahrzeuggeſetz. 

8 3 KraftfahrzG.; 5230 StGB. Als „Begleiter“ hat nur zu gelten, 
wer ſich nahe bei der das Steuer führenden übenden Perſon befindet, 
daß ein unmittelbares und ſofortiges Eingreifen durch Bedienung der 
Maſchinenhebel möglich iſt, wer in jedem Augenblick das Fahrzeug 
zur Steuerung ſelbſt vom Fahrſchüler übernehmen kann. Von einer 
ſolchen Beziehung kann keine Rede fein, wenn der „Begleiter“ mit 
einem anderen Wagen voranfährt. Eine Art mittelbarer Begleitung 
i. S. § 3 Abſ. 2 KraftfahrzG. iſt nicht denkbar. Der durch den Lehr⸗ 
auftrag begründete Pflichtenkreis des Fahrlehrers iſt keineswegs der⸗ 
art abgegrenzt, daß darunter nur die Begleitung, wie fie 9 3 Kraft 
fahrzG. vorſchreibt, fällt. Bay b). 28090 

§ 21 KraftfahrzG.; 510 VerkVO. Es genügt, wenn in angemel” 
fenen Zwiſchenräumen das Kennzeichen des Kraftfahrzeuges gereinig, 
wird ah bes ß ̃ÿʃ⅜0C 2809 

8 21 Kraftfahrz. Vorausſetzungen, unter denen ein Kraft 
fahrer von der polizeilich vorgeſchriebenen Fahrtrichtung abweichen 
darf. RG. 2805 


282²² 
8 23 Kraftfahrz&. Die weitere Benutzung eines Kraftwagene, 
für den die Steuerkarte nicht rechtzeitig erneuert iſt, iſt nicht ſtrafban, 
Hamm! Eu Bl: nA 2822 
8 24 Kraftfahrz Verk. Strafrechtliche Verantwortlichkeit des 
Kraftwagenführers, der die Leitung des Wagens einem nicht hinreiche 

ſicheren Mitfahrer überläßt. Mitverantwortlichkeit des dieſe Über 
laſſung genehmigenden Beſitzers des Kraftwagens. Begriff der SUN, 
Tung N ee at no aan sie a 2705 


Kraftjahrzeugvertchröverordnung. 


§ 2 KraftfahrzVerkVd.; 88 3, 21 KraftfahrzVerkG. sch 
„Fahren“ und „Vorfahren“ verſteht man den Bewegungsakt. Wir 1 
das „Vorfahren“ verboten, fo erfordert es der Wertſinn und YET 
des Verbots, daß ſchon der Beginn und die Fortſetzung der un = 
läſſigen Fahrbewegung als unterſagt gilt. Das in die äußere 
ſcheinung tretende Unternehmen iſt als verbotswidrig erklärt, 0855 
daß es auf das Gelingen und Beendigen desſelben ankommt. Baye 
L 


Unter 


82 Abſ. 1 KraftfahrzVerk Bo. Die Verpflichtung, * 
ſeitige Hälfte der Fahrbahn einzuhalten, gilt auch für Einbahnſtraße 1 
Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem pflichtwidrigen Verhalbe f 
des Fahrers und dem eingetretenen rechtswidrigen Erfolg wird TU a 
durch ein fahrläſſiges Mitwirken des Verletzten unterbrochen. = 
Fahrer muß mit unvernünftigen Bewegungen des Publikums rechnen 
Es iſt nicht erforderlich, daß gerade der Tod des Verletzten vorauegte 
ſehem würd ee ee © ” 28110 

88 2, 23 KraftfahrzVertsd.; 86 Abſ. 3, 4 Kraftf®.; 8366 BUT: 
SEE. Grundſätze für die Gültigkeit von Polizeiberordnungen ub 


> 


56. Jahrg. 1927 Heft 48] 
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den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. Eine polizeiliche Anordnung, die 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen auf allen Straßen und Wegen in 
beſtimmter Beziehung verbietet, ſteht in Widerſpruch mit den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes über den Kraftfahrzeugverkehr und iſt ungültig. 
/ ee 1 281217 


ſei es auf dem vorderen oder hinteren, infolge ſtarker Beſchmutzung 
nicht mehr entziffert werden kann. Eine Nachſchaupflicht des Kraft⸗ 
wagenführers, wie ſie vor Antritt der Fahrt unbedingt bejaht werden 
muß (vgl. $ 16 letzt. Satz der VO.), kann auch während der Fahrt ein- 
treten, wenn der Wagen auf einer längeren Strecke beſonders ſchmutzige 
Stellen paſſiert hat. Das gegen einen Jugendlichen erlaſſene Urteil 
muß ſich darüber auslaſſen, ob die Vorbedingungen des § 3 Jugend⸗ 
gerichtsgeſetz gegeben ſind, mag auch nach Lage des Falles kaum ein 
Zweifel beſtehen. Bay Ob .. 281312 

ss 11, 16 KraftfahrzVerkBd. v. 5. Dez. 1925 in der Faſſ. v. 
28. Juli 1926. Der Kraftwagenführer muß vor Beginn jeder Fahrt 
die Beleuchtungsanlage auf ihre ordnungsmäßige Beſchaffenheit 
FFF eo a 282110 


wird auch die Beſchaffenheit der Straße, ihre Breite, ihr Steigen 
oder Fallen eine Rolle ſpielen und zu berückſichtigen ſein. 29105 
1 

88 18, 19 Kraftfahrzserksd. Die Unüberſichtlichkeit der Fahr⸗ 
bahn allein legt dem Kraftfahrer nicht die Verpflichtung des $ 19 
Abf. 1 Verk VO. auf, durch deutlich hörbare Warnungszeichen recht⸗ 
zeitig auf das Nahen des Kraftfahrzeugs aufmerkſam zu machen. 
JJ 281413 


ſuhrzVerkVO. iſt nicht Vorausſetzung, daß die Sicherheit des Verkehrs 
durch Gefahr für Leib und Leben in Betracht kommt oder daß ein 
lebhafter Verkehr herrſcht. 

iſt der Fahrer nur dann befreit, wenn er beſtimmte und verläſſige 
Anhaltspunkte dafür hat, daß die zu warnenden Perſonen von der An⸗ 
näherung des Wagens Kenntnis haben. Bay obs... . . 28072 
‚ 8820, 21 a KraftfahrzVerktsd.; 3230 StGB. 3 20 ſieht nur 
die Strafbarkeit einer vorſätzlichen Verfehlung vor. Ausnahmsweiſe 
iſt dem Kraftfahrer das Ausweichen nach links geſtattet. BayObLG. 


zelnen Fall abgeſtellt und will nicht nur eine konkrete Gefährdung 


a 281617 


Maß⸗ und Gewichtsordnung. 


2 Maß⸗ und Gewichtsordnung v. 30. Mai 1908, 85 6, 11, 22. 
ner Begriff Öffentlicher Verkehr im Gegenſatz zum Inneren Betrieb 
ft unter beſtimmten Umſtänden auch auf Backſtuben und die dort 
10 Abteilen von Teig für Einzelbrote angewendeten Meßgeräte zu. 

5 2820 


e rer 5 535% „6 rer, 


Verordnung zum Schutze des Funkverkehrs. 


199, $2 der Funkd. mit Bek. des Reichspoſtminiſters v. 14. Mai 
im und v. 24. Aug. 1925; § 59 StGB. Das durch die Be- 
zumungen des Reichspoſtmimiſters unterjagte Anſchließen anderer 
ohnungen an eine Rundfunkempfangsanlage iſt, wenn für den 
anderen Haushalt keine Rundfunkgenehmigung vorliegt, Errichtung 


2831 


einer ungenehmigten Funkanlage. Das Verbot des Anſchluſſes eines 
anderen Haushaltes iſt eine Verleihungsbedingung. Irrtum über 
deren Inhalt iſt tatſächlichem Irrtum gleichzuſtellen. Bay Obe G. 27205 


Nahrungsmittelgeſetz. 


8 10 Nahrungsmittel. Verfälſchen von Kaviar. 99 265, 267 
SPD. In Ermangelung eines dem g 265 StPO, genügenden Hin⸗ 
weiſes darf in der Verhandlung vor dem BG. nur geprüft werden, 
ob das angefochtene Urteil über die Merkmale der dem Angekl. im 
Eröffnungsbeſchluß zur Laſt gelegten Handlung ausreichende Feſt⸗ 
ſtellungen getroffen hat. OLG. Kiel 28 


Gewerbeordnung. 


333 Gewd.; Art. 1 88 1, 4 NotG. b. 24. Febr. 1923. Die von 
einer geſchloſſenen Geſellſchaft auf ihre eigene Rechnung betriebene, 
auf die Mitglieder beſchränkte Abgabe von Getränken auch nichtalkoho⸗ 
liſcher Art unterliegt dem Erlaubniszwang. Bay bs... . 27227 

855 Abſ. 1 Nr. 1, 8 148 Abſ. 1 Nr. 7 Gewd. Die Verurteilung 
wegen Übertretung nach § 55 Abſ. 1 Nr. 1, 8148 Abſ. 1 Nr. 7 Gewd, 
(Wandergewerbebetrieb ohne Wandergewerbeſchein) in Tateinheit mit 
einer Übertretung nach $ 56 Abſ. 3, § 148 Abſ. 1 Nr. 7a GewO. (Feil⸗ 
bieten von ärgerniserregenden Druckſchriften im Umherziehen) iſt 
unzuläſſig, ſofern nur ſolche verbotene, vom Feilbieten im Umherziehen 
ausgeſchloſſene Druckſchriften den Gegenſtand des Wandergewerbe⸗ 
betriebs bilden. Nach § 148 Nr. 7 Gew. wird beſtraft, wer ohne den 
geſetzlich erforderlichen Wandergewerbeſchein ein Wandergewerbe be⸗ 
treibt. Für verbotene Gewerbsarten darf aber ein Wandergewerbe⸗ 
ſchein überhaupt nicht erteilt werden. Bay Obs... 27216 

88 146 a, 105 b Gewd.; VO. v. 5. Febr. 1919. Beaufſichtigung 
der zu Reklamezwecken erleuchteten Geſchäftsräume iſt verbotene Sonn⸗ 
tagsarbeit. OLG. Hamm „ 0 ee 
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2. Verfahrensrecht. 
Strafprozeßordnung. 


. 28231 

Der Rechtsſat ne bis in idem iſt gemiſchtrechtlicher Natur. Zu ſeiner 
Nachprüfung kann das Rev. ſelbſtändige Feſtſtellungen treffen. 
.. 27268 


dem Gericht vorher angezeigt war, wird erſt mit Vorlage der Zu⸗ 
ſtellungsurkunde zu einer „vorgeladenen“. RG. 270730 

58 249, 250, 251, 253, 238 Stpd. Zuläſſig ift die Berlefung 
eines Vernehmungsprotokolls zum Beweiſe des Vorhandenſeins die⸗ 
ſes Protokolls und zu dem Zweck, dem Protokollanten Gelegenheit 
zu geben, ſeine Erinnerung zu prüfen. agr. 27058 


recht Gebrauch macht. MWD. „70952 


2832 


8 256 PO. Bei einem Leumunds⸗Zeugenbeweis find die zu 
beweiſenden Tatſachen nicht die Glaubwürdigkeit oder andere innere 
Eigenſchaften einer Perſon, fondern äußere Handlungen, aus denen 
das Gericht fich ein Urteil über jene Eigenſchaften zu bilden hat. Die 
Feſtſtellung, daß der Angekl. „mindeſtens fahrläſſig“ gehandelt habe, 
genügt nicht. Es bedarf einer klaren Feſtſtellung, welche Schuldform 
als erwiejen angeſehen iſt. Ro Hh . b auuE> 

8 261 SPD. Die Bedeutung der Wahrunterſtellung erſchöpft 
ſich nicht darin, daß ſich das Gericht mit der betreffenden Tatſache 
nicht in Widerſpruch ſetzen darf. Dem behauptenden Angekl. gegen⸗ 
über darf die Behauptung auch dann als wahr verwertet werden, 
wenn fie ſich für ihn als ungünſtig erweiſt. R . 271084 

88 264, 270 StPD. Über eine einheitliche Tat kann nicht nach 
einzelnen tatſächlichen Richtungen oder unter einzelnen rechtlichen 
Geſichtspunkten durch Urteil entſchieden und gleichzeitig im übrigen 
die Erledigung einem ſpäteren Urteil vorbehalten werden. RG. 271155 

88 265, 267 Stpd. In Ermangelung eines dem 5265 StPO. 
genügenden Hinweiſes darf in der Verhandlung vor dem BG. nur 
geprüft werden, ob das angefochtene Urteil über die Merkmale der 
dem Angekl. im Eröffnungsbeſchluß zur Laſt gelegten Handlung aus⸗ 
reichende Feſtſtellungen getroffen hat. OLG. Kiel. 272810 

8267 SPD. Im Falle der Zubilligung des Notwehrrechts 
braucht der äußere und innere Tatbeſtand nur inſoweit feſtgeſtellt 
zu werden, als erforderlich iſt, um die Annahme zu rechtfertigen, daß 
der Angekl. in berechtigter Notwehr ohne Überſchreitung ihrer Gre 
zen gehandelt hat. RM.. 271136 

8 267 StPO.; 88 176, 178, 223, 226 StGB. Verurteilung wegen 
vorſätzlicher Körperverletzung mit nachfolgendem Tode bei Nicht⸗ 
feſtſtellbarkeit vorſätzlicher Tötung. R. 271237 
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betont wird. Rechtliche Würdigung eines vom Urteil in SEE 


C. 
Steuerrecht. 
1. Reid. 
Umſatzſtenergeſetz. 


§1 Nr. 1 umſstG. 1919. Der Veranſtalter von Geſellſchafts⸗ 
reiſen iſt, ſofern nichts anderes vereinbart iſt, für die inländiſchen und 
ausländiſchen Leiſtungen an die Reiſeteilnehmer nur mit ſeiner Ver⸗ 
mittlungsgebühr umſatzſteuerpflichtig, wenn die Leiſtungen — ins⸗ 


Für die Schriftleitung verantwortlich: Juſtizrat 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


beſondere Beförderungen, Beherbergung, Verpflegung, Führungen 
durch ſelbſtändige Unternehmer ausgeführt werden. R.. 28% 
82 Abſ. 1 Nr. 4 UmſstG. 1919; 54 RAbgoO. Kraftwagenhallen, 
in denen beſondere Teilräume (ſog. Boxen) zur Unterbringung ‚po 
Kraftwagen hergerichtet find, gelten als eingerichtete Räume im TR 
des $2 Abſ. 1 Nr. 4 UmſStG. v. 24. Dez. 1919. RF B. . 282 
8 7 UnjSt®. 1922. Die Vereinigung mehrerer dem Zwischen 
händler gelieferten vertretbarer Sachen zum Zwecke gleichzeitiger 
Beförderung verwirkt die Strafbefreiung des § 7 Umſ StG. nich; 
auch nicht wenn die Verladung längere Zeit beanſprucht. RF. 282% 


Verſicherungsſteuergeſetz. 


8 2 Verſstch. Der Senat hält an feiner Bd. 17 S. 236 aus⸗ 
geſprochenen Anſicht feſt, daß die Annahme einer Verſicherung i. S. 
des § 2 VeriSt®. nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß die Vereins 
ſatzung des Verſicherers die Klauſel enthält, auf die Schadensvergn⸗ 
tungen beſtehe kein Rechtsanſpruch der Mitglieder, wofern nach Lage 
der rechtlichen und tatſächlichen Verhältniſſe Treu und Glauben Sn 
Verein zur Schadensvergütung verpflichten. R õ h. 2824 


Vergnügungsſteuer. 

Für die Frage, ob eine ſteuerpflichtige Vergnügung vorliegt, iſt 
entſcheidend, ob die Veranſtaltung im weſentlichen der Ergötzung und 
Unterhaltung der Teilnehmer zu dienen beſtimmt und geeignet war. 
PrOVG. 2784 


2. Länder. 
Preuß. Grundvermögensſteuergeſetz. 
PrörVermStG. v. 14. Febr. 1923. Eine nicht rechtskräftige 
Veranlagung kann von der Veranlagungsbehörde zurückgezogen 
werden, und zwar ohne oder mit gleichzeitigem Erlaſſe einer neuen, 
Heranziehung. ProB®,. 2840 


D. 
Sonfliges öffentliches Recht. 
Reichs verfaſſung. 

Steht der veröffentlichte Wortlaut eines Geſetzes im Biberfprud 
mit dem Beſchluß der geſetzgebenden Körperſchaft, ſo iſt der Worug t 
nicht ſchlechthin entſcheidend. Heſſ Verw.... 22780 

Art. 37 hi Verf.; 55 451, 455, 456 StPO. Eine Strafvollſtreckung 
ohne Genehmigung des Reichstags iſt gegen einen Reichstagsabgeorb⸗ 
neten auch dann unzuläſſig, wenn ſich dieſer ſchon zur Zeit der Ver, 
urteilung in Unterſuchungshaft befunden hat. OLG. Hamburg. 2780 


Geſetz über Kraftfahrlinien. 
Zum Begriffe der Kraftfahrlinie nach dem NG. v. 25. Aug. 1925 
über Kraftfahrlinien. ByObl®. mn. 2809 
Reichs knappſchaftsgeſetz. 


8 31 Reencz. Anſprüche auf Invalidengeld aus der Zeit vor dem 
1. Januar 1924 find wirtſchaftlich wertlos. Neben der Zeuerun 
zulage nach 531 Rͤnch. können keine Sonderleiſtungen gema 
werden: r er Pe, en 


Verſailler Vertrag. 


Art. 296 VV. Bei Vorliegen widerſprechender Vorkriegsurteile 
wendet der GemSchcH. die allgemeine Regel an, daß grundſutzli 
das Recht des Schuldnerſtaats entſcheidend iſt. Dt.⸗Engl. Gemen 


Londoner Schlußprotokoll. 


Londoner Schlußprotokoll v. 16. Aug. 1924. Sanktionierung 
unrechtmäßiger von den Beſatzungsbehörden vorgenommener Bel 1 
nahmen durch das Londoner Schlußprotokoll. Verluſt deutſchen Pg 
eigentums auch gegenüber Deutſchen. RG 26 


Preuß. Allgem. Landrecht. 

8 10 11 17 ALR. Die Polizei iſt berechtigt, von dem Hauseigen 
tümer die Herſtellung einer der Zahl der Wohnungen entſpreche t 
Anzahl von Aborten zu fordern. PrOVG. 28 

Thür. Verwaltungsrecht. 


Anordnung der Entfernung an einem Gemeinde verwaltung 
gebäude angebrachter kommuniſtiſcher Symbole. Thür OVG. 27 
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